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EINLEITUNG 

zu  den 
UNMITTELBAR  FOLGENDEN  FÜNF  BÜCHERN 

des 

vorliegenden  Werkes  vom  Staate. 


mJer  Gegenstand  der  unmittelbar  folgenden  fünf 
vom  Staate  (]oder  der  Gegenstand  des  vorliegenden  Bandes} 
ist  die  Staatsoberherrlichkeit  oder  die  Dienst«*- 
gewalt  des  Staates.  Das  Seitenstück  dieses  Rechti», 
— der  Gegenstand  der  dann  folgenden  fünf  Bücher,  —  ist  das 
Staats  ofoereigenthuffl.'}  Der  Staat  hat  das  erstere 
Recht,  weil  und  in  wie  fern  er  die  Volks-  oder  National- 
kraft, *3  d^s  letztere,  weil  und  wie  ferner  das  Volks- 
oder Nationalvermögen  zum  öffentlichen  Besten,  —  zur 
Bestreitung  seines  Bedürfnisses  an  Arbeit  und  Dienstlei- 
stungen, an  Geld  und  Gut,  —  zu  verwenden  berechtiget 
ist.  Sowohl  das  eine  als  das  andere  Recht  ist  ein  wesent- 
lich unbeschränktes  oder  ein  seinem  Wesen  nach  ab- 
solutes Recht.  Aber  es  kommt  diese  Eigenschaft  ([oder 
das  Merkmal  des  Absoluten}  sowohl  dem  einen  als  dem 
anderen  Rechte  nicht  kraft  seiner  besonderen  und  ihm  al- 


1)  Man  nennt  dieses  Recht  auch  das  dominium  eminens  in  der  wei- 
ter^ BedeueuDg.  Das  Wort:  Besteuerungsreclit  hat^  wenig- 
stens seiner  Etymologie  nach^  eine  engere  Bedeutung. 

2)  Die  Worte:  Yolk  und  Nation  werden  von  den  Schriftstellern 
über  diese  Rechte  häufig  gleichbedeutend  genommen.  (Diesem 
Sprachgebranche  werde  auch  Ich  folgen.  Zur  Vertheidigung  des- 
selben kann  man  anfuhren^  dafs  ein  Volk  zugleich  eine  Nation 
seyn  mufs^  wenn  ihm  nicht  eine  liauptb.edingaDg  seiner  Macht  ab- 
gehen soll.) 

Zachariä,  vom  Staate,     VI.  1 


2 

lein  eigenthümlichen  Beschaffenheit,  sondern  als  einem 
Hoheitsreehte  überhaupt  zu.  Wenn  daher  auch  die 
^  Staatsoberherrlichkeit  und  das  Staatsobereigenthum  Rechte 
sind,  in  deren  Wesen  das  Merkmal  des  Absoluten  liegt; 
so  sind  doch  mit  dem  Wesen  dieser  Rechte  nicht  diejenigen 
Beschränkungen  derselben  unvereinbar,  welche  Mos  die 
Ausübung  des  einen  oder  des  anderen  Rechts  betreffen. 
Ja  es  liegt  gerade  in  der  Eigenschaft ,  welche  die  Hoheits- 
rechte als  absolute  Rechte  haben,  die  Aufgabe,  diese  an 
sich  (in  thesi^  unbeschränkten  Rechte,  in  Beziehung  auf 
ihre  Ausübung,  (^in  hypothesi^  in  beschränkte  zu  verwan- 
deln. (]Es  ist  daher  mehr  als  sonderbar,  wenn  man  z.  B. 
fildem  Worte:  Staatsobereigenthum,  Anstofs  ge- 
funden hat.*')  Es  ist  wahr,  der  Begriff  jenes  Eigen- 
thumes  schliefst  deiHBegriff  eines  jeden  anderen  Eigenthu- 
mes  aus.  Aber  clerselbe  Widerspruch  wiederholt  sich  im 
Staate  in  tausend  anderen  Gestalten.  Heben  läfst  er  sich 
nicht,  sondern  nur  inüdern.  Das  Thema  des  Staats- 
rechts ! ) 

Die  Verwandtschaft,  welche  hiemach  zwischen  der 
Staatsoberherrlichkeit  und  dem  Staatsobereigenthume  ein- 
tritt, läfst  sich  noch  weiter  verfolgen.  Ja  man  kann  viel- 
leicht die  Darstellung  der  Wissenschaften,  welche  diese 
Rechte  zum  Gegenstande  haben,  nicht  besser,  als  durch 
eine  Yergleichung  zwischen  beiden  Rechten  einleiten. 

So  verschieden  auch  beide  Rechte  ihrem  Gegen- 
stände nach  von  einander  sind,  so  sind  sie  doch  ihrem 
Zwecke  nach  nur  ein  und  dasselbe  Rectit  oder  nur  ver- 
schiedene Anwendungen  eines  und  desselben  Rechts,  — 
des  Rechts  des  Staates,  alle  die  Opfer  (an  Arbeit  und 
Dienstleistungen,  an  Geld  und  Gut}  von  den  Unterthanen 
zu  fordern,  welche  von  diesen.zu  bringen  sind,  damit  die 
Regierung  das  leisten  könne,  was  sie  leisten  soll,  damit 


*)  ^^Au   cUoyeu   appnrtient  la  propriete  et   au  souveraia  Tempire.^^ 
.   CWorte  des  franz.  Staatsrathes  Portalis  in  den  Motifis  xu  den 
liiv.  II.  tit.  II.  des  C.  N.).    Richtig!    Aber  wo  hört  das  «npire  auf 
und  wo  beginnt  die  propriete? 


8 

der  Staat  überhaopt  aus  dem  Reiche  der  Sehattcn  in  die 
wirkliche  Welt  versetzt  werde. 

Wegen  dieses  ilinen  gemeinschaftlichen  Charakters  ist 

auch  das  Verhältnifs,  in  welchem  die  Staatsoberherrlich* 

keit  nnd  das  Staatsobereigenthum  zu  anderen  Hoheitsrech« 

ten  stehn,  dasselbe.   Dafs  ein  Volk  der  Regierung  Dienste 

zn  leisten,   oder  ihr  Abgaben  zu  zahlen  hat,  verbessert 

nicht  unmittelbar  und  nicht  wesentlich  den  Zustand  dieses 

Volks«    (^Anders  verhült  sich  die  Sache,  wenn  z.  B«  die 

Civil  -  oder  die  Kriminal  -  oder  die  Polizeigesetzgebung  in 

Frage  steht.3    Sondern  darauf  kommt  es  an ,  worauf  oder 

wozu  die  Dienste  und  Abgaben  verwendet  werden.    Ja, 

noch  mehrl    Die  Ausübung  der  Rechte,   welche  in  4^r 

Staatsoberherrlichkeit   oder  in  dem  Staatsobereigenthume 

enthalten  sind ,   hat  unmittelbar  sogar  die  Folge,  den 

Bechtszustand  eines  Volkes  durch  die  Lasten  zu  verschlim-^ 

mern ,  welche  vermöge  jener  Rechte  auf  das  Volk  gelegt 

werden,   durch  Lasten,  welche  um  so  drückender  sind, 

je  weniger  man  sich  ihnen   entziehen  kann.     Daher  ist 

auch  keine  Klage  so  weit  in  der  Staatenwelt  verbreitet, 

als  die  über  den  Druck  der  öffentlichen  Lasten ,  keine  ist 

vielleicht  so  häufig  benutzt  worden,  um  das  Verlangen 

nach  einer  Umgestaltung  der  Verfassung  zu  rechtfertigen 

oder  zu  beschönigen.    Dagegen  haben  sich  die  Völker  nicht 

selten  auch  die  grausamsten  Strafgesetze  gefallen  lassen. 

Denn  man  vergifst  so  leicht  des  Spruchs :  Hodie  mihi,  cras 

tibi! 

Man  kann  allerdings  den  Satz  als  die  Re  ge  1  aufstel- 
len: Ein  Volk  kann  nur  unter  der  Redingung  den  Gipfel 
der  Macht  ersteigen ,  der  ihm  überhaupt  erreichbar  ist , 
daiis  sdne  Macht  eben  so  wohl  den  gedeihlichen  Zustand 
der  Nationalkraft  als  deii  Wohlstand  der  Nation  zur  Grund- 
lage hat.  ^3  D^nn  beide  Quellen  der  Macht  stehen  in  dem 
Verhältnisse  der  Wechselwirkung  zu  einander.    Für  Geld 


^  Zur  Bestätigung  dieses  Satzes  kann  tnau  sich  auf  das  Beispiel  Eng- 
lands beritfes. 


ist  Arbeit,  für  Arbeit  ist  Geld  zu  haben.  Wer  meine  Zeit 
d.  i.  meine  Arbeit  in  Anspruch  nimmt,  verhindert  mich, 
Geld  zu  erwerben.  So  wie  der  Wohlstand  einer  Nation 
von  ihrer  Arbeitsamkeit  und  Sparsamkeit,  von  ihrem  Un- 
ternehmungsgeiste nnd  von  dem  Vertrauen,  welches  das 
Ausland  in  ihre  Rechtlichkeit  setzt,  mit  einem  Worte,  von 
dem  gesammten  intellektuellen  und  moralischen  Zustande 
der  Nation  abhängt ,  so  mufs  eine  Nation  auch  umgekehrt 
schon  zu  einem  gewissen  Wohlstande  gelangt  seyn ,  um , 
der  Sorge  für  des  Leibes  Nahrung  und  Nothdurft  überho- 
ben, das  Bedürfnifs  einer  höheren  Kultur,  durch  die  Ver- 
wendung der  ihr  freibleibenden  Zeit ,  befriedigen  zu  kön- 
nap.  ([Daher  z.  B.  das  Uebergewicht ,  welches  die  gebil- 
deteren und  reicheren  Nationen  über  die  der  entgegenge- 
setzten Art  von  jeher  behauptet  haben  und  noch  behaup- 
ten.3  —  Jedoch  ist  die  aufgestellte  Regel  nicht  so  zu  deu- 
ten ,  als  ob  eine  jede  der  Ursachen ,  auf  welchen  die  Macht 
einer  Nation  beruht,  überhaupt  oder  zu  einer  jeden  Zeit 
dasselbe  Moment  der  Kraft  hätte ,  oder  als  ob ,  was  der 
Macht  einer  Nation  in  einer  Beziehung  abgeht,  nicht 
durch  das  Uebergewicht ,  welches  die  Macht  derselben  Na- 
tion in  einer  andern  Beziehung  hat,  ersetzt  ja  mehr  als  er- 
setzt werden  könnte.  Ueberhaupt  ist  bei  der  vorliegenden 
Untersuchung  nicht  zu  übersehen,  dafs  man  es  bei  der- 
selben nur  mit  relativen  Gröfseii  zu  thun  hat.  Wie  oft 
ist  es  z.  B.  geschehn,  dafs  ein  rohes  und  armes,  aber  ab- 
gehärtetes und  tapferes  Bergvolk  die  kultivirten  und  rei- 
chen aber  ersehlafften  Bewohner  der  angrenzenden  Ebne 
unterjocht  hat?  Umgekehrt  gehören  in  der  Geschichte 
auch  d  i  e  Fälle  nicht  zu  den  Seltenheiten ,  dafs  ein  Volk, 
durch  eine  Eroberung  mit  den  verführerischen  Reitzen 
und  mit  dem  sittenverderblichen  Einflüsse  des  Luxus  be- 
kannt geworden,  mit  seiner  ursprünglichen  Sitteneinfalt 
zugleich  auch  einer  Hauptgrundlage  seiner  Macht  verlustig 
wurde.  So  konnten  sich  die  Bergvölker ,  welche  das  alt- 
persische Reich  stifteten,  so  die  Römer,  nachdem  sie  den 
König  Antiochus  den  Qrofsen  überwältiget  hatten ,  so  die 


Saracenen  oder  Araber,  nachdem  sie,  durch  einen  neuen 
Glauben  begeistert,  so  viele  Völker  ihrer  Herrschaft  unter- 
worfen hatten,  der  Folgen  nicht  erwehren,  welche  eine 
Eroberung  oft  gefährlicher  für  den  Sieger  als  für  den  Be- 
siegten machen.  Jedoch  können  auch  die  Gefahren,  mit 
welchen  hiemach  eine  Eroberung  den  Sieger  bedroht ,  wie- 
der durch  andere  Ursachen  bald  gesteigert,  bald  vermin- 
dert ,  bald  auch  gänzlich  beseitiget  werden.  Den  Nationen 
des  heutigen  Europa  kommen  in  dieser  Beziehung  die 
Grundlagen  ihrer  Kultur  und  Civilisation  zu  statten.  Das 
Christenthum ,  zu  welchem  sich  diese  Nationen  bekennen , 
die  Begriffe  von  Ehre  und  Schande,  die  bei  ihnen  herr- 
sehen, die  Gesetze  des  Anstandes  und  der  Sitte,  welche 
denen  des  Staates  zur  Seite  stehn,  schützen  den  gesell- 
schaftlichen Zustand  dieser  Nationen  gegen  die  plötzlichen 
Erschütterungen,  welchen  er  bei  so  vielen  anderen  Völ- 
kern ausgesetzt  ist.  Endlich  aber  hat  man ,  um  der  vor- 
liegenden Aufgabe  Genüge  zu  leisten,  die  Verschieden- 
heit der  Verfassungen  der  Staaten  in  Anschlag  zu 
bringen.  Die  Volksherrschaften  Altgriechenlands  hatten 
für  ihre  Fortdauer  nichts  so  sehr  zu  fürchten ,  als  dafs  die 
Bürger ,  der  Freiheit ,  d.  i.  des  Selbstregierens ,  nicht  zu 
ersättigend,  indem  sie  das  Aeufserste  in  der  Freiheit  er- 
strebten, dem  Ehrgeitze  ihrer  Führer  zur  Beute  wur- 
den. ^3  ^^  ^^  1^  diesen  Staaten  kaum  eine  von  der  Macht 
der  Nation  (^oder  der  Bürgerschaft^  gesonderte  Macht  der 
Regierung  gab,  so  mnrste  in  denselben,  wenn  sie  sich  auf 
die  Dauer  erhalten  sollten,  der  freiwillige  Gehorsam  der 
Bürger  dem  Ansehn  der  Regierung  zu  Hülfe  kommen.  *3 
Anders  stellen  sich  die  Verhältnisse  in  den  heutigen  Euro- 


1)  ^^Mit  den  Sitten  der  N.otion  vorändert  sich  die  Verfassung  des  Staa- 
tes^^  —  war  ein  Axiom  der  Staatswissenscfaaft  der  Griectien.  S. 
Plato  derepubl.  L.  VIII.  Arist.  Polit.  L.  V.  Rolyb.  L.  VI. 
Vergl.  Drumanu^  Ideen  zur  Geschichte  des  Verfalls  der  Grie- 
chischen Staaten.    Berl.  1815.  "^ 

2)  Aus  demselben  Grunde  konnten  diese  Verfassungen  kaum  durch 
den  Druck  der  zu  entrichtenden  Steuern  gefährdet,  werden.    Die 


6 

päischen  Monarchien.  In  diesen  Staaten  ist  eine  schlechte 
Staatshaushaltnng  der  Herd  der  Revolationen.  ^') 

Sowohl  vermöge  seiner  Oberherrlichkeit  als  vermöge 
seines  Obereigenthumes  kommt  dem  Staate  noch  ein  ande- 
res Hoheitsrecht  zu,  —  ans  dem  ersteren  Grande  das  Recht 
der  Volkserziehang,  aus  dem  letzteren  Grande  das 
Recht  der  Bewirthschaftang  des  Nationalvermö- 
gens, Wie  der  Staat  vermöge  jenes  Rechts  auf  die 
Erhaltung,  auf  die  Vermehrung  and  auf  die  Vervollkomm- 
nung der  Nationalkraft  Bedacht  nehmen  darf  und  soll ,  so 
darf  und  soll  er  vermöge  des  andern  Rechts  dasselbe  dem 
Nationalvermögen  leisten.  Das  Recht  der  Volkser- 
ziehung verhält  sich  also  zu  der  Dienstgewalt  des  Staates 
und  das  Recht  der  Bewirthschaftung  des  Nationalvermö- 
gens zu  dem  Staatsobereigenthume  nur  wie  das  Mittel  zu 
seinem  Zwecke. 

Den  Rechten,  welche  in  der  Staatsoberherrlichkeit  ei- 
nerseits und  in  dem  Staatsobereigenthume  andererseits  ent- 
halten sind,  entsprechen  so  viele  Wissenschaften.  (Die 
Lehre  von  den  Staatsdiensten;  die  Staatserzie- 
hungslehre. —  Die  Lehre  von  der  Staashaushal- 
tung  oder  die  Finanz  Wissenschaft;  die  Volkswirth- 
schaftslehre.  Das  Wort:  Staatswirthschafts- 
lehre  bezeichnet  die  beiden  zuletzt  gedachten  Wissen- 
schaften zusammen.}  So  nahe  die  Staatsoberherrlichkeit 
und  das  Staatsobereigenthum  an  sich  oder  als  Rechte 
mit  einander  verwandt  sind,  eben  so  nahe  ist  die  Ver- 
wandtschaft, welche  unter  den  Wissenschaften,  die  sich 
auf  die  Staatsoberherrlichkeit,  und  unter  denen,  die  sich 
auf  das  Staatsobereigenthum  beziehen,  eintritt.    So  nahe 


StonerverfossaDg^  so  dräckend  sie  auch  seyn  mochte^  Cund  iD  der 
TJiat  war  sie  z.  B.  in  Athen  drucdcend  genug)  war  denn  doch  das 

Werk  der  Bürgersehaft. 

# 
^)  Jedoch  in  den  konstitutioneHen  Monarchien  (und  in  den  repräsen- 
tativen Demokratien)  fehle  es  noch  übcrdiefo  nicht  an  Erscheinun- 
geii^  welche  auch  in  dieser  Beziehung  an  die  Tage  der  Griechi- 
schen j^eistaaten  erinnern. 


ist  diese  Terwandtschaft ,  dafs  man  nicht  seifen  die  eine 
oder  die  andere  dieser  Wissenschaften  zur  Präfang  ihres 
Seitenstücks  benutzen  kann. 

Auch  darin  kommen  die  Wissenschaften,  welche  die 
Dienstgewalt  des  Staates,  und  die,  welche  das  Staatsober« 
eigenthum  zum  Gegenstände  haben,  mit  einander  uberein, 
dafs  die  einen  wie  die  andern  einer  andern  und  allgemei-* 
neren  Wissenschaft,  als  einer  ihnen  unentbehrlichen 
Grundlage,  bedürfen,  —  dieersteren  der  allgemeinen 
ErziehungS',  die  letzteren  der  allgemeinen  Wirth- 
schaft sichre.  Nun  gehören  zwar  diese  allgemeinen 
Wissenschaften  nicht  in  das  Gebieth  der  Staatswissen- 
schaft. Sie  stehen  jedoch  als  Hölfswissenschaften  in  einer 
so  genauen  Verbindung  mit  der  Staats  Wissenschaft,  dafs 
sie  in  dem  vorliegenden  Werke  als  selbstständige  Wissen- 
schaften —  wenigstens  in  einem  Abrisse  —  dargestellt 
werden  mufsten ,  wenn  nicht  gegen  die  Regeln  eines  wis- 
senschaftlichen Vortrages,  das  Ungleichartige  zu  einem 
Ganzen  verschmolzen  werden  sollte.  (]Man  ist  bisher  oft 
genug  in  diesen  Fehler  verfallen.^ 

Eine  andere  Genealogie,  als  die  in  dem  Obigen  dar- 
gestellte, haben  die  in  Frage  stehenden  beiden  Rechte 
(^die  Dienstgewalt  und  das  Obereigenthum  des  Staates, 
sammt  den  unter  ihnen  enthaltenen  Rechten^  wenn  man  den 
Zweck  der  Staaten  in  die  Beförderung  der  Wohlfahrt 
der  Menschen  überhaupt  setzt.  ^3  Alsdann  haben  in  die- 
sen beiden  Rechten  alle  andern  Hoheitsrechte  ihr  endliches 
und  höchstes  Ziel ;  dann  gehen  diese  entweder  in  dem  ei- 
nen oder  in  dem  andern  jener  Rechte ,  Qe  nachdem  näm- 
lich jener  Zweck  der  Staaten  modificirt  wird  ,3  gleichsam 
unter.  —  Zur  Bestätigung  dieser  Behauptung  kann  man 
sich  unter  andern  auf  Plato's  berühmtes  Werk  vom  Staate 
berufen.  Obwohl  bestimmt,  die  Staatswissenschaft  ihrem 
ganzen  Umfange  nach  darzustellen ,  ist  doch  dieses  Werk 
der  Sache  nach  nur  eine  Volkserziehungslehre.  Nach 


*)  S.  Bd.  I.  S.  147  ff. 
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Plato  sollen  sich  im  Staate  und  durch  den  Staat  die  ver- 
schiedenen Gemüthsarten  und  Anlagen  der  Menschen  ia 
ihrer  ganzen  Mannigfaltigkeit  offenbaren.  Für  die  gehö- 
rige Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten,  für  die 
Landesvertheidigung ,  für  den  Wohlstand  der  Landesein- 
wohner soll  nicht  durch  eine  bestimmte  Form  der  Staats- 
verfassung, ja  überhaupt  nicht  im  Wege  der  Gesetzge- 
bung, sondern  so  Vorkehrung  getroffen  werden ,  dafs  ein 
jeder  Einzelne  im  Volke  zu  der  Stellung  im  Staate  ge- 
lange, zu  welcher  er  von  Geburt,  durch  seine  ihm  ange- 
borne  Sinnesart  und  Geisteskraft ,  berufen  ist ,  —  dafs  also 
der  innere  Beruf  zugleich  über  den  äufsern  entscheide ,  — 
dafs  die  Spaltung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  Stände, 
in  den  Stand  der  Gebiethenden ,  in  den  der  Krieger  und 
in  den  der  Erwerbslente ,  der  auf  Naturgesetzen  beruhen- 
den Verschiedenheit  der  Menschen  entspreche.  Nach  Plato 
besteht  daher  die  wahre  oder  die  einzige  Staatsweisheit 
darin,  in  einem  jeden  Menschen  schon  in  dem  frühesten 
Lebensalter  die  Anlagen  zu  entdecken,  welche  ihn  entwe- 
der für  diesen  oder  für  einen  andern  Beruf  ausschliefslich 
oder  vorzugsweise  tauglich  machen,  diese  Anlagen  dann 
zu  entwickeln  und  in  Fertigkeiten  und  Geschicklichkeiten 
zu  verwandeln,  hierauf  einem  jeden  die  Stellung  im  Staate 
anzuweisen,  für  welche  ihn  die  Natur  bestimmt  hat,  end- 
lich die  verschiedenen  Stände  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
einer  Zucht  zu  unterwerfen,  welche  die  von  der  Natur 
selbst  gestiftete  Ordnung  dieser  Gesellschaft  vor  Störun- 
gen und  Erschütterungen  bewahre.  Mit  einem  Worte,  die 
Aufgabe  der  Staatskunst  ist  nach  Plato  die  Aufgabe  der 
Erziehungskunst.  Eine  bestimmte  Staatsverfassung 
wird  zum  Gelingen  dieses  Planes  so  wenig  vorausgesetzt, 
dafs  vielmehr  die  Verfassung  des  Staates  bald  eine  Monar- 
chie, bald  eine  Aristokratie  seyn  kann,  ja  seyn  soll,  je 
nachdem  in  dem  Volke  nur  Einer  geboren  wird ,  welcher 
entschieden  den  Beruf  zum  Herrschen  hat,  oder  aber  die 
Natur  Mehreren  diesen  Adel  verliehen  hat.  f  Plato  nennt 
die  zum  Herrschen  Gehörnen  die  Philosophen,^  —  Diesem 
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Plane  dem  Geiste  nach  nahe  verwandt  und  dennoch  in  der 
Ausfährung  von  ihm  wesentlich  verschieden  war  das  Staats- 
recht derjenigen  staatswirthschaftlichen  Schule,  welche 
man  die  physiokratische  zu  nennen  pflegt.  Nach  der  Theo- 
rie der  Physiokraten  ist  die  gesammte  Staatswissenschaft 
nur  ein  Bestandtheil  der  Staatswirthschaftslehre, 
der  Staat  selbst  nur  ein  Verein  für  die  Erhaltung  und 
Vermehrung  des  Nationalwohlstandes.  Da  bedarf  eine 
Nation  nicht  des  Reichthumes,  um  machtig  zu  seyn,  sun- 
dern  der  Macht,  um  reich  zu  werden.  Selbst  für  die  der 
Staatsverfassung  zu  gebende  Form  vermag  diese  Theo- 
rie gewisse  Regeln  aufzastellen.  Denn  da  sie  die  Pro- 
duktion —  oder  den  Landbau  —  als  die  einzige  oder  als 
die  Hauptquelle  des  Reichthumes  betrachtet,  so  kann  sie, 
konsequent  durchgeführt,  die  höchste  Gewalt  nur  in  die 
Hände  der  Grundeigenthümer  des  Landes  legen,  i^} 


*)  Die  Schriftsteller  dieser  Schule  enthalteo  über  diese  Frage  mehr 
Andeutungen  als  bestimmte  Aeufserungea.  Die  Zeiten^  in  welchen 
sie  lebten^  riethen  zur  Vorsicht. 


I 

I 

1 

\ 


DAS  EIN  UND  DREISSIGSTE  BUCH. 

Von  der 

Erziehtmg  im  AUgemeine$i^ 

oder 

%ur  allgemeinen  Erziehungslehre,  *9 
ER8TE8  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
Zwecke  der  Erziehtmg. 

Die  Erziehung  ist  die  Ent Wickelung  oder  Ausbildung 
der  Anlagen  und  Kräfte,  welche  der  Mensch  der  Natur 
(^oder  seiner  Geburt3  verdankt,  sey  es  in  seinem  eigenen 
Interesse  oder  in  dem  Interesse  x4nderer.  (^Die  Vorsorge 
für  die  Erhaltung  des  Lebens  und  die  Gesundheit  des 
Menschen  ist  nicht  sowohl  ein  Bestandtheil  der  Erzie- 
hung, als  eine  Bedingung  der  Möglichkeit  derselben.  Man 
nennt  denjenigen  Theil  der  Staats  Wissenschaft,  welcher 
von  der  Vorsorge  des  Staates  für  diese  Guter  des  Men- 
schen handelt,  die  Staatsarzneiwissenschaft.  ^3 
In  dem  vorliegenden  Werke  wird  von  dieser  Wissenschaft 


1)  Die  Wissenscfaafli  führt  den  Namen:  Allgemeine  Erziehongs- 
lehre  ^  z.  B.  in  Beziehung  auf  die  S  taats  erzieh ungslehre.  — 
Hauptwerke :  Grundsätze  der  Erziehung  und  des  Unterrichts.  Von 
A.  H.  Niemeyer.  VII.  Aufl.  Halle.  III  Theile.  IStO.  Erzie- 
hungslehre. Von  Schwarz.  Lpz.  IV-  Bde.  1808  ff.  Lcvana 
oder  Erziehungslehre.  Von  Jean  Paul  (Fr.  Richter.)  II.  Aufl. 
Tubingen.  III  Bde.  1814.  Kant^  über  Pädagogik.  Herausg.  v. 
Rink.    Königsb.  1803.    (Ein  goldnes  Büchelchen I) 

9)  Der  ältere  Name  dieser  Wissenschaft  war :  Medicioa  forensis^  ge- 
richtliche Arzneiwisienschäft.    (In  England   führ!  sie  noch  jetst 
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weiter  nicht  die  Rede  seyn,  da  die  ihr  eigenthümlichen 
Regeln  1^3  inehr  in  das  Gebieth  der  Heilkunde  als  in  das 
der  Staatswissenschaft  gehören. 

Nicht  so  ist  der  Begriff  der  Erziehung  zu  deuten,  als 
ob  der  Mensch  seine  Erziehung  blos  seinen  Mitmen- 
schen verdanken  könnte.  Der  Mensch  kann  sich  und 
er  soll  sich  auch  selbst  erziehen.  Nur  so  viel  lärst  sich 
behaupten,  dafs  der  Mensch  schon  eine  Erziehung  von 
seinen  Mitmenschen  erhalten  haben  mufs,  wenn  er  im 
Stande  seyn  soll ,  sich  selbst  zu  erziehn.  Der  schlagendste 
Beweis  für  diese  Behauptung  liegt  in  einer  Thatsache, 
welche  sich  in  der  Geschichte  mehr  als  einmal  wiederholt 
hat.  Mehr  als  einmal  ist  es  geschehn,  dafs  sich  bei  einem 
Volke,  das  schon  zu  den  gebildeteren  gehörte,  das  eine 
oder  das  andere  Individuum  in  dem  frühesten  Lebensalter 
aus  der  menschlichen  Gesellschaft  veru'rt  hatte  und  unter 
den  Thieren  des  Waldes  oder  sonst  fern  von  Menschen 
herangewachsen  war.  In  der  Folge  wieder  eingefangen, 
trug  ein  solches  Individuum  kaum  irgend  eine  Spur  von 
dem  Adel  der  Menschheit  an  sich.  Es  konnte  nicht  spre- 
chen ;  und  selbst  durch  seinen  Gang  erinnerte  es  kaum  an 
den  Unterschied  zwischen  dem  Menschen  und  den  vier- 
füfsigen  Thieren,  slso  an  die  schönen  Worte  des  Dich- 
ters: Os  homini  Dens  erectum  dedit  atque  tueri  coelumi 
(Daher  ist  es  ein  Räthsel,  welches  wohl  ewig  unaufge- 
löfst  bleiben  wird,  welchen  Anfang   die  Erziehung  des 


den  Namen:  Medical  jurispr.)  Die  Rechtsfälle^  zu  deren  Entscliei- 
dang  arzneiwisscDschaftlicIie  Kenntnisse  erforderlich  sind^  gaben 
die  erste  Veranlassung^  sie  als  eine  besondere  Wissenschaft  xu 
bearbeiten. 

*)  Als  ein  Theil  der  Staatswissenschait  betrachtet^  ist  sie  eine  An- 
wendung der  erondsätse  der  Polixeiwisscnschaft.  (Daher  gilt  auch 
von  der  GesundheitspoÜKei  die  Maxime :  Ne  quid  nimis  I )  —  üeber 
die  so  wichtige  Lehre  von  der  Brneuerung  der  Menschengattung 
8.  zwei  neuere  (oben  Bd.  II.  S.  107  noch  nicht  angeführte)  Schrif- 
ten: Moser ^  die  Gesetze  der  Lebensdauer.  Berl.  1839.  The 
principles  of  popuIation  and  their  conjunction  witb  human  happi- 
ness.    By  Ar  Chi  bald   Alisou.    Loud.    11.  Vol    1840. 
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Menschengeschlechtes  genommen,  wie  sich  der  Mensch 
in  geistiger  und  in  moralischer  Hinsicht  zuerst  über  das 
Thier  erhoben  habe.  Gieng  der  erste  Mensch  oder  gien- 
gen  die  ersten  Menschen  mit  völlig  ausgebildeten  Anla- 
gen aus  den  Händen  der  Natur  hervor?  oder  wurden  sie, 
~  worauf  Sagen,  die  sich  bei  mehreren  Völkern  erhalten 
haben  und  denn  doch  der  Beachtung  nicht  gänzlich  un- 
werth  sind ,  *^  hinzudeuten  scheinen ,  —  wurden  die  ersten 
Menschen  zuerst  von  höheren  Wesen,  die  damals  noch 
unmittelbar  mit  ihnen  verkehrten,  unterrichtet?  oder  ver- 
dankten sie  dem  Instinkte  ^3  das ,  was  sie  jetzt  nur  der 
Erziehung  verdanken  können?  oder  lerntern  sie  es  den 
Thieren  ab ,  '3  ^^^  ^^^  wenigstens  ihre  dringendsten  Be- 
dürfnisse künstlich  befriedigen  könnten? 3  —  Jedoch  die 
Erziehungslehre  handelt  nur  von  der  Erziehung  des  Men- 
schen durch  seine  Mitmenschen.  Die  Lehre  von  der  Er- 
ziehung des  Menschen  durch  sich  selbst  ist  der  Lehre 
der  Moral  von  den  Pflichten  des  Menschen  gegen  sich 
selbst  billig  vorzubehalten. 

Dagegen  ist  die  Aufgabe  der  Erziehungslehre  nicht 
auf  das  Jugendalter  zu  beschränken.  Wenn  auch  die 
heranwachsende  Generation  der  Erziehung  in  einem  höhe- 
ren Grade,  als  die  herangewachsene,  bedarf,  und  wenn 
auch  jene  weniger,  als  diese,  ihre  Kultur  sich  selbst  ver- 
danken kann,  so  kann  doch  die  Erziehung,  wenigstens 
in  so  fern ,  als  sie  die  Individuen  dem  Ideale  der  Mensch- 
heit nähern  soll,  in  keinem  Lebensalter  für  vollendet  ge- 
halten werden.    Besonders  hat  der  Staat  die  Erziehung 


1)  Wie  in  uDseren  Tagen  die  Geologie  so  manche  ähnliche  Sagen  be- 
stätiget hat.  ^^Ut  conquirere  fabulosa ,  et  fictis  oblectare  legentium 
animos  procul  gravitate  coepti  operis  crediderim^  ita  vulgatis  tra- 
ditisque  demere  fidem  non  ausim/'    Tacit.  hist.  II,  50. 

9)  Instinkt  ist  das  Vermögen  eines  Thieres^  nach  Vorstellungen  zu 
handeln^  welche  jedoch  unabänderlich  bestimmt  sind. 

3)  Es  giebt  kaum  ein  Handwerk^  welches  nicht  in  der  Art^  wie  die 
Thiere  ihre  Nester  oder  Lagerstätten  bauen^  sein  Vorbild  hätte.  » 
Vergl.  Ren  nie,  die  Baukunst  der  Vögel.    Lpz.  1833. 
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der  Jugend  und  die  der  Erwachsenen  als  ein  Ganzes  zu 
betrachten,  wenn  er  in  der  einen  oder  in  der  andern  Be- 
ziehung seinem  Berufe  genügen  soll.  ^3 

Die  Erziehung  besteht  in  der  Entwickeln ng  der 
den  Mensehen  angebornen  Anlagen  und  Kräfte.  So  hoch 
man  auch  die  Macht  der  Erziehung  über  den  Menschen 
anschlage,  so  kann  doch  der  Mensch,  vermöge  seiner 
Naturbeschaffenheit,  nicht  wie  die  Pflanze  oder  der  Baum 
„gezogen",  nicht  wie  das  Thier  „abgerichtet"  werden. 
Ja,  wäre  es  auch  möglich,  den  Menschen  zu  bilden  und 
zu  formen  wie  Wachs  oder  wie  Thon,  —  und  unter  ei- 
ner Bedingung,  von  welcher  unten  die  Rede  seyn  wird, 
kann  der  Versuch  allerdings  in  einem  gewissen  Grade  ge- 
lingen, —  so  würde  doch  eine  Erziehung  dieser  Art  mit 
der  Wurde  des  Menschen  schlechthin  unvereinbar  seyn. 
Darum  sagte  Sokrates,  daPs  er,  als  Lehrer  der  Philoso- 
phie^ nur  das  Amt  eines  Hebarztes  versehe. 

Die  Aufgabe  und  das  Geschäft  der  Erziehung  umfafst 
an  sich  sowohl  den  Körper  als  die  Seele  des  Men- 
schen und,  was  die  Entwickelung  und  Ausbildung  der 
Seelenkräfte  betrifft ,  sowohl  das  Erkenntnifsvermögen 
oder  den  Verstand,  als  des  Gefühls-  und  des  Begehrungs-- 
Vermögens.  ^3  Denn  in  dem  Menschen,  einem  organischen 
Geschöpfe,  stehen  Leib  und  Seele,  und  stehen  alle  die 
verschiedenen  Seelenvermögen  in  dem  Verhältnisse  der 
Wechselwirkung  zu  einander.  In  dem  Ideale  eines  Men- 
schen wird  der  Mensch  in  einer  jeden  Beziehung  als  voll- 
kommen und  gleichmäfsig  ausgebildet  gedacht.  —  Jedoch 


1)  Daher  wird  In  dem  Folgenden  y  in  dem  zweiten  Hauptstücke  ^ 
aUein  oder  vorzugsweise  von  der  Jugenderziehung  die  Hede 
seyn.  Die  Lehre  von  der  Erziehung  der  Erwachseneu  bleibt  der 
Staats  erziehungslehre  vorbehalten. 

2)  Nach  dieser  Verschiedenheit  ihrer  Gegenstände  hat  die  Erziehung 
verschiedene  Namen.  (Physische^  intellektuelle^  ästhetische  Er- 
ziehung. Die  Erziehung^  welche  das  Begehrungsvermögen  oder 
den  Willen  zum  Gegenstände  hat^  ist  die  Erziehung  in  der  en- 
geren BedeutUDg) 


in  der  Erfahrang,  d.  i.  weim  die  Erziehung  eines  be- 
stimmten Individuums  in  Frage  steht ,  Icann  sich  die  Sache 
anders  stellen.  Es  giebt  Menschen ,  welchen  die  Natmr  das 
eine  oder  das  andere  Seelenvermögen  gänzlich  versagt  hat. 
Einen  Mangel  dieser  Art  kann  keine  Erziehung  ergän- 
zen. Wem  es  z.  B.  an  Urtheilskraft  ^3  "^on  Haus  aus 
fehlt,  dem  kann  keine  Erziehung  zu  dieser  Kraft  verhel- 
fen. Wer  keine  Musik  in  seinem  Innern  hat,  der  wird 
nimmermehr  ein  Tonkünstler  werden.  (Ex  ligno  non  fit 
Mercnrins.3  —  Eben  so  kann  in  dem  einen  Menschen  die- 
ses, in  einem  andern  ein  anderes  Talent  entschieden  vor- 
herrschen, oder  der  eine  Mensch  für  diesen,  ein  anderer 
für  einen  anderen  Beruf  eine  aus  seinem  Inneren  hervor- 
gehende Vorliebe  hegen.  Da  würde  der  Erzieher  den  ihm 
von  der  Natur  gegebenen  Fingerzeig  verkennen,  wenn 
er  nicht  auf  die  Ausbildung  dieses  Talents,  auf  die  Vor- 
bereitung zu  diesem  Berufe,  seine  besondere  Sorgfalt 
richten  wotlte.  Vielmehr  ist,  was  für  den  Arzt  die  Dia- 
gnose der  Krankheiten,  für  den  Erzieher  die  Erkenntnifs 
der  besonderen  Eigenschaften  des  Zöglings,  von  welchen 
das  Gelingen  der  Erziehung  abhängt  —  Auch  die  muth- 
mafsliche  Zukunft  des  Zöglings ,  die  Verhältnisse ,  in  wel- 
chen er  dereinst  im  Staate  oder  in  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft stehen  wird,  sind  bei  der  Erziehung  nicht  aus- 
ser Acht  zu  lassen.  Wer  in  der  Jugend  an  strengen  Ge- 
horsam gewöhnt  worden  ist,  ist  in  der  Folge  berufen^ 
selbst  über  Andere  zu  gebiethen,  entweder  ein  zu  strira- 
ger  Herr,  ^3  ^^^^  durch  Unentscblossenheit  zum  Befehlen 


1)  Oder  att  der  altera  pars  Petri.  (Der  Name  daher  ^  das  Petrus  Ra- 
mu8  eine  Logik  schrieb,  deren  zweiter  Theil  de  facultate  judi- 
candi  bandelte.)  —  Die  Urtbeilskrafb  kann  man  nur  üben.  Regeln, 
die  man  erlernt  y  schaden  leicht  mehr ,  als  sie  helfen.  Denn  nun 
steigt,  wenn  es  zum  Handeln  kommt,  die  Verlegenheit  wegen  der 
Wahl  unter  diesen  Regeln. 

9)  „Rufus  diu  manipularis,  dein  centurio,  mox  castris  praefectus,  an- 
tiquam  duramqua  militiaiii  revocabat,  vetus  operLs  ac  laboris,  et 
eo  immitior  quia  toieraverat.^^    Tacit.  Annal.  I.  80. 
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untauglich.  Eduard  VI,  König  von  England,  streng  er- 
zogen, war  ein  schwacher  Fürst  *)  —  Mit  einem  Worte, 
wenn  sich  auch  das  Ideal  einer  Jugenderziehung  entwer- 
fen la&t ,  so  würde  doch  dieses  Ideal  nur  in  einer  ideellen 
Welt  darstellbar  seyn.  Auf  die  wirkliche  Welt  angewen- 
det, würde  es  diejenigen,  welche  nach  diesem  Ideale  er- 
zogen worden  wären,  sogar  untauglich  für  das  Leben 
machen.  ^3 

Der  Endzweck  der  Erziehung  ist ,  —  den  Menschen 
zu  einem  Wesen  zu  bilden,  dessen  Gesinnung,  (^und  des- 
sen Handlungsweise  mithin ,3  mit  dem  Sittgesetze,  oder, 
was  dasselbe  ist,  mit  den  Vorschriften  der  Religion ,  (^denn 
es  gieht  nur  eine  Religion ,  wenn  auch  viele  Glaubens- 
lehren ,3  in  Uebereinstimmung  zu  setzen.  Wenn  auch  der 
alleinige  Endzweck  der  Erziehung,  begreift  doch  dieser 
Zweck  alle  die  besondern  Zwecke  unter  sich ,  welche  sich 
aus  der  Verschiedenheit  der  Kräfte  und  Anlagen  des  Men- 
schen ergeben.  Eben  so  ist  die  Erziehung,  indem  sie  je- 
nen Endzweck  verfolgt,  zugleich  darauf  gerichtet,  dem 
Menschen  einen  jeden  —  gebotenen  oder  erlaubten  —  Ge- 
brauch von  seinen  Kräften  und  Anlagen  möglich  zu  ma- 
chen. —  Allerdings  können  der  Erziehung  auch  andere 
Zwecke  in  der  Erfahrung  zum  Grunde  liegen,  Zwecke, 


t)  Vgl.  H.  L.  von  Moser^  Herr  und  Diener.  Frkf.  17A9.  (Ein  — 
fflU  Unrecht  —  fast  vergessenes  fiuchl)  Ebend.  politisehe  Wahr- 
heiten. I^  117.  —  In  der  ersteren  Schrift  erklärt  sich  Moser 
ansIVihrlich  gegen  die  militansche  Ersiehung  der  Forstenkinder. 

9)  Vergl.  über  das  Ideal  der  Jugenderziehung:  Rousseau^  Emile. 
(Das  Buch  enthalt  zugleich  ein  Zeagnifs  ftir  die  Untauglichkeit  «I- 
ner  solchen  Erziehung  für  die  wirkliche  Welt.)  J*  J*  Wagner^ 
Philosophie  der  Erziehungskunst.  Leipz.  1803.  J.  B.  Gräser^ 
Divinitat  oder  das  Princip  der  einzig  wahren  Menschenerziehung. 
Dof  1811«  —  Die  an  sich  vollkommenste  Erziehung  wurde  die  koa- 
mopolitiscfae  Erziehung  seyn.  Es  würde  z.  B.  der  Religi^n»- 
erziehung  die  Vernunftreligion  zum  Grunde  zu  legen  und  von  den 
positiven  Religionen  dem  Kinde  nur  eine  geschichtliche  Uebersicht 
zu  geben  aeyn^  auf  dafs  dem  Menschen  In  den  Jahren  der  Unter- 
scheidung die  vollste  Freiheit  der  Wahl  unter  diesen  ReUgionen 
verbliebe.    Aber  sind  die  Menschen  Mos  Weltbürger? 
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welche  entweder  jenen  Endzweck  nicht  erschöpfen  oder 
wohl  selbst  mit  demselben  in  Widersprach  stehn.  Hier 
aber  war  nur  von  dem  Endzwecke  die  Rede,  welchen 
die  Erziehung  zu  Folge  der  Bestimmung  und  Wurde  des 
Menschen  haben  soll. 

Auch  bei  gewissen  Thierarten  giebt  es  etwas  der  Er- 
ziehung Aehnliches,  erhalten  die  Jungen  in  gewissen 
Dingen  Unterricht  von  den  Alten.  Dem  Menschen  ist  Er- 
ziehung fast  in  einer  jeden  Beziehung  ein  Bedürfnifs. 
Denn  er  mufs  fast  einen  jeden  Gebrauch  erlernen,  den 
er  von  seinem  Körper  und  von  seinen  Seelenkräften  ma- 
chen kann  und  soll.  1^3  ^^  '^^^^  mehr!  der  Mensch  scheint 
mit  einem  Hange  zur  Welt  zu  kommen,  welchen  die  Er- 
ziehung nicht  etwa  nur  zu  begünstigen,  sondern  sogar 
zu  bekämpfen  hat,  —  mit  dem  Hange  zum  Bösem 
Wenigstens  ist  es  eine  Grund-  und  Hauptlehre  des  Chri* 
stenthumes,  dafs  sich  eine  Sünde,  welcher  sich  einst  die 
Ureltern  des  menschlichen  Geschlechtes  schuldig  machten , 
auf  einen  jeden  ihrer  Nachkommen  vererbe ,  dafs  ein  je- 
der einzelne  Mensch,  einem  von  Gott  abgefallenen  Ge- 
schlechte entsprossen,  nur  durch  die  Religion  und  durch 
eine  den  Lehren  der  christlichen  Religion  entsprechende 
Erziehung  wieder  mit  Gott  ausgesöhnt  und  vereiniget  wer- 
den könne.  Auch  stimmen  mehrere  andere  positive  Re- 
ligionen, und  namentlich  alle  die,  welchen  die  Theorie 
der  Seelenwanderung  zum  Grunde  liegt ,  in  der  Lehre  von 
dem  ursprünglichen  moralischen  Verderben  des  Menschen 
mit  dem  Chris tenthume  überein.  Auf  jeden  Fall  dürfte 
soviel  als  gewifs  anzunehmen  seyn ,  dafs  ein  jeder  Mensch 
mit  einem  ihm  angebornen  eigenthümlichen  Charakter  zur 
Welt  komme,  d.  i.  dafs  ein  jeder  Mensch  bei  dem  Ge- 
brauche, den  er  von  der  Freiheit  seiner  Willkühr  in  sitt- 
licher Hinsicht  macht,  schon  ursprünglich  oder  von  Ge- 
burt einer  ihm  eigenthümlichen  Regel  folge ,  einer  Regel , 


*)  Eine  fast  einzeln  stehende  Ausnahme  macht  das  Trinken  des  Kindes 
an  der  Brust  der  Mutter. 
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welche  eben  deswegen ,  weil  sie  eine  dem  Individuum  ei- 
genthumliche  Regel  ist ,  von  dem  Sittengesetze  mehr  oder 
weniger  abweichen  mufs.  Denn  wie  wSre  es  sonst  er- 
klärbar, dafs  Kinder,  welche  von  denselben  Eltern  er- 
zeugt sind,  welche  unter  denselben  Verhältnissen  und 
Umgebungen  herangewachsen  and  welche  nach  denselben 
Grundsätzen  oder  Ansichten  erzogen  werden,  dennoch 
schon  frühzeitig  einen  so  ganz  verschiedenen  Charakter 
an  den  Tag  legen?  Können  die  Menschen  einander  dem 
Charakter  nach  ursprünglich  gleich  seyn,  da  sie  ein- 
ander ihrer  physischen  Beschaffenheit,  d«  i.  dem  Tempe- 
ramente nach  von  Geburt  ungleich  sind? 


ZWEITES  HAÜPTSTÜCK. 

Von 

den  Mitteln  zur  Erreichung  des  Endzweckes  der 

Erziehung 

oder 

vrni  den  allgemeinen  Regeln  der  Erziehungskunst. 

Man  kann  die  Mittel  zur  Erreichung  des  Endzweckes 
der  Erziehung  aaf  zwei  zurückführen.  Diese  sind  der 
Unterricht  und  die  Erziehung  in  der  engeren  Be* 
deutung.  Jener  ist  unmittelbar  auf  die  Ent Wickelung 
des  Verstandes  oder  des  Erkenntnirsvermögens ,  diese 
unmittelbar  auf  die  Verbesserung  oder  Veredlung  des  Cha- 
rakters gerichtet.  (^Man  gebraucht  nicht  selten  das  Wort : 
Erziehung,  wo  nur  vom  Unterrichte  die  Rede  seyn  sollte. 
Man  spricht  z.  B.  von  einer  Nationalerziehung ,  wenn  nur 
die  Errichtung  öffentlicher  Unterrichtsanstalten  in  Frage 
steht.  Die  Verwechselung  kommt  vielleicht  auch  daher, 
dafs  der  Unterricht,  verglichen  mit  der  Erziehung,  in  der 

Zachariä,  twm  Staate.    VI.  9 
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engeren  Bedeutung ,  die  leichtere  Aufgabe  der  Erauehang&* 
kunst  ist.J 

I.    Von    dem    Jngendunterrichte. 

Erste  Regel:  Der  Unterricht  mufs  von  der  Be- 
schaffenheit seyn,  dafs  er  durch  dieSelbst- 
thätigkeit  des  Schülers  unterstützt  wird, 
—^  dafs  er  zu  Folge  der  Bildsamkeit  des  Schülers 
der  fruchtbarste  seyn  kann. 

Daher  mufs  der  Unterricht  z.  B.  (^sowohl  seinen  Ge- 
genständen als  seiner  Form  nach3  auf  das  Alter  des 
Schülers  berechnet  seyn.  Das  Gedächtnifs  ist  im  Kindes- 
alter besonders  thätig  oder  empfänglich ;  darum  eignet  sich 
das  Lernen  in  der  engeren  Bedeutung  besonders  für  die- 
ses Alter.  Dieselbe  Geisteskraft  steht  unter  Gesetzen , 
welche  man  den  Gesetzen  der  Mechanik  vergleichen  kann. 
An  diese  Gesetze  also  hat  sich  die  Methode  des  Elemen- 
tarunterrichtes anzulehnen.  In  demselben  Lebensalter  ist 
die  (produktive3  Einbildungskraft  besonders  lebendig  oder 
erregbar;  vielleicht  auch  deswegen,  weil  sie  noch  nicht 
durch  die  Zweifelsucht  des  Verstandes  an  dem  Glauben 
an  eine  Wnnderwelt  gestört  wird.  (^Nichts  ist  dem  Kinde 
so  begreiflich ,  nichts  scheint  ihm  so  natürlich  zu  seyn ,  als 
das  Wunderbare.  Wem  ist  es  wohl  in  seinen  Kinderjah- 
ren beigefallen ,  an  der  Wahrheit  der  Sagen  zu  zweifeln, 
welche  uns  die  Mosaischen  Schriften  von  der  Schöpfung 
^er  Welt  und  von  der  Sündfluth  aufbewahrt  haben?  Der 
Unglaube  9  der  alle  Wunder  läugnet,  ist  nur  ein  Kunst- 
prodnkt.}  Was  sich  also  in  Mährchen  oder  Fabeln  u.  s. 
w«  einkleiden  läfst,  z.  B.  die  Vorschriften  der  Sittenlehre, 
die  Regeln  der  Klugheit,  wird  man  am  besten  in  diesem 
die  Einbildangskraft  ansprechenden  Gewände  dem  Kinde 
mittheilen.  -^  So  wie  der  Mensch  heranwächst,  treten  in 
ihm  andere  Geisteskräfte  in  den  Vordergrund,  mufs  mit- 
hin audh  mit  den  Gegenständen  und  mit  der  Methode  des 
Unterridites  eine  Veränderung  vor  sich  gehn.  Zugleich 
ist  nun  der  Unterricht  mit  der  künftigen  Bestimmung  dep 


Meiisehen ,  mit  der  Lebensart^  welche  der  Mensch  zu  wfth-« 
len  gedenkt ,  in  eine  genauere  Verbindung  zu  setzen.  Ist 
es  bei  dem  Unterrichte  z.  B.  auf  eine  Wissenschaft •« 
liehe  Bildung  abgesehen,  so  ist  wieder  zwischen  dem 
früheren  und  dem  reiferen  Jünglingsalter  ein  Unterschied 
zu  machen.  In  jenem  ist  der  Unterricht  der  zweckmäfsf- 
gere,  welcher  die  Kultur  der  Geisteskräfte  überhaupt  be^ 
zweckt,  der  Unterricht,  welcher  zum  Studium  der  Wis« 
senschaften,  als  solcher,  vorbereitet.  Dieses  aber  ist 
dem  reiferen  Jünglingsalter  vorzubehalten.  (^Darum  ver-» 
dient  die  Stimme  derer  Gehör,  welche,  mit  Rücksicht  auf 
den  heutigen  Stand  der  Europaischen  Kultur,  den  Rath 
ertheiJen,  zwischen  dem  Schul-  und  dem  Universitatsun- 
terricht  eine  scharfe  Scheidlinie  zu  ziehn,  zwischen  dem 
Unterrichte  in  den  alten  Sprachen  '3  und  dem  in  den  Wis- 
senschaften« Für  diesen  Unterschied  spricht  auch  der 
Umstand,  dafs,  wenn  man  die  Wissenschaften  schon  auf 
Schulen  gekostet  hat,  der  Universitätsunterricht  leicht  den 
Reitz  der  Neuheit  verliert.^  Jedoch  ist  in  keinem  Lebens-^ 
alter  die  Pflege  der  Einbildungskraft  zu  vernachlässigen* 
Denn  diese  Geisteskraft  ist  zugleich  das  Prinzip  des  gei- 
stigen Lebens  überhaupt.  ^^  -^^^  einem  andern  Grunde 
frommt  der  Unterricht  in  der  Mathematik  eben  so  wohl 
dem  Kindes-  als  dem  Jünglingsalter. 

Zu  Folge  der  in  Frage  stehenden  Regel  kann  femer 
der  Unterricht,  sein  Gegenstand  sey  welcher  er  wolle, 
nur  in  d  e  m  Grade  gelingen ,  in  welchem  er  theils  durch 
die  Anlagen,  theils  durch  die  Neigung  des  Schülers  un- 
terstützt wird«  Darum  ist  auch  umgekehrt  das  Gelingen 
eines  jeden  Unterrichts   durch  die  Individualität  des  Leh- 


1}  Mit  Recht  nennen  wir  die  Griechen  und  die  Römer  vorzugsweise 
oder  schlechthin  die  ^^Alten^^.  —  Eine  besondere  Bedeutung  hat  die 
Bekanntschaft  mit  den  SchriftsteUern  jener  Völker  in  denjenigen 
Staaten  ,  deren  Verfassung  auf  dem  Repräsentadirsysteme  beruht 

8)  Die  Theilnahme  ,  mit  welcher  die  Araber  ihren  Mährchenerzählem 
zuhören^  erklärt  vielleicht  noch  manche  andere  BigenthümUchkei- 
ten  des  Charakters  der  Nation. 


1 


rers  bedingt.  Vergeblich  ist  daher  die  Hoflbang,  öffent- 
liche Schulen  und  Unterricbtsanstalten  durch  Gesetze 
in  einen  blähenden  Zustand  versetzen  zu  können.  Schul- 
ordnungen, die  aufs  Einzelne  eingehn,  schaden  leicht 
mehr,  als  sie  nützen.  Sie  ersetzen  in  den  Lehrern  nicht 
den  Mangel  an  Talent  und  Kenntnissen;  wohl  aber  ver- 
hindern sie  die  besseren  Lehrer ,  von  ihren  Einsichten  und 
Erfahrungen  Gebrauch  zu  machen.  Oft  verleiden  sie  die- 
sen auch  die  ohnehin  mühselige  Arbeit. 

Zweite  Regel:  Der  Unterricht  mufs  den  Lehr- 
ling zur  Selbstthätigkeit  veranlassen  und 
auffordern. 

Dieser  Regel  entspricht  z.  B.  die  Methode  des  wech- 
selseitigen Unterrichts,  eine  Art  des  Unterrichts,  deren 
Werth  in  Deutschland  vielleicht  nicht  hoch  genug  ange- 
schlagen worden  ist.  Zn  Folge  derselben  Regel  hat  der 
Lehrer,  wenn  seine  Schüler  im  Kindesalter  stehn,  den 
Unterricht,  den  er  ihnen  ertheilt,  durch  hfiufige  ("ragen 
zu  unterbrechen.  Eben  so  kann  daher  der  Lehrer  nicht 
frühzeitig  genug  den  Privatfleifs  seiner  Schüler  durch 
schickliche  Aufgaben ,  (^zu  welchen  jedoch  nicht  blos  me- 
chanische Arbeiten  gehören  ,3  in  Anspruch  nehmen  u.  s.  w. 

IL    Von  der  Erziehung  in  der   engeren 

Bedeutung. 

Die  Tugend  ist  nicht  ein  Wissen,  sondern  ein  W  o  1  - 
1  e  n.  Sie  besteht  iu  einer  dem  Sittengesetze  entsprechen- 
den Gesinnung  und  in  der  Beharrlichkeit  bei  dieser  Ge- 
sinnung. Sowohl  jene  Gesinnung  als  diese  Beharrlichkeit 
können  aber  nur  der  freie  Entschlufs,  nur  die  That  der 
Willensfreiheit  des  Menschen  seyn.  Wie  ist  daher  eine 
Erziehung  in  der  engeren  Bedeutung  möglich?  d.  i.  wie 
kann  es  der  Erzieher  dahin  bringen,  dafs  der  Zögh'n^ 
jenen  Entschlufs  fasse  und  denselben  in  Vollziehung  setze? 

Der  Zweifel  ist  nicht  neu.  Schon  die  Griechischen 
ÜV eltweisen  beschäftigten  sich  mit  demselben,  indem  sie 
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die  Frage  aafwarfen,  ob  die  Tagend  gelebrt  and  erlernt 
werden  könne.  0  Derselbe  Zweifel  hat  besonders  aach 
in  der  christlichen  Kirche  —  in  der  Lehre  von  der  Recht- 
fertigang  der  Menschen  vor  Gott  —  Veranlassung  zu  ei- 
nem noch  fordauernden  Streite  gegeben.  Da  ist  er  in  die 
Frage  eingekleidet  worden :  Kann  der  Mensch  seine  Hei- 
ligung (den  Sieg  über  den  ihm  angeborenen  Hang  zum 
Bösen3  und  mithin  seinen  Anspruch  auf  die  Freuden  einer 
andern  Welt  sich  selbst  oder  nur  der  Gnade  Gottes  (^oder 
einem  Wunder3  verdanken?  (^ Nicht  ohne  Grund  wird 
diese  Frage  als  entscheidend  für  die  gesammte  Christus- 
lehre betrachtet») 

Zwar,  käme  es  bei  der  Erziehung  folos  auf  Legali- 
tät, d.  i.  Mos  darauf  an,  die  Handlungsweise  der  Men- 
schen mit  ihren  Pflichten  äufserlich  in  Uebereinstim- 
mnug  zu  setzen,  so  würde  die  Möglichkeit,  diese  Auf- 
gabe der  Erziehung  zu  lösen ,  kaum  irgend  einem  Zweifel, 
wenigstens  im  Allgemeinen,  unterworfen seyn.  Wieweit 
es  in  dieser  Hinsicht  die  Erziehung  bringen  kann,  zeigt 
z.  B.  die  Kastenverfassung.  ^3  Aber  von  der  Erziehung]^ 
von  der  Erziehung,  die  allein  diesen  Namen  verdient, 
wird  mehr  gefordert.  Diese  ist  auf  das  Innere  des  Men- 
schen ,  auf  seine  Gesinnung^  zu  richten. 

Ungeachtet  und  unbeschadet  dieser  Zweifel  kann 
gleichwohl  die  Erziehung  einen ,  wenn  auch  nur  mittelba- 
ren oder  indirekten,  Einflufs  auf  die  Verbesserung  oder 
Veredelung  des  Charakters  des  Menschen  haben.  Denn 
sie  kann  der  moralischen  Wirksamkeit  der  Willenskraft, 
den  Willen  als  eine  Kraft  des  menschlichen  Geistes  über- 
haupt betrachtet,  zu  Hülfe  kommen.  Sie  kann  dem  Wil- 
len diesen  Beistand  um  so  mehr  leisten,  da  in  dem  Men- 
schen ein  Seelenvermögen  auf  das  andere  und  eben  so 
der  Körper  auf  die  Seele  einwirkt.  —  Hiernach  ist  die 


1)  S.  Plaio  in  Protagora  und  Aeschinis  dial.    An  irirCus  doceri 
possit. 

S.  oben  Band  f.  S.  40. 
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erste  Regel  der  Erziehung  die:  Die  Erziehung 
kann  und  soll  die  Willenskraft  (Runter  wel- 
cher hier  jederzeit  das  Vermögen  des  Mensehen, 
seine  Gesinnung  mit  dem  Sittengesetze  in  lieber- 
einstimmung  zu  setzen^  verstanden  wird, 3  ^^r 
Thätigkeit  veranlassen^^  —  sie  kann  und 
soll  das  Gewissen  des  Mensehen  wecken. 

Die  flrziehung  kann  diesem  ihren  Berufe  Genüge  lei- 
sten, indem  sie  den  Zögling  einer  Zucht  (feiner  Dis- 
ciplin}  unterwirft,  von  Lob  und  Tadel,  von  Belohnungen 
und  Strafen  Gebrauch  macht.  —  Zugleich  wird  durch  die 
vorliegende  Regel  oder  durch  das  Wesen  einer  Sitten- 
zucht, wann  und  wie  die  Erziehung  von  dem  einen  oder 
von  dem  andern  Mittel  Gebrauch  zu  machen  habe,  be- 
stimmt. Selbst  im  Loben  und  (^noch  mehr^  im  Belohnen 
soll  der  Erzieher  sparsam  seyn,  damit  sich  nicht,  was 
nur  die  Folge  einer  pflichtmäfsigen Handlungsweise  seyn 
soll,  in  den  Augen  des  Kindes  in  den  Grund,  pflicht- 
mftfsig  zu  handeln ,  verwandle.  Auch  giebt  nur  das  Ver- 
dienst, und  nicht  der  Erfolg  einen  Anspruch  auf  Lob  oder 
Belohnung.  Eben  so  ist  bei  dem  Bestrafen  nicht  der  Un-^ 
terschied  zu  übersehen,  welcher  zwischen  den  Strafen  zur 
Zucht  und  denen  zur  Sicherung  gegen  eine  gesetz-^ 
widrige  That  zu  machen  ist.  ^3  ^^^  Staat  kann  nöthi-^ 
genfalls  auch  zu  den  äufsersten  Mitteln  greifen,  um  sich 
und  seine  Unterthanen  gegen  Vergehungen  zu  sichern; 
das  Interesse  des  Sträflings  ist  nur  die  zweite  Rücksicht, 
welche  der  Staat  bei  der  Wahl  der  Strafe,  die  er  ver- 
hängt, ^u  nehmen  hat.  Disciplinarstrafen  lassen  sich  da- 
gegen, sowohl  was  ihre  Qualität  als  was  ihre  Quantität 
betrifft,  nur  mit  dem  Interesse  des  Sträflings  rechtferti- 
gen, Sie  sollen  nur  als  die  Folgen  einer  pflichtwidrigen 
Handlung  die  Pflichtwidrigkeit  der  Handlung  selbst  ein- 
leuchtender machen.    Alle  die  Strafen  also,  welche  der 


*)  In  diesem  Sinne  unterscheidet  das  Hecht  der  kathoUschen  Kirche 
poenns  nedicinales  —  vindicativas. 


Gesundheit  einen  Nachtheil  KHfä|^en,  ferner  alle  die  Stra- 
fen,  welche,  indem  sie  den  Menschen  in  seinen  eigenen 
Augen  oder  in  den  Augen  anderer  Menschen  herabwär- 
digen,  den  Charakter  verschlechtern,  anstatt  ihn  zu  ver- 
bessern, '3  lassen  sich  als  Zuchtstrafen  nicht  vertheidi- 
gen.  Vergeht  sich  das  Kind  in  d  e  m  Grade ,  dafs  mit  ei- 
ner Znchtstrafe  nicht  auszureichen  ist ,  so  haben  sich  die 
Eltern  wegen  einer  zu  ergreifenden  härteren  Mafsregel 
an  die  Gerichte  zu  wenden.  Jedoch  haben  alsdann  die 
Eltern  die  Vermuthung  für  sich ,  dafs  sie  nicht  ohne  Grund 
die  Hülfe  der  Gerichte  angerufen  haben.  *3 

Die  Hauptsache  ist,  dafs  man  das  Kind  nicht  ohne 
Notb  strafe.  Denn  vor  allen  Dingen  soll  man  gegen  das 
Kind  gerecht  seyn.  Woraus  insbesondere  auch  folgt, 
dafs  man  die  Freiheit  des  Kiudes,  nach  Lost  und  Belie- 
ben zu  handeln ,  so  wenig  als  möglich  durch  Verbote  zu 
beschränken  habe.  (^Durch  ein  Verbot  ist  die  Sunde  in 
die  Welt  gekommen !  3  Selbst  eine  Gefahr  •  welcher  sich 
das  Kind  aussetzt,  wenn  es  nach  seinem  Muth willen  han- 
deln darf,  oder  ein  Schade,  welcher  daraus  für  Andere 
entstehn  kann ,  ist  nicht  schon  für  sich  ein  hinreichender 
Grund ,  das  Kind  in  jener  Freiheit  zu  beschränken .  Denn 
in  die  andere  Wagschale  ist  allemal  der  Vortheil  zu  le- 
gen, welchen  dem  Menschen  ein  selbstständiger  und  fester 
Charakt^  gewährt.  Zu  diesem  aber  kann  der  Mensch 
nur  unter  der  Bedingung  gelangen,  dafs  er  sich  selbst 
in  dem  Gebrauche  seiner  Freiheit  versucht.  Vergeblich 
würde  man  hoffen ,  dafs  die  Lehren  der  ^Geschichte  oder 
dafs  Erfahrungen,  welche  von  Andern  gemacht  worden 
sind,  die  Stelle  der  eigenen  Erfahrung  ersetzen  könnten. 
Denn  nur  das ,  was  der  Mensch  selbst  erfahren  hat,  spricht 
in  der  Erinnerung  nicht  blos  zu  seinem  Verstände,  son- 


8)  Ctohören  Schlage  in  diese  Kategorie?  Wenigstens  von  den  Schlä- 
gen^ die  eine  Mutter  austheilt^  kann  man  sagen :  Paete^  non  dolet. 

3)  Auf  dieser  Vermuthang  beruhen  die  Anomalien^  welche  das  ge- 
richtliche Verfahren  wegen  einer  Anklage  dieser  Ar4  eu  haben 
pflegt.    S.  z.  B.  den  Code  civ.  des  Fr.    Art.  376  ff. 
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dern  zugleich  zu  seinem  Gefühle.  ^3  ^^^  ^^^S  mäfete 
sonst  die  Europäische  Menschheit  schon  jetzt  seyn,  da 
sie  die  Geschichte  so  vieler  Jahrhunderte  benutzen  kann? 
—  Man  sollte  also  dem  Kinde  nicht  ([wie  man  sich  wohl 
ausdrückt ^3  ^^^  Willen  brechen,  sondern  ihm  vielmehr 
allen  Willen  lassen.  Warum  das  Kind  z.  B.  wegen  ei- 
ner Handlung  des  blosen  Muthwillens  strafen?  oder  selbst 
wegen  einer  Unart?  Es  wird,  in  reiferen  Jahren,  seine 
Thorheit  selbst  belachen.  Oder  warum  das  Kind  schelten 
oder  strafen,  wenn  es  weint?  soll  es  lachen,  wenn  ihm 
nicht  wohl  zu  Muthe  ist  ?  Oder  warum  das  Kind  auf  ein 
gewisses  Mafs  im  Essen  und  Trinken  beschränken  ?  Wird 
das  Kind  nicht  durch  Leckereien  gereitzt  oder  durch  ein 
Verbot  zum  Ungehorsam  verleitet,  ([die  Mütter  wollen 
immer  wissen,  wenn  das  Kind  gesättiget  sey,3  so  ifst 
und  trinkt  es ,  wie  das  Thier ,  bis  es  satt  ist.  Vor  allem 
gestatte  man  dem  Kinde ,  ja  veranlasse  man  das  Kind,  ^J 
seine  Körperkraft  zu  versuchen,  zu  laufen,  zu  springen, 
zu  klettern ,  zu  turnen.  Es  wird  desto  besser  gehorchen , 
je  mehr  es  sich  austollen  kann.  Ist  es  doch  auch  den 
Erwachsenen  Bedürfnifs ,  die  Fesseln  der  Zucht  und  Ord- 
nung von  Zeit  zu  Zeit  abzustreifen.  So  hatten  die  Rö- 
mer ihre  Saturnalien,  so  haben  die  Christen  ihre  Fast- 
nachts  -  Lustbarkeiten  oder  Thorheiten.  Die  Jahre  der 
Kindheit  aber  sind  die  Saturnalien  des  ganzen  Lebens; 
wehe  dem,  welchem  diese  Zeit  der  noch  sorglosen  Freude 
verkümmert  worden  ist!  Dabei  fürchte  man  nicht,  dafs 
das  Kind,  sich  selbst  und  seinem  Muthwillen  überlassen, 
zu  Schaden  kommen  werde.  Der  Trieb  der  Selbsterhal- 
tung wirkt  in  dem  frühesten  Alter  des  Kindes  gleich  als 
ein  Instinkt    ([Er  ist  der  Engel  des  Kindes  1}    Eben  so 


t)  Daher  sagt  das  Spruchwort:  Ein  gebranntes  Kind  furchtet  das 
Feuer. 

2)  Nicht  früh  genug  kann  man  das  Kind^  (jedoch  ist  hier  überhaupt 
vorzugsweise  von  Knaben  die  Rede^)  z.  B.  im  Schwimmen  und  im 
Schlittschuhlaufen  üben. 
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ist  es,  wie  schon  Oemocritas  bemerkte,  >3  fftthsam,  dem 
Kinde  schon  frühzeitig  Geld  in  die  Hände  zu  geben ,  ihm 
z.  B.  ein  bestimmtes  (^mit  zunehmenden  Jahren  zu  erhö* 
hendes^  Wochengeld  aaszusetzen.  Man  kann  nicht  wirtb- 
Schäften  lernen ,  wenn  man  nichts  hat ,  womit  man  wirth- 
Schäften  kann.  Wie  in  dieser  Beziehung,  so  ist  auch 
sonst  bei  der  Erziehung  nichts  so  sehr  zu  vermeiden ,  als 
ein  plötzlicher  Uebergang  von  der  Abhängigkeit  zur  Frei- 
heit. ([Wie  manche  junge  Männer  gehen  auf  Universi- 
täten um  deswillen  zu  Grunde,  weil  sie  nicht  schon  auf 
Sehnten  gelernt  haben,  sich  zu  beherrschen.  Was  die 
frühere  Erziehung  verschuldet  hat,  wird  dann  den  Uni- 
versitäten zur  Last  gelegt! 3 

Allemal  aber  wird  die  Zucht,  Welche  durch  Beloh- 
nungen und  Strafen  das  Gewissen  des  Zöglings  weckt, 
ihren  Zweck  um  so  mehr  unvollkommen  erreichen,  wenn 
ihr  nicht  die  Furcht  Gottes  zu  Hülfe  kommt.  '3  Diese 
ist  der  Grund-  und  Schlufsstein  der  Sittenzncht.  Denn 
die  Stimme  des  Gewissens  ist  die  Stimme  Gottes  im  Men- 
schen, und  die  Stimme  Gottes  ist  die  Stimme  des  Ge- 
wissens, verwandelt  in  eine  äufssre  Stimme,  gesteigert 
zu  der  Stimme  eines  schlechthin  vollkommenen  Wesens« 
Daher  der  geheimnifsvoile  Bund,  welcher  zwischen  Tu- 
gend und  Gottesfurcht  im  inneren  und  im  äufseren  Leben 
der  Menschen  besteht.  —  Nun  scheint  zwar  Gottesfurcht 
nicht  das  Werk  der  Erziehung,  sondern  nur  die  Frucht 
des  eigenen  freien  Entschlusses  des  Menschen  seyn  zu 


1)  S.  Slobaei  edog.  N.  Sl. 

9)  Und^  unter  der  Voraussetzung  einer  positiven  Religion^  derfieisl 
dieser  Religion.  Ihr  Geist  ^  besonders  in  Beziehung  auf  die  Fra- 
gen: Giebt  es  nach  diesem  Leben  noch  ein  anderes?  —  Wie  kann 
sich  der  Mensch  einen  Anspruch  auf  die  Freuden  eines  anderen 
Lebens  erwerben?  wie  mit  Gott  versöhnen?  —  Ist  Selbstmord  er- 
laubt? (Die  Römer  betrachteten  den  Selbstmord  wie  das  Ablegen 
eines  Gewandes.  Andere  Ansichten  hat  das  Christenthum  verbrei- 
tet. Vielleicht  ist  keine  andere  Lehre  für  den  politischen  Charak- 
ter des  Christenthumes  von  so  entscheidender  Wichtigkeit^  als  ge- 
rade <fieseO 
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können.  Aber  es  hat  mit  der  Religion  dieselbe  Bewand-*- 
nifs ,  wie  mit  der  Sprache.  (Die  Religion  ist  ja  eine 
Sprache ,  die  Sprache  der  Herzens  mit  Gott.3  Die  Ahn- 
dung einer  übersinnlichen  Welt ,  die  Ahndung  eines  Schö«^ 
pfers  und  Herrns  aller  Dinge  ist  dem  Menschen  eben  so 
angeboren,  wie  das  Talent  zu  sprechen.  Daher  giebt 
es  auch  kaum  irgend  einen  Menschenstamm ,  welcher  nicht 
an  das  Daseyn  übermenschlicher  Wesen  und  Mächte 
glaubte  ,^3  ^^  grofs  auch  die  Verschiedenheit  der  Meinun- 
gen und  der  Gebräuche  ist ,  in  welchen  sich  dieser  Glaube 
bei  den  verschiedenen  Nationen  und  Völkern  der  Erde 
üursert.  Ja  Alles  hat  der  Mensch  mit  dem  Thiere  gemein , 
selbst  Tugenden  und  Laster«  Nur  die  Religion  ist  das 
ausschliefsliche  Eigenthum  der  Menschheit,  unterscheidet 
den  Menschen  allein  wesentlich  von  dem  Thiere.  So  wie 
•ich  aber  das  Talent  des  Menschen  zu  sprechen  nur  in 
der  Gesellschaft ,  nur  im  Umgange  des  Menschen  mit  We- 
«eu  seiner  Art  offenbart  und  entwickelt,  so  gilt  dasselbe 
auch  von  der  Erkenntnirs  und  von  der  Furcht  Gottes. 
Was  nun  in  den  Menschen  schon  die  Frucht  von  ihrem 
Zusammenleben  in  gröfs^en  oder  in  kleineren  Gesell- 
schaften ist,  das  kann  in  ihnen  noch  mehr  oder  noch  ge- 
wisser durch  Erziehung  planmäfsig  bewirkt  werden. 

Zweite  Regel:  Die  Erziehung  kann  und  soll 
die  Hindernisse  beseitigen  oder  schwä- 
chen, welche  der  Wirksamkeit  der  Wil- 
lenskraft im  Wege  stehn. 

Ein  Mittel,  von  welchem  die  Erziehung  zur  Errei- 
chung dieses  Zwecks  Gebrauch  machen  kann  und  Ge- 
brauch zu  machen  hat ,  istz.  B.  der  Unterricht  in  den 
Künsten  und  Wissenschaften.  Didicisse  fideliter 
artes  emoUit  mores  nee  sinit  esse  feros.  Die  Altgriechi- 
schen Schriftsteller  betrachteten  den  Unterricht  besonders 
auch  aus  diesem  Standpunkte.    Sie  erforderten  zur  Er- 


*)  Gic.  de  natura  deorum.  l,  19. 
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zielHin^  den  Unterricht  in  der  Gymnastik,  damit  der 
Körper  abgehärtet  und  der  Vernunft  die  Herrsehaft  über 
das  Gemüth  erleichtert  werde,  —  den  Unterricht  in  der 
Masik,  ([welcher  jedoch  zugleich  Gegenstände  umfafste, 
welche  jetzt  nicht  unter  demselben  begriffen  sind, 3  da- 
mit die  Vernunft  zur  Herrschaft  über  das  Gemüth  gelange , 
—  den  Unterricht  in  den  Wissenschaften,  damit  der 
Mensch  den  richtigen  Gebrauch  von  dieser  Herrschaft 
mache.  *) 

Dem  hier  in  Frage  stehenden  Zwecke  der  Erziehung 
gereicht  schon  dieCivilisation,  zn  welcher  ein  Volk 
gelangt  ist,  zum  Vortheile.  Wo  der  Staat  darch  die 
8frafgerechtigkeit8pflege  und  durch  andere  Mittel  den 
Ausbrüchen  thierischer  Rohheit  Ziel  und  Mafs  setzt,  kann 
sich  die  Stimme  der  Vernunft  desto  leichter  Gehör  ver- 
schaffen. Jedoch  ist  der  Gewina,  welchen  die  Sittlieh* 
keit  eines  Volkes  von  seiner  Civilisation  zieht,  häufig 
oder  fast  immer  auch  mit  einem  gleichartigen  Verluste 
verbunden.  Wenn  z.  B.  in  Frankreich  in  dem  Departe- 
ment der  Seine  Qu  Paris^  Vergehungen  gegen  die  Per- 
son auch  seltner  sind,  als  in  dem  Departement  Korsika, 
so  tritt  dagegen ,  was  Vergehungen  gegen  das  Eigenthum 
betrifft,  das  gerade  entgegengesetzte  Verhältnifs  zwischen 
diesen  beiden  Departements  ein.  Ein  Englischer  Richter 
(Best3  machte  die  Bemerkung ,  dafs  in  denjenigen  Graf- 
schaften Englands,  in  welchen  das  Boxen  üblich  sey, 
Verbrechen  aus  Hinterlist  vergleichungsweise  seltner  ver- 
übt würden.  Auch  scheint  in  England  die  Zahl  der  Ver- 
letzungen durch  Stichwunden  in  dem  Verhältnisse  zuge- 
nommen zu  haben ,  in  welchem  die  Obrigkeiten  den  Faust- 
kämpfen, insbesondere  denen  um  einen  Preis,  gesteuert 
haben.  Besonders  die  Polizei  vergifst  nur  zu  oft  über 
das  näher  liegende  jedoch  kleinere  Uebel  das  entferntere 
gröfsere. 


*)  Hoch  heimer,  System  der  Griechischen  Pädagogik.   Gott.  1788. 
V.  IMe.  1 ,  1  ff.    II ,  840. 
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Dritte  Regel:  Die  Er/iiehung  kann  und  soll 
von  den  Schutz-  und  Hülfsmitteln  der 
Sittlichkeit,  welche  der  Mensch  schon 
der  Natur  verdankt,  planmäfsig  einen 
der  Sittlichkeit  förderlichen  Gebrauch 
machen. 

Die  Natur,  welche  den  Menschen  mit  der  Freiheit 
der  Willkühr  ein  so  gefährliches  Geschenk  machte,  hat 
zugleich  für  die  Verminderung  der  Gefahr  die  mannigfal- 
tigsten und  verschiedenartigsten  Vorkehrungen  getroffen. 
—  Zu  den  Mitteln ,  auf  welche  sich  die  vorliegende  Regel 
bezieht ,  gehört  zum  Beispiel : 

Die  Liebe  der  Eltern  zu  den  Kindern  und  die 
Erwiderung  dieser  Liebe  durch  die  Kinder. 
Wie  wurde  es  wohl  mit  dem  Menschengeschlechte  in  sitt- 
licher Hinsicht  stehn,  wenn  die  Natur  dieses  Band  der 
Liebe  zwischen  Eltern  und  Kindern  nicht  geknöpft  un% 
durch  dasselbe  nicht  den  Grund  zur  Ehe  und  zu  der  Ver- 
bindung unter  Verwandten  gelegt  hätte?  Sey  es  auch, 
dafs  jenes  Band  zugleich  mit  dem  Egoismus  der  Menschen 
zusammenhängt,  so  ist  doch  die  Tugend  einem  jeden 
Egoismus  verwandt,  welcher  seine  Befriedigung  nur  in 
dem  Wohle  Anderer  finden  kann.*_)  —  Ins  besondere 
entspricht  das  Verhältnifs  zwischen  Eltern  und  Kindern, 
wenn  es  seiner  naturgemäfsen  Beschaffenheit  treu  bleibt, 
dem  Zwecke  der  Erziehung  auch  in  so  fern,  als  es  die 
Bildung  des  Kindes  unter  den  EinfluHs  beider  Geschlech- 
ter, des  Vaters  und  der  Mutter,  stellt  und  so  vor  der 
Gefahr  einer  Einseitigkeit  bewahrt,  welche  mit  dem 
Zwecke  der  Erziehung  vorzugsweise  in  Widerspruch 
steht.    Bei  einer  Nation,  bei  welcher  sich,  (^wie  bei  den 


4^)  Wenn  man  durch  manche  Erscheinungen  veranlafst  werden  konnte^ 
an  der  Menschheit  zu  verzweifeln^  so  braucht  man  sich  nur  an 
die  vielen  Beweise  von  der  Allmacht  der  MutterUebe  zu  erinuern^ 
um  sich  mit  der  Menschheit  wieder  auszusöhnen.  Wie  oft  opfer- 
ten schon  Mutter  ihr  eignes  Leben  ,  um  das  ihrer  Kinder  zu  retten  ? 


Beduinen ,}  der  Antheil  der  Mntter  an  der  Ersiehong  der 
Knaben  anf  das  früheste  Lebensalter  des  Kindes  be* 
schränkt,  wird  der  Charakter  der  Mftnner  fast  nnaus-» 
bleiblich  eine  gewisse  Rohheit  und  Härte  annehmen.  Die 
Sitten  und  Gewohnheiten  einer  solchen  Nation  werden 
zwar  unveränderlicher,  aber  nicht  menschlicher  seyn. 

Die  Geschlechtsliebe.  —  Wie  es  verschiedene 
Geschlechter  giebt,  so  giebt  es  auch  Tugenden,  welche 
allein  oder  vorzugsweise  Tugenden  des  einen  oder  Tu- 
genden des  andern  Geschlechtes  sind.  In  der  Geschlechts* 
liebe  liegt  eine  Aufforderung,  diese  Tugenden  zu  oben. 
Denn  die  Geschlechtsliebe  setzt  auf  diese  Tugenden  einen 
Preis.  Doch  ist  es  andererseits  eine  besonders  dringende 
Aufgabe  der  Erziehung ,  den  Verirrungen  des  (Geschlechts- 
triebes vorzubeugen. 

Die  Ehr  -  und  Ruhmliebe.  —  Denn  ihr  liegt  die 
Achtung  für  die  öffentliche  Meinung  zum  Grunde.  Diese 
Achtung  aber  ist  nicht  nur  wegen  des  Zusammenhanges, 
in  welchem  sie  mit  der  Achtung  des  Menschen  für  sich 
selbst  steht,  sondern  auch  in  sofern  der  Sittlichkeit  for- 
derlich, weil  sie  das  Urtheil  des  Menschen  über  den  Werth 
seiner  Handlungen  von  der  Allgemeingültigkeit  dieses 
Urtheils  abhängig  macht,  weil  eine  Handlung,  die  allge- 
mein gebilligt  wird ,  in  der  Regel  durch  ihre  Gemeinnnz- 
zigkeit  diese  Billigung  verdienen  mufs.  Zwar  kann  die 
öffentliche  Meinung  auch  irren.  (Und  sie  irrt  besonders 
häufig  in  dem  Urtheile  über  die  Grofsthaten  der  Eroberer.3 
Doch  diese  Einwendung  gilt  der  Ehr-  und  Ruhmliebe 
nicht  als  einem  Mittel  der  Erziehung. 

Der  Trieb  zur  Nachahmung;  wenn  auch  nur  un- 
ter der  Voraussetzung,  dafs  das  Kind  gute  Beispiele 
vor  sich  hat.  Darum  ist  es  für  den  Erfolg  der  Erziehung 
von  so  entscheidender  Wichtigkeit,  das  Kind  vor  schlech- 
ter Gesellschaft  za  bewahren.  Darum  verfehlt  die  Erzie-* 
hung  ihren  Zweck  so  leicht,  wenn  die  Eltern  selbst,  z.  B. 
weil  Zank  und  Hader  unter  ihnen  herrscht,  nicht  nachah- 
mungswerthe  Vorbilder  sind.    Bei  noch  ungebildeten  Völ- 


kerscbaften  seheinen,  allen  Nachrichten  nach,  die  Nach- 
kommen selten  oder  nie  aus  der  Art  zu  schlafen.  Und 
wamm?  weil  sie  sich  selbst  überlassen  und  unter  Men- 
schen heranwachsen ,  unter  denen  noch  nicht  die  Ungleich- 
heit und  die  Spaltung  unter  den  Individuen  eintritt,  welche 
sich  bei  gebildeteren  Völkern  oiFenbart. 

Endlich,  die  Liebe  zur  Reinlichkeit.  Sollte  sie 
den  Menschen  auch  nicht  angeboren  seyn ,  so  ist  sie  doch , 
nachdem  sie  sich  einmal  aus  andern  dem  Menschen  ange- 
bornen  Neigungen,  ([zu  welchen  insbesondere  die  Ach- 
tung des  Menschen  für  sich  selbst  uud  für  Andere  ge- 
hört ,3  entwickelt  hat,  eins  der  wirksamsten  Mittel,  von 
welchem  die  Erziehung  in  dem  Interesse  der  Sittlichkeit 
Gebrauch  machen  kann.  ^3  JDenn  sie  erinnert  den  Men- 
schen, sowohl  zu  Folge  ihres  Ursprungs,  als  durch  die 
symbolische  Bedeutnng  der  äufseren  Reinlichkeit,  an  die 
Reinheit  der  Gesinnung,  deren  er  sich  zu  befleifsigen, 
oder  wenigstens  an  den  Anstand,  welchen  er  in  seinem 
Betragen  zu  beobachten  hat.  Die  Macht ,  welche  sie  über 
das  Gemuth  der  Menschen  ausüben  kann,  offenbart  sich 
vielleicht  am  auffallendsten  durch  die  Strenge,  mit  wel- 
cher so  viele  Völker  über  den  Unterschied  halten ,  den  sie 
zwischen  reinen  und  unreinen  Speisen  machen.  Man  geht 
daher  wohl  nicht  zu  weit,  wenn  man  die  gröfsere  oder 
geringere  Sorgfalt,  welche  ein  Volk  auf  Reinlichkeit, 
besonders  auch  auf  das  Reinhalten  öffentlicher  Orte  und 
Plätze,  verwendet,  als  einen  Mafsstab  für  die  Sittlichkeit 
des  Volks  betrachtet.  Hätte  die  christliche  Religion  auch 
kein  anderes  Verdienst  um  die  Menschheit,  als  dafs  sie, 
jeden  siebenten  Tag  heiligend,  ihre  Bekenner  auffordert 
und  veranlafet ,  an  diesem  Tage  auf  die  Reinlichkeit  ihres 
Körpers  und  ihres  Anzuges  eine  besondere  Sorgfalt  zn 


^)  Das  Kind  hat  sich  dem  Zustande  der  Thierheit  erst  dann  vollstän- 
dig entwunden^  wenn  es  lachen ^  —  sprechen^  —  aufrecht  gehen 
«*-  und  gewiss«  Bedürfnisso  mit  Reinllchkoit  zu  befHedigen  ge- 
lernt bat. 
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verwenden ,  so  wurde  doch  schon  dieses  Verdienst  grob 
genug  seyn. 


DRITTES  HAÜPTSTÜCK. 

Uebei'ffang  %u  der  Siaat%er%iehung%lehre. 

Die  allgemeine  Erziehungslehre  betrachtet  die  Er- 
ziehung nur  dem  Zwecke  nach,  der  in  dem  Wesen  der 
Erziehung  liegt;  sie  legt  bei  den  Regeln,  die  sie  auf- 
stellt) nur  die  Natur  des  Menschen  überhaupt  zum  Gründe« 
Sie  geht  also  nicht  auf  d  i  e  Fragen  ein ,  wem  die  Pflicht 
znr  Erziehung  obliege  oder  das  Recht  zur  Erziehung  zu- 
stehe? und  welchen  Einflufs  die  Verschiedenheit  derer, 
welche  zur  Erziehung  verpflichtet  oder  berechtiget  seyn 
können ,  auf  die  Anwendbarkeit  oder  Modifikation  der  all- 
gemeinen Grundsätze  und  Regeln  der  Erziehungslehre 
habe? 

Dagegen  ist  die  Aufgabe  der  Staatserziehungslehre 
die:  Da,  wie  oben  in  der  Einleitung  gezeigt  worden  ist , 
dem  Staate  das  Recht  zusteht,  für  die  Erziehung  dea 
Volks  Sorge  zu  tragen,  —  von  welchem  Umfange 
ist  dieses  Recht  des  Staates?  und  nach  welchen 
Grundsätzen  und  Regeln  hat  der  Staat  dieaes 
sein  Recht  auszuüben?  Die  Erziehung,  wenigslena 
die  Jugenderziehung,  ist  nicht  ausschliefslich  die  Ange- 
legenheit des  Staates,  sondern  eben  so  wohl,  ja  in  der 
ersten  Reihe,  die  Angelegenheit  der  Eltern.  Wie  ver- 
hält sich  nun  das  Erziehungsrecht  des  Staates  zu  dem 
der  Eltern.  Die  Erziehung  steht  ferner,  als  eine  Ange- 
legenheit des  Staates ,  unter  dem  Einflüsse  aller  der  Ur- 
sachen, auf  welchen  die  Verschiedenheit  der  Staaten 
überhaupt  beruht.  Wie  wirkt  nun  die  Verschiedenheit 
dieser  Ursachen  auf  die  Mafsregeln  ein ,  welche  der  Staat 
für  die  Erziehung  des  Volks  ergreifen  kann  und  soll? 

Zur  Beantwortung  der  Aufgabe  der  Staatserziehungs- 
lehre kann  man  zuvörderst  zweiHaaptsysteme  aufstel- 


len:  das  System  der  Freiheit  des  Volks  (^d.  i.  der 
einzelnen  Mitglieder  des  Gemeinwesens}  indendieEr- 
ziehung   betreffenden    Angelegenheiten,    und 
das  der  Bevormundung  des  Volks  in  denselben 
Angelegenheiten.     (^Eine    ähnliche    Verschiedenheit 
der  Systeme  kommt  in  der  Volkswirthschaftslehre  vor.  3 
Nach  dem  ersten  Systeme  ist  die  Erziehung  der  Jugend 
die  Sache  der  Eltern  und  derer,  von  welchen  die  Eltern 
dem  bürgerlichen  Rechte  nach  nöthigenfalls  zu  vertreten 
sindf  übrigens  mit  dem  Vorbehalte,  dafs  sich  der  Staat 
in  gewissen  Fällen  oder  Beziehungen  auch  der  Jugend- 
erziehung —  ausnahmeweise  und  aus  besondern  Gründen 
—  unmittelbar  unterziehen  kann.    Nach  demselben  Systeme 
bleibt  es  den  Erwachsenen  lediglich  und  allein  überlas- 
sen, für  die  Ausbildung  der  Anlagen  und  Kräfte  ihres 
Körpers  und  Geistes  selbst  Sorge  zu  tragen,  wenn  auch 
mit  demselben  Vorbehalte.    In   der  Regel  beschränkt 
sich  das  in  Frage  stehende  Recht,  des  Staates  nach  die- 
sem Systeme  darauf,  sowohl  die  Eltern  in  dem  Rechte  ^ 
ihre  Kinder  zu  erziehen ,  als  die  Erwachsenen  in  der  Frei- 
heit der  Selbsterziehung  zu  schützen.  —  Nach  dem  zwei- 
ten Systeme  ist  die  Erziehung,  sowohl  die  der  Jugend  als 
die  der  Erwachsenen,  wenn  man  anders  dieses  System 
bis  zu  seinen  äursersten  Resultaten  verfolgt,  lediglich  und 
allein  die  Angelegenheit  des  Staates ,  jedoch  so ,  dafs  auch 
dieses  System  dem  Staate  gestattet,  aus  besonderen  Grün- 
den Ausnahmen  von  der  Regel  zu  machen.  —  Diesem 
zweiten  Systeme  können  wieder  zwei  von  einander  we- 
sentlich verschiedene  Rechtstheorien  zur  Grundlage  die- 
nen ;  ^3  ^^^  3^  nachdem  ihm  die  eine  oder  die  andere  die- 
ser Theorien  zum  Grunde  gelegt  wird,  führt  es  wieder 
zu  verschiedenen,  wenn  auch  einander  verwandten,  Re- 
sultaten.   Man  kann ,  unter  der  Voraussetzung  dieses  Sy- 
stems, das  Hoheitsrecht  der  Volkserziehung  entweder  (^nach 
den  Grundsätzen  des  weltlichen  oder  des  Vernunftrech- 


^-^  S.  oben  Band  I.  S.  14  ff. 
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tes^  atis  dem  Interesse  des  /Staates  oder  man  kann  es, 
(]nach  den  Grundsätzen  des  geistlichen  Rechts  und  mit 
Rücksicht  auf  eine  bestimmte  Offenbarung^  unmittelbar  aus 
dem  Zwecke  des  Staates  ableiten. 

Die  Verschiedenheit  dieser  Systeme  läfst  sich  auch 
s  o  darstellen :  Man  kann  bei  der  Begründung  des  in  Frage 
stehenden  Hoheitsrechtes,  (vfie  bei  der  Begründung  der 
Staatsgewalt  überhaupt  ,3  entweder  von  dem  Vernunft- 
rechte  oder  von  dem  geistlichen  Rechte  ausgehn.  In  dem 
ersteren  Falle  gelangt  man  entweder  zu  dem  Systeme  der 
Freiheit  der  einzelnen  Mitglieder  des  Gemeinwesens  in 
den  die  Erziehung  betreffenden  Angelegenheiten  oder  be- 
dingungsweise,  d«  i.  wenn  diese  Freiheit  mit  dem  Inte- 
resse des  einen  oder  des  andern  in  der  Erfahrung  gege^ 
benen  Staates  unvereinbar  ist,  zu  dem  Systeme  der  Be-^ 
vormundung  des  Volks  in  denselben  Angelegenheiten« 
Eine  Offenbarung,  welche  zugleich  eine  vollständige 
Rechtsgesetzgebung  enthält,  führt  schlechthin  und  allein 
zu  diesem  letzteren  Systeme. 

Indem  ich  jetzt  diese  drei  Systeme  nach  einander  in 
nähere  Betrachtung  ziehen  werde,  werde  ich  mich  jedoch 
nicht  über  die  Begründung  derselben  verbreiten.  Denn 
ich  müfste  sonst  auf  die  verschiedenen  ([schon  im  ersten 
Bande  angeführten^  Ansichten  zurückkommen,  welche 
man  von  dem  Rechtsgrunde  der  Staatsgewalt  überhaupt 
haben  kann.  Sondern  es  wird  sich  die  folgende  Unter-, 
suchung  theils  auf  die  verschiedene  Beschaffenheit  der  Er-^ 
Ziehung ,  je  nachdem  die  Staaten  von  dem  einen  oder  von 
dem  andern  dieser  Systeme  ausgehen ,  theils  auf  die  Ur- 
sachen beschränken,  aus  welchen  in  dem  einen  Staate 
dieses  in  einem  andern  ein  anderes  System  der  Erziehung 
in  Anwendung  gebracht  wird.  —  Eine  von  diesen  Ursa- 
chen, die  Hauptursache,  liegt  übrigens  in  der  Verschie-. 
denheit,  welche  unter  den  in  der  Erfahrung  bestehenden 
Staaten  in  Beziehung  auf  den  Geist  ihrer  Verfassungen 
eintritt.    Denn  auch  in  der  vorliegenden  Beziehung  kann 

Zachariä,  vom  Staate,    VI,  3 
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nicht  eine  jede  Staatsverfassung  dem  Grundsatze  der  reeht- 
lichen  Freiheit  huldigen.  Das  entgegengesetzte  Princip 
aber  kann,  je  nachdem  die  Staatsverfassung  beschaffen 
ist,  hier  strenger,  dort  müder,  hier  so,  dort  anders  in 
Vollziehung  zu  setzen  seyn.  Zuweilen  kann  auch  ein 
durch  besondere  Verhältnisse  herbeigeführter  Nothstand 
die  Regierung  nöthigen,  sogar  zu  den  aufsersten  Mitteln 
zu  schreiten.  Der  Zaar  Peter  I.  machte  wahrlich  nicht  von 
halben  Mafsregeln  Gebrauch,  um  seine  Russen  zu  civili- 
siren.  Aber  er  hatte  keine  Wahl ,  wenn  er  seinem  Volke 
Achtung  und  Einflufs  in  dem  übrigen  Europa  verschaffen 
wollte. 

Das  jedoch  haben  alle  diese  Systeme  mit  einander 
gemein,  dafs  der  Einflurs,  welchen  ein  jedes  derselben 
auf  die  Volkserziehung  und  durch  diese  auf  den  Staat 
tüberhaupt  hat,  hauptsfichlich  von  der  Verschiedenheit  des 
Verhältnisses  abhängt,  in  welchem  sie  zur  Religion 
stehn.  —  Die  Wichtigkeit  dieses  Verhältnisses  für  den 
Charakter  und  für  das  Wirken  jener  Systeme  erklart  sich 
schon  aus  dem  Wesen  der  Erziehung.  Denn  der  End* 
sweck  der  Erziehung  ist  wesentlich  der,  die  Gesinnung 
«ad  die  Handlungsweise  der  Menschen  mit  den  Vorschrif- 
ten der  Moral  und  mithin  mit  denen  der  Religion  in  Ueber- 
einstimmung  zu  setzen.  Auf  diesen  Endzweck  der  Er- 
ziehung stehen  ins  besondere  auch  die  positiven  Reli- 
gionen in  einer  so  genauen  Beziehung,  wenn  auch  die 
eine  in  dieser ,  die  andere  in  einer  anderen  Beziehung , 
weil  fast  eine  jede  positive  Religion  zugleich  eine  öf- 
fentliche Angelegenheit  d.  i.  mit  einem  gemeinschaft- 
lichen Kultus  ihrer  Bekenner  verbunden  ist  ^3  ^^  ^^^ 
in  wie  fern  nun  jene  Systeme  in  einem  verschiedenen 
Verhältnisse  zur  Religion  stehn,  müssen  sie  eben  so  und 


4f)  Zagleioli  eine  besondere  Ursache  des  Interesses^  welches  die  Glau- 
bensmelnoogeii  4a9  Volkes  f«r  den  8(aal  haben.  (  Sowohl  in  der 
ainen  aU  in  der  andern  Hinsicht  «eichnet  sich  der  christliche  Kui- 
tius  aus.) 
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eben  deswegen  auch  auf  den  Geist  der  Erziehung  auf  eine 
verschiedene  Weise  einwirken.  Das  Yerhältnifs ,  welches 
hiernach  zwischen  jenen  Systemen  und  der  Religion  ein- 
tritt, ist  für  die  Erziehung  von  desto  gröfserer  Wichtig- 
keit, da  die  Glaubensmeinungen  eines  Volkes,  wenn  sie 
sich  anders  der  Idee  einer  Religion  nähern,  bei  ihm  zu- 
gleich auf  den  Stand  der  Wissenschaften  überhaupt  und 
mithin  auf  den  des  Unterrichts  einen  mehr  oder  weniger 
entscheidenden  Einflnfs  haben.  Denn  die  Glaubenslehre 
fuhrt  dann  allemal  zu  dem  Versuche ,  die  höchsten  Auf- 
gaben der  Metaphysik ,  so  wie  die  der  Naturwissenschaft, 
zu  lösen  (^Wie  die  Geschichte  beurkundet,  war  überall 
die  Religion  die  Ahnfrau  der  Wissenschaften.3  Eine  Haupt- 
aufgabe der  Staatserziehungslehre  ist  daher  in  Beziehung 
auf  alle  jene  Systeme  die:  In  welchem  Verhältnisse  steht 
ein  jedes  derselben  zur  Religion  ? 

Im  Geiste  des  Christenthums  kann  man  diese  Aufgabe 
auch  so  ausdrücken  und  wird  sie  gewöhnlich  so  ausge- 
drückt: In  welchem  Verhältnisse  stehen  Staat 
und  Kirche  zu  einander?  >3  C^^^  ^^  Geiste  des 
Christenthums  kann  die  Aufgabe  auf  diese  Weise  aus- 
gedrückt werden.  Denn  der  Begriff  einer  Kirche,  die 
Idee  der  Einheit  aller  Gläubigen  d.  i.  aller  derer,  welche 
Gott  —  nach  der  Lehre  Christi  —  verehren  oder  während 
dieses  Lebens  verehrt  haben,  ist  das  ausschliefsliche  £i- 
genthum  der  christlichen  Religion.  ^)3    Jedoch  ist  das 


1)  Auch  io  den  folgenden  drei  Bachern  wird  dieser  Ausdruck^  um 
Worte  KU  sparen^  oft  gewählt  werden.  —  Grofs  ist  die  Zahl  der 
Werke  und  Schriften  ,  in  welchen  diese  Aufgabe  erörtert  worden 
ist.  Ich  selbst  habe  sie  in  einer  meiner  früheren  Schriften^  (Die 
Einheit  des  Staates  und  der  Kirche.  Lpz.  1797.)  —  zugleich  mit 
Rücksicht  auf  das  Deutsche  Reichsstaatsrecht  —  bearbeitet. 

8)  ^^Ecclesia^  sagt  Augustinus^  est populus  fldellum  per  Universum  or- 
bem  dispersus/'  S.  auch  den  Catechism.  Rom.  P.  1.  cap.  X.  — 
Weder  die  Griechische  noch  die  Lateinische  Sprache  hatte  ein 
Wort  zur  Bezetchnung  dieses  Begriffs.  Darum  geschah  es,  wie 
in  so  vielen  ähnlichen  Fällen^  dafs  die  Christen  einem  Worte^ 
das  einen  verwandten  Gattungsbegriff  bezeichnete ^  —  dem  Worte: 


nnr  ein  anderer  Ausdruck  fär  jene  Aufgabe.  Auch  das 
Yerhaltnifs  zwischen  Staat  und  Kirche  kann  sieh  auf  eine 
dreifache  Weise ,  d.  i*  entweder  nach  dem  einen  oder  nach 
dem  andern  der  oben  gedachten  drei  Systeme  stellen. 
(Diese  Systeme  fähren  dann ,  besonders  bei  den  Deutschen 
Rechtsgelehrten  der  Vorzeit,  beziehungsweise  die  Na- 
men: Kollegial  System,  weil  nach  dem  ersten  Systeme 
die  Kirche  eine  freie  Gesellschaft  ist,  >)  —  Territo- 
rialsystem, weil  nach  dem  zweiten  Systeme  der  Staats- 
herrscher, der  Landesfurst  oder  dominus  territorii,  Herr 
der  Kirche  ist,*)  —  Hierarchisches  System,  weil 
nachdem  dritten  Systeme  die  Menschen  einer  priester- 
lichen oder  geistlichen  Gewalt  zu  unterwerfen  sind.) 

Obwohl  die  Glaubensmeinungen,  welche  bei  einem 
Volke  herrschen ,  allemal  auf  seinen  Rechtszustand  in  Re- 
ligionsangelegenheiten Einflufs  haben,  so  kann  man  doch 
nicht  behaupten,  dafs  sich  die  positiven  Religionen  unter 
drei,  jenen  drei  Systemen  entsprechende  Klassen  bringen 
liefsen,  dars  also  eine  jede  einzelne  positive  Religion  nur 


Ecdesia^  Versamnlung^  —  eine  neue  und  specieUe  Bedeutung  ge- 
ben. (Ueber  das  Deutsche  Wort:  Kirche^  s.  Eccard  ad  1.  Ri> 
puar.  XXX ^  2,  und  Jacobson^  kirchenrechtliche  Versuche.  Kö- 
nigsberg 18dl.    Die  zweite  Abh.) 

1)  Der  Name  ist  nicht  ganx  schicklich  gewählt.  Denn  ein  CoUegium 
ist  nicht  eine  GeseUschaft^  sondern  eine  Gemeinheit^  universitas. 
Passender  ist  vielleicht  der  Marne  S ocial System- 

8)  Der  Name  hängt  also  mit  den  Rechtsbegriffen  der  Deutschen  mit 
der  Landeshoheit  zusammen.  (Die  Deutschen  Rechtsgelehrten  der 
Voriseit  lehrten:  Cujus  est  regio ^  ejus  est  religio.  Quilibet  prin- 
ceps  est  papa  in  suo  territorio.  S.  Rechenberg^  D.  an  cujus 
regio  illius  quoque  sit  religio.  Lips.  1695.  —  Ich  habe  nicht  auch 
des  Systems  gedacht ^  welches  den  Landesfürst  als  den  obersten 
Landesbischoff  betrachtet.  Dieses  System^  welches  von  Einigen 
das  Episcopalsystem  genannt  wird^  ist  nur  eine  eigenthümliche 
C übrigens  unhaltbare)  Darstellang  des  Territorialsystems.  Vergl. 
Stahl,  die  Kirchen  Verfassung  nach  Lehre  und  Recht  der  Prote- 
•tMten.  ErL  1840.  Pachta,  Einleitung  in  das  Recht  der  Kirche. 
Lfs.  1840. 
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einem  dieser  Systeme  zur  Grundlage  dienen  könnte. ^3 
Der  Beweis  des  Gegentheiles  liegt  schon  in  der  Geschichte 
der  christlichen  Kirche.  Diese  Kirche  steht  hier  in  diesem, 
dort  in  einem  andern  Verhältnisse  zum  Staate.  Das  Chri- 
stenthum  beurkundet  seinen  kosmopolitischen  Charakter,  — 
die  Bestimmung,  die  es  hat,  eine  Weltreligion  zu  seyn, 
—  auch  dadurch,  dafs  es,  ohne  seinem  Geiste  gänzlich 
untreu  zu  werden,  mit  allen  jenen  Systemen  oder  dafs 
ein  jedes  dieser  Systeme  mit  ihm  vereinbar  ist.  Wohl 
aber  kann  es  positive  Religionen  geben  und  giebt  es 
positive  Religionen,  welche,  vermöge  ihres  politischen 
Charakters ,  nur  dem  einen  oder  dem  andern  jener  Systeme 
zur  Grundlage  dienen  können. 

Uebrigens  werde  ich  ein  jedes  der  drei  Systeme  der 
Staatserziehungslehre  zuvörderst  für  sich  darstellen. 
Wie  sie  sich  zu  einander  verhalten,  wenn  in  einem  und 
demselben  Staate  in  der  einen  Beziehung  das  eine ,  in  ei- 
ner andern  Beziehung  das  andere  System  das  herrschende 
ist,  wird  dann  in  einem  Anhange  erörtert  werden. 


4^)  Ueber  die  verechiedenen  Arteo  und  die  Geschichte  der  Religionen 
8.  H  ume^  essays;  (Hier  eine  Abh.  über  die  natürliche  Geschlchle 
der  Religionen.)  Mein  er s^  Geschichte  der  Relig.  Creuzer^ 
Mythologie  und  Symbolik.  —  Die  Verwandtschaft  unter  den  yer- 
schiedenen  Religionen  der  Völker  ist  eben  so ,  wie  die  Verwandt- 
schaft unter  den  Sprachen^  eine  wichtige  Urkunde  für  die  vorge- 
schichtlichen Schicksale  der  Menschheit.  Man  kann  sie  in  bo  fem 
mit  den  Denkmälern  yergleichen^  welche  die  Gestalt  und  Beschaf- 
fenheit unseres  Planeten  für  die  älteste  Geschichte  der  Knie  ent 
httit. 


DAS  ZWEI  UND  DREISSIGSTE  BUCH. 

Da9  Sffstem 

der  Freiheit  des  Volks 

in  den 

seine  Erziehung  betreffenden  Angelegenheiten.  ^) 
ERSTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 
Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Kirehem 

Die  Rechte,  welche,  als  die  allgemeinen  Bedingungen 
der  Selbstständigkeit  des] Menschen  in  Religionssaehen , 
nach  dem  ersten  Systeme  auch  der  Staat  seinen  Untertha- 
nen  zu  gewähren  hat,  sind:  Freiheit  des  Glaubens 
oder  Gewissensfreiheit,  Freiheit  des  Kultus  *3 
oder  der  Religionsäbung,  *3  Gleichheit  der  bür- 


1)  Dieses  System  ist  jederzeit  zu  verstehen^  wenn  ich  ia  diesem 
Buche  von  dem  ersten  Systeme  spreche. 

9)  Die  Deutsche  üiSprache  unterscheidet  Kwischon  Gottesdienst  und 
(äufserer)  Gottesverehrung.  Jenem  liegt  die  anthropomor- 
phistische  Ansicht  zum  Grunde^  dafs  man  sich  das  Wohlgefallen 
Gottes^  wie  das  eines  irdischen  Herrn  ^  durch  äursere  Handlungen  ^ 
in  welchen  sich  die  Ehrerbietung  gegen  Gott  (symbolisch)  offen- 
bart^ erwerben  könne.  Diese  ist  nur  ein  Mittel^  die  innere  Got- 
tesverebruog  durch  eine  äufsere  zu  beleben.  Ich  habe  im  Texte 
das  Wort:  Kaltus  gewählt^  weU  dieses  Wort  sowohl  die  eine 
als  die  andere  Deutung  zuläfst. 

S)  Das  Wort:  Religionsfreiheit^  umfofist  sowohl  die  Freiheit 
des  Glaubens  als  die  des  Kultus.  (Ich  werde  daher  das  erste 
System  y  in  so  fern  es  sich  auf  das  Verhaitnifs  zwischen  Staat 
nnd  Kirche  bezieht ,  auch  mit  dem  Namen  des  Systemes  der  Re- 
ligionsfreiheit bezeichnen.) 
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gerlichen  und  politischen  Reehted.i.  Gleichheit  vor 
dem  Gesetze  überhaupt ,  sollten  auch  die  Unterthanen  nicht 
desselben  Glaubens  seyn  oder  die  einen  diesen ,  die  anderen 
einen  anderen  Kultus  haben. 

Nach  dem  ersten  Systeme  also  ist  der  Staat  überall 
nicht  berechtiget,  auf  den  Glauben  oder  auf  den  Kultus 
seiner  Unterthanen  einen  positiven  Einflufs  auszuüben 
oder  sich  bei  der  Ausübung  seiner  Gewalt  den  Glauben 
oder  den  Kultus  seiner  Unterthanen  zur  Regel  zu  ma- 
chen. ^3  D^^  einzelnen  Unterthanen  mögen  an  einen  Gott 
oder  sonst  an  übermenschliche  und  über  das  Schicksal  der 
Menschen  gebietende  Wesen  glauben  oder  nicht ,  ihr  Glau- 
ben und  ihr  Kultus  mag  in  dem  ersteren  Falle  beschaffen 
seyn  wie  er  wolle ,  sie  mögen ,  in  demselben  Falle ,  zum 
Behufe  eines  gemeinschaftlichen  Kultus  gesellschaftliche 
Verbindungen  unter  steh  abschliefsen  oder  nicht,  u.  s.  w. 
Alles  dieses  darf  und  soll ,  wenn  und  so  lange  die  Unter- 
thanen als  solche  ihren  Pflichten  Genüge  leisten,  nicht 
den  Staat  kümmern.  Daher  hann  nach  diesem  Systeme 
z.  B.  nicht  von  einer  Staatskirche,  d.  i.  nicht  von  einer 
Kirche 9  welche  der  Staat  vor  anderen  Kirchen  begünsti- 
get, and  in's  besondere  nicht  von  einer  herrschenden 
Kirche,  d.  i.  nicht  von  einer  Kirche  die  Rede  seyn,  deren 
Mitgliedern  das  Staatsburgerrecht  ausschliefslich  zustände. 
Sondern  die  Pflicht  und  das  Recht  der  Staatsgewalt  be- 
schränkt sich  nach  diesem  Systeme  ,  was  Religionssachen 
betritt,  darauf,  einen  jeden  ihrer  Unterthanen  bei  den 
Rechten  zu  schätzen,  welche  ihm  in  den  Sachen  dieser 
Art  kraft  Gesetzes  zukommen.  Das  System  verlangt  von 
dem  Staate  nicht  blos  Toleranz  oder  Reirgionsd  u  1  d  u  n  g , 
sondern  es  verlangt  von  ihm  ReligioAsfreiheit^  d.  i.  es 
verlangt  von  dem  Staate  Achtung  für  die  Rechte  der  Ein- 
zelnen in  Religionssaehen  nicht  als  eine  blose  Gunst, 
sondern  als   ein  Recht.   —    Nach  demselben  Systeme 


*)  Noth«  oder  Kollisioosfslle  aasgCDomnien.    Doch  vom  diesen  brauchl 
hier  Bielit  die  Rede  zu  seyn. 
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können  eben  so  wenig,  umgekehrt,  die  Unterthanen ,  ein- 
zeln oder  zu  kirchlichen  Gesellschaften  vereiniget,  auf 
irgend  eine  besondere  Unterstützung  zur  Förderung  ihres 
Religionsinteresses  einen  Anspruch  an  den  Staat  machen. 
Es  hat  daher  z.  B.  eine  jede  Kirche  di«  Ausgaben  ihres 
Kultus  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten.  '3  Es  ist  sogar 
mehr  als  zweifelhaft,  ob  nach  den  Grundsätzen  dieses 
3ystemes  der  Staat  berechtiget  sey ,  kirchlichen  Gesell- 
schaften die  Eigenschaft  einer  Korporation  und  so  die  Er- 
mächtigung zu  ertheilen,  durch  fromme  Stiftungen  oder 
auf  eine  andere  Weise  ein  Vermögen  zu  erwerben. 

Auch  den  inneren  Rechtszustandkirchlicher 
Vereine,  (^und  nicht  blos  das  Verhältnifs  des  Staates 
zu  diesen  Vereinen  ,3  unterwirft  das  System  der  Reli- 
gionsfreiheit einer  ihm  eigenthümlichen  Regel.  — *  Das 
Recht  einer  Kirche,  d.  i.  das  Recht  eines  Vereines  für 
einen  den  Mitgliedern  des  Vereines  gemeinschaftlichen  Kul- 
tus ,  —  stimmt  mit  diesem  Systeme  nur  unter  der  Bedin- 
gung überein ,  dafs  die  Kirche  in  rechtlicher  Hinsicht  le- 
diglich und  allein  die  Eigenschaft  einer  Gesellschaft 
(^societas3  hat,  dars  mithin  das  Recht  der  Kirche ,  ganz  so 
wie  das  einer  jeden  andern  für  einen  bestimmten  Zweck 
eingegangenen  Gesellschaft ,  lediglich  und  allein  eine  An- 
wendung der  Grundsätze  des  allgemeinen  Gesellschaft- 
rechtes ist.  —  Hiernach  steht  es  zwar  einem  Jeden  frei , 
sich  mit  Anderen  zu  einer  Kirche  zu  rereinigen.  Aber  die 
Mitglieder  einer  Kirche  haben  als  solche  keine  anderen 
Rechte  gegen  dritte  Personen ,  als  diejenigen  sind ,  welche 
ihnen  als  Einzelnen  zustehn.  ^3    Sondern  das  unter  den 


1)  Die  Engländer  nennen  daher  dieses  System  —  tlie  volantery  Sys- 
tem. (Man  kann  alle  Fragen^  welche  die  Rechte  Einzelner  be- 
treffen y  zugleich  als  Geldfragen  betrachten.  Denn  ein  jedes  Recht 
hat^  als  ein  Bestandtheil  des  Vermögens  des  Berechtigten  ^  zugleich 
einen  Geldwerth.) 

V)  Sie  sind^  im  YerhäUnifs  zu  dritten  Personen^  fortdauernd  als 
Singuli  zu  betrachten.  Das  unter  ihnen  bestehende  Yertragver« 
hütnifjß  ist  fnr  dritte  Personen  eine  res  inter  alios  acta« 
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Mitgliedern  einer  Kirche  bestehende  Verhfiltnirs ,  ein  Ver- 
tragsverhältnirs,  verleiht  ihnen  nur  gegenseitig  he* 
sondere  Rechte.  —  Eben  so  sind  die  Mitglieder  einer 
Ei  ehe  berechtiget ,  über  ihre  kirchlichen  Angelegenheiten 
einen  jeden  ihnen  beliebigen  (^und  nicht  nach  dem  gemeinen 
Rechte  des  Staates  widerrechtlichen")  Beschlufszu  fassen, 
jedoch  nur  mit  Stimmeneinhelligkeit,  wenn  sie  anders 
nicht  durch  eine  besondere  Uebereinkunft  die  Mehrheit 
der  Stimmen  für  entscheidend  erklärt  haben.  Auch  einer 
Hierarchie  können  sich  die  Mitglieder  einer  Kirche, 
unbeschadet  der  Grundsätze  des  Gesellschaftsrechts ,  un- 
terwerfen. Doch  ist  die  Herrschaft  einer  Hierarchie  über 
die  Kirche  mehr  mit  dem  Buchstaben  als  mit  dem  Geiste 
des  Systemes  der  Religionsfreiheit  vereinbar.  Denn  alle- 
mal wird,  wenn  auch  nicht  das  Recht  auf  Religions- 
freiheit, doch  die  Ausübung  dieses  Rechts  durch  eine 
über  die  Kirche  gebiethende  Hierarchie  beschränkt  oder 
bedroht.  fVon  der  Vereinbarkeit  einer  hierarchischen  Ver- 
fassung mit  dem  Systeme  der  Religionsfreiheit  wird  daher 
in  dem  vorliegenden  zwei  und  dreifsigsten  Buche  weiter 
nicht  die  Rede  seyn.3  —  Endlich  nach  demselben  Systeme, 
kann  sich  ein  jedes  einzelne  Mitglied  der  kirchlichen  Ge- 
sellschaft von  den  übrigen  und  eben  so  können  sich  von 
einem  jeden  einzelnen  Mitgliede  der  Gesellschaft  die  übri- 
gen Mitglieder  #}  in  einem  jeden  Augenblicke  lossagen* 
Aber  sowohl  in  dem  einen  als  in  dem  andern  Falle  ver- 
bleiben demjenigen^  welcher  aufgehört  hat,  Mitglied  der 
Kirche  zu  seyn ,  alle  die  Rechte ,  welche  ihm  nicht  in  der 
Eigenschaft  eines  Mitgliedes  der  Kirche  zustanden. 

Nach  dem  Systeme  der  Religionsfreiheit  also  tritt 
zwischen  Staat  und  Kirche  kaum  eine  äufsere  Verbin- 
dung ein.    Aber  den  inneren  Zusammenhang,  der  zwi- 


^  lo  diesem  Sinne  giebt  es  auch  nach  dem  Systeme  der  Religions- 
fk'eibeit  ein  jus  excoromuntcandi.  Aber  die  excommanicatio  ist 
nur  eine  dissolutio  sobietaiis.  Die  GeseHcshaft  wird  mit  einem 
ihrer  Mitglieder  von  aUen  übrigen  aafgehoben. 
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sehen  dem  einen  und  dem  andern  Vereine,  —  zwischen 
dem  Vereine ,  welchem  das  Rechtsgesetz  seine  Bekräfti- 
gung, and  dem  Vereine,  welchem  die  Moral  die  Steige- 
rang ihres  Ansehens  verdankt ,  soll  jenes  System  nicht 
aaflfisen.  Ja ,  je  weniger  nach  dem  Systeme  der  Religions- 
freiheit Staat  and  Kirche  in  einer  äasferen  Verbindung 
mit  einander  stehn ,  desto  unentbehrlicher  ist  beiden  der 
innere  Zusammenhang,  welchen  sie  ihrem  inneren 
Werthe  und  nur  diesem  verdanken  können.  Vielleicht 
ist  die  Darstellbarkeit  dieses  Systemes  erst  durch  das 
Christenthum  vermittelt  worden. 


ZWEITES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  der 
Erziehung  der  Jugend. 

Nach  dem  ersten  System  der  Staatserziehungslehre  ist 
die  Erziehung  der  Jugeud  —  (von  der  Ausnahme  wird 
weiter  unten  die  Rede  seyn)  ^^  überall  nicht  die  Angele- 
genheit des  Staates,  sondern  nach  diesem  Systeme  ist  es 
—  in  der  Regel  —  die  Sache  der  Eltern ,  ihre  Rinder  zu 
erziehen ,  denn  das  Sunm  cuiqne  ist  die  Grundlage  dieses 
Systems.  Die  Eltern  aber  sind  zur  Erziehung  ihrer  Kinder 
verpflichtet  und  mithin  berechtigt. 

Für  dieses  Resultat  spricht  überdiefs  das  Interesse 
der  Kinder.  Denn  man  kann  im  Durchschnitte  annehmen, 
dafs  die  Eltern  mit  den  Anlagen  und  Neigungen  ihrer  Kinder 
am  genauesten  bekannt  sind ,  —  dafs  sie  daher  am  besten 
beurtheilen  können,  welche  Art  der  Erziehung  der  Indivi- 
dualität und  den  äufsem  Verhältnissen  ihrer  Kinder  am  voll- 
kommensten entspreche,  —  dars  sie  sowohl  in  ihrem  eige- 
nen Interesse ,  als  aus  Liebe  zu  ihren  Kindern  bemüht  seyn 
werden,  diesen  die  thunlichst  vollkommenste  Erziehung 
W  geben.  Wozu  in  den  heutigen- Eiuropaischen  Staaten 
noch  der  besonders  wichtige  Umstand  kommt ,  dafs  in  den- 
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selben  die  Erziehung  zugleich  auf  das  so  bunfte  und  so 
verwickelte  Gewebe  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  be- 
rechnen ist.  Wie  könnte  aber  diesem  Bedürfnisse  anders 
oder  besser  abgeholfen  werden,  als  durch  ein  System  der 
Erziehung ,  welches  schon  deswegen ,  weil  es  das  Geschäft 
der  Erziehung  den  Eltern  überträgt,  die  Resultate  der  Er- 
ziehung durch  ihre  Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenartig- 
keit mit  der  Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenartigkeit  der 
Ansprüche  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  Einklang  set- 
zen mufs. 

Dabei  hat  der  Staat  nicht  zu  besorgen ,  dafs  es  ihm  an 
einer  genügenden  Zahl  tauglicher  Arbeiter  fehlen^  oder  dafs* 
die  Zahl  derer,  welche  einen  und  denselben  Beruf  oder  ein  und 
dasselbe  Gewerbe  gewählt  haben,  bald  unverhältnifsmäfsig 
grofs ,  bald  unverhaltnifsmärsig  gering  seyn  werde«  Indem 
der  Einzelne  nur  das  Anliegen  hat,  nur  den  Plan  verfolgt <) 
sich  selbst  und  den  Seinen  das  beste  Unter-  und  Auskom- 
men zu  verschaffen,  geht  gleichwohl  aus  diesem  Streben 
der  Einzelnen  das  Resultat  wesentlich  hervor,  dafs  es 
keinem  Berufe  an  Bewerbern  fehlt,  und  dafs  in  keinem 
Stande  der  bürgerlichen  Gesellchaft  —  wenigstens  auf  die 
Daner  —  vergleichungsweise  Mangel  oder  Ueberflufs  an 
Mitgliedern  herrchen  kann.  Wird  das  Gleichgewicht  un- 
ter den  Ständen  vorübergehend  gestört ,  so  wird  es  sehr 
bald  von  dem  Spekulationsgeiste  der  Einzelnen  wiederher 
gestellt.  ^3  ^^<^^  in  dieser  Beziehung  bleibt  es  bei  der 
Regel:  Wo  Konsumenten  sind,  fehlt  es  nicht  an  Pro-r 
ducenten. 

Hiemach  beschränkt  sich ,  was  die  Erziehung  der  Ja« 
gend  betrifft,  das  Recht  des  Staates  —  nach  dem  ersten 
Systeme  der  Staatserziehungslehre  —  auf  den  Schatz, 


*}  Daher  soUte  dor  Staatsiunon  nicht  sofort  den  Aluth  zur  Aufrecht» 
haltung  des  Grundsatzes  der  Erwerbsfreilicit  verlieren^  wenn  er 
mit  Klagen  über  den  Andrang  zu  eioetn  gewiesen  Berufe  etc.  be- 
stürmt wird.  Besonders  ist  der  Andrang  zum  Staatsdienste  dem 
Staate  vortheilhaft.    (^^Noth  ohne  Sorgen  und  Sorgen  ohne  Noth.'O 
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welchen  die  Staatsgewalt ,  theils  den  Eltern  wegen  der 
Attsfibung  der  elterlichen  Gewalt,  theils  den  Kindern  we- 
gen der  Rechte ,  die  ihnen  kraft  der  den  Eltern  obliegen- 
den Pflichten  zustehen,  zu  leisten  hat.  Allerdings  kann 
die  Staatsgewalt  die  ihr,  im  Verhältnifs  zu  den  Eltern, 
zustehenden  Rechte ,  auch  wenn  sie  sich  in  den  ihr  durch 
jenes  System  gesetzten  Schranken  hält ,  noch  immer  weit 
genug  erstrecken ;  sie  kann  die  elterliche  Gewalt  mehr 
oder  weniger  beschränken ,  die  Rechte  der  Kinder  mehr 
oder  weniger  ausdehnen.  In  dem  Geiste  dieses  Systemes 
aber  ist  allemal  die  elterliche  Gewalt  eher  zu  begünstigen 
als  zu  verkümmern ,  haben  die  Eltern  allemal  die  Ver- 
muthung  für  sich ,  dafs  sie  am  besten  wissen ,  was  ihren 
Kindern  zum  Y ortheile  gereiche ,  und  dafs  es  schlechthin 
ihr  Wille  sey,  das  Interesse  der  Kinder  gleich  als  das 
eigene  zu  befordern. 

In  dem  Geiste  dieses  Systemes  ist  daher  die  beste 
Erziehung  die  häusliche,  die  in  dem  Hause  der  El- 
tern. Nur  diese  Art  der  Erziehung  giebt  oder  läfst  dem 
Bande  der  Liebe,  welches  Eltern  und  Kindern  umschlin- 
gen soll,  d  i  e  Stärke  und  Innigkeit,  welche  schon  für  sich 
den  Erfolg  der  Erziehung  in  einem  gewifsen  Grade  ver- 
bürgt. Nur  die  häusliche  Erziehung  kann  dem  Beispiele 
der  Eltern  den  heilsamen  Einflnrs  sichern ,  den  es  auf  dir 
morah'sche  Bildung  des  Kindes  haben  kann  und  soll.  Nur 
sie  kann  das  Kind ,  wenn  ihm  ein  dunkleres  Loos  gefallen 
ist ,  mit  seinem  Schicksale  zufrieden  stellen  oder  zufrieden 
erhalten.  >J  Besonders  bei  der  Erziehung  der  Töchter 
sollte  man  sich  streng  an  die  Regel  binden ,  dafs  die  häus- 
liche Erziehung  durch  keine  andere  vollkommen  ersetzt 
werden  könne.  Denn  die  höchste  Würde  des  Weibes  ist 
die  Würde  einer  guten  Hausfrau;  die  beste  Schule  für 
diese  Würde  aber  ist  das  elterliche  Haus.   «J    Auch  für 

t)  Daher  die  Kin Wendungen  ^  die  man  gegen  die  Kinderbewahrungs- 

ansraUen  erhoben  hat. 
2)  Die  Vorsteherin  and  die  Lehrerinnen  eines  Madcheninstitutcs  lie-- 

ben  ihre  Zöglinge  nur  gleichsam  von  Amtswegen. 
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Knaben  ^iebt  es  in  den  früheren  Jugendjahren  keine  heg«- 
sere  Erziehung  als  die  iiausliche.  Dagegen  ist  es  für  diese, 
sobald  sie  sich  dem  Jünglingsalter  nühem,  vortheilhafter, 
wenn  sie  aus  dem  Hause  der  Eltern  entfernt  werden ,  auf 
dafs  sie,  unter  fremde  Menschen  geworfen,  schon  frühzeitig 
die  Stürme  des  Lebens  und  auch  die  Schattenseite  der 
menschlichen  Natur  kennen  lernen.  —  Es  braucht  übri- 
gens kaum  erst  erinnert  zu  werden,  dafs  häusliche  und 
andere  Verhältnisse  die  Befolgung  dieser  Regeln  in  ein- 
zelnen Fällen  unnöthig  oder  unmöglich  machen  können. 

Wenn  auch  nach  dem  ersten  Systeme  der  Staatser- 
ziehungslehre die  Erziehung  der  Jugend  in  der  Regel 
nicht  die  Angelegenheit  des  Staates  ist,  so  giebtes  doch 
eine  grofse  Anzahl  Fälle ,  in  welchem  diese  Regel  nach 
demselben  Systeme  eine  Ausnahme  leidet.  Man  kann  diese 
Ausnahmen  unter  zwei  Kategorien  oder  allgemeine  Aus- 
drucke bringen. 

Erstens :  Vorausgesetzt ,  dafs  es  den  Eltern  entweder 
schlechthin ,  oder  wenn  und  in  wie  fem  sie  vereinzelt  für 
den  Unterricht  ihrer  Kinder  zu  morgen  hätten ,  an  den  Mi- 
tein fehlen  würde ,  den  PjOichten ,  welche  sie  wegen  der 
Erziehung  ihrer  Kinder  auf  sich  haben,  Genüge  zu  leisten, 
müssen  in  den  Staaten  für  alle  die  Fälle ,  in  welchen  die 
eine  oder  die  andere  Voraussetzung  eintritt ,  öffentliche 
Schulen  bestehen.  Denn  wenn  auch  alsdann  den  Eltern 
nicht  das  ihnen  Unmögliche  zugemuthet  werden  kann ,  so 
ist  es  doch  in  den  Fällen  dieser  Art  die  Pflicht  und  das 
Interesse  des  Gemeinwesens,  die  Last  zu  übernehmen ^ 
welcher  die  Eltern  nicht  gewachsen  sind.  (^Nicht  von 
dem  FaUe  ist  hierdie  Rede,  da  die  Eltern  nur  für  ihre 
Person  nicht  im  Stande  sind,  den  Kindern  einen  ge- 
nügenden Unterricht  zu  ertheilen  oder  zu  verschaflien, 
z.  B.  weil  sie  todt  oder  verschollen  sind.  Alsdann  ist  die 
Frage  nur  die,  wer  zur  Vertretung  der  Eltern  zu  er- 
mächtigen und  zu  verpflichten  sey.3  —  Zur  Erläuterung 
und  Bestätigung  dieser  Ausnahme  kann  man  sich  z.  B.  auf 
die  Geschichte  und  auf  den  heutigen  Zustand  der  in  den 
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Deutschen  so  wie  in  andern  Europäischen  Staaten  bestehen- 
den ,  für  den  öffentlichen  Unterricht  überhaupt  (_and  nicht 
Mos  für  den  in  einem  einzelnen  Fache^  bestimmten  Unter- 
richtsanstalten berufen.  Ueberall  gieht  es ,  auf  dem  Lande 
und  in  den  Städten ,  öffentliche  E le  m e n  tarschnlen ,  Schu- 
len, welche^  weil  in  denselben  in  den  allgemeinen  unent- 
behrlichen Kenntnissen  Unterricht  ertheilt  wird,  den  allge- 
meinen Namen  der  Land-  und  Stadtschulen  oder  den  der 
Volkschulen  führen.    Die  Errichtung  solcher  Schulen  ist 
deswegen  ein  so{dringendes  BedürfniCs ,  weil  es  in  den  Stän- 
den der  bürgerlichen  Gesellschaft ,  zu  deren  Vortheile  diese 
Schulen  Vorzugs  weise  gereichen ,  (^besonders  aber  auf  dem 
Lande, 3  so  viele  Eltern  giebt,  welchen  es  nicht  nur  an 
den  Mitteln  sondern  selbst  an  dem  guten  Willen  fehlt ,  ih- 
ren Kindern  einen  auch  nur  einigennasen  genügenden  Ele- 
mentar-Unterricht  ertheilen  zu  lassen.    So  wie  die  Kinder 
heranwachsen ,  scheidet  sich  der  Unterricht  in  den  Kennt- 
nissen ,  welche  zur  gehörigen  Betreibung  der  verschiedenen 
Gewerbe  des  bürgerlichen  Lebens  erforderlich  sind ,  von 
dem  Unterrichte  in  den  Wissenschaften ,  von  der  Bildung 
für  den  Stand  der  Gelehrten.  Für  jenen  Unterricht  giebt 
es  schon  jetzt  in  mehreren  Staaten  Gewerbs-  oder  poly- 
technische Schulen  und  ähnliche  Unterrichtsanstalten ;  und 
die  Zahl  dieser  Schulen  und  Anstalten  vermehrt  sich  von 
Tag  zu  Tage.    Denn  einerseits  haben  sich  die  Zünfte  und 
Innungen ,  welche  vormals  die  Stelle  dieser  Unterrichtsan- 
stalten vertraten ,  in  dieser  Eigenschaft ,  seitdem  man  sich 
von  den  Leistungen ,  Entdeckungen  und  Erfindungen  des 
Auslandes   in  den   Künsten  und   Gewerben  aus  Böchem 
unterrichten  kann,  überlebt,   und  andererseits  haben  in 
den  neuesten  Zeiten  die  Wissenschaften  ihren    Einflufs 
auch  auf  die  Gewerbe   mehr  und  mehr    erstreckt.     Der 
Wissenschaften  aber,  deren  der  Gewerbsmann  zum  Ge- 
lingen seiner  Arbeiten  bedarf,  sind  nach  dem  heutigen 
Stande  der  Gewerbe  so  viele ,  dafs  der  Unterricht  in  die- 
sen Wissenschaften,  wenn  er    einigermafsen  genügend 
seyn  soll ,  das  gemeinschal  liehe  Wirken  mehrerer  Lehrer 
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erfordert.  Wie  könnte  also  die  heranwachsende  Gene- 
ration, ohne  öffentliche  Schulen,  die  Hoffnung  haben ^ 
diesen  Unterricht  zu  erhalten?  Auch  ffir  die  andere  Art 
des  Unterrichts ,  d.  i.  für  den  Unterricht  in  den  Wissen- 
schaften ,  sind  von  dem  Staate  ähnliche  Vorkehrungen  zu 
treffen.  Denn  die  Zurüstnngen,  deren  ein  genügender 
Unterricht  in  den  Wissenschaften  bedarf,  übersteigen  noch 
mehr,  als  die,  welche  für  Gewerbschulen  zu  machen  sind , 
die  Geldkräfte  der  Einzelnen.  Daher  giebt  es  auch  in 
allen  Europäischen  Staaten  noch  überdiefs  öffentliche  An- 
stalten für  den  Unterricht  in  den  Wissenschaften,  die 
s.g.gelehrten  Schulen,  dieLyceen  und  die  Gymnasien, 
und  die  Universitäten  oder  Hochschulen.  Jene  ha- 
ben die  Bestimmung,  oder  sollen  überall  die  Bestimmung 
haben ^  der  Jugend,  welche  sich  den  Wissenschaften 
widmen  will,  die  allgemeine  Bildung  zu  geben,  ohne 
welche  sie  diese  Laufbahn  nicht  mit  Erfolg  betreten 
kann.  ^3  (P^^  Unterricht  in  den  Sprachen ,  sowohl  in 
den  alten  als  in  den  neuen  Sprachen ,  ist  daher  für  diese 
Schulen  billig  die  Hauptsache.  Indem  man  Sprachen  lernt , 
lernt  man  schon  viel ,  und  mehr  als  man  gewöhnlich  glaubt. 
Denn  eine  Sprache  ist  der  Inbegriff  der  Formen ,  in  wel- 
chen sich  die  geistige  Thätigkeit  eines  Volkes  äufsert;  sie 
ist  gleichsam  ein  Abdruck  des  Geistes  desjenigen  Volkes  ^ 
welches  die  Sprache  spricht  oder  einst  gesprochen  hat. 
Schon  indem  man  die  Sprache  eines  Volkes  lernt,  macht 
man  mit  den  Resultaten  seines  Denkens  etc.  eine  gewisse 
Bekanntschaft;  aber  das  Erlernen  einer  Sprache  macht 
noch  überdiefs  die  Schriftsteller  zugänglich,  welche  in 
der  Sprache  geschrieben  haben.  Bis  zu  einem  gewissen 
Alter  ist  das  Sprachstudium ,  —  nebst  dem  Studium  der 
Mathematik  —  die  beste  Uebung  der  geistigen  Kräfte. 
Ein  au  früher  Unterricht  in  den  Wissenschaften  —  und 


*)  Es  darf  nicht  befremden^  wenn  in  unseren  Tagen  gelehrte  Schu- 
len nicht  selten  in  Gewerbsscbulen  verwandelt  werden.  Die 
Bedürfnisse  der  burgertichen  Gesellschaften  haben  sich  erweitert. 
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selbst  in  der  Geschichte  —  wird  selten  oder  nie  begriffen, 
auf  jeden  Fall  aber  entzieht  er  den  Wissenschaften  das 
Interesse  der  Neuheit,  welches  sie  für  das  reifere  Alter 
—  auf  Universitäten  —  haben  sollen.    Für  das  Studium 
der  j^alten^'  Sprachen  sprechen  noch  besondere  Gründe.^ 
Diese  aber,  die  Universitäten,  sind  die  Lehranstalten, 
auf  welchen  ein  Jeder   seine  wissenschaftliche  Bildung* 
in  dem  Fache ,  das  er  gewählt ,   vollenden  kann.     Denn 
eine  Universität  ist  oder  soll  eine  Gesammtheit  von  Lehrern 
seyn ,  unter  welche  das  gesammte  Gebiet  der  Wissenschaf- 
ten dergestalt  vertheilt  ist ,  dafs  ein  jeder  einzelne  Lehrer 
einen  bestimmten  Theil  dieses  Gebiet's  zu  bearbeiten  und 
die  Wissenschaften,    die   zu   seinem  Bezirke  gehören, 
mündlich  vorzutragen  hat  *)    Jedoch ,  wenn  auch ,  wie 
aus  dem  Obigen   hervorgeht,    der  Staat  für  diejenigen 
Eltern  einzustehen  hat ,  welchen  es  an  den  Mitteln  fehlt, 
für  die  Erziehung  ihrer  Kinder  selbst  auf  eine  genügende 
Weise  zu  sorgen ,  so  hängt  doch  diese  Verbindlichkeit  des 
Staates]  [noch  überdiefs  (von  der  Bedingung  ab ,  dafs  in 
seinem  Gebiete  nicht  schon  öffentliche  —  einem  jeden  zu- 
gängliche —  Unterrichtsanstalten  auch  oben  sein  Zuthun 
bestehen  oder  entstehen,  ^J  welche  ihn  der  Erfüllung  jener 
Verbindlichkeit  überheben.  Unter  der  entgegengesetzten 
Voraussetzung  behält  es  bei  dem  Grundsatze  des  ersten 


1)  Deo  Universitäten  liegt  ein  Plan  zum  Grunde^  welcher  auf  dem 
Wesen  und  dem  Interesse  der  Wissenschaften  unmittelber  beruht. 
—  Man  verfiel  daher  in  Frankreich  in  einen  Irrthum,  als  man 
in  den  Zeiten  der  Revolution  die  Universitäten  in  Specialschulen 
auflöste.  Eben  so  möchte  die  Trennung  der  Akademien  der  Wis- 
senschaften von  deu  Universitäten  schwerlich  als  eine  Verbesserung 
KU  betrachten  seyn.  —  Eben  so  ist  man  im  Irrthum^  wenn  man 
TOD  der  Vorliebe^  welche  unser  Zeitalter  für  Gewerbs-  oder 
polytechnische  Schulen  hat^  Gefahr  für  die  Fortdauer  oder  für 
die  Bedeutsamkeit  der  Universitäten  fürchtet.  Was  auf  einer  Idee 
beruht^  ist  von  dem  Wechsel  der  Zeitumstände  unabhängig.  Wohl, 
aber  sollte  man  diese  Schulen  mit  den  Universitäten  auch  in  eine 
örtliche  Verbindung  setxen. 

2).  So  sind  auch  in  den  neuesten  Zeiten  —  in  England  und  in  Bel- 
gien— selbst  Universitäten  v(»n  freien  Associationen  gestiftet  worden. 
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Systems  der  Staatserziehungslehre ,  daPs  die  Eraiehan^ 
und  mithin  der  Unterricht  der  Jagend  nicht  die  Angele- 
genheit des  Staates  sey ,  um  so  mehr  sein  Bewenden ,  da 
dieser  Grundsatz  zugleich  mit  der  politischen  Freiheit  des 
Volkes  in  einem  wesentlichen  Zusammenhange  steht.  Wenn 
daher  einst  in  allen  Europäischen  Staaten  die  Unterrichts- 
anstalten fast  ohne  Ausnahme  kirchliche  Anstalten  wa- 
ren ,  so  lag  diesem  Zustande  des  öffentlichen  Unterrichts , 
so  fehlerhaft  er  auch  in  manchen  Beziehungen  sey  n  mochte, 
denn  doch  zugleich  die  Rechtsidee  zum  Grunde,  dafs  man 
die  politische  Freiheit  des  Volkes  gefährde,  indem  man 
die  Vorsorge  für  den  öffentlichen  Unterricht  dem  Staate 
überlasse.  In  unseren  Tagen  thut  der  Staat  für  den  öffent«* 
liehen  Unterricht  fast  überall  weit  mehr ,  als  vormals.  Der 
Lehrfreiheit,    der  Freiheit,    welche  mit   der  politischen 
Freiheit  in  einem  so  genauen  Zusammenhange  steht ,  hat 
diese  Freigebigkeit  der  Regierungen  keinesweges  Vor- 
theil  gebracht.  —  Auch  angenommen  aber ,  dars  der  Staat|, 
indem  er  für  eine  gewisse  Art  des  Unterrichts  öffentliche 
Schalen  bestellte,  mit  Fug  und  Recht  eine  Ausnahme 
von  jenem  Grundsatze  machte^  so  darf  er  doch ,  zu  Folge 
des  ersten  Systemes,  die  Freiheit  der  Einzelnen  in  Be** 
Ziehung  auf  die  Benutzung  dieser  Schulen  nicht  mehr  be- 
schränken, als  es  der  Grund  der  Ausnahme  fordert.    Es 
ist  also  z.  B.  den  Eltern  zu  verstatten,  von  diesen  Lehran- 
stalten auch  nicht  für  ihre  Kinder  Gebrauch  zu  machen,  wenn 
sie  diesen  einen  anderen  gleich  guten  oder  auch  besseren 
Unterricht  ertheilen  lassen  können  und  wollen.  Es  ist  um- 
gekehrt  die   Benutzung  dieser  Lehranstalten  nicht   von 
einer  besondern  Staatserlaubnirs   abhängig   zu   maehen. 
Eben   so  wenig  soll  sich    der  Staat   des  Fleirses  derer, 
welche  seine  Hochschulen  besuchen,  durch  Mittel  ver- 
sichern, welche  höchstens  auf  den  Schulen  des  zweiten 
oder  des  dritten  Ranges  an  ihrer  Stelle  sind.  ^J    Er- 
zwungener Fleifs  tödtet  den  Geist. 


*)  DahiD  gehören  z.  B.  halbjährige  Prüfungen. 
Zachariä,  vom  Staaie.     VI. 
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ZweiteM:  Eben  so  ist  eine  Regierung,  in  ihrem 
eigenen  Interesse,  berechtiget,  für  diejenigen  Zweige 
des  öffentlichen  Dienstes,  für  welche  es  einer  besonderen 
theoretischen  oder  praktischen  Vorbereitung  bedarf,  Un- 
terrichtsanstalten auf  öffentliche  Kosten  zu  errichten ,  vor- 
ausgese^t,  dafs  sonst  diese  Zweige  des  öffentlichen  Dien- 
stes mehr  oder  weniger  leiden  wurden.  ^3  Denn  sie  hat 
sich  unter  dieser  Voraussetzung,  —  wie  ein  anderer  Ar- 
beitsherr, der  in  derselben  Lageist,  —  Gehülfen  für  die 
von  ihr  zu  liefernden  Arbeiten  zu  bilden.  Oeffentliche 
Schulen,  die  mit  diesem  Grunde  gerechtfertiget  werden 
können ,  sind  z.  B.  die  Artillerieschulen ,  die  Bergwerks- 
schulen ,  Qwo  der  Staat  der  einzige  oder  der  vornehmste 
Grubenbesitzer  ist  ,3  die  Schifffahrtsschulen. 

Man  könnte  fragen,  ob  man  mit  dem  Staate  wegen 
des  Rechts,  Anstalten  für  die  Jugenderziehung  zu  treffen, 
so  genau  zn  rechnen  habe ,  als  in  dem  Obigen  geschehen 
ist?  Ist  es  nicht  allemal  besser ,  dafs  sich  der  Staat  die- 
ser Angelegenheit  selbst  annehme ,  als  dafs  er  sich  wegen 
derselben  auf  die  oft  mangelhaften  Einsichten  und  auf 
den  oft  zweideutigen  £ifer  der  Eltern  verlafse  ?  —  Al- 
lein so  oft  ein  Aufwand  in  Frage  steht,  welchen  der  Staat 
zn  machen  hat,  ist  die  Rechtsfrage  die  Vorfrage.  Sie  ist 
unter  einer  jeden  Voraussetzung,  d.  i.  wie  auch  die 
Staatsverfassung  beschaffen  seyn  möge,  die  Vorfrage- 
Also  namentlich  auch,  (^was  so  oft  übersehen  wird ,3  in 
den  Staaten,  deren  Verfassungen  auf  den  Grundsätzen 
des  Repräsentativsystems  beruhen.  Die  Kammer  der  Volks- 
abgeordneten hat  nicht  etwa  deswegen ,  weil  sie ,  von  dem 
Volke  gewählt ,  das  Volk  vertritt ,  auch  das  Recht ,  dem 
Volke  für  einen  jeden  an  sich  löblichen  Zweck 
Abgaben  aufzubürden.  Der  Auftrag  dieser  Kammer  ent- 
hält seinem  Wesen  nach  alle  die  Einschränkungen,  welchen 


^)  Zuweilen  ist  es  sweifelhafl^  ob  in   einem  gegebenen  Falle  diese 
VoraussetEQDg  eintrete.  (Kndettenlianser.) 
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die  Aasübung  der  Staatsgewalt   von  Rechtswegen  un- 
terworfen i$t. 

Wenn  schon  das  vorliegende  Rechtssystem ,  da  es  die 
Erziehung  der  Jugend  allein  den  Eltern  oder  den  Stell- 
vertretern derselben  überläfst,  den  Staat  aber  nur  ver- 
pflichtet ,  die  Rechte ,  welche  Eltern  und  Kindern  in  dieser 
Beziehung  gegenseitig  zustehen,  in  seinen  Schutz  zu 
nehmen ,  —  überall  nicht  zu  einer  bestimmten  und  gleich- 
förmigen Regel  oder  Methode  der  Erziehung  zu  fähren 
scheint ,  wie  auch  dieses  System  da ,  wo  es  der  Gesetz- 
gebung eines  Staates  zum  Grunde  liegt ,  (^also  in  hypo- 
thesi,3  in  der  That  die  mannigfaltigsten  und  verschieden- 
artigsten Resultate  für  die  Erziehung  haben  kann  und 
wird  9  so  stimmt  doch  mit  den  Grundsätzen  dieses  Rechts- 
systemes  (^oder  mit  diesem  Rechtssysteme  in  thesi^  nur 
eine  Erziehung  überein ,  welche  den  im  31ten  Buche  auf- 
gestellten Regeln  der  Erziehungskunst  entspricht,  als» 
nur  die  Erziehung ,  welche ,  da  sie  den  Menschen  in  den 
Stand  setzen  soll ,  nachdem  er  herangewachsen  ist ,  den 
Areiesten  Gebrauch  von  seinen  Anlagen  und  Kräften  zu 
machen  ,  die  weltbürgerliche  oder  kosmopoliti- 
sche Erziehung  genannt  werden  kann.  Denn  da  der 
Sinn  des  vorliegenden  Rechtssystemes  d  e  r  ist ,  die  elter- 
liche Gewalt  in  dem  Umfange  und  für  den  Zweck  zu 
bekräftigen,  welchen  sie  dem  Naturrechte  nach  hat, 
nach  diesem  Rechte  aber  Eltern  bei  der  Ausübung  ihrer 
Gewalt  (^oder  bei  der  Erfüllung  der  Pflicht ,  ihre  Kinder  zu 
erziehen  ,3  ^^^  Höchste  sich  zum  Ziele  zu  setzen  haben , 
was  nur  überhaupt  durch  die  Erziehung  erreicht  werden 
kann,  d.  i.  die  Entwickeiung  und  Ausbildung  der  gesamm- 
ten  Anlagen  und  Kräfte  des  Kindes  in  dem  Interesse  seiner 
äurseren  und  seiner  sittlichen  Freiheit ,  so  würde  nach  die- 
sem Systeme  einer  jeden  anderen  Erziehung ,  als  der  kos- 
mopolitischen,  der  Vorwurf  widerrechtlicher  Einseitigkeit 
entgegenstehen.  Auch  der  Vorwurf  der  Inkonsequenz 
würde,  unter  der  Voraussetzung  des  ersten  Systemes, 
eine  jede  andere  Erziehung  treffen.    Denn  eine  jede  an- 


dere  Erziehang  steht  in  einem  wesentlichen  Zusammen- 
hange mit  dem  einen  oder  dem  andern  der  beiden  übrigen 
Systeme  des  Staatserziehangsrechts.  Erwägt  man  daher 
die  Schwierigkeiten,  weiche  mit  der  Darchführung  des 
Planes  einer  kosmopolitischen  Erziehung  verbunden  sind , 
so  darf  es  um  so  weniger  befremden,  wenn  das  erste 
Rechtssystem  überhaupt  vergleichungsweise  nur  selten 
den  Gesetzgebungen  zum  Grunde  liegt. 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 

Erziehung  der  Erwachsenen 

oder 

f Ofi  der   Volkser%iehung  in  der  engeren  Bedefiivng  >  7 

Die  Natur  hat  eine  Scheidlinie  zwischen  dem  heran- 
wachsenden und  dem  herangewachsenen  Geschlechte  mit- 
telst des  Alters  gezogen,  in  welchem  der  Mensch  mannbar 
Cpubes3  wird.  Aber  mit  zunehmender  Kultur  und  Civili- 
sation  wird  diese  Scheidlinie ,  nach  und  nach ,  ([besonders 
was  das  männliche  Geschlecht  betrifft  ,3  unkenntlicher,  weil 
nun  das  Alter  der  Mannbarkeit  nicht  mehr  mit  demjenigen 
Lebensalter  zusammenfällt,  in  welchem  der  Mensch  sich 
selbst  in  der  Welt  fortzuhelfen ,  selbst  ein  Hauswesen  zu 
gründen  im  Stande  ist.  An  die  Stelle  jener  Scheidlinie 
tritt  nun  die ,  welche  durch  die  gesetzliche  Dauer  der  el- 
terlichen Gewalt  bestimmt  wird. 

Das  erste  System  des  Staatserziehnngslehre  überläfst 
nun  dem  heranwachsenden  Geschlechte  selbst  die  Vorsorge 
für  die  Fortsetzung  seiner  Erziehung.  Die  Erwachsenene 
sollen  sich  in  demselben  Geiste  fortbilden,  in  welchem  si 


^}  ID  dieser  Bedeutung  wird  das  Wort:  VolksereiebuDg^  io  die- 
sem Hauptstücke  jederseit  genommen  werden. 


in  ihrem  froheren  Alter,  f  naeh  Mnssguhe  der  Gnmdsitee 
der  allgemeinen  Erziehnn^lehre ,)  ensogen  worden  sind« 
Dem  Staate  legt  dasselbe  System  in  dieser  Be- 
ziehung unmittelbar  nur  die  Verbindlichkeit 
auf,  demVoIke  diejenigeFreiheit  zu  gewihren, 
welche  einen  Jeden  imVolke  in  denStand  setzt, 
sich,  nach  dem  Mafse  seiner  Anlagen  und  Krif- 
te,selbstständ]gnnd  selbstthfttig  auszubilden. 
Das  ist  in  dieser  Beziehung  die  einzige  Forderung,  welche 
jenes  System  seinem  Wesen  nach  an  den  Staat  macht. 
Denn  nur  diese  Forderung  geht  unmittelbar  aus  dem 
Rechtsgesetze  hervor. 

So  bescheiden  auch  diese  Forderung  zu  seyn  scheint, 
so  grofs  ist  doch  ihr  Umfang.  Denn  sie  geht  dahin ,  dem 
Volke  und  einem  jeden  Einzelnen  im  Volke  die  änfsere 
Freiheit,  welche  ihm  von  Reshtswegen  zukommt,  in  ei- 
ner jeden  Beziehung  oder  eine  j e d e  Art  der  rechtlichen 
Freiheit  zu  gewähren.  Wenn  auch  in  der  Erfahrung  ein 
und  dasselbe  Volk  in  dem  Besitze  und  Genüsse  einer  ge- 
wissen Art  der  rechtlichen  Freiheit,  z.  B.  in  dem  der 
bürgerlichen  Freiheit  seyn  kann,  wahrend  es  sich  einer 
Art  dieser  Freiheit ,  z.  B.  der  politischen  Freiheit,  nicht 
zu  erfreuen  hat,  so  kann  doch  ein  Volk  der  rechtlichen 
Freiheit  in  keiner  ihrer  Beziehungen  oder  Arten  entbehren , 
wenn  es  ihm  möglich  seyn  soll,  seine  Anlagen  und  Kräfte, 
inncfrhalb  der  Gränzen  seiner  Bildsamkeit,  vollständig  zu 
entwickeln.  Denn  die  rechtliche  Freiheit  ist  in  einer  jeden 
ihrer  Beziehungen  oder  Arten  sowohl  eine  Aufforderung 
als  eine  Gelegenheit  zur  Entwickelung  der  Anlagen  und 
Kräfte  des  Menschen.  Es  gilt  daher  jene  Forderung  eben 
so  wohl  der  politischen  Freiheit,  als  der  Freiheit  des  gei- 
stigen und  des  geselligen  Verkehres,  und  selbst  der 
Freiheit  der  Gewerbe  uhd  der  des  Handels.  Denn  die 
eine  Art  der  rechtlichen  Freiheit  setzt  diese,  eine  andere 
andere  Interessen  und  Kräfte  in  Thätigkeit ;  auch  tritt  unter 
den  Menschen  der  Unterschied  ein,  dafs  Einige  mehr  durch 
diese,  Andere  mehr  durch  eine  andere  Art  der  rechtlichen 
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Freiheit  angezogen  und  »ngeregt  werden.  Sogar  dem 
Grade  nRch,  in  welchem  die  verschiedenen  Arten  der 
rechtlichen  Freiheit  zur  Erziehung  des  Volkes  als  Heiz- 
mittel beitragen ,  dürfte  sich  zwischen  beiden  kaum  ein  Un- 
terschied machen  lassen.  Wenn  auch  der  politischen  Frei- 
heit und  der  Freiheit  des  geistigen  Verkehres,  (^insbe- 
sondere der  Bläthe  der  letzteren,  der  Prersfreiheit ,)  der 
Vorzog  zu  gebühren  scheint,  jener,  weil  sie  das  Volk 
ftia  ein  Ganzes  au  mächtigsten  aufregt,  dieser,  weil 
Erziehung  ohne  Unterricht  ein  Unding ,  Freiheit  der  Ge- 
dankenmitlheilung  aber  die  Seele  des  Volksanterrichtes 
ist,  90  hat  doch  auch  die  Gewerbs-  und  Handelsfreiheit 
eine  die  Thatigkeit  der  Menschen  nicht  minder  aufre- 
gende Kraft,  da  sie  einerseits  mit  dem  Eigeonntze  der 
Menschen  im  Bunde  steht  and  andererseits  den  ganzen 
Scharfsinn  (oder  Spekulationageist^  der  Menschen  unter 
die  Waffen  ruft.  Mit  einem  Worte  also,  in  jener  For- 
derung liegt  unmittelbar  die  einer  den  Grundsätzen  des 
Rechts  entsprechenden  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
überhaupt.  Wenn  in  England  der  Kunstfleifs  (^oder  die 
Fabrikation])  und  die  Handlung  eine  Höhe  erreicht  haben, 
zu  welcher  sie  noch  in  keinem  anderen  Europäischen 
Lande  gelangt  sind,  ja  zu  welcher  sie  sich  vielleicht  noch 
in  keinem  Lande  der  Erde  erhoben  haben,  so  dürfte  auch 
die  politische  Freiheit  der  Engländer  und  die  in  England 
licherte  Freiheit  des  geistigen  Verkehres 
eben  seyn,  welcher  jener  Aufschwung  der 
des  Handels  beizumessen  ist. 
auch  nach  dem  ersten  Systeme  der  Staats- 
-e  an  sich  Hechtens  ist ,  dafs  der  Staat  dem 
Volke  nur  die  Freiheit  zu  gewähren  habe,  deren  es,  um 
selbst  an  seiner  Erziehung  arbeiten  zu  können,  bedarf, 
so  kommen  doch  in  der  Erfahrung  Falle  vor,  in  welchen 
der  Staat,  unbeschadet  jenes  Grundsatzes,  sogar  un- 
mittelbar (]oder  direkt^  auf  die  Volkserziehung  ein- 
wirken kann  und  darf.  —  Wenn  es  sich  nämlich  blos 
um  einen  Vorscbufs  bandelt,  welchen  der  Staat  indem 


Interesse  der  Yolkserziehaiig  zu  machen  hat,  d.  i.  blas 
um  eine  Auslage ,  welche  einerseits ,  bewandten  Umstun- 
den nach ,  blos  aus  Staatsmitteln  bestritten  werden  kann , 
und  welche  sich  andererseits  durch  die  Vortheile,  die  sie 
für  die  Volkserziehnng  hat,  genugsam  vergilt,  wenn 
uberdiers  die  Aaslage  dem  Volke,  abgesehen  von  den 
deshalb  zu  entrichtenden  Abgaben,  keine  andere  Bürde 
auflegt,  so  ist  der  Staat  berechtiget,  und,  wenn  nicht 
andere  Ausgaben  dringender  sind,  selbst  verpflichtet,  die 
Auslage  zu  machen«  Auslagen  dieser  Art  sind  z*  B.  die 
für  Bücher-,  Kunst-  und  ähnliche  Sammlungen ,  die  für  die 
öffentliche  Ausstellung  der  Erzeugnisse  des  inländischen 
Kanstfleifses ,  die  für  eine  Musterwirthschaft.  Wenn  auch 
diese  Auslagen  nicht  nach  den  Grundsätzen  gerechtfer- 
tiget werden  können ,  welche  von  dem  Besteuerungsrechte 
gelten,  so  liegt  doch  ihre  Rechtfertigung  in  den  Grund- 
sätzen, welche  das  bürgerliche  Recht  von  der  negotiorum 
gestio  aufstellt. 

Vielleicht  giebt  es  noch  einen  B'all ,  in  welchem  der 
Staat,  unbeschadet  des  vorliegenden  Systemes ,  direkt 
auf  die  Volkserziehung  einwirken  darf  und  soll.  Der  Fall 
betrifft  diejenigen  Gesetze,  welche  grobe  Verletzungen 
des  Anstandes  mit  einer  Strafe  belegen.  ^^  Zwar 
scheint  der  Anstand ,  d.  i.  ein  Betragen ,  durch  welches 
man  seine  Achtung  für  Andere  nach  gewissen  konventio- 
nellen Gesetzen  (An  Worten  oder  in  Werken^  an  den 
Tag  legt,  nur  eine  moralische  und  nicht  auch  eine 
rechtliche  Sanktion  für  sich  zu  haben.  Und  es  scheint 
daher  die  Ahndiing  der  Handlungen,  durch  welche  der 
Anstand ,  wenn  auch  noch  so  gröblich ,  verletzt  wird ,  nicht 


*)  Vgl.  Band  I.  S.  153.  Bd.  IV.  S.  335.  —  Vergehen  dieser  Art 
sind  z.  B.  eine  widernatürliche  Befriedigung  des  Gescblechtotriebes^ 
— >  Trunkenheit^  in  wie  fern  sie  ein  öffentliches  Aergeraifs  gieM^ 
—  unanständige  Entblöfsungen  des  Körpers^  —  Fluchen  up4 
Schworen.  (Ich  habe  unter  diesen  Vergehen  nicht  auch  das  Bet- 
teln aufgeführt.  Dieses  ist  nur  da  ein  Vergehen  ^  wo  für  die  Ar- 
men gehörig  gesorgt  ist.) 
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i&ur  Kompetenz  des  Staates ,  sondern  nur  vor  den  Richter- 
stahl der  öffentlichen  Meinung  oder  vor  den  der  Kirche  zu 
gehören ,  wie  ja  der  Staat  in  so  vielen  anderen  Fallen  des 
Beistands  des  einen  oder  des  anderen  Gerichtes  nicht  ent- 
behren kann.  Gleichwohl  liegt  andererseits  in  dem  Be- 
griffe des  Anstandes  das  Merkmal  eines  Vertrages, 
einer  Uebereinkunft  über  die  —  allemal  nur  konventionel- 
len —  Regeln  des  Anstandes.  Für  die  Rechtskraft  die- 
ser Uebereinkunft  aber  kann  mau  den  Grund  geltend  ma- 
chen, daPs  sie  eine  von  den  Bedingungen  ist,  von  wel- 
chen die  Möglichkeit  eines  geselligen  Verkehres  unter 
den  Menschen  und  mithin  die  Erreichbarkeit  des  Endzweks 
aller  Rechts-  und  Staatsgesetze  abhängt.  Auch  auf  die 
nachtheiligen  Folgen  kann  man  sich  berufen,  welche  die 
Straflosigkeit  der  mit  jenem  Vertrage  in  Widerspruch 
stehenden  Handlungen,  ([und  nur  durch  Strafen  kann 
man  diesen  Handlungen  vorbeugen  ,3  für  den  Staat  haben 
müfste.  Auf  jeden  Fall  hat  die  Strafbarkeit  der  Hand- 
lungen dieser  Art  in  allen  Europäischen  Staaten  das  Ur- 
theil  der  öffentlichen  Meinung  für  sich. 

Eben  so  wenig  setzt  sich  der  Staat  mit  dem  ersten 
Systeme  der  Staatserziehungslehre  in  Widerspruch,  wenn 
er  blos  mittelbar  (^oder  indirekt^  für  die  Volkser- 
ziehung thätig  ist ,  d.  i.  wenn  er  bei  der  Organisastion 
seiner  Verfassung  oder  bei  einer  Regierungshandlung , 
zu  welcher  er  aus  einem  andern  Grunde ,  als  kraft  seiner 
Oberherrlichkeit ,  ermächtiget  ist ,  zugleich  das  Interesse 
der  Volkserziehung  berücksichtiget.  Wobei  jedoch  erfor- 
dert wird  j  dafs  der  Staat ,  indem  er  diesen  Nebenzweck 
verfolgt ,  gleichwohl  nichts  thue ,  was  ihm  in  dem  gege- 
benen Falle  der  direkte  Rechtsgrund  oder  der  Hauptzweck 
der  Mafsregel  zu  thun  nicht  gestattet.  Z.  B.  wenn  auch 
der  Staat  berechtiget  ist ,  bei  der  Vollziehung  der  die  per- 
sönliche Freiheit  treffenden  Straf en^  zugleich  auf  dfe  Bes- 
serung der  Sträflinge  hinzuarbeiten ,  so  darf  er  doch  zu 
diesem  Ende  nicht  Mittel  anwenden,  welche  eine  Ver- 
icbärfung  der  Strafe  seyn  wurden.    Schon  aus  diesem 
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Grimde ,  einem  Recht  si^runde ,  dürften  daher  die  Besse- 
rungssysteme  j  die  man  in  den  neueren  Zeiten  so  laut  an- 
gepriesen ,  auch  in  einigen  Strafanstalten  eingeführt  hat , 
verweriich  seyn ,  das  System  eines  von  den  Gefangenen 
gegenseitig  zu  beobachtenden  strengen  Stillschweigens 
und  das  der  einsamen  Einsperrung,  nicht  zu  gedenken 
des  nachtheiligen  Einflusses ,  welchen  diese  Systeme ,  zu 
Folge  der  Versuche,  die  man  mit  ihnen  gemacht  hat, 
auf  die  körperliche  und  auf  die  geistige  Gesundheit  der 
Gefangenen  zu  haben  scheinen.  *J —  So  gewifs  übrigens 
der  Staatskörper,  wie  der  menschliche,  ein  organisches 
Ganzes  ist,  so  gewifs  giebt  es  kaum  irgend  eine  Regie- 
rungsmafsregel ,  welche  nicht  auf  die  Yolkserziehung 
in  irgend  einer  Beziehung  stände  und  mithin  nicht  — 
bedingungsweise  —  zur  Erziehung  des  Volks  benutzt 
werden  könnte.  So  entsprechen  dem  Interesse  der  Volks- 
erziehung z.  B.die  Oeifentlichkeit  der  Gerechtigkeitspflege, 
die  Schwurgerichte ,  eine  Strafgesetzgebung ,  welche  bei 
der  Zumessung  der  Strafe  zugleich  die  Immoralität  der 
That  berücksichtiget,  die  MaPsregeln,  weiche  der  Staat 
gegen  die  Verarmung  seiner  Unterthanen  oder  zum  Bes- 
ten der  Armen  zu  ergreifen  hat,  ([denn  —  wie  die  Schrift 
sagt,  —  Armuth  lehret  viel  Böses ,3  die  Einrichtungen, 
durch  welche  der  Dienst  im  stehenden  Heere  für  die  in- 
tellektuelle und  moralische  Bildung  des  Volks  besonders 
wirksam  gemacht  werden  kann.  Selbst  die  bürgerliche 
Gesetzgebung  kann  mit  demselben  Interesse  entweder  in 
Uebereinstimmung  oder  im  Widerspruch  stehn.  Sie  steht 
mit  ihm  in  Uebereinstimmung,  z.  B.  wenn  sie  der  Unred- 
lichkeit ([der  Chikane)  keinen  Vorschub  thut,  in  Wider- 
spruch ,  z.  B.  wenn  und  in  wie  fern  sie  von  der  Vorausset- 


1)  Vor  die  Nothweodigkeit  eifernd ,  die  Gefangenen  zu  bessern , 
verlor  man  die  Rechtsfrage  fast  gänzlich  aus  den  Augen  —  In 
den  neuesten  Zeiten  haben  sich  sowohl  in  den  Y.  St.  von  Nord- 
amerika als  in  England  Stimmen  gegen  jene  Systeme  erhoben.  Man 
giebt  ihnen,  besonders  dem  letrteren^  Schuld^  daCs  sie  Geisteskrank- 
heiten Terursachen. 
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Ztto^  ausgeht ,  dafs  den  Mensehen  das  Schlimmste  zuzu- 
trauen sey.  *) 

Am  allerwenigsten  schliefst  das  vorliegende  System 
der  Staatserziehnngslehre  den  wohlthätigen  Einflufs  aus , 
welchen  der  Staat  schon  nach  Naturgesetzen  auf  die 
Kultur  und  Civilisation  unserer  Gattung  haben  kann  und 
soll.  ^3  Weit  eher  kann  man  behaupten ,  dafs  ein  jedes 
andere  System  in  die  Wirksamkeit  dieser  Gesetze  stö- 
rend eingreife. 

VIERTES  HAÜPTSTÜCK. 

Das 
erste  System  der  Staatserziehungslehre 

in 

semer  Beziehung  auf  das  Interesse  des  Staats 

betrachtet. 

Schwerlich  möchte  sich  in  der  Vergangenheit  ein  Volk 
nachweisen  lassen ,  welches ,  zu  einer  gewissen  Stufe  der 
Kultur  und  Civih'sation  gelangt,  {jind  nur  von  einem  sol- 
chen Volke  kann  hier  die  Rede  seyn  ,3  das  erste  System 
der  Staatserziehungslehre  vollständig  in  Anwendung  ge- 
bracht hätte.  Auch  in  der  Gegenwart  gehören  Beispiele 
der  entgegengesetzten  Art  zu  den  Ausnahmen  von  der 
Regel.  Ja  vielleicht  hat  jenes  System  auch  jetzt  nur  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  eine  Heimath 
gefunden  '3  Und  auch  da  besteht  es  nur  mit  gewissen 
Einschränkungen. 


1)  Auf  dieser  Vermuthiing  beruhen  z.  B.  die  (aus  dem  alteren  Fran- 
zösischen Rechte  entlehnten)  Artiicel  1825,  1841  des  C.  N,  (Lei- 
der sind  sie  mit  dem  C  N«  auch  in  mehreren  D'entschen  Lan- 
dern Rechtens  geworden.)  Vertrann  und  Mifstraun  haben  daa 
mit  einander  gemein,  dafs  beide  unTerdiente  Veranlassang  wer- 
den, sie  zu  verdienen. 

2)  Vergl.  Band  I.  S.  158  if. 

S)  In  diesen  Staaten  scheint  die  Zahl  der  Freunde  dieses  Systeroes 
in  den  neuesten  Zeiten  eher  zu-  rIr  nbgenomiiirn  zu  haben  S. 
A  veice  Crom  America  to  England.     Lond.  iS3S^. 
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Die  Seltenheit  der  Beispiele  von  der  konsequenten 
Durchführung  dieses  Systemes  darf  schon  wegen  der 
Schwierigkeiten  nicht  befremden ,  welche  sich  der  Lösung 
der  Aufgabe,  diese  auch  nur  im  Allgemeinen  oder  ihrem 
Wesen  nach  betrachtet ,  entgegenstellen.  Wenn  auch  das 
vorliegende  System  von  dem  Staate  das  Wenigste  zu  for- 
dern scheint ,  was  dieser  nur  für  die  Yolkserziehung  thun 
kann ,  so  fällt  es  doch  einer  Regierung  vielleicht  gerade 
am  schwersten,  sich  mit  der  Befriedigung  dieser  Forde- 
rung zu  begnügen.  Denn  eine  Regierung  ist  als  eine 
Macht  geneigter ,  ihre  Gewalt  zu  gebrauchen ,  als  sie  zu 
beschränken.  Ueberdiefs  ruht  eine  jede  Staatsverfassung 
auf  dem  schwankenden  Boden  der  Meinungen,  die  im  Volke 
herrschen.  Das  verleitet  oder  nöthiget  auch  die  Regierun- 
gen ,  von  der  ihnen  zu  Gebothe  stehenden  Gewalt  den  aus- 
gedehntesten Gebrauch  zur  Befestigung  dieses  Bodens  zu 
machen. 

Sodann  aber  entspricht  das  erste  System  der  Staatser- 
ziehungslehre nicht  dem  Geiste  einer  Jeden  Staatsver- 
fassung. Ja,  wenn  man  die  verschiedenen  möglichen 
Staatsverfassungen ,  in  Beziehung  auf  ihre  Empfänglich- 
keit für  dieses  System  nach  der  Reihe  mustert ,  so  bleibt 
am  Ende  nur  eine  Staatsverfassung  übrig,  welche  die 
Befolgung  dieses  Systems  gestattet,  die  Yolksherrschaft.  ^3 
Und  selbst  die  Demokratie  ist  nicht  in  einer  jeden  ihrer 
Formen  und  Gestalten  diesem  Systeme  günstig.  Den  Grie- 
chischen Volksherrschaften  z.  B.  war  dasselbe  gänzlich 
unbekannt.  Diese  Volksherrschaften  hatten  insgesammt 
einen  Staatskultus;  wer  die  Grundlagen  desselben  anta- 
stete ,  wurde  ganz  so ,  wie  ein  anderer  Staatsverbrecher , 
bestraft.  *}    Sie  hatten  einen  Staatskultus  nicht  etwa  blos 


1)  Jedoch  rind  die  Staataverfaseangen ,  welche  einen  demokratischen 
Beetandtheil  haben,  der  Volksherrschaft  in  so  fern  gleich  au  achten. 

t)  Man  kann  dici  Denkart  der  Athenienser  in  Religionssachen  beson- 
ders aus  der  gegen  Socrates  gerichteten  Anklage  almehmen.  Die 
Hauptankiage  lautet  so:  „ZwKpfltTjj;  dStah  nai  V8^ie^qli»rat  ^lyrcC»  ra 
rt   üiroY^5  Ka<  rd   iteov^avia ,  Kai  tov   ilftTw  Aoyov  k^ t/rrw  womv  ^  MiX 
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als  eine  Ueberliefernn^  der  Vorzeit ,  sondern  ihrem  inner- 
sten Wesen  nach.  Denn,  nach  den  Ansichten  der  Grie- 
chen sollte  die  Volksherrschaft  in  der  That  nnd  Wahrheit 
ein  Ganzes  oder  eine  Gesamintheit  seyn ,  mufsten  also  die 
einzelnen  Bärger  in  einer  jeden  Beziehung  unter  einem 
nnd  demselben  Gesetze  stehn ,  mufste  in  ihnen  auch  der- 
selbe Glaube  leben.  ^')  Die  einzige  dem  ersten  Sy- 
steme der  Staatserziehungslehre  befreundete  demokra- 
tische Verfassung  möchte  die  seyn,  welcher  das  Reprä- 
sentativsystem zum  Grunde  liegt. 

Endlich ,  noch  eine  Ursache ,  warum  das  erste  System 
der  Staatserziehungslehre  so  selten  Eingang  gefunden  hat, 
liegt  in  der  Beschaffenheit  der  verschiedenen 
positiven  Glaubenslehren  oder  Religionen  der 
Völker.  —  Alle  positiven  Religionen  der  Erde, 
—  eine  einzige  ausgenommen,  —  haben  einen  poli- 
tischen Charakter,  vorausgesetzt  übrigens,  dafs  ihnen 
eine  schon  ausgebildetere  Glaubenslehre  zum  Grunde  liegt. 
Slie  haben  diesen  Charakter,  weil  sie  bei  den  Völkern, 
welche  sich  zu  ihnen  bekennen,  bald  die  einzige  Quelle 
des  Rechts,  bald  wenigstens  die  Hauptstütze  der  Verfas- 
sung des  Staates  und  der  Macht  der  Regierung ,  mit  einem 
Worte ,   wenigstens  eine  Staatsanstalt  sind     Und  dieser 


aXXov^  rd  aiird  rovra  hBdffHwvM  D.  i.  Socratei  handelt  Unrecht 
und  überschreitet  die  Gesetze,  indem  er  sich  in  die  Unterwelt 
und  in  die  Oberwelt  versteigt  und  Unwahrheit  in  Wahrheit  ver- 
wandelt lind  dasselbe  auch  Andern  lehrt.  Die  Hauptanklage  galt 
also  dem  Skepticismus  des  Sokrates.  Vergl.  Piato^s  und 
Xenophon^s  Apologien  des  Socrates.  Dagegen  durften  sich  die 
Dichter,  hesonders  die  Komiker,  sehr  grofse  Frf'iheiten  mit  den 
Göttern  Griechenlands  herausnehmen.  Das  erschütterte  nicht  die 
Grundlagen  des  Volksglaubeos. 

*}  Damit  stand  in  Zusammenhang ,  dafs  für  die  Griechen  das  haus 
liehe  Leben  nicht  die  anziehende  Kraft  hatte,  die  es  fnr  uns  hat. 
Unansehnlich  waren  in  Athen  die  Privatgehäude,  selbst  noch  zu 
den  Zeiten  des  Perikles.  So  manche  Genüsse  waren  den  Griechen 
unbekannt^  welche  uns  das  häusliche  Leben  heimlicher  machen. 
(Kaffee,  Thee,  Zucker,  Tabak,  Zeitungen,  Zeitschriften.)—  Alles 
dieses  gilt  aueh  von  den  Römern.     Vgl.  Tac.  Ann.  XV»  43. 
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Zustand  der  Dinge  ist  so  alt,  als  die  Geschichte  deriStaa« 
ten  und  die  der  Religionen.  (^Z.  B.  die  Religionen,  welche 
eine  Kastenverfassung  sanktioniren ,  und  die  Lehre,  welche 
Mohamed  predigte,  haben  aus  dem  ersteren,  die  Götter- 
lehre der  Griechen  und  die  der  Römer  hatten  ans  dem  letz- 
teren Grunde  einen  politischen  Charakter.^  Wie  kann 
aber  bei  einem  Volke ,  dessen  Glaube  dieses  Geistes  ist , 
von  einem  Systeme  der  Staatserziehungslehre  die  Rede 
seyn,  welches  von  dem  Grundsätze  der  Religionsfreiheit 
ausgeht?  ein  anderes  Gebieth  dem  Rechte,  ein  anderes 
Gebieth  der  Religion  anweist?  —  Die  Religion,  welche 
allein  eine  Ausnahme  von  der  eben  aufgestellten  Regel 
macht,  die  Religion  also,  welche  allein  nicht  schon  ihrem 
Wesen  nach  einen  politischen  Charakter  hat,  ist  die 
christliche.  Das  Christenthum  kann  daher  auch  in  der 
Beziehung  eine  geoffenbarte  Religion  genannt  werden, 
dafs  es  die  Menschen  zuerst  mit  ihren  Rechten  in  Reli- 
gionssachen —  oder  mit  dem  Verhältnisse  zwischen  Staat 
und  Kirche  —  bekannt  machte ,  mit  einer  Lehre ,  welche , 
bis  dahin  ein  Geheimnifs ,  zugleich  die  Stellung  des  Staa- 
tes zur  Volkserziehung  überhaupt  wesentlich  veränderte.^3 
Schon  deswegen  ist  das  erste  System  der  Staatserzie- 
hungslehre in  seiner  Beziehung  auf  das  Christenthum  und 
auf  die  christliche  Kirche  hier  noch  besonders  in  Betrach- 
tung zu  ziehn.    (ß.  das  unmittelbar  folgende  Hauptstück.J 


FÜNFTES  HAÜPTSTÜCK. 
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Meiner  Be%ieh%mg  auf  die  christliche  Kirche  betrachtet. 

Zu  den   Grundlehren  des  Christen thums  gehört    die 
von  einer    einzigen    christlichen    Kirche,   die 


*)  Selbst  in  den  staatswissentchafüichen  Schriften  der  Grieclien  fin- 
det man  keine  in  diese  Lehre  einschlagenden  Untersuch angen. 
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Lehre  vdn  der  Einheit  aller  Gläubigen ,  Qd,  i.  aller  wahren 
Gottesverebrer  oder  Christen3  von  der  Gemeinschaft,  in 
welcher  alle  Menschen,  als  wahre  Gottesverehrer,  mit  ein- 
ander stehen  sollen,  und,  wenn  sie  ins^esammt  diese 
Eigenschaft  hätten,  mit  einander  stehen  würden.  Die 
Idee  einer  solchen  Gemeinschaft  — oder  die  der  unsicht- 
baren Kirche  —  liegt  in  dem  Wesen  des  Christenthumes 

als  einer  Weltreligion,  i^3  ^*  ^-  ^'^  einer  Religion,  welche 
den  Gott  der  Christen  als  den  Gott  und  Vater  der  ge- 
sammten  Menschheit  darstellt,  welche  es  allen  Men- 
schen ,  sie  mögen  einem  Volke  oder  einem  Stamme  ange- 
hören ,  welchem  sie  wollen,  zur  Pflicht  macht,  sich  gegen- 
seitig als  Brüder  zu  behandeln,  welche  allen  Menschen 
denselben  Weg  zur  Seligkeit  zeigt  und  eröifnet  So  grofs 
auch  die  Zahfund  die  Verschiedenheit  der  in  der  Erfah- 
rung bestehenden  christlichen  Religionsgesellschaften  (^oder 
der  sichtbaren  Kirchen J  ist,  so  stimmen  doch  alle  diese 
Gesellschaften  in  der  Ansicht  überein,  dafs  es  nur  eine 
christliche  Kirche  gebe,  welcher  diese  Eigenschaft 
schlechthin  zukomme. 

Da  diese  Kirche  alle  wahre  Christen  Q  oder  was  im 
Geiste  des  Christenthumes  dasselbe  ist ,  alle  wahre  Gottes- 
verehrer 3  in  sich  enthält,  so  ist  sie  die  zur  Alleinherr- 
schaft berechtigte  (^ecclesia  catholica39  die  allein  recht- 
gläubige (e.  orthodoxa3  und  die  allein  seligmachende 
Kirche  (e.  extra  quam  nuUa  est  salus.3  Die  Mehrheit  der 
—  ihrem  Glauben  oder  ihrem  Kultus ,  oder  ihrer  Verfas- 
sung nach  verschiedenen  —  sichtbaren  Kirchen ,  läfst  sich 
demnach  nur  so  erklären ,  dafs  entweder  alle  diese  Kir- 
chen von  jenem  Ideale  mehr  oder  weniger  abweichen,  oder 
dafs  nur  eine  dieser  Kirchen  mit  demselben  übereinstimmt. 


4t)  Das  Gegentheü  sind  die  N  a  t  i  o  n  a  1  religionen.  —  Der  Monothois- 
mus  des  Christenthumes  wurde  für  sich  noch  nicht  hinreichen^ 
die  Idee  der  unsichtbaren  Kirche  unmittelbar  aas  dem  Wesen  der 
christlichen  Religion  abzuleiten.  Hieraus  erklärt  sich  zugleich, 
warum  der  Begriff  einer  Kirche  keiner  andern  geoffenbarten  Re- 
ligion bekannt  ist,  als  der  christlichen. 


Man  kann  die  Verschiedenheit  der  sichtbaren  Kirchen 
aus  einem  doppelten  Standpunkte  betrachten;  ans  dem 
Standpunkte  der  Religion  oder  der  Theologie  '3  ^^^  ^^s 
dem  des  Rechts  oder  der  Rechtswissenschaft.  In  Bezie^ 
huug  auf  die  vodiegende  Hauptaufgabe  ist  von  dem  letz« 
teren  Standpunkte  auszugehn.  Auch  hat  dieser  vor  dem 
anderen  in  so  ferne  einen  Vorzug,  als  die  Rechtsgrund- 
sätze, zu  welchen  sich  eine  gewisse  Kirche  bekennt,  fast 
immer  auch  auf  ihr  Symbol  und  auf  ihren  Kultus  einen  ent- 
scheidenden Einflufs  haben.  Der  Streit  zwischen  den  ver« 
schiedenen  sichtbaren  Kirchen  würde  mit  weit  mehr  Ruhe 
und  Besonnenheit  geführt  werden ,  als  er  wohl  gewöhnlich 
gefuhrt  wird ,  wenn  mau  die  Rechtsfrage  als  die  Haupt  - 
oder  als  die  Vorfrage  betrachtete. 

Man  kann  nun,  von  dem  juridischen  Standpunkte 
aus  oder  in  kirchlicher  Hinsicht,  die  verschiedenen  in  der 
Erfahrung  bestehenden  christlichen  Religionsgesellschaf- 
ten unter  zwei  Hauptklassen  bringen.  —  Die  eine 
Klasse  enthält  die  katholischen,  die  andere  die  pro- 
testantischen Kirchen.  In  die  erstere  Klasse  gehö- 
ren z.  B.  die  römisch-katholische  und  die  griechisch-ka- 
tholische Kirche.  ^3  ^^  verschieden  auch  diese  beiden 
Kirchen  in  Beziehung  auf  ihr  Dogma  u.  s.  w.  von  einan- 
der sind ,  in  den  Rechtsgrundsätzen ,  von  welchen  sie  aus- 
gehen, stimmen  sie  gleichwohl  mit  einander  uberein.  (^In 
diesem  Sinne  also  kann  man  von  einer  einzigen  ka- 
tholischen Kirche  sprechen.    Ich  werde  jedoch  in  dem  Fol- 


1)  Unter   dieser   Voraussetzung  kommt  wieder   theils  das   Dogma» 
theils  die  Liturgie  in  Betrachtung. 

2)  Ich  sage:  Zum  Beispiel.  Denn  die  im  Texte  genannten  beiden 
Kirchen  sind  nicht  die  einzigen  dieser  Klasse.  So  durfte  z.  B. 
•elbst  die  Angltkaniscbo  Kirch«,  ihren  Rechtsgrundsätzen  nach^ 
als  eine  kalholisebe  Kirche  zu  betrachten  seyn.  (Auch  haben  steh 
für  diese  Ansicht  in  den  neuesten  Zeiten  einige  Ozforder  Theo- 
logen —  die  Poseyisten  —  geradezu  erklärt.)  —  Uebrigens  giebt 
es  in  der  protestantischen  Kirche  nicht  Wenige^  welche  in  Be- 
siehang  auf  ihre  kitchlichen  Meinungen  Katholiken  sind;  und 
niD^ekehrt. 
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genden,  wo  ich  von  der  katholischen  Kirche  handle,  vor- 
zog weise  die  römisch-kathoHsche  Kirche,  d.  i.  die 
katholische  Kirche ,  deren  Haapt  der  Pabst  ist ,  vor  Augen 
haben.  Diese  katholische  Kirche  liegt  uns  am  nächsten; 
aus  dem  Standpunkte  des  Katholicismus  betrachtet  ^  ist  ihre 
Verfassung  die  vollkommenere.^  Die  andere  Klasse 
begreift  die  Kirchen  unter  sich ,  welche ,  ihre  Entstehung 
der  Reformation  verdankend ,  den  Grundsätzen  im  Ganzen 
treu  geblieben  sind,  mit  welchen  aliein  die  Reformation 
gerechtfertiget  werden  kann ,  ^3  ^^^^  ^*  ^'  ^'^  lutherische 
und  die  reformirte  Kirche.  ^3  '^^  grofs  übrigens  auch  die 
Zahl  und  die  Verschiedenheit  der  protestantischen  Kirchen 
ist,  so  können  doch  diese  Kirchen,  wenn  man  von  dem 
Standpunkte  des  Rechts  ausgeht ,  als  eine  einzige  Kirche 
betrachtet  und  zusammen,  (^wie  in  dem  Folgenden  ge- 
schehen wird ,)  mit  dem  Namen  der  protestantischen  Kirche 
bezeichnet  werden. 

Dieses  vorausgesetzt,  unterscheiden  sich  die  katholi- 
sche und  die  protestantische  Kirche  —  oder  Katholicismus 
und  Protestantismus  —  so  von  einander :  13  In  der  katho- 


1)  Die  Reformation  war  —  in  rechtlicher  Hinsicht  —  nicht  eine  Re- 
form, sondern  eine  Revolution.  Von  dieser  Seite  mnfs  sie  an- 
ge|i;;riifen  nnd  vertheidiget  werden.  Vgl.  Schmidts  neuere  6e- 
schichte  der  Deutschen.  1  Band,  21.  und  Z'Utea  Kapitel.  H.  J 
Schmitt,  Versuch  einer  philosophisch -historischen  Darstellung 
der  Reformation  in  ihrem  Ursprung.  Salzb.  1828.  —  S.  gegen 
diese  Schriften:  Retnhold,  Ehrenrettung  der  lutherischen  Re- 
formation. Jena,  1780.  ^  Nicht  alle  Reformatoren  erltannten  die 
juridische  Bedeutung  der  Reformation!  Dafs  Nicolaus  Serretua 
als  Kätzer  ( langsam  )  verbrannt  wurde ,  verschuldete  zum  Theil 
Calvin.  Richtiger  beurtheilte  die  Reformation  auch  in  dieser 
Beatehung  Luther. 

2)  Jedoch,  (was  hier  nur  angedeutet  werden  kann,)  auch  in  recht- 
licher Hinsicht  tritt  zwischen  der  lutherischen  und  der  reformir- 
ten  Kirche  mehr  als  ein  Unterschied  ein;  was  man  vielleicht  ans 
folgenden  zwei  Ursachen  erklären  kann.  1)  Luther  lebte  in  einem 
monarchischen  Staate;  Calvin  und  Zwingli  lebten  in  Freistaaten. 
2)  in  einer  Revolution  ist  allemal  die  Parthei  gegen  sich  nnd 
gegen  Andere  die  strengere^  welche  die  Grundsätze  der  Revolu- 
tion am  weitesten  und  am  konsequentesten  verfolgt. 


lischen  Kirche  besteht  eine  ji^eistliche  Gewalt,  (^eine 
Hierarchie ,3  ^i^^  Gewalt,  welche,  kraft  einer  ihr  von 
Gott  ertheiiten  Vollmacht,  berechtiget  ist ,  in  allen  den 
Glauben  oder  den  Kultus  betreffenden  Ang^elegenheiten 
Gesetze  zu  geben  und  die  von  ihr  ausgegangenen  Gesetze 
zu  vollziehn.  Für  die  Mitglieder  dieser  Kirche  giebt  es 
daher  nur  einen  einzigen  Glaubensartikel,  den,  dafe  die 
Kirche  ^  (^d.  i.  nach  dem  päbstlichen  Systeme  der  römisch* 
katholischen  Kirche,  der  Pabst^  unfehlbar  sey.  Alles 
Uebrtge  ist  Wissenschaft.  >3  Nach  dem  protestantischen 
Kirchenrechte  sind  die  Geistlichen  nur  Religionslehrer ,  nur 
Diener  der  Kirche.  ^^  Das  Recht,  die  kirchlichen  Ange- 
legenheiten zu  ordnen ,  diese  mögen  den  Glauben  oder  den 
Kultus  oder  die  Verfassung  der  Kirche  betreffen,  steht  der 
Kirche  selbst,  d.  i.  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Kirche, 
als.  Einzelnen ,  zu.  Es  kann  also  z.  B.  nicht  der  Glaube 
der  Kirche  dem  Glauben  der  Einzelnen ,  sondern  dieser 
fflufs  jenem  zur  Grundlage  und  zur  Stütze  dienen,  ff)  Die 
katholische  Kirche  legt  sich  alle  diese  Eigenschaften  bei, 
welche  eben  als  Eigenschaften  der  unsichtbaren  Kirche  auf- 
gezählt worden  sind.  Sie  behauptet  zwar  nicht ,  dafs  ei- 
nem jeden  ihrer  Mitglieder  der  Ruhm  gebühre ,  ein  wahrer 
Christ  oder  Gottesverehrer  zu  seyn;  wohl  aber,  dafs  Nie- 


1)  Und  zwar  deswegen  Wissenflchaft,  weil  es  die  Lehre  der  Kirche 
ist.  (Hierauf  beruht  das  Verdammnngsurtheil,  welches  die  Kirche 
über  den  lleruiesianisuins  ausgesprochen  hat.  Die  Hermesianer 
lehren  zwar  nur  das,  was  die  Kirche  lehrt.  Sie  sind  aber  der 
Meinung ,  dafs  das ,  was  die  Kirche  lehre,  noch  auf  andere  Grande» 
als  auf  das  Ansehn  der  Kirche,  gestützt  werden  dürfe  und  müsse. 
—  Die  Hermesianer  sind  auf  dem  geraden  Wege  zum  Protestan- 
tismus.) 

2)  Der  Name:  Geistliche,  hat  daher  auch  einen  andern  Sinn  in 
der  katholischen,  einen  andern  in  der  protestantischen  Kirche. 
In  jener  bezieht  er  sich  auf  die  geistliehe  Gewalt  des  Standeü  det 
Geistlichen;  in  dieser  anf  die  Pflicht  der  Ueligionslehrer,  durch 
einen  geistlichen  Lebenswandel  den  übrigen  Mitgliedern  der  Kirche 
mit  einem  guten  Beispiele  Torzn leuchten« 

Zachariäy   tiom  Staate.     VI.  .5 
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maiid ,  ohne  ihr  anragehören ,  auf  den  Namen  eines  wah- 
ren Christen  oder  Gottesverebrers  Anspruch  machen  könne, 
und  eben  so,  dafs  sich  in  der  Stimme  derer,  welche  liber  die 
gesammte  Kirche  gebiethen,  die  Stimme  Gottes  vernehmen 
lasse.  Die  verschiedenen  protestantischen  Kirchen  betrach- 
ten sidi  nur  als  so  viele  Erziehungsanstalten  für  die 
unsichtbare  Kirche.  33  Die  katholische  Kirche  macht 
es  einem  jeden  Christen,  ja  einem  jeden  Menschen  zur 
Pflicht,  sich  in  ihren,  der  Kirche,  Schoos  aufnehmen 
zu  lassen  oder  in  ihren  Schoos  zurückzukehren.  Der  Pro- 
testantismus stellt  es  einem  Jeden  frei,  ob  er  sich  zu  einer 
Kirche  und  zu  welcher  er  sich  halten  will.  Daher  ist  In- 
toleranz in  ReUgionssachen  der  Charakter  der  katholischen, 
Toleranz  der  Charakter  der  protestantischen  Kirche.  JSo 
wie  aber  jener  Kirche  ihre  Intoleranz  nicht  zum  Vorwurfe 
gemacht  werden  kann,  so  kann  dieser  Kirche  nicht  ihre 
Toleranz  zum  Verdienste  angerechnet  werden.  Denn  beide 
Kirchen  thun  in  so  fern  weiter  nichts,,  als  das  System  in 
Anwendung  zu  bringen,  welches  beziehungsweise  der 
Verfassung  der  einen  und  der  der  anderen  Kirche  zum 
Grunde  liegt.  (  Contra  negantem  principia  non  est  dispu- 
«andum ! ') 

Diese  in  der  ebristliehen  Kirche  herrschende  Spaltung 
ist  nicht  etwa  eine  blos  zufällige  Erscheinung.  Vielmehr 
beruht  sie  theils  auf  der  überhaupt  möglichen  Verschieden- 
heit der  Systeme  des  Kirchenrecbts,  theils  auf  der  Ver- 
schiedenheit der  Denk-  und  Gemüthsart  der  Menschen  in 
Glaubenssachen.  ^3  ^^^ )  welche  für  ihren  Glauben  einen 
festen  und  sicheren  Boden  verlangen ,  und  deshalb  weni- 
ger auf  eigene  Einsichten  als  auf  eine  aus  der  Geschichte 
geschöpfte  Erkenntnifs  geben ,  sind  die  gebornen  Freunde 
des  Katholicismus ;  so  wie  umgekehrt  diejenigen,  welchen 
in  Glaubenssachen  nur  eine  Ueberzeugnng  aus  Gründen 
Genüge  leistet ,  welche  also  auf  die  Zahl  und  das  Gewicht 


*)  Diefelbe  Verschiedenheit  aofeert  sich  in  den  Fra^n,  über  welche 
anter  poUtiiQlien  Pariheien  geetritlen  in  werden  pflegt 
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4er  Zeugen,  die  eine  Reli^onslehre  föf  sich  hat,  öberall 
nicht  einen  Werth  oder  doch  nicht  einen  entscheidenden 
Werth  legen,  die  ^ebomen  Freunde  des  Protestantismos 
sind.  —  Daher  ist  auch  in  der  christlichen  Kirche  der  Ge- 
^ensatz  zi^ischen  dem  Kathohcismns  und  dem  Protestan«* 
tismus  so  alt ,  als  diese  Kirche  selbst  ist.  Schon  die  Ver<* 
schiedenheit  der  Ansichten,  welche  zwischen  den  Aposteln 
Petrus  and  Paulus  über  das  Recht  zur  Aufnahme  in  die 
christliehe  Gemeinde  herrschte,  läfst  sich  auf  jene  8pal* 
tnng  znräckfuhren.  Eben  so  können  die  vielen  Irrlehren , 
welche  schon  vor  der  Reformation  den  Frieden  der  Kirche 
von  Zeit  zu  Zeit  störten ,  zugleich  als  Angriffe  des  Pro- 
testantismus auf  den  Katholicismns  betrachtet  werden. 
Dasselbe  g^ilt  insbesondere  auch  von  den  Versuchen,  welche 
in  der  christlichen  Kirche  von  Zeit  zu  Zeit  gemacht  wur- 
den ,  die  Verfassung  dieser  Kirche  auf  ihre  ursprünglich- 
einfachere  Gestalt  zurückzuführen.  >3  ^^^  Reformation 
war  nur  der  Entscheidungskampf  zwischen  diesen  beiden. 
Principien.  —  Eben  deswegen  mufs  auch  ein  jeder  Versuch 
scheitern,  beide  Kirchen,  die  katholische  und  die  protestan- 
tische, mit  einander  zu  vereim'gen.  Ja  könnte  auch  eine 
solche  Vereinigung  für  den  Augenblick  gelingen,  so  würde 
sie  doch  nur  das  Zetch^i  zu  einer  neuen  Entzweiung 
seyn*  ^3  Selbst  ein  Friedensschlufs  zwischen  beiden  Kir- 
chen gehört  zu  den  Unmöglichkeiten.  Es  ist  schon  viel 
gewonnen,  wenn  man  verhindern  kann,  dafis  dieser  Mei- 
nungskampf  nicht  in  einen  Bürger  -  oder  Völkerkrieg  ans- 
arte.  —  Endlich ,  die  Ursachen ,  auf  welche  die  Trennung 


1)  Diesen  Versoch  machten  namentlicli  die  Paaliclaner»  eine  Par* 
thei,  welche,  nachdem  «ie  sich  im  6ten  Jahrhundert  gehiidet 
hatte,  nie  wieder  ganz  unterdrückt  wurde.  Gibhon,  history 
off  the  decline  and  fall  of  the  R.  empire,  chap.  &8. 

S)  I«eibnits  und  mehrere  der  aclitnngewerthesten  Zeitgenosten 
dieees  groften  Mannee,  2.  B.  Bossuet,  Bitehoff  von  Heauz,  he- 
•cbäftigten  steh  mit  diesem  Plane,  ohne  übrigens  die  Haupt- 
frage ,  die  Rechtsfrage,  scharf  ins  Auge  zu  fassen.  S.  Leibpitii 
Opera  onmia.    £d.  L.  Duton«,  T.  I.  (Gent  116S.)  p.  ftM. 
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der  protestantischen  Kirche  von  der  katholischen  Kirche 
zurückzuführen  ist ,  haben  auch  unter  den  Bekennern  an- 
derer positiven  Religionen,  wenn  diese  anders  mit  einer 
theoretisch  ausgebildeten  Glaubenslehre  oder  Mythologie 
verbunden  waren ,  eine  ähnliehe  Spaltung  zur  Folge  ge- 
habt. So  stehen  bei  den  Hindu's  zwei  Schwesterreligio- 
nen ,  die  Bramalehre  und  der  Buddhismus ,  in  einem  Yer- 
hältnirs  zu  einander,  welches  an  das  zwischen  dem  Ka- 
tholicismus  und  dem  Protestantismus  erinnert.  So  trennte 
sich  bei  den  Griechen  von  der  Yolksreligion  mit  der  Zeit 
eine  philosophische  Religion.  So  theilen  sich  die  Mohame- 
daner  in  Sunniten  und  Schiiten. 

So  viel  zur  Einleitung  in  das  Folgende^ 

I.    Von  dem  Verhältnisse,  in  welchem  da»  erste 

System  der  Staatserziehungslehre  zu  der 

katholischen  Kirche  steht* 

Auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  katholischen 
Kirche ,  also  auf  die  Verfassung  und  auf  die  Verwaltung 
dieser  Kirche  leidet  das  erste  System  der  Staatserziehungs- 
lehre schlechthin  keine  Anwendung.  Denn  die  katholische 
Kirche  ist  ihrem  Wesen  nach  nicht  eine  Gesellschaft, 
sondern  ein  Staat,  ein  Staat  Gottes.  (^Civitas  Dei.^  Das 
Recht  dieser  Kirche  ist  also  nicht  ein  auf  sie  angewende- 
tes Gesellschaftsrecht,  sondern  ein  auf  sie  angewen- 
detes Staatsrecht.  Wenn  in  den  neuesten  Zeiten  Stim- 
men (^namentlich  in  Deutschland 3  laut  geworden  sind, 
welche  verlangen,  dafs  den  Laien  ein  Antheil  an  der 
Regierung  der  katholischen  Kirche  eingeräumt  werde,  so 
ist  der  Sinn  dieses  Verlangens  nicht  der,  die  Verfassung 
dieser  Kirche  im  Geiste  des  Gesellschaftsrechts  umzuge- 
stalten, sondern  der,  ihr,  als  einer  Staats  Verfassung ,  ei- 
nen demokratischen  Bestandtheil  zu  geben. 

Dagegen  nimmt  die  katholische  Kirche,  was  ihr  Ver- 
hältnifs  zum  Staate  betrifft,  den  Grundsatz  der  Re- 
ligionsfreiheit, (^oder  das  erste  System  der  Staatserzie- 
hungslehre in  Beziehung  auf  diesen  Grundsatz, 3  seinem 


ganzen  Umfange  nach  für  sich  in  Anspruch.  Und  sie  iiat 
in  80  fern  vor  der  protestantischen  Kirche,  mit  welcher 
sie  diesen  Anspruch  theilt ,  d  e  n  Vorzug ,  dafs  sie  wegen 
des  Baues  >3  und  des  Geistes  ihrer  Verfassung  den  welt- 
lichen Regierungen ,  wenn  diese  ihre  Gewalt  auf  die  inne- 
ren Angelegenheiten  der  Kirche  ausdehnen  wollen ,  einen 
passiven  Widerstand  entgegensetzen  kann,  für  wel- 
chen der  protestantischen  Kirche  nicht  dasselbe  Mittel  zu 
Gebote  steht 

Jedoch  die  katholische  Kirche  geht  in  ihren  Ansprü- 
chen weiter.  Sie  strebt  nicht  Mos  nach  Unabhängig- 
keit vom  Staate,  sondern  sie  strebt  noch  aufserdem  nach 
Herrschaft  über  den  Staat.  Wenn  sie  sich  auch  in  so 
fem  mit  dem  in  Frage  stehenden  Systeme  der  Staats- 
erziehungslehre in  Widerspruch  setzt ,  so  geschieht  dieses 
doch  nur  zu  Folge  der  Grundlagen ,  auf  welchen  die  Ver- 
fassung dieser  Kirche  beruht.  Zwei  Gewalten  können 
nicht  neben  einander  bestehn,  d.  i  dieselben  Menschen 
können  nicht  zu  derselben  Zeit  zweien  Gewalten  oder 
Regierongen  unterworfen  seyn.  Sondern,  wenn  zwei  an 
sich  (^oder  in  thesi3  verschiedene  Gewalten  gleichzeitig 
über  dieselben  Menschen  gebiethen,  so  müssen  sie  in  Be- 
ziehung auf  ihre  Unterthanen  (^oder  in  hypothesi^  nur  als 
eine  einzige  Gewalt  betrachtet  werden  können,  d.  L  es 
mufs  der  einen  von  beiden  das  Recht  zustehn ,  von  der  an- 
dern Gehorsam  zu  fordern.  ([Niemand  kann  zweien  Her- 
ren dienen !  3  So  wie  aber  der  Staat  zur  Ausübung  einer 
Gewalt  über  seine  Unterthanen  berechtiget  ist ,  so  gilt  das- 
selbe auch  von  der  katholischen  Kirche,  als  einem  Staate 
Gottes,  ja  von  einer  jeden  Hierarchie.  (^Nur  nach  der 
Gesetzgebung  der  Hindu's  leidet  diese  Regel  eine  Aus- 
nidime.  ^3    ^^  Herrscherrecht  des  Bramanen  und  das  des 


1)  Je  künstlicher  der  Bau   der  Verfaesung  irgend  eines  Gremeinwe- 

sens  (oniTersitas)  zusammengesetzt  und  in  sich  verschlangen  ist, 
desto  schwieriger  ist  es,  den  Bau  zn  zerstören.  Schon  deswegen 
scbeot  man  sich  oft,  eine  solche  Verfassung  anzutasten. 

2)  Vergl.  loatittttes  of  Hindu  —  Law  or  Ihe  Ordinances  of  Menü  etc. 
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Königes  bestehen  neben  einfinder ,  ohne  dafs  das  eine  dem 
andern  Eintrag  thut  oder  Eintrag  thnn  könnte;  aber  nur 
deswegen,  weil  der  Bramane  durch  eine  ihm  inwohnende 
Wanderkraft,  der  König  allein  durch  eine  äufsere  Gewalt 
sein  Herrscherrecht  geltend  machen  kann.3  Das  Verhält- 
nifs  zwischen  der  katholischen  Kirche  und  dem  Staate  kann 
sich  daher  in  allen  den  Staaten,  in  welchen  es  eine  Ab- 
theilung  der  katholischen  Kirche  giebt,  nur  so  stellen, 
dafs  entweder  die  Staatsgewalt  der  Kirchengewalt  oder 
dafs  diese  jener  untergeordnet  ist.  Nur  darüber  kann  der 
Streit  seyn ,  ob  unter  diesen  beiden  Gewalten  das  eine  oder 
ob  unter  ihnen  das  andere  Verhältnifs  eintreten  soll.  Nun 
kann  zwar  die  katholische  Kirche ,  zu  Folge  der  Grundla- 
gen ihrer  Verfassung  auf  die  Oberherrschaft  über  den 
Staat  mit  vollem  Rechte  Anspruch  machen.  Denn  diese 
Kirche  oder  die  Hierarchie  dieser  Kirche  verdankt  ihr 
Herrscherrecht  einer  ihr  von  Gott  ertheilten  YoUmacht. 
(Man  mufs  Gott  mehr  gehorchen,  als  den  Menschen! 3 
Aber  mit  demselben  Rechte  kann  auch  der  Staat  Gehorsam 
von  der  Kirche  fordern.  Denn  ist  er  verpfdchtet ,  das  Sy- 
stem der  Kirche  zu  dem  Seinigen  zu  machen?  Beruht 
nicht  seine  Gewalt  eben  so,  wie  die  Gewalt  der  Kirche, 
anfeinem  göttlichen  Machtbriefe?  (^Jedermann  sey  une 
terthan  der  Obrigkeit,  die  Gewalt  über  ihn  hat.}  Hier- 
nach mufs  es  in  allen  den  Staaten ,  in  welchen  das  Volk 
od^  ein  Theil  desselben  in  der  Gemeinschaft  der  katho- 
lischen Kirche  steht ,  unausbleiblich  zu  einem  Kampfe  zwi- 
schen dieser  Kirche  und  dem  Staate  —  oder  zwischen  der 
geistlichen  und  der  weltlichen  Gewalt  —  kommen,  über 
dessen  Wechself&lle ,  ([denn  von  einer  Beendigung  des 
Kampfes  kann  nicht  die  Rede  seyn  ,3  nicht  das  bessere 
Becht^  sondern  nur  die  gröfsere  Macht  der  einen  od^  d^ 
andern  entscheiden  kann,  zu  einem  Kampfe,  in  welchem 


Verbally  trantlated  from  tbe  original  Sanscrit.  Bj  W.  Jones. 
Lond.  1796  —  intbefondere :  Cbap.  I.  $•  ^  —  l^l-  ▼U,  S. 
XI ,  Sl. 
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die  Kirche  Gefahr  lüaft,  selbst  ihre  Unabhängigkeit 
vom  Staate  zum  Theil  zu  verlieren. 

Man  setze  diesem  Resultate  nicht  entgegen,  dafs 
denn  doch  die  eine  und  die  andere  ihren  besonderen 
Wirkungskreis  habe,  dars  die  geistliche  Gewalt  ausschliefs-^ 
lieh  in  geistlichen ,  die  weltliche  ausschliefslich  in  weltli<* 
chen  Angelegenheiten  zu  gebiethen  berechtiget  sey ,  dafs 
es  also  die  Schuld  derer  sey ,  von  welchen  die  Kirchen* 
oder  die  Staatsgewalt  ausgeübt  wird ,  wenn  die  eine  Oe« 
walt  in  das  Gebieth  der  andern  übergreife  und  so  der  Friede 
giWischen  beiden  Gewalten  gestört  werde.  ^3  ^^y  ^^  auch, 
dafs  der  Kampf  zwischen  Staat  und  Kirche ,  funter  wel** 
eher  hier  jederzeit  die  katholische  zu  verstehen  ist ,  3  i^ 
einzelnen  Fällen  die  Unwissenheit  oder  die  Böswilligkeit 
der  Menschen  zur  Ursache  hat,  die  Grundursache  liegt 
dennoch  in  der  Natur  des  Verhältnisses  zwischen  Staat 
nnd  Kirche.  Läfst  sich  zwischen  geistlichen  und  weltlt« 
chen  Angelegenheiten  eine  scharfe  Scheidlinie  ziehn  ?  und 
wenn  auch  diese  Scheidlinie  gezogen  werden  könnte ,  wo 
ist  der  Richter,  welcher,  wenn  dieselbe  Sache  von  der 
Kirche  für  eine  geistliche ,  von  dem  Staate  für  eine  weit* 
liehe  Sache  erklärt  wird,  den  Streit  zu  entscheiden  be- 
rechtiget wäre  ?  Der  Vorwurf,  den  man  der  Hierarchie 
der  katholischen  Kirche  so  oft  gemacht  hat ,  dafs  sie  nur 
ans  Herrschsucht  den  Frieden  zwischen  Staat  und  Kirche 
störe,  ist  daher  nicht  gegründeter,  als  der  der  Intoleranz. 
—  Eben  so  wenig  kann  man  das  obige  Resultat  dadurch 
entkräften,  dafs  man  sich  auf  die  Verschiedenheit  der  Waf« 
fen  beruft,  welche  der  geistlichen  nnd  welche  der  welt- 
liehen Gewalt  zu  Gebothe  stehn,  um  ihre  Gesetze  und 
Befehle  in  Vollziehung  zu  setzen.  Allemal  bedarf  die  eine 
Gewalt  der  Hülfe  der  andern. 

Alles   dieses  findet    in   der  Geschichte  der   Staaten 


*)  Und  doch  sind  namharte  Männer,  —  z.  B.  Petras  de  Marea,  (de 
concordia  eacerdotii  et  imperii,)  -*-  der  Meinang^  gewesen ,  dafs 
der  Friede  swischen  Staat  nnd  Kirche  pnr  durch  die  ^Schuld  der 
Measchad  gealört  werde! 
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Deutschen  Ursprungs  seine  volle  Bestiliigung.  —  In  die- 
sen Staaten  ist  der  Kampf  zwischen  der  geistlichen  Gewalt 
(jier  katholischen  Kirche3  "^^  ^^^  Staatsgewalt  fast  so  alt, 
als  die  christliche  Kirche.  Fast  während  des  ganzen  Mit- 
telalters oder  wenigstens  bis  gegen  das  Ende  desselben , 
hatte  die  Hierarchie  der  katholischen  Kirehe  ein  entschie- 
denes Uebergewicht  über  die  weltlichen  Regierungen.  Sie 
verdankte  diefs  Uebergewicht  ihren  Reichthämern ,  ihren 
politischen  Vorrechten ,  der  Ohnmacht  der  königlichen  Ge- 
walt, dem  Beistande,  welchen  ihr  der  Adel  jener  Staate 
um  deswillen  leistete ,  weil  er  thjeils  in  dem  Besitze  der 
reichsten  Kirchenpfründen  war,  theils  in  Beziehung  auf 
das  Königthum  meist  mit  der  fiUerarchie  ein  und  dasselbe 
Interesse  hatte ,  endlich  der  auf  dem  Pabstthume  beruhen- 
den äufseren  Einheit  der  Kirche.  Doch  mufste  sie  dem 
Uebergewichte ,  welches  sie  über  die  weltliche  Gewalt  be^ 
hauptete ,  zugleich  ihre  Selbstständigkeit  in  mehreren  Be- 
ziehungen zum  Opfer  bringen*  Die  Kirche  spaltete  sich 
in  so  viele  besondere  Kirchen ,  als  es  Nationen  gab.  Die 
Hierarchie  wurde  durch  die  weltliche  Macht ,  zu  welcher 
sie  gelangt  war ,  verleitet ,  ihres  geistlichen  Berufes,  der 
wahren  Grundlage  ihrer  Macht,  weniger  eingedenk  zu 
seyn.  Sie  wurde  so  in  weltliche  Händel  verwickelt^  an 
welchen  sie  nicht  ohne  Gefahr  für  ihren  geistlichen  Einflufs 
Theil  nehmen  konnte.  Auch  ihre  Bundesgenossen,  die 
weltlichen  Grofsen,  verwandelten  sich,  als  Nutzniefser 
der  reichsten  Kirchenpfiründen ,  in  Feinde  der  Selbststän- 
digkeit der  Kirche.  Der  Hierarchie  entgiengen  nicht  die 
Nachtheile ,  welche  für  sie  mit  den  Vortheilen  ihrer  äufse-^ 
ren  Lage  verbunden  waren.  Daher  der  berühmte  Investi- 
tarstreit,  d.  i.  der  Plan  Gregorys  des  YII.,  den  Fürsten 
das  Recht  zur  Besetzung  der  obersten  Aemter  der  Kirche 
zü  entwinden.  ^J    Daher  die  Kirchengesetze,  welche  dem 


*)  In  diesem  Streiteist  noch  immer  Eins  nicht  aufgeklärt.  Woher 
die  in  Deutcichland  und  «onst  in  lieinem  andern  Gerroaninchen 
Staate  übliche  investitura  epiücoporum  per  onnulum  et  bacu- 
lum?    Hing  sie  mit  der  Lehre  de«  ultdentitcben  Rechts  von  der 
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Bärg:erstande  die  Kapitel  offen  erhalten  sollten.  *y  Je» 
doch  nur  unvollständig  gelänge  jener  Plan ,  erreichten  diese 
Gesetze  ihren  Zweck.  Das  Uebel  lag  tiefer,  wie  auch 
schon  während  des  Investiturstreites  der  Pabst  Paschalis 
II.  erkannte,  indem  er,  (^mehr  in  der  Zukunft  lesend,  als 
sein  Zeitalter  verstehend  ,3  den  Vorschlag  that,  dafs  die 
Kirche ,  um  sich  vom  Staate  unabhängig  zu  machen ,  dem 
Kaiser  und  Reiche  alle  die  Güter  und  Rechte,  die  sie  von 
ihnen  besäfse,  wieder  herausgeben  sollte.  *3  —  Jedoch 
schon  gegen  das  Ende  des  Mittelalters  verkündigten  meh- 
rere Zeichen,  (insbesondere  das  Schisma  in  der  Kirche 
und  der  Aufstand  der  Hussiten ,  3  das  Nahen  grofser  Yer* 
änderungen  in  dem  Zustande  der  Kirche.  In  Erfüllung 
giengen  diese  Zeichen  durch  die  Reformation  (^15173. 
Was  die  Kirche  selbst  im  15ten  Jahrhunderte,  auf  der 
Kirchenversammlung  zu  Basel,  in  dem  verfassungsmärsi- 
gen  Wege  auszuführen  versucht  hatte,  wurde  in  einem 
Theile  der  Kirche  durch  den  Mufh  einiger  Männer  aus 
dem  Volke  ins  Werk  gesetzt.  Da  kam  es  nun  zu  einem 
langen  und  erbitterten  und  selbst  zu  einem  blutigen  Kampfe 
zwischen  der  alten  und  der  neuen,  zwischen  der  katho- 
lischen und  der  protestantischen  Kirche.  Zwar  gelang  es 
der  Hierarchie  der  katholischen  Kirche,  ihre  Reichthümer 
und  ihre  politischen  Vorrechte ,  auch  in  dieser  neuen  Welt, 
bei  allen  den  Völkern  zu  behaupten,  welche  sich  nicht 
der  neueren  Kirche  zugewendet  hatten.    Gleichwohl  an« 


Gewähr  znsammen?  nder  wurde  diese  Art  der  Besetzung^  der 
BUthömer  planniärBig  gewählt,  um  die  Btschdife  des  Schotiet 
des  Königs  desto  mehr  su  Tersichern? 

1)  c,  S7.  X«  do  praebendis.    Diese  (besonders  lescnswerthe)  päbttliche 

Verordnung  mirsbiiligt  srhicchthin  die  Kr pitelKsta toten,  welche 
den  Bürgerstand  Ton  den  Kanonikaten  nnsschlnssen  oder  aas- 
schliersen  wurden.  Das  spätere  Kirchenrcoht  mufste  sich  schon 
damit  begnügen,  einen  Thcii  der  Kanoniltate  den  Gradnirten  Tor- 
zubehalten.  S.  das  Concil.  Basil.  sess.  31.  Dos  Conctl.  Trid.  X4, 
12    de  reformat 

2)  S.  Plane  1c,  Geschichte   der  christlich  -  kirchlichen  Gesellschafta- 
▼erfassung.    Band  IV«  ( Hannov.  laOG)  S.  279. 
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4erte  sich  sehr  bald  and  mit  der  Zeit  immer  mehr  und 
mehr  die  g^esammte  Stellun/o:  der  Hierarchie  zum  Staate« 
Die  katholische  Kirche  bedurfte  des  bewaftieten  Armes 
der  Regierungen ,  um  sich  gegen  ihren  Feind ,  gegen  die 
protestantische  Kirche  und  gegen  das  weitere  Umsichgrei- 
fen der  Reformation ,  mit  Erfolg  vertheidigen  ku  können^ 
Wer  aber  die  Macht  hat,  Schutz  zu  verleihen,  hat  eben 
so  die  Macht,  die  Bedingungen  zu  bestimmen,  unter  wel- 
chen er  seinen  Schutz  verleihen  wird.  Die  katholische 
Kirche  sah  sich  daher  durch  die  Zeitläufte  genöthiget, 
den  Schutz  und  Beistand  des  Staates  durch  die  Aufopfe- 
rung ihrer  vormaligen  Unabhängigkeit  vom  Staate  zu  er- 
kaufen. Und  da  sie,  (^wie  das  in  einem  jeden  Kampfe 
unter  gegen  einander  erbitterten  Partheien  zu  geschehen 
pflegt ,3  i^  der  Hitze  des  Kampfes,  nicht  selten  über  die 
nähere  Gefahr  die  entferntere  vergafs,  da  äberdiefs  den 
Regierungen  bei  dem  Bestreben,  ihre  Gewalt  fester  zn 
begründen  und  weiter  auszudehnen ,  die  Zeitumstände  audi 
sonst  zu  statten  kamen ,  so  geschah  es,  dafs  nun  die  welt- 
liche Gewalt  zu  der  geistlichen  ohngefähr  in  dasselbe 
Verhältnifs  (Ae  facto3  trat ,  in  welchem  vormals  die  geist- 
hebe  Gewalt  zur  weltlichen  gestanden  hatte.  In  mehre- 
ren Staaten,  z.  B.  in  Frankreich  und  Spanien,  hatte  das 
zugleich  die  Folge,  dafs  sich  die  königliche  Gewalt  der 
Fesseln  entledigte,  mit  welchen  sie  die  frühere  Verfas- 
sung des  Staates  belastet  hatte.  ^3  —  ^^^  andere  und  eine 
vergleichungsweise  neue  Stellung  der  katholischen  Kirche 
zum  Staate  hat  die  französische  Revolution,  wenn  auch 
nicht  in  ganz  Europa,  doch  in  einem  grofsen  Theile  von 
Europa,  in  ihrem  Gefolge  gehabt  Diese  Veränderung, 
welche  in  der  politischen  Stellung  der  katholischen  Kirche 
eingetreten  ist,  beruht  allerdings  schon  darauf,  dafs  seit 
dem  Jahre  1789  so  viele  Europäische  Staaten  neue  Ver- 


^)  Aach  in  Dentschland  erhielt  die  Landeshoheit,  in  dem  Kampfe 
Bwiaehen  beiden  Kirchen,  einen  der  Vorscit  unhekannten  Um* 
fang.    Vgl.  das  J.  P.  O.  V .  SO.  VIII ,  2. 
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üoBüngen  erhalten  haben,  welche,  indem  «le  für  die  p«- 
Utisehe  and  bürgperlicbe  Freiheit  der  Unterthaoen  Gewähr 
leisten,  zngleieh  der  Selbstständigkeit  der  katholischen 
Kirche  zum  Yortheile  gereichen.  Aber  der  H an p  tanter* 
schied  zwischen  Vomals  and  Jetzt  ist  der,  dafs  in  so 
vieleu  Europäischen  Staaten  die  katholische  Kirche  ihres 
Reichthums  and  ihrer  politischen  Vorrechte  ganz  oder  zum 
gröfsten  Theile  seit  jenem  Jahre  verlastig  geworden  ist. 
Frankreich  legte  zuerst  die  Hand  an  die  Schätze,  welche 
die  katholische  Kirche  in  Frankreich,  wie  anderwärts, 
der  Frömmigkeit,  zum  Theil  auch  der  Politik  der  Vor* 
zeit,  43  verdankte.  Nach  denselben  Grundsätzen  verfuhr 
Frankreich  in  den  Ländern ,  die  es  nach  und  nach  eroberte. 
Seinem  Beispiele  folgte,  nothgedrungen ,  Deutschland  in 
dem  Deputationshauptschlnsse  vom  Jahre  1603.  Selbst 
das  altgläubige  Spanien  hat  sich  neuerlich  für  die  neue 
Lehre  erklärt  Nun  sollte  man  zwar  erwarten,  dafs  die 
ffierarchie  der  katholischen  Kirche,  durch  diese  Verluste 
einer  der  vormaligen  Hauptgrundlagen  ihrer  Macht  be«- 
raubt ,  in  eine  desto  strengere  Abhängigkeit  von  den  welt^ 
liehen  Regierungen  gerathen  seyn  mufste.  Aber,  gerade 
umgekehrt,  sie  steht  jetzt  den  weltlichen  Regierungen 
drohender ,  als  vormals ,  ja  vielleicht  drohender ,  als  selbst 
in  des  Zdten  des  Mittelalters,  gegenüber.  Sie  hat  nun 
von  dem  Staate  wenig  oder  nichts  zu  fürchten,  weil  sie 
wenig  oder  nichts  besitzt,  was  ihr  vom  Staate  genom- 
men werden  konnte*  (Auf  sie  sind  die  Worte  des  Dich- 
ters analogisch  anwendbar;  Cantabit  vacuus  coram  la- 
trone  viator!3  Sie  steht  schon  deswegen  dem  Volke 
näher,  als  vormals;  überdiefs  aber  auch  deswegen,  weil 
die  Kirchenäfflter  nicht  mehr  oder  weit  weniger ,  als  vor^ 
mals,  von  dem  Adel  gesucht  werden.  Sie  mufs,  was  sie 
an  Macht  verloren  hat,  durch  Einflufs  zu  ersetzen  be- 
müht seyn.    Diesen  aber  kann  sie  auf  die  Menge  nur  durch 


*)  Zoin  Theil  auch  der  P<ilitil[  4er  Vorsett.  ^  Z.  B.  die  sillicheB 
FamilteD  handelten ,  indem  tie  die  Stifter  und  geittlidien  RIt* 
terordcn  begabten ,  logleich  in  ihrem  eigenen  InteroMe. 
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die  Strenge  der  Gnuidsützie  erbalten,  welche  sie  sowohl 
in  ihrem  Privatleben  als  in  ihren  öffentlichen  Verhältnis- 
sen befolgt.  (IMan  übersieht  nur  zu  leicht  diesen  Unter- 
schied zwischen  Vormals  und  Jetzt.  Darum  verfallen  die 
Regierungen  so  häufig  in  den  Fehler,  in  ihrem  Verhält- 
nisse zur  katholischen  Kirche  die  Politik,  die  vormals 
zeitgemäfs  war,  auch  auf  die  Gegenwart  anzuwenden. 
Konkordate  mit  dem  päbstlichen  Stuhle,  das  placetum  re- 
gium ,  das  jus  nominandi  regium  ad  episcopatus ,  u.  s.  w. , 
alles  dieses  ist  höchstens  noch  in  einigen  Europäischen 
Staaten  an  seiner  Stelle.3 

Man  kann  sich  von  den  Mitteln,  durch  welche  eine 
Staatsverfassung  aufrecht  zu  erhalten  ist,  kaum  besser, 
als  aus  der  Geschichte  der  Hierarchie  der  katholischen 
Kirche,  unterrichten.  In  einer  langen  Reihe  von  Jahr- 
hunderten —  insbesondere  seit  den  Zeiten  Gregor's  VII. 
—  hat  die  Verfassung  dieser  Kirche  dem  Wechsel  und  den 
Stürmen  der  Zeit  getrotzt.  Der  Hierarchie  gelang  das 
Unternehmen,  den  stolzen  Bau  der  Verfassung  der  ka- 
tholischen Kirche  aufrecht  zu  erhalten,  weil  sie  1}  nie 
die  Grundlagen  aus  den  Augen  verlor,  nie  dem  Geiste 
einer  hierarchischen  Verfassung  untreu  wurde.  Konnte 
sie  auch  einen  Eingriff  in  das  eine  oder  in  das  andere  ih- 
rer Rechte  einstweilen  nicht  abwehren ,  so  behielt  sie  sich 
doch  ihren  Anspruch  durch  eine  Verwahrung  ([oder  Pro- 
testation^  für  bessere  Zeiten  vor.  ♦_)  Ihr  gelang  das 
Unternehmen,  weil  sie  2^  nach  Zeit  und  Umständen  die 
Mittel  veränderte,  von  welchen  sie  zur  Erhaltung  der 
Kirchenverfassung  Gebrauch  machte.  Zur  Bestätigung 
dieser  Behauptung  kann  man  sich  z.  B.  auf  die  Geschichte 
des  Mönchsthumes  der  katholischen  Kirche  berufen.  So  oft 
die  Kirche  neue  Feinde  zu  bekämpfen  hatte,  erhielt  auch 
das  Mönchswesen ,  ([das  stehende  Heer  des  Pabstes,3  ^i^^ 


^)  So  legte  z.  B.  der  Pabtt  ge^en  den  Westphälischen  Frieden,  and 
eben  to  (wegen  der  Tom  Kirchenstaate  abgerissenen  Legationen) 
gegen  die  Scblafsakte  des  Wiener  Kongresses  eine  Protestation 
ein, 


neue  Gestalt  Endlich  3}  tru^  auch  das  zum  Gelingen 
des  Unternehmens  bei,  dafs  sieh  die  Hierarchie  immer  zu 
denjenigen  hielt ,  welche  gerade  die  Mächtigsten  im  Staate 
waren.  80  verbündete  sie  sich  zuerst  mit  der  Aristokra- 
tie, dann  mit  der  königlichen  Gewalt.  In  unseren  Tagen 
neigt  sie  sich  in  mehreren  Staaten  zur  Volksparthei  hin. 

IL  Von  dem  Verhältnisse,  in  welchem  das  erste 

System  der  Staatserziehungslehre  zu  der 

protestantischen  Kirche  steht. 

Das  erste  System  der  Staatserziehung  ist  in  seiner 
Anwendung  auf  das  Recht  einer  Kirche  schlechthin  und 
in  einer  jeden  Beziehung  das  Recht  der  protestanti- 
schen Kirche.  In  dem  Geiste  des  Protestantismus  sollen 
die  Mitglieder  jener  Kirche  sowohl  im  Verhältnifs  zu  ein- 
ander als  im  Verhältnifls  zum  Staate  derselben  Freiheit 
geniefsen,  auf  welche  die  Mitglieder  einer  jeden  ihrem 
Zwecke  nach  rechtmafsigen  Gesellschaft  Ansprach  ma- 
chen können. 

Entspricht  aber  dieses  Rechtssystem  der  protestanti- 
schen Kirche  eben  sowohl  dem  Vortheile  derselben 
Kirche?  dem  Interesse  der  christlichen  Kirche  überhaupt ? 
Die  Frage  ist  um  so  erlaubter,  da  der  Beispiele  so  we- 
nige sind,  dafs  in  der  protestantischen  Kirche  die  Praxis 
mit  der  Theorie  übereinstimmte.  —  In  der  That  sind  die 
Vorwürfe,  welche  der  protestantischen  Kirche  wegen  der 
nachtheiligen  Folgen  ihres  Rechtssystemes  gemacht  wor- 
den sind,  erheblich  genug 

Zieht  man  die  Kirche,  wie  eine  andere  Gesellschaft, 
in  das  Gebieth  menschlicher  Willkühr  herab,  so  entsteht 
zwischen  dem  Zwecke  und  dem  Mittel  fast  unausbleiblich 
ein  Widerspruch.  Denn  wie  kann  wohl  die  christliche 
Kirche  ihrem  Zwecke,  —  die  Menschen  in  dem  Glauben 
an  die  christliche  Offenbarung  und  in  einer  diesem  Glau- 
ben entsprechenden  Gesinnung  durch  eine  gemeinschaft- 
liche äufsere  Gottesverehrung  zu  befestigen,  —  wie  kann 
sie  wohl  diesem  Zwecke  entsprechen  r  wenn  sie  sowohl 
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ihrer  Entstelmn^  als  ihrer  Verfassang  nach  nur  Menschen-- 
werk  ist?  MaPs  nicht  diese  Ansicht  den  Glaaben  an  die 
christliche  Offenbarang ,  als  einen  OiTenbarungsglauben , 
sogar  erschüttern ,  anstatt  ihn  zu  befestigen  ?  ^3  '"  Unter 
derselben  Voraussetzung  mufs  in  der  Kirche  Alles  dem 
Wechsel ,  und  sogar  der  Verein  selbst  der  Gefahr  der  Auf- 
lösung unaufhörlich  unterworfen  seyn.  Denn  dann  ruht 
der  gesammte  Rechtszustand  und  selbst  die  Fortdauer  der 
Kirche  auf  dem  so  schwankenden  und  unsichern  Boden 
menschlicher  Meinungen.  —  Ja,  schon  die  Möglichkeit, 
einen  kirchlichen  Verein  ohne  Verletzung  der  Grund- 
sätze des  Gesellsehaftsrechts  zu  stiften ,  hat  ihre  Schwie- 
rigkeiten. Denn  eine  jede  Kirche  bedarf  eines  Symbo- 
les.  Läfst  sich  aber  von  den  Menschen,  läfst  sich  we- 
mgstens  von  einer  gröfseren  Anzahl  Menschen  erwarten, 
dafs  sie,  an  ihre  eigenen  Einsichten  verwiesen,  in  Glau- 
benssachen  einer  und  derselben  Meinung  seyn  werden? 
ist  es  ihnen ,  als  Protestanten ,  überdiefs  erlaubt ,  sich  auch 
nur  vorübergehend  an  irgend  eine  Glaubensregel  zu  bin- 
den? Vergeblich  würde  man  dagegen  einwenden,  dafs 
der  protestantischen  Kirche  an  dem  in  der  heiligen  Schrift 
enthaltenen  Symbole  genüge.  Die  Schrift  ist  das  Symbol 
all  er  christlichen  Religionsgesellschaften  Aber  über  die 
Auslegung  der  Schrift  ist  der  Streit.  —  Auf  jeden  Fall 
mufs  hiemach  bei  den  Protestanten  das  Kirchenthum  in 
den  Hintergrund  zurücktreten.  So  gewifs  aber  die  mei- 
sten Menschen  den  Kern  nicht  von  der  Schale  zu  unter- 
scheiden vermögen  '3?  so  gewifs  mufs  diese  Unterschäz- 


1)  Der  Kardinsl    Rtchelicii  behaoptete,  —    TieHeicfat   nicht    okne 

Grud:  Zwischen  dem  Katholicismn«  und  dem  Rationaliemas 
giebt  ee  kein  Mittleree,  wae  einen  Sinn  hätte! 

2)  Davon  liefert  auch  der  Eifer  einen  Beweis,  mit  welchem  Einige 

die  in  der  Schrift  erwähnten  Wunder  angreifen,  Andere  die  Aecbt- 
heit  dieser  Wumter  Tertbeidigen.  Der  allgemeingültige  Beweis 
für  den  göttlichen  Ursprung  des  Ghristentbumes  liegt  in  dem 
Inhalte  der  Christnslehre.  Möge  auch  der  Glaube  an  Wunder 
fallen ,  (und  er  ist  überall  im  Sinken ,  wo  die  tiacbt  des  Wissen« 
im  Steril  ist,)  dieser  Beweisgrund!  bleibt. 
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zfmg  des  Kirchen tbomes  auch  anf  die  Reli^ositit  seibat 
einen  nachtheiligen  Einflofs  haben.  —  Endlich  ist  bei  der 
vorliegenden  Frage  auch  darauf  Gewicht ,  und  ein  nicht 
geringes  Gewicht,  zu  legen,  dafs  nach  den  Grundsätzen 
des  Gesellschaftsrechts  die  Ausgaben  des  Kultus  durch 
die  freiwilligen  Beiträge  der  einzelnen  Mitglieder  der 
Kirche  zu  decken  sind.  Denn  das  kann  leicht  die  Folge 
haben,  dafs  sich  nicht  Wenige,  um  diese  Last  nicht  tra- 
gen za  dürfen,  von  einer  jeden  kirchlichen  Verbindung 
zurückhalten,  dafs  Andere  den  Religionslehrern,  als  von 
ihnen  besoldeten  Dienern ,  nicht  diejenige  Achtung  bewei- 
sen, welche  ihnen  in  dem  Interesse  der  Religion  gebührt, 
oder  dafs  die  Religionslehrer  selbst,  um  sich  Beifall  und 
Einnahme  zu  verschaffen,  zu  Mitteln  ihre  Zuflucht  neh- 
men, welche  ihrer  und  der  Lehre,  die  sie  predigen,  kei- 
nesweges  würdig  sind.  "^3 

Jedoch  es  fehlt  nicht  an  einer  Antwort  anf  diese  Vor- 
wurfe. Einige  derselben  beruhen  auf  irrigen  Voraussez- 
zungen ,  andere  lassen  sich  sogar  in  Lobsprüche  verwan- 
deln. Die  einen  und  die  anderen  abgezogen ,  bleiben  nur 
diejenigen  Einwendungen  übrig,  welche  gegen  einen  je- 
den Versuch,  ein  Ideal  zu  verwirklichen,  erhoben  wer- 
den können.  —  Es  ist  ungegründet,  dafs  die  christliche 
Kirche,  nach  den  Grundsätzen  des  Protestantismus,  le- 
di^ich  und  allein  Menschenwerk  sey.  Wenn  auch  das 
Gesellschaftsrecht  die  Bedingungen  eines  kirchlichen  Ver- 
eines (^in  abstracto}  schlechthin  in  das  Ermessen  seiner 
Mitgh'eder  stellt ,  so  setzt  doch  der  Protestantismus ,  (was 
ihm   das   Gesellschaftsrecht  zu   thun   gestattet  ,3  diesen 


^  Dieier  Vorwurf  »t  heionden  hfinfig  fn  England  dem  „Tolnntary 
ijstem''  gemacht  worden.  In  der  Tbat  geben  die  Folgen ,  welch« 
dieees  System  in  den  Vereinigten  Staaten  Ton  Iifordamerika  I»«!, 
einige  Veranlassung  za  diesem  Vorwurfe.  Da  werden  i.  B.  Ton 
Zeit  KU  Zeit  Versammlungen  im  offenen  Felde  (camp-meet* 
ioge)  gehalten,  in  welchen  mehrere  Tage  lang  gepredigt  und 
geeungon  wird.  Da  eröffnet  ein  Geistlicher,  der  sich  auf  irgend 
eine  Wetee  einen  Mamen  gemacht  hat,  eine  Kapelle  für  seine 
Anhfiiigtr, 


Grundsatz  mit  der  christlichen  Offenbarung  in  Verbindung. 
Zu  Folge  dieser  Offenbarung  ist  die  christliche  Kirche 
eine  von  ihrem  Haupte  gestiftete  Anstalt,  hat  sie  einen 
Kultus,  welcher  beziehungsweise  auf  den  Vorschriften 
des  Christenthumes  beruht.  Allerdings  ist  die  christliche 
zugleich  Menschenwerk;  aber  nur  in  so  fern,  als  das 
Christenthum ,  damit  es  sich  über  die  ganze  Erde  verbrei- 
ten könnte,  seinen  Bekennern  die  Bestimmung  ihrer  kirch- 
lichen Zustände ,  in  einem  sehr  grofsen  Umfange  überlas- 
sen hat.  —  Es  ist  wahr ,  daHs ,  nach  den  Grundsätzen  des 
Protestantismus ,  in  der  Kirche  Alles  unaufhörlich  im  Wer- 
den und  Wechseln  begriffen  seyn  mufs.  Aber  eben  des- 
wegen entspricht  die  protestantische  Kirche  dem  wahren 
Geiste  des  Christenthumes.  Denn  das  Christenthum  ist 
nicht  ein  für  alle  Zeiten  geschlossener  und  festgestellter 
Lehrbegriff.  Sondern ,  für  die  Menschheit  auf  einer  jeden 
Stufe  ihrer  geistigen  Entwickelung  bestimmt,  kann  und 
soll  es  sich  mit  der  Menschheit  zugleich  fort-  und  aus- 
bilden, d.  i.  können  und  sollen  es.  die  Menschen  immer 
besser  verstehen  und  auslegen  lernen.  Darum  enthält 
auch  die  Schrift  nicht  ein  vollständiges  Religionssystem, 
sondern  nur  einzelne  Lehrsätze  und  Andeutungen.  Wie 
stände  aber  mit  diesem  Geiste  des  Christenthuuies  eine 
Kirche  in  Uebereinstiromung ,  deren  Recht  immer  und  ewig 
dasselbe  bliebe?  l^t  eine  und  dieselbe  Erziehuug-sanstalt 
für  ein  jedes  Alter  die  zweckmäfsigste  ?  ^3  Wenn  auch 
mit  dem  Wese^i  einer  protestantischen  Kirche  eine  jede 
andere  Glaubensregel,  als  die  Schrift,  unvereinbar  ist  oder 
unvereinbar  seyn  sollte,  so  kann  doch  dieser  Mangel  durch 
die  in  einer  solchen  Kirche  herrschende  öffentliche  Mei- 
nung und  durch  die  Achtung  für  die  Ansichten  der  Stifter 
einer  solchen  Kirche  ergänzt  werden.  Ueberhaupt  aber 
durfte  der  Vorwurf  mehr  die  menschliche  Natur,  als  die 
protestantische  Kirche  treffen.    Wie  ein  jeder  Mensch  einen 


^)  ^S^*  Clirttph    Fr  von  Aramon,  die  Fortbildnng  d«t  Christen- 
thiime«  zur  Weltreligioa.    Lpx.   IV  Thle.    18S3  ff. 
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andern  Regenbogen  sieht  ^  so  hat  auch  ein  jeder  Mensch 
einen  andern  Glanben,  als  der  andere.  —  Allerdings  tritt 
nach  den  Grundsätzen  des  Protestantismus  das  Kirch en- 
tham  in  den  Hintergrund  zurück;  selbst  das  Daseyn  ein«» 
zelner  protestantischer  Kirchen  ist  durch  dieselben  Grnnd«- 
sätze  gefährdet.  Aber  ist  die  Sache  des  Christenthumes 
weniger  in  Gefahr,  wenn  das  Kirchenthum ,  wenn  der 
äufsere  Kaltus,  Alles  in  Allem  ist?  (^Wie  Viele  giebt  es 
in  der  katholischen  Kirche,  z.  B.  in  der  Gallikanischen , 
welche  die  christliche  Kirche  blos  als  eine  politische  An-^ 
stalt  betrachten ?3  Jedoch,  wenn  auch  die  Fortdauer  der 
einzelnen  protestantischen  Kirchen,  eine  jede  dieser  Kir- 
chen für  sich  betrachtet,  gefährdet  ist,  so  steht  doch  die 
protestantische  Kirche  als  ein  Ganzes,  eben  deswegen, 
weil  sie  sich  in  ihren  verschiedenen  Abtheilungen  unauf- 
hörlich verjüngt  und  erneuert ,  desto  fester.  Ja ,  die  8pal<- 
tung  dieser  Kirche  in  mehrere,  weckt  nicht  selten  unter 
den  einzelnen  protestantischen  Kirchen  einen  Wetteifer 
oder  einen  Geist  des  Widerspruchs,  welcher  zugleich  für 
die  Fortdauer  dieser  eine  gewisse  Bürgschaft  leistet;  *} 
wie  z.  B.  die  Anglikanische  Kirche  ihrem  Verhältnisse  zu 
den  von  ihr  dissentirenden  protestantischen  Kirchen  nicht 
wenig  in  dieser  Hinsicht  verdankt*  —  Die  protestantische 
Kirche  hat  noch  ein  anderes  Mittel  gegen  die  Gefahr, 
welche  ihr  wegen  des  schwankenden  Zustandes  ihres 
Baues  droht,  —  den  My9ticismus,'3  die  Denkart,  dafs 


1)  Eben  so  hat  die  protestantisehe   Kirche  eine  Bürgschaft  für  ihre 

Fortdauer  in  dem  nie  rastenden  Streite,  den  sie  mit  der  katho- 
lischen Kirche  führt.  (Die  Religionsstreitigkeiten,  welche  in 
unseren  Tagen  theils  die  Protestanten  unter  sich,  theils  die  pro- 
testantische Kirche  mit  der  katholischen  fast  eben  so  sehr,  irie 
in  den  Zeiten  der  Reformation,  entzweien,  sind  in  s»  fern  eine 
höchst  erfreuliche  Erscheinung,  als  sie  die  Europäische  Mensch- 
heit Tor  der  Gefahr  bewahren,  in  dem  Schlamme  des  Eigennutzes 
gänzlich  zu  Tersinken.) 

2)  Vgl.  Borgen,  über  Mjsticismus.     A,  d.  Lat,  Ton  Stange.    Al- 

tona  1826.     Stange,  uiier  Schwärmerei,   ehristlfehen  Mjsticis- 

Zachariä,  rom  Staate,     VI.  6 
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sich  die  Gottheit  dem  Menschen ,  zum  Heile  seiner  Seele, 
durch  eine  innere  Stimme  oder  durch  eine  innerlich  >?vahr- 
nehmbare  Anregung  des  Gewissens  '3  unmittelbar  (^oder 
durch  ein  Wunder3  offenbare,  und  den  ("dem  Bfysticismus 
verwandten3  Pietismus,  die  Denkart,  welche  nur  auf 
das  praktische  Christen  thum  einen  Werth  legt  und  sich 
daher  vorzugsweise  an  diejenigen  Wahrheiten  des  Chri- 
stenthumes  hält,  welche  sich  unmittelbar  auf  das  Prak- 
tische bezieht.    So  oft  in  der  protestantischen  Kirche  die 
wahrhaft  christliche  Gesinnung  wegen  der  Gleichgültig- 
keit gegen  das  Eirchenthnm  zu  erkalten  droht,  wirkt  der 
ewig  lebendige  Geist  des  Christenthumes  mittelst  des  My- 
sticismus  und  der  Pietismus  diesem  Verderben  entgegen.*} 
Auch   die  katholische   Kirche   hat  ihre   Mystiker  ^3   ^^^ 
Pietisten.  ^3    Aber  in  dieser  Kirche  ist  der  Mysticismns 
und  der  Pietismus  gegen  die  Ueberschätzung  des  Kirchen- 
thumes  gerichtet.     In  dieser  Kirche  steht  die  eine  und 
die  andere  Denkart  mit  dem  Geiste  der  Kirchenverfassun- 
gen in  Widerspruch* 

Jedoch  ist  die  obige  Erwiederung  auf  die  Vorwürfe, 
welche  oft  genug  dem  Protestantismus  gemacht  werden, 
nicht  so  zu  deuten,  als  ob  die  protestantische  Kirche, 
weil  und  in  wie  fern  ihr  das  Gesellschaftsrecht  zar  Grundr 
läge  dient  oder  dienen  soll,  schlechthin  nicht  einer  Ge- 
fahr ausgesetzt  wäre.    Eine  solche  Deutung  würde  schon 


mos  und  Proselytenmacherei.  Ebend.  1S27.  und  besonders  Hein- 
roth, Geschichte  und  Kritik  des  Mytticismns  aller  Völker  und 
Zeiten.    Lpz,  1880. 

1)  Eine  solche  Stimme  war  der  Geniu«  des  Socrates. 

2)  Es   giebt  sehr  liele  Protestanten,  welche    über  den   Mjsticismni 

und  über  den  Pietismus  ein  anderes  und  ein  sehr  hartes  Urtheil 
fällen.  Aller  der  Tadel  gilt,  genauer  geprüft,  nicht  der  einen 
oder  der  anderen  Denkart  an  sich,  sondern  dem  Einflüsse, 
welchen  die  eine  und  die  andere  auf  den  Charakter  zu  haben 
pflegt.     Mystiker  und  Pietisten  sind  häufig  Intolerant. 

8)  In  diese  Kategorie  gehörte  z.  B.  da«  berühmte  Fräulein  Guyon. 
4)  Z.  B.  die  Janscnisten. 


83 

mit  den  bekanntesten  Thatsaehen  in  Widersprach  stehn. 
Denn  wie  könnten ,  wenn  jene  Yorwärfe  gänzlich  unge- 
gründet  wären,  symbolische  Bücher  so  viele  Freunde  in 
der  protestantischen  Kirche  zählen  ?  oder  wie  könnte  sonst 
der  Rechtszttstand  dieser  Kirche  in  so  vielen  Europäischen 
Staaten ,  namentlich  aifth  in  den  Deutschen  Staaten ,  "^3  ^^^ 
den  Grundsätzen  des  Gesellschaftsrechts  so  weit  abwei- 
chen ?  Man  kann  oder  man  mafs  zugeben ,  dafs  der  Pro- 
testantismus die  Menschen  zu  hoch  stellt ,  wie  sie  der  Ka-r 
tholicismus  vielleicht  zu  gering  anschlägt.  Ein  jeder  Plan, 
dessen  Gelingen  von  dem  Willen  der  Menschen  abhängt, 
ist  der  Gefahr  des  Mifslingens  ausgesetzt  Denn  die  Wil- 
lensfreiheit, das  höchste  Gut  des  Menschen,  ist  eben  des- 
wegen das  gefährlichste  Geschenk,  welches  die  Natur 
dem  Menschen  gemacht  hat. 

Wenn  übrigens  der  wirkliche  Rechtszustand  der  pro- 
testantischen Kirche  den  Grundsätzen  des  Gesellschafts- 
rechts nur  in  wenigen  Staaten  oder  nur  ausnahmeweise 
entspricht ,  so  ist  die  Ursache  nicht  in  die  Gefahren  allein 
zu  setzen,  mit  welchen  die  protestantische  Kirche,  wenn 
sie  jenes  Recht  dem  ihrigen  zum  Grunde  legt,  bedroht 
wurde.  Es  kamen  noch  andere  Ursachen  hinzu,  Ursa- 
chen ,  welche  in  den  Verhältnissen  und  Zeitumständen  la- 
gen ,  unter  denen  die  Reformation  ihren  Anfang  nahm  und 
in  dem  einen  Lande  diese  in  einem  andern  andere  Schick- 
sale hatte.  —  In  dem  ganzen  Germanischen  Europa  war 
die  Verfassung  der  katholischen  Kirche  mit  der  Verfas- 
sung der  Staaten  und  mit  dem  gesammten  Zustande  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  so  tief  und  so  genau  verfloch- 
ten, dafs  man,  um  an  die  Stelle  der  bisherigen  Verfas- 
sung der  christlichen  Kirche  beziehungsweise  eine  den 
Grundsätzen  des  Gesellschaflsrechts  entsprechende  Ver- 
fassung zu  setzen,  genöthiget  gewesen  seyn  würde,  die 


*)  In  welchen  noch  imiuer  der  Fürst,  wenigfeteni  ein  protectanti- 
scher ,  mit  dem  rieldeutigen  Namen  de«  feummoe  territorii  epie* 
copa«  belegt  wird. 
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ganze  Vergangenheit  der  lEnropüischen  Menschheit  gleich- 
sam za  vernichten.  Aber,  sowohl  in  der  moralischen  als 
in  der  physischen  Welt  kommen  grorse  Veränderungen 
nicht  plötzlich  zu  Stande.  (^In  mundo  non  datar  saltas*3 
In  dem  vorliegenden  Falle  war  sogar  die  herkömmliche 
Kunstsprache  ein  Hindernifs  mehr ,  welches  der  gänzlichen 
Umgestaltung  des  bisherigen  Kirehenrechts  im  Wege 
stand.  ^3  —  Eben  so  hoch  oder  noch  höher  ist  eine  an- 
dere Ursache  anzuschlagen.  Es  ergieng  der  protestanti- 
schen Kirche  wie  der  katholischen.  Im  Kampfe  mit  ein- 
ander verloren  meist  beide  Kirchen  einen  Theil  ihrer 
Selbstständigkeit  an  den  Staat,  weil  beide  des  Beistan- 
des desselben  bedurften.  Dieses  Schicksal  traf  die  pro- 
testantische Kirche  namentlich  auch  in  Deutschland,  wo 
sie  nach  einem  langen  und  harten  Kampfe  nur  so  viel  er- 
langen konnte,  dafs  sie  neben  der  katholischen  Kirche 
unter  den  Schutz  der  Reichsgesetze  gestellt  wurde,  wo 
daher  theils  Erinnerungen  an  die  Vergangenheit,  theils 
neue  Reibungen,  theils  der  Bau  der  Deutschen  Reichs- 
verfassung den  Regierungen ,  insbesondere  den  protestan- 
tischen Fürsten,  in  ihrem  Verhältnisse  zur  protestanti- 
schen Kirche,  zu  statten  kamen.  Geschieht  es  doch  selbst 
in  unseren  Tagen  noch,  dafs  der  Bekehrungseifer  der 
katholischen  Kirche  die  Protestanten  veranlagst,  ihre  Blicke 
von  Zeit  zu  Zeit  auf  die  Fürsten  zu  richten,  von  wel- 
chen sie  in  dem  Vertheidigungskriege ,  den  sie  deshalb 


^)  Das  beweisen  insbeiondere  auch  die  Schriften  Luthers.  Luther 
rang  bei  der  Darstellung  der  neuen  Idee,  die  er  über  die  Ver- 
fassung der  Kirche  aufstellte,  mit  der  Sprache  seines  Zeitalters. 
Er  spricht  überall  von  einer  Kirchengewalt,  ungeachtet  er  von 
den  Grundsätzen  des  Gesellschaftsrechtes  ausgeht.  Man  hat 
daher  in  seinen  Schriften  den  Korn  wohl  von  der  Schale  zu  un- 
terscheiden. (In  einer  ähnlichen  Lage  ist  die  Deutsche  Sprache 
jetzt  f  wo  sie  die  ihr  neuen  Begriffe  des  ReprSsentativsystemes 
mit  schiclilichen  Worten  bezeichnen  soll.  Sie  entlehnt  darum 
ihre  Ausdrücke  meist  aus  der  landständischen  Verfassung,  so 
verschieden  auch  diese  von  der  Repräsentativverfassnng  ist.) 
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mit  der  katholischen  Kirche  zu  fähren  haben,  Belstaad 
za  erhalten  hoffen  und  wünschen.  (^Wenn  so  von  dem 
Unrrieden  zwischen  beiden  Kirchen  weder  die  eine  noch 
die  andere  Kirche  einen  Gewinn  für  ihre  Unabhäng^igkeit 
vom  Staate  zieht,  so  sollten  beide  Kirchen  nicht  verges- 
sen, dafs  sie  wenigstens  in  einer  Beziehung  ein  gemein- 
schaftliches Interesse  haben.3 
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DAS  DREI   UND  DREISSIGSTE  BUCH. 

Das 

System  der  Bevormundung  des  Volkes 

in  den 

seine  Er%iehung  betreffenden  AngelegenJieUen. 

EINLEITUNG. 

irlaii  kann  das  Rechtssystem ,  welches  die  Völker  in  den 
ihre  Erziehung  betreffenden  Angelegenheiten  einer  Vor- 
mundschaft unterwirft,  das  gemeine  Recht  aller  der 
Völker  nennen,  welche  auf  der  Bahn  der  Kultur  und  Ci- 
vilisation  schon  gewisse  Fortschritte  gemacht  haben,  al- 
ler der  Völker  also^  bei  welchen  von  einer  Erziehung 
durch  den  Staat  überhaupt  nur  die  Rede  seyn  kann.  (^Die 
Völker,  welche  sich  dem  Zustande  der  Thierbeit  noch 
kaum  entwunden  haben,  erzieht  nicht  die  Euiist,  nicht 
der  Staat,  sondern  die  Natur .J  Dagegen  ist  das  Rechts- 
system der  Freiheit  eines  Volkes  in  diesen  Angelegen- 
heiten nur  das  besondere  Recht  oder  ein  Vorrecht  (tin 
jus  singulare  3  einiger  Völker. 

Und  wie  könnte  es  anders  seyn?  Nicht  nur  besteht 
ein  Volk,  welches  im  Ganzen  zu  den  hochgebildeten  ge- 
hört, dennoch  der  Mehrzahl  nach  meist  aus  Menschen, 
welche,  gleich  als  Unmündige,  einer  vormundschaftlichen 
Leitung,  namentlich  in  einer  so  wichtigen  Angelegenheit, 
wie  die  der  Kultur  ist ,  bedürfen.  Sondern ,  was  die  Re- 
gierungen, wenn  sie  dem  Volke  selbst  die  Vorsorge  für 
die  Entwickelung  seiner  geistigen  Anlagen  überlassen, 
noch  mehr  zu  fürchten  haben ,  ist  Anarchie  im  Reiche 
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der  Meinungen,  ist  die  Menge  der  Meinangen ,  welche 
sich  alsdann  über  die  den  Staat  nnmittelbar  angehenden 
Fragen  im  Volke  bilden  werden ,  und  der  ewige  Wechsel, 
welchem  alsdann  diese  Meinungen  ausgesetzt  sind.  Denn 
die  letzte  Grundlage  aller  politischen  Einrichtungen  sind 
Meinungen.  Es  wankt  also  der  Boden ,  auf  welchem  der 
Staat  ruht,  wenn  es  bei  einem  Volke  weder  Einheit  der 
Meinungen  noch  eine  Partheiung  im  Grofsen  giebt  ([Da- 
her in  Zeiten  einer  Revolution  die  schauerliche  Erschei- 
nung des  Terrorismus.  Daher  ferner  die  Gefahren,  welche 
einer  Staatsverfassung,  zu  deren  Gedeihn  Partheien  er- 
forderlich sind,  in  dem  Falle  dröhn,  da  in  einem  solchen 
Staate  mehr  als  zwei  Partheien  entstehn  oder  da  keine 
der  in  demselben  einander  bekämpfenden  zwei  Partheien 
auf  ihr  Uebergewicht  mit  Sicherheit  zählen  kann.^  End- 
lich; unter  derselben  Voraussetzung  kann  sich  im  Volke 
leicht  eine  öffentliche  Meinung  bilden^  welche  den  Gang 
der  Regierung  erschwert  oder  hemmt,  anstatt  ihn  zu  er- 
leichtern oder  zu  beschleunigen.  Ein  solcher  Zwiespalt 
ist  zwar  unter  einer  jeden  Voraussetzung,  besonders  aber 
dann  gefährlich,  wenn  er  durch  den  Glauben  des  Volks 
veranlafst  wird.  Denn  politische  Meinungen,  welche  in 
der  Glaubensmeinung  der  Menschen  wurzeln,  stehen  am 
festesten,  sind  mit  der  gesammten  Denk-  und  Gemnths- 
art  der  Menschen  am  genauesten  verschlungen.  Wo  also 
ein  Zwiespalt  dieser  Art  zu  fürchten  ist,  mufs  es  vor- 
zugsweise das  Anliegen  der  Regierung  seyn,  diese  Ge- 
fahr abzuwenden.  Die  Lehre  Mohammeds  ist  für  ein  Volk, 
dessen  Macht  im  Zunehmen  ist,  eben  so  vortheilhaft,  als 
gefährlich  für  ein  Volk  in  der  Zeit  der  Abnahme  seiner 
Macht.  Denn  die  Idee  des  Fatums  oder  Schicksals,  ein 
wesentlicher  Bestandtheil  jener  Lehre,  begeistert  eben  so 
sehr  im  Glücke,  als  sie  im  Unglücke  entmuthiget  (Da- 
her die  vielen  Beispiele,  dafs  Mohammedanische  Reiche 
eben  so  schnell  erstarkten  als  verfielen.3  Doch  würde  der 
Verfall  dieser  Reiche  noch  schneller  verlaufen  seyn,  wenn 
es  nicht  der  Staatskunst  oder  der  Schmeichelei  fast  im- 
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mer  gelungen  wäre,  auch  das  Herrscherrecht  des  regie- 
renden Hauses  durch  jene  Idee  zu  bekräftigen.  In  der 
Türkei  wird  der  Arm  der  Regierung  durch  den  Ungehor- 
sam aufrührerischer  Pascha's  gelähmt.  Und  dennoch  ist 
und  bleibt  der  Grofssultan  das  Oberhaupt  des  Reichs. 
Denn  unabänderlich,  wie  ein  Beschlufis  des  Schicksals, 
ist  der  Titel ,  vermöge  dessen  er ,  der  Nachfolger  Moham- 
med's  und  der  Chalifen,  über  die  Gläubigen  gebiethet 
Seinem  Herrscher  rechte  droht  nur  die  christliche  Bevöl- 
kerung des  Reichs  Gefahr.  Von  ihr  wird  jener  Titel 
nicht  anerkannt. 

Das  vorliegende  System  kann  durch  zwei  von  ein- 
ander verschiedene  Gewalten  in  Vollziehung  gesetzt  wer- 
den^ und  es  begreift  deshalb  wieder  zwei  besondere 
Systeme  unter  sich.  Die  vormundschaftliche  Gewalt, 
welcher  das  zweite  Hauptsystem  die  Völker  in  den  ihre 
Erziehung  betreffenden  Angelegenheiten  unterwirft,  kann 
entweder  in  den  Händen  einer  Hierarchie  oder  in  den 
Händen  des  Staates  seyn;  sie  kann  also  entweder  kraft 
einer  in  einer  Offenbarung  enthaltenen  Vollmacht  oder 
kraft  der  Rechte ,  welche  die  Staatsgewalt  nach  Vernunft- 
grundsätzen unter  sich  begreift,  ausgeübt  werden.  Von 
jenem  Falle  wird  in  der  ersten,  von  diesem  wird  in 
der  zweiten  Abtheilung  des  vorliegenden  Buches,  des 
drei  und  dreifsigsten ,  die  Rede  seyn. 

Jedoch  die  Aufgabe  der  ersten  Abtheilung  bedarf 
jQOch  einer  genaueren  Bestimmung.  Diese  wird  zugleich 
eu  einer  Beschränkung  der  Aufgabe  selbst  fuhren. 

Es  kann  nämlich  eine  Hierarchie,  —  eine  Herrschaft, 
welche  ihr  Herrscherrecht  auf  eine  ihr  von  Gott  ertheilte 
Vollmacht  gründet, '^J  —  entweder  eine  Pries terherr- 
8Ghaft  oder  eine  geistliche  Herrschaft  seyn. 


*)  Ich  gebrauche  zar  Bezeichnung  des  Gattungsbegriffs  das  Wort: 
Hierarchie,  "—  theils  in  Erniangelung  eines  Besseren,  theils, 
weil  es  dem  Sprachgebrauche  nach  eine  sehr  anbestioimte  B^* 
dentung  bat. 
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Sie  ist  eine  Priesterherrsehaft,  wenn  me  sieh 
von  einer  weltlichen  (oder  auf  dem  Yernunftrechte  be- 
rnhenden3  Herrschaft  nur  durch  ihren  Rechtsgnind  d.  i. 
nor  dadurch  unterscheidet ,  dafs  sie  ihr  Herrscherrecht  aus 
einer  unmittelbaren  Willenserklärung  Gottes  oder  der  Göt-^ 
ter,  (^aus  einer  Offenbarung ,3  Ableitet,  sonst  aber,  was 
ihren  Zweck  und  was  die  Mittel ,  sich  des  Gehorsams  ihrer 
Unterthanen  zu  versichern,  betrifft,  von  einer  weltlichen 
Herrschaft  nicht  verschieden  ist.  "^3  I^^her  kann  sie  auch 
sowohl  einen  Bestandtheil  einer  auf  dem  weltlichen  Rechte 
beruhenden  Staatsverfassung  bilden,  als  die  Stelle  einer 
solchen  Staatsverfassung  vertreten.  (Die  ägyptische  Prie- 
sterherrschaft,  die  Mexikanische,  das  Römische  Patriciat 
waren  meist  Hierarchien  dieser  Art.3  Eben  so  wenig  sind 
es  nur  gewisse  geoffenbarte  Religionen,  welche  die 
Entstehung  einer  Priesterherrschaft  möglich  machen  oder 
veranlassen,  wenn  auch  die  Entstehung  einer  Priester- 
herrschaft durch  den  einen  Glauben ,  (^ wie  z.  B.  durch  eine 
Nationalreligion  ,3  mehr,  durch  einen  andern  weniger  be- 
günstiget wird,  und  wenn  auch  eine  Priesterherrschaft 
weder  mit  einer  Religion ,  welche  schlechthin ,  noch  mit 
einer  Religion,  welche  kaum  den  Namen  einer  Religion 
verdient ,  vereinbar  ist  (^Nicht  mit  jener,  weil  sie  zu 
hoch,  nicht  mit  dieser,  weil  sie  zu  tief  steht,  um  zur 
Begründung  einer  äufseren  Gewalt  zu  dienen.  Ungebil- 
dete Völker  haben  nur  Zauberer,  nicht  Priester.3 

Eine  von  der  Priesterherrschaft  wesentlich  verschie- 
dene Art  der  Hierarchie,  ja  das  gerade  Gegentheil  einer 
Priesterherrschaft  ist  eine  geistliche  Herrschaft. 
Diese  unterscheidet  sich  von  einer  weltlichen  Herrschaft 
nicht  nur  durch  ihren  Titel  oder  Rechtsgrund,  sondern 
auch  durch  den  Zweck  der  Gewalt,  welche  von  ihr  aus- 
geübt wird,  und  durch  die  Beschaffenheit  ihrer  Macht. 
—  Durch  den  Zweck  ihrer  Gewalt.  Denn  die  Thätigkeit 
einer  geistlichen  Gewalt  soll  sich  nicht  darauf  beschrän- 


ke) Vgl.  oben  Bd    I.     Burh  I.    lipttt.  2. 
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ken,  jft  unmittelbar  nicht  einmal  darauf  gerichtet  seyn, 
einen  gewissen  äuTseren  Zustand  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft zu  verwirklichen.  Sondern  der  Zweck  einer 
geistlichen  Herrschaft  ist  der,  die  Menschen  zu  wahren 
Gottesverehrem  zu  bilden ,  in  ihnen  Gesinnungen  zu  we- 
cken oder  zu  befestigen,  wie  sie  denjenigen  ziemen, 
welche  Gott  im  Geiste  und  in  der  Wahrheit  anbeten  wol- 
len, und  sie  mittelst  dieser  Gesinnungen  zu  einer  Gott 
wohlgefälligen  Handlungsweise  zu  bestimmen.  Einer  geist- 
lichen Herrschaft  kann  daher  nur  eine  geoifenbarte  Reli- 
gion ^3  ^^^  Grundlage  dienen ,  welche  mit  der  Moral 
identisch  oder  von  dieser  nur,  als  eine  auf  die  Fassungs- 
kraft oder  auf  die  Gemüthsart  der  Menschen  besonders 
berechnete  Darstellung  der  Tugendlehre,  verschieden  ist. 
Und  umgekehrt  wird  eine  solche  Offenbarung,  wenn  sie 
nicht  selbst  eine  geistliche  Herrschaft  einsetzt ,  leicht  Ver- 
anlassung zur  Entstehung  einer  geistlichen  Herrschaft 
werden.  Denn  an  die  Idee  einer  Kirche,  welche  in  dem 
Wesen  einer  solchen  Offenbarung  liegt,  reiht  sich  un- 
mittelbar das  Bedürfnifs  der  Einheit  der  Kirche  und  an 
dieses  das  Bedürfnifs  einer  geistlichen  Gewalt  an,  als  welche 
allein  für  die  äufsere  Einheit  der  Kirche  Gewähr  zu  lei- 
sten im  Stande  ist.  —  Eben  so  unterscheidet  sich  eine 
geistliche  Herrschaft  von  einer  Priesterherrschaft  durch 
die  Beschaffenheit  ihrer  Macht.  Nicht  durch  einen 
äufseren  oder  mechanischen  Zwang  wirkt  sie  Gehorsam. 
Sondern  die  Mittel,  durch  welche  sie  den  Widerstand, 
den  ihr  Herrscherrecht  finden  könnte,  nöthigenfalls  be- 
kämpft, sind  psychologischer  Art,  sind  Zucht  und  Unter- 


4^)  Man  finde  es  nicht  anstörtig,  wenn  ich  hier  und  in  andern  Stel- 
len Ton  Offenbarangen  in  der  Mehrzahl  spreche.  Eine  jede 
Ofienbarung  ist  für  diejenigen,  urelche  an  sie  glauben,  eine 
wahrhaft  göttliche  oder  die  allein  wahrhaft  göttliche  Offenba- 
rang.  £ine  jede  Offenbarnng,  welche  einen  solchen  Glauben  für 
•ich  hat,  steht  mit  dem  Plane,  den  die  Vorsehung  mit  unserem 
Geschlechte  hat,  in  Zusammenhang.  Auch  die  Christen  erken- 
nen zwei  Offenbarungen  als  acht  an ,  die  des  alten  und  die  des 
neuen  Testaments. 
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rieht  —  Endlich  ist  eine  geistliche  Herrschaft  vbn  einer 
Priesterherrschaft  auch  in  so  fern  wesentlich  verschieden, 
als  neben  jener  eine  weltliche  Gewalt  (^oder  die  Ge- 
walt des  StaatesJ  nicht  nur  bestehen  kann,  sondern  auch 
bestehen  soll.  Denn  der  Beruf  der  geistlichen  Gewalt 
verhält  sich  zu  dem  der  weltlichen  Gewalt,  wie  das  Sit- 
tengesetz zu  dem  Rechtsgesetze.  —  Uebrigens,  so  gewifs 
auch  eine  geistliche  und  eine  Priesterberrschaft  in  der 
Wissenschaft  (joder  in  thesi3  von  einander  unterschieden 
werden  können  und  von  einander  zu  unterscheiden  sind, 
80  nimmt  doch  in  der  Erfahrung  (^oder  in  hypothesij  so- 
wohl jene  als  diese  Herrschaft  etwas  von  der  andern  an ; 
die  geistliche  Herrschaft ,  um  nöthigenfalls  von  den  äufser- 
sten  Mitteln  Gebrauch  machen  zu  können,  die  Priester- 
herrschaft, auf  dafs  ihre  Macht  mehr  als  eine  Grundlage 
habe. 

Aus  dem,  was  hier  über  den  Unterschied  zwischen 
den  beiden  Arten  der  Hierarchie  gesagt  worden  ist,  folgt 
nun  zugleich,  dafs  die  Aufgabe  der  ersten  Abtheilung 
(ße&  vorliegenden  33sten  Buchs}  auf  die  Erziehungsge- 
walt einer  geistlichen  Herrschaft  beschränkt  werden 
kann  und  zu  beschränken  ist.  Ist  die  Vorsorge  für  die 
Volkserziehung  die  Angelegenheit  einer  Priesterschaft, 
so  ist  der  Fall  nicht  wesentlich  verschieden  von  dem  Falle, 
der  in  der  zweiten  Abtheilung  in  Betrachtung  gezogen 
werden  wird.  (Doch  mögen  Priester,  als  Männer  vom 
Fach,  verglichen  mit  weltlichen  Staatsdienem ,  noch  im- 
mer die  bessere  Auctorität  in  Religionssachen  seyn.} 

Die  Aufgabe  der  ersten  Abtheilung  gestattet  oder  for- 
dert noch  eine  zweite  Beschränkung.  Sie  kann,  und  sie 
wird  in  der  ersten  Abtheilung,  nur  mit  Räcksicht  auf  die 
katholische  Kirche,  ins  besondere  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  römisch-katholische  Kirche, ^3  aufgestellt  und 


*)  Also  nicht  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Griechische  Kirche.  Nicht 
nur  liegt  uns  diese  Kirche  zu  fern,  sondern  sie  hat  aach  nicbf 
eine  so  mächtige  Hierarchie»  wie  die  Schwesterl^irche. 
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beantwortet  werden.  Ueber  diese  Kirche  gebiethet  eine 
geistliche  Gewalt;  und  es  kommt  in  der  Geschichte  kein 
anderes  Beispiel  einer  geistlichen  Herrschaft  vor ,  als  das, 
welches  die  Verfassung  dieser  Kirche  liefert.  Indem 
man  also  jene  Aufgabe  sofort  auf  die  Verfassung  der  ka- 
tholischen Kirche  bezieht,  knüpft  man  sie  an  eine  That- 
Sache  an,  in  welcher  sogar  schon  eine  Lösung  jener  Auf- 
gabe, und  zwar  eine  solche  liegt,  welche  sowohl  eine 
grofse  Auctorität  als  ein  unmittelbares  praktisches  Inte- 
resse für  sich  hat. 

Uebrigens  giebt  die  Geschichte  und  die  Verfassung 
der  katholischen  Kirche  auch  sonst  noch,  —  und  nicht 
blos  was  die  Volkserziehung  betriiTt,  —  über  den  Unter- 
schied zwischen  einer  geistlichen  und  einer  Priesterherr- 
schaft Aufschlufs.  —  Einer  Priesterherrschaft  kann  fast 
eine  jede  positive  Religion  zur  Grundlage  dienen;  einer 
geistlichen  Herrschaft  nicht  einmal  eine  jede  monotheisti- 
sche Religion.  Die  drei  positiven  Religionen,  welche  die 
meisten  Bekenner  zählen ,  -—  die  buddhistische,  die  christ- 
liche und  die  des  Koran,  —  stimmen  zwar  insgesammt  in 
der  Lehre  von  einem  einzigen  höchsten  Wesen  überein.  >3 
Aber  eine  geistliche  Gewalt  hat  sich  nur  aus  dem  Chri- 
stenthume  entwickelt.  Denn  nur  das  Christenthum  ist  ei- 
nes wahrhaft  kosmopolitischen  Geistes ;  nur  die  christliche 
Vorstellung  von  der  Gottheit  stellt  die  moralischen  Eigen- 
schaften Gottes  in  das  gebührende  Licht.  *3    ^^^  Buddhis- 


1)  Das  Geburtsland  aller  dieser  drei  Religionen  ist  Asien;  überhaupt 

der  merkwürdigste  Theil  der  Erde.  Dahin  verlegt  eine  der  äl- 
testen Sagen  den  Ursprung  des  Menschengeschlechts.  Die  Theo- 
kratien  und  die  Priesterherrschaften  haben  besonders  in  Asien 
ihre  Heimath.  Dort  ist  Alles  unTeränderlich ,  Sitten ,  Meinungen, 
Gesetze  u    s.  w. 

2)  Hiermit  wird  jedoch  nicht  geleugnet,  dafs  an  der  Entstehung  der 

Hierarchie  der  christlichen  Kirche  nicht  auch  die  Zeitumstände 
ihren  Antheil  hatten;  z.  B«  das  Verhältnifs,  in  welchem  das  Chri- 
stenthum mit  dem  Judenthume  stand  Das  Christenthum  war  die 
Metaphysik  des  Jodenthumes  oder  das  Judenthum  befreit  voa 
dem  Einflüsse  der  Judischen  Nationalität. 


mus  oder  sein  Stamm,  die  Bramalehre,  warde  äberdiefs 
schon  frähzeitig  darch  einen  Polytheismus  entstellt.    Der 
Knltas  des  Koran  aber  ist  so  un^eselli^,  dafs  es  bei  den 
Mohammedanern  nicht  einmal  eine  Priesterschaft  giebt.  '3 
—  Eine  Priesterschaft  kann  nach  Befinden  auch  Priester- 
schaften eines  andern  Kultus  neben  sich  dulden ;  eine  geist- 
liche Herrschaft  strebt,  wenigstens  in  geistlichen  Dingen, 
nach   Alleinherrschaft.     Zugleich   der   Hauptgrund     des 
Uebergewichts,  welches  eine  geistliche  Herrschaft^  in  einen 
Kampf  mit  einer  Priesterschaft  verwickelt,  erlangt.    In  dem 
Romischen  Reiche  hatten  die  Priesterschaften  der  ver- 
schiedenen in  diesem  Reiche  neben  einander  bestehenden 
Nationalreligionen  Jahrhunderte  lang  in  Frieden  mit  ein- 
ander gelebt.    Aber  die  Hierarchie  der  christlichen  Kirche 
führte,  kaum  erstarkt,  gegen  sie  alle  einen  Ausrottungs- 
krieg.   Vergeblich  suchte  ihr  Julian ,  der  Abtrünnige ,  den 
Sieg  zu  entreifsen,  indem   er  den  heidnischen  Priester- 
schaften zusammen  eine  der  christlichen  Hierarchie  ähn- 
liche  Organisation  gab.  >3      Das  Kreutz    siegte.     Man 
kann  Formen,  nicht  aber  den  Geist  schaffen,    welcher 
sie  beleben  mufs.     In  China   ist  die  Staatsreligion,  de- 
ren oberster  Priester  der  Kaiser  ist,    so  tolerant,   dafs 
neben  ihr  drei  andere  Religionssysteme  in  diesem  Reiche 
bestehn.  '3    Aber  gegen  das  Christenthum ,  welches  den 
Chinesen  durch  Missionarien  der  katholischen  Kirche  ge- 
prediget wurde,  hat  die  Chinesische  Regierung  mit  Feuer 
und  Schwerdt  gewüthet.    (^Aehnliches  läfst  sich  von  eini- 
gen andern    ostindischen  Reichen   anführen.3  —  Selbst 
dann,  wenn  in  der  Geschichte  der  hierarchischen  Verfas- 
sung der  christlichen  Kirche  und  in  der  einer  Priester- 


1)  Was  bei  andern  Völbem  die  Priester  sind,  sind  bei  den  M ahomme- 

danern  die  Geeetzkundigen  oder  Rechtsgelehrten  —  die  Ulema's. 

2)  S.  Gibbon,   Geschichte  des    Verfalls  and  des   Unterganges   de« 

Römischen  Reichs,  in  den  hier  einschlagenden  Kapiteln. 

3)  Ueber  das  Verhältnifs,   in  welchem  diese    drei  Religionssyitteme 

Kar  Staatsreligion  stehn ,   ist  man  jedoch  in  Europa  noch  nicht 
genugsam  unterrichtet. 
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ftcbaft  Auftritte  vorkommen ,  welche  derselben  Art  zu  seyn 
scheinen,  —  wie  z.  B.  Spaltunj^en  in  der  herrschenden 
Körperschaft,'}  —  verschwindet  doch  diese  Identität, 
wenn  man  in  den  Geist  der  unter  sich  zu  verg^Ieichenden 
Thatsachen  tiefer  eindringt.  Das  Christenthum  schlafs 
den  Menschen  eine  neue  Welt  auf. 

Erste  Abtheilung. 
Er%iehungssiyst€m  der  (römisch"^  katholischen  Kirche. 

Der  Zweck  der  katholischen  Kirche  und  ihrer  Hie- 
rarchie ist  unmittelbar  der^  die  Menschen  in  dem 
Glauben,  welcher  der  christlichen  Offenbarung,  nach  der 
ihr  von  der  Kirche  gegebenen  Auslegung,  entspricht, 
und  in  der  mit  diesem  Glauben  übereinstimmenden  Gesin- 
nung zu  erziehn  und  sie  bei  diesem  Glauben  und  in  die- 
ser Gesinnung  zu  erhalten.  In  dem  Plane,  welchen  die 
Kirche  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  befolgt ,  liegt  eine 
Zweckmäfsigkeit  und  Einheit,  die  ihn,  wenn  er  anders  an 
den  Marsstab  weltlicher  Klugheit  gehalten  werden  darf, 
zu  einem  Meisterstücke  des  menschlichen  Verstandes  stem- 
peln. Die  geistlichen  Herren,  welche  an  diesem  Plane 
arbeiteten,  waren  ins  besondere  Menschenkenner.  ^3 
Nicht  das  darf  befremden ,  dafs  die  Reformation  nur  theil- 
weise,  sondern  das,  dafs  sie  doch  theilweise  gelang. 

Zur  Ausführung  dieses  Planes  lifst  sieh  die  katho- 


1)  An  denen  ea  auch  unter  den   Braminen  nicht  gefehlt  hat.    Vergl. 

Mythologie  des  Indoas  traTailld  par  Mad.  la  Chaase  de  Polier  sar 
dea  manutcrits  authentiquea  apportda  de  Tlnde  par  feu  Mr.  le 
colonel  de  Polier.  Par  1800.  Ts.  II.  C  Freilich  ein  sehr  ankri- 
tisch  gearbeitetes  Werk.) 

2)  Man  hat  besonders  bei  der  Beartheilnng  der  Gesetze   der  katholi- 

schen Kirche  ^  der  legam  non  ad  fidem  sed  ad  dlsciplinam  per- 
tinentium  —  nicht  den  Unterschied  inter  rationem  primariam  et 
secundariam  legis  zu  nbersehen.  Z.  B.  die  das  Fasten  betref- 
fenden Gesetze,  waren  zugleich  Gesetze  der  noedicinischen  Po- 
lizei. Das  MöDihswi'Bvn  war  ziigleii-h  ein  demokratisches  In- 
stitut. 
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liscbe  Kirche  oder,  was  daMelbe  ist,  die  Hierarchie  die- 
ser Kirche  vor  allen  Dingen  den  Unterricht  in  der 
Religion  angelegen  seyn,  sowohl  den  der  Jagend,  (^die- 
sen vielleicht  sogar  vorzugsweise,  weil  die  Jugend  das 
bildsamste  und  das  am  wenigsten  klügelnde  Alter  ist,) 
als  den  der  Erwachsenen.  Für  die  Orthodoxie  und  die 
Einheit  dieses  Unterrichts,  ist  durch  eine  gesetzlich  fest- 
gesetzte Glaubensregel  gesorgt.  (^Der  Catechismus  Ro- 
manus  ist  die  Quelle  und  das  Muster  aller  Schulbucher 
für  den  Religionsunterricht.)  —  Jedoch  nicht  auf  den  Un- 
terricht in  Religionssachen  beschränkt  sich  der  Un- 
terricht, welchen  die  Kirche  ertheilt.  Q  Die  Kirche  sucht 
sich  des  Unterrichts  in  allen  seinen  Zweigen  oder  Fä- 
chern zu  bemächtigen,  oder  sie  bewacht  ihn  wenigstens 
in  einem  jeden  seiner  Zweige  oder  Fächer,  theils  weil 
sie,  wegen  des  inneren  Zusammenhanges  unter  allen  Wis- 
senschaften, fürchtet,  dafs  eine  Neuerung  in  irgend  einer 
Wissenschaft  zugleich  das  Symbol  der  Kirche  erschüttern 
könnte ,  theils  weil  sie  diejenigen ,  welche  sich  dem  geist- 
lichen Stande  widmen ,  der  Gefahr ,  in  ihrem  Glauben  irre 
zu  werden,  nicht  noch  mehr  aussetzen  will,  als  sie  ihr 
durch  das  Bedürfnifs  einer  höheren  und  umfassenderen 
Geistesbildung  ohnehin  schon  ausgesetzt  sind.  >3    Um  zu 


1)  Das  Ghriitentbam  ist  eine  in  Bnehsrn  enthaltene  Lehre.    Darum 

liegt  in  ihn  wenigstens  die  Auffordernng,  den  Religions- 
unterricht auf  das  Lesen  und  Schreiben  zu  erstreclien.  Und^ 
wer  Lesen  und  Schreiben  gelernt  hat ,  hat  schon  viel  gelernt. 
Denn  er  kann  sich  fortbilden,  sich  Andern  ans  der  Ferne  mit- 
theilen. (Ein  Englischer  Officier,  welcher  mit  seinem  Regt- 
mente  in  Ostindien  gestanden  hatte ,  sagte,  dafs  qnter  seinen 
Leuten  diejenigen  die  besten  gewesen  wären,  welche  schreiben 
gelernt  hätten.  Denn  diese  hätten  oft  an  ihre  Verwandten  in 
England  geschrieben  und  so  fortdauernd  gleichsam  unter  den 
Augen  derselben  gelebt.) 

2)  In  den  Dom-  und  Kloster  -  Schulen  wurde  der  Lehrplan  des  Rha- 

banns  Maurns  befolgt.  Merkwürdig  ist  es ,  wie  in  diesem  Plane 
alle  Wissenschaften  auf  das  Interesse  der  Kirche  belogen  und 
nach  dem  Grade  dieses  Interesses  mehr  oder  weniger  empfohlen 
werden. 
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ermessen,  was  die  Hierarchie  in  dem  Geiste  ihrer  Yer* 
fassung    fnr   den    Unterricht  überhaupt   zu   thun  hat, 
genügt  es,  das,  was  sie  im  Mittelalter  für  diesen  Zweck 
that,  zuRathe  zu  ziehn.  Auch  die  Mittel- ,  und  die  Hoch- 
schulen standen  unter  der  Obhuth  und  Leitung  der  Hie- 
rarchie.   Auch  die  Hochschulen  wurden  gröfstentheils  von 
der  Kirche  Qper  incorporationem  beneficiorum3  ausgestat- 
tet.   Dagegen  wurde  selbst  die  Philosophie  oder  die  Al- 
leinherrschaft des  Aristoteles  in  den  Schulen  der  Philoso- 
phen der  Hierarchie  dienstbar.  ^')    Allerdings  hat  sich  seit 
jener  Zeit  sehr  Vieles  verändert  und  verwandelt,  z.  B. 
durch  die  Erfindung  der  Buchdrnckerkunst,  durch  die  ge- 
stiegene Macht  und  durch  die  gestiegenen  Anspräche  der 
Staaten  und  durch  die  Reformation.    Jedoch  nicht  durch 
die  Schuld  der  Hierarchie.    Diese  hat  vielmehr  zu  retten 
gesucht  und  zu  retten  gewafst,  was  zu  retten  war.    Sie 
nahm  zuerst  auf  die  Einführung  einer  Büchercensnr  Be- 
dacht. >')    Sie  nahm  sogar  mit  ihrem  eigenen  Unterrichts- 
wesen durch  die  Stiftung  des  Jesuiterordens  eine  tief  ein- 
greifende Veränderung  vor.    (In  der  Prefsfreiheit  droht 
ihr  jedoch  ein  vergleichungsweise  neuer  Feind.3  —  Frei- 
lich kann  man  fragen:    Ist  nicht  die  Religiosität  ge- 
fährdet, wenn  Alles,  der  Glaube  wie  die  Verfassung ,  nur 
Gesetz  ist?  *) 

Auf  die  Ausführung  desselben  Planes,  d.  i.  auf  die 
Volkserziehung  im  Geiste  der  Hierarchie  ist  ferner  der 
Kultus  der  katholischen  Kirche  trefflich  berech- 
net. —  Der  Kultus  dieser  Kirche  steht  mit  ihrem  Erzie- 
hnngssysteme  schon  deswegen  in  einem  wesentlichen  Zu- 
sammenhange, weil  er  durch  seine  Pracht  und   Feierlich- 


1)  Das  VerhnUnirs  diespr  Philosophie  zur  Hierarchie  der  katholi- 
•chen  Kirche  ist  vielleicht  noch  nicht  nach  Verdienst  in  Betrach- 
inng  gezogen  worden. 

t)  Hoffmann,  Geschichte  der  Büchercensnr.    Berl.  ISIS. 

3)  In  Frankreich  ist  die  Ansicht  weit  verbreitet,  dafa  die  katholische 

Kirche,  ja  der  KatholicismaR,  nur  als  eine  politische  Institution 

zu  betrachten  sey. 


keit,  durch  den  Gebrauch,  den  er  von  den  Schöpfäng^eii 
der  Kunst  macht,  auf  die  Sinne  und  auf  das  Gemuth  un^^ 
mittelbar  einwirkt.    Denn  das    System   der   katholischen 
Kirche  beruht  auf  der  Voraussetzung,  dafs  in  Religions- 
sachen die  Menschheit  der  Mehrzahl  nach  aus  Unmundi-^ 
gen  4iestehe ;  das  Jugendalter  aber  ist  empfänglicher  fvtr 
sinnliche  Eindrücke,  als  für  Belehrungen  durch  den  Ver* 
stand.  —  Jedoch  überdiefs  hat  die  Kirche  ihren  Kultus 
mit  ihrem  Erziehungsysteme  noch  durch  zwei  besondere 
Mittel  in   eine   unmittelbare    Verbindung  gesetzt.    Denn 
erstens:  Alle  die  Ereignisse  und  Begebenheiten,  welche 
sich  in  der  Regel  in  dem  Leben  eines  jeden  einzelnen 
Menschen  wiederholen,  die  freudigen  wie  die  traurigen, 
hat  die  Kirche  mit  einer  religiösen  Feier  verbunden,  auf 
dafs  die  Freude  über  die  ersteren  erhöht  und  veredelt^ 
der  Schmerz  über   die    letzteren  vermindert  oder  durch 
höhere  Betrachtungen  gestillt,  durch  die  einen  und  durch 
die  anderen  aber  die  Religion  in  das  Seyn  und  Leben  ei«* 
nes  jeden  einzelnen  Menschen  verwebt  und  an  die  Erin- 
nerungen,   welche  dem   Menschen  am  nächsten  liegen, 
geknüpft  würde.    Das  Kind  wird  bald  nach  seiner  Geburt 
durch  die  Taufe  in  die  christliche  Kirche  aufgenommen 
und  durch  den  Namen  ^  den  es  bei  dieser  Gelegenheit  er-^ 
hält,   dem  Schutze  eines  Heiligen  besonders  empfohlen. 
Die  alljährlich  wiederkehrende  Feier  dieses  Namens  -  oder 
kirchlichen  Geburtstages  ist  zugleich  ein  religiöses  Fest. 
Herangewachsen   wird  der  Mensch  in  der  Eigenschaft, 
welche  er  der  Taufe  verdankt,  durch  eine  neue  kirchliche 
Feierlichkeit ,  durch  die  Konfirmation ,  bestätiget.  Er  ver- 
heirathet  sich ;  die  Kirche  heiliget  seinen  Bund.    Er  zeugt 
Kinder  in  der  Ehe ;  da  wiederholen  sich  dieselben  gottes- 
diens^tlichen  Gebräuche,   zu   welcher   seine   Geburt    und 
seine  Aufnahme  in  die  christliche  Kirche  Veranlassung  gab. 
Endlich  naht  ihm  die  letzte  Stunde.    Auch  da  verläfst  ihn 
die  Kirche  nicht;  sie  erheitert  den  Ernst  dieser  Stunde, 
indem  sie  ihm  das  Abendmal  als  eine  Wegzehrung  reicht, 

Zachariä,  vom  Staeite,     VI.  7 


durch  die  letzte  Gelang  ihm  die  bevorstehende  Umgestal- 
tung seines  irdischen  Daseyns  verkündiget.  Endlich  fällt 
der  Vorhang.  Doch  es  folgt  noch  eine  Nachfeier,  ein 
kirchliches  Begräbnifs ,  wenigstens  ein  Trost  für  die  Hin- 
terlassenen.  80  empfängt  also  die  Kirche  den  Menschen 
aus  den  Armen  seiner  Mutter,  um  ihn,  nachdem  sie  seine 
streue  Begleiterin  durch  das  Leben  gewesen  ist,  derMut-r 
ter  Erde  wieder  zu  überliefern«  Auch  andere  positive 
Religionen  zeichnen  die  Hauptabschnitte  des  Menschen* 
lebens  durch  gottesdienstliche  Feierlichkeiten  aus.  Den- 
noch möchte,  was  die  Mannigfaltigkeit  und  den  Geist 
dieser  Feierlichkeiten  betrifft ,  der  Kultus  der  katholischen 
Kirche  vor  einer  jeden  andern  den  Vorzug  verdienen. 
Zweitens:  Ein  besonderes  Verdienst  kann  sich  ein 
Kultus  dadurch  erwerben,  dafs  er  Volksfeste  stiftet 
oder  zur  Entstehung  solcher  Feste  Veranlassung  giebt. 
Denn  Volksfeste  beleben  den  Gemeinsinn;  sie  werfen  die 
verschiedenen  Stände  der  bürgerlichen  Gesellschaft  unter 
einander;  sie  machen,  dafs  sich  das  Volk  fühlen  lernt. ^3 
Dem  Kultus  der  katholischen  Kirche  gebührt  nun  der 
Ruhm,  dafs  Volksfeste  dem  Plane  oder  Interesse  dieses 
Kultus  entsprechen,  dieser  daher  überall  Volksfeste  in 
seinem  Gefolge  hatte.  Dieser  Ruhm  ist  um  so  höher  an- 
zuschlagen, je  schwerer  es  ist,  Volksfeste  in  Gang  zu 
setzen,  wenn  sie  nicht  aus  der  Stimmung  des  Volkes  selbst 
bervorgehn. 

Endlich;  keine  Erziehung  ohne  eine  Zucht,  ohne 
eine  Disciplin.  Sollte  also  die  Kirche  eine  Anstalt  für 
die  Erziehung  der  unter  ihr  begriffenen  Völker  seyn,  so 
mufste  sie  ihre  Mitglieder  einer  dem  Geiste  einer  Hierarchie 
entsprechenden  Zucht  unterwerfen.  Der  Einsicht,  mit 
welcher  sie  diese  Aufgabe  gelöst  hat ,  kommt  nichts  gleich, 


^)  Die  Griechen  der  Vorzeit  nnd  die  Römer  scheinen  die  politische 
Wichtigkeit  dieser  Feste,  sowie  die  Kunst,  sie  anzuordnen, 
Tollkotmmen  Terstanden  bu  haben.  Ihrem  Vorgange  lerdaskt 
der  christliche  Kultus  nicht  wenig  in  dieser  Beziehung. 
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a(s  die  Schwierigkeit  der  Aufgabe.  Der  Gmndpfeiler  des 
gesammten  Baues  der  Hierarchie  der  katholischen  Kirche 
ist  die  Beichte,  ist  die  Verbindlichkeit,  welche  die  Kirchs 
einem  jeden  ihrer  Mitglieder  auferlegt  hat ,  alle  seine  Sün- 
den von  Zeit  zu  Zeit  einem  Geistlichen  ins  geheim  zu  be- 
kennen. '3  ^^  ward  die  Geistlichkeit  in  den  Stand  ge- 
setzt, in  das  Innere  eines  jeden  einzelnen  Menschen  ein- 
zudringen ,  um  eben  so  auf  den  inneren  Menschen  wirken 
zu  können.  Erwägt  man,  wie  schwer  es  dem  Menschen 
wird,  seine  Fehler  und  Sünden  sich  selbst  zu  bekennen, 
wie  noch  schwerer,  ein  solches  Bekenntnifs  Anderen 
abzulegen,  so  durfte  man  geneigt  seyn,  unter  allen  den 
Verbindlichkeiten ,  welche  den  Menschen  von  Zeit  zu  Zeit 
auferlegt  worden  sind,  um  sie  ans  Gehorchen  zu  gewöh- 
nen, die  in  Frage  stehende  Verbindlichkeit  für  die  drnk- 
kendste  und  das  Unternehmen,  diese  Verbindlichkeit  zu 
einer  Rechtsverbindlichkeit  zu  machen,  vergleichungs- 
weise  für  das  gewagteste  zu  erklären.  Und  dennoch  ge» 
lang  das  Unternehmen ,  ^)  theils  weil  man  schon  das  Kin- 
desalter an  das  Beichten  gewöhnte,  theils  weil  die  Furcht, 
sich  vor  ein  Gewissens  -  oder  Gottes  -  Gericht  zu  stellen , 
durch  die  Hoffnung,  das  Gewissen  zu  erleichtern,  über- 
wogen wurde.  Freilich  kann  man  die  Frage  aufwerfen  ^ 
ob  bei  der  Verfolgung  dieses  Planes  die  Gefahr  hoch  ge- 
nug angeschlagen  wurde,  welche  der  Redlichkeit  der 
Menschen  droht,  wenn  ihr  zu  viel  zugemuthet  wird. 

Uebrigens  wurde  der  Erfolg  dieses  Systemes  zugleich 
theils  durch  die  Einheit,  mit  welcher  das  System,  kraft 
der  Einheit  der  Verfassung  der  katholischen  Kirche,  über- 
all ins  VtTerk  gesetzt  wurde,  theils  durch  die  grofse  Aus- 
dehnung des  Gebieths  dieser  Kirche  gesichert.    Es  macht, 


1)  Damit  hangt  wieder  die   Meinung   von   der  unbedingten  Unabän- 

derliciikcit  des  Cölibategesetzes  zusammen. 

2)  Bemerlcenawerth   i«t,  daf«   die   Verbindlichkeit  zu   beichten  erat 

durch  ein  Gesets  de«  Pabste«  Innocepa  III.  (also  erst  im  ILIIIten 
Jahrhunderte)  ihren  heatigen  Umfang  erhielt.  S.  e*  12.  X.  de 
poenitentia. 
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was  die  letztere  Ursache  betrifft,  einen  Unterschied,  ob 
nur  Wenige,  oder  ob  Tausende  oder  ob  Millionen  dessel- 
ben Glaubens  sind*    Denn  —  was  ist  Wahrheit? 

Jedoch  das  Lob  der  Zweckmäfsigkeit,  welches  dem 
Erziehungssysteme  der  katholischen  Kirche  an  und  fär 
sich  und  im  Geiste  der  Verfassung  dieser  Kirche  schlecht- 
hin gebührt,  kann  ihm,  wenn  man  dasselbe  aus  dem 
Standpunkte  des  Interesses  der  unter  jener  Kirche  begrif- 
fenen Staaten  Qdev  Staaten  Deutschen  Ursprungs3  be- 
trachtet, nicht  eben  so  unbedingt  ertheilt  werden. 

Zwar  kann  man  das  Verdienst^  welches  sich  die  Hie*^- 
rarchie  der  katholischen  Kirche  durch  die  Vorsorge  fär 
die  Volkserziehung  um  die  Staaten  Deutschen  Ursprungs 
wahrend  des  Mittelalters  erwarb,  kaum  hoch  genug 
anschlagen.  Rechtsbegriffe  kamen  in  Umlauf,  welche,  so 
tief  sie  auch  in  das  Staatsrecht  eingreifen ,  dehnoch  den 
Deutschen  in  der  heidnischen  Vorzeit  so  gut  wie  unbe- 
kannt gewesen  zu  seyn  scheinen.  So  hatten  die  Deutschen 
z.  B.  einst  unter  dem  Königthume  wohl  nur  ein  auf 
gewisse  Fälle  beschränktes  Bannrecht,  d.  i.  nur  das 
Recht  verstanden,  gewisse  Handlungen  bei  Strafe  zu  ge- 
biethen  oder  zu  verbiethen.  '3  Jetzt  wurden  an  das  Kö- 
nigthum  die  Vorstellungen  geknüpft,  welche  das  Chri- 
3tenthum,  in  Folge  der  im  alten  Testament  herrschenden 
Ideen,  d.  i.  nach  der  Denkart  der  Völker  Vorderasiens, 
damit  verband.  ^3  Dasselbe  dürfte  sich  von  der  Idee  der 
Ewigkeit  des  Staates  behaupten  lassen.  Indem  man 
die    Rechte    der    Machtvollkommenheit   als    Rechte   der 


1)  Daher  sagt  Tacitus:   „In  qnantaiu  Germani  regnantar/*   Annal. 

XllI,  54.  Vgl.  Biener,  comment.  de  orig.  et  progrensu  leg^m 
juriuinque  Germaoic.  Vol.  I.  P.  II   Lib.  l.  Gap.  I.  Scct.  1. 

2)  Vgl    das  Capitnlare  Caroli  M.  de  ao.  802.  c.  2.  6.  (die  Stelle  han- 

delt Ton  dem  neuen  £ide^  welchen  Karl  der  GroFse  tob  den 
Völkern  seinog  Reiches  forderte,  nachdem  er  zum  Römischen 
Kaiser  gekrönt  worden  war.)  —  An  diese  Neuerung  knüpfte  sich 
mit  der  Zeit  eine  andere  nicht  minder  wichtige,  die  gänsliche 
Umgestaltung  des  alten  Deutschen  Strafrechts.  Vergl.  Taciti 
Germania,  c.  7. 
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Krone  betrachten  lernte,  mufste  auch  jene  Idee  mehr 
nnd  mehr  in  die  Volksmeinung^  äbergehn.  ^3  Sogar  die 
Idee  der  Einheit  des  Staates  d.  L  die  Idee  der  Unauf- 
löslichkeit des  Staatsvereines ,  erhielt  durch  die  Lehre  von 
der  Einheit  der  Kirche,  (^so  wie  durch  das  Sitz-  und 
Stimmrecht  der  Geistlichen  auf  den  Reichs-  und  Landta^ 
gen ,3  eine  neue  Stutze.  Mit  einem  Worte,  es  bewährte 
sich  auch  hier  der  Erfahrungssatz,  dafs  Völker,  beson- 
ders noch  ungebildete,  eine  durchgreifende  Reform  ihrer 
Staatsverfassung  am  häufigsten  einem  neuen  Glauben  ver- 
danken. 

Doch  es  kamen  andere  Zeiten ,  die  Zeiten  der  Refor- 
mation. Wenn  auch  diese  weltgeschichtliche  Begebenheit, 
(~wie  eine  jede  Begebenheit  dieser  Art  ^3  ^^^^  ^^^  ^^^^ 
Ursache  hatte,  ja  wenn  man  auch  dem  Erziehungssysteme 
der  katholischen  Kirche  nicht  den  Vorwurf  machen  kann, 
dafs  es  diesen  Angriff  auf  den  Rechtszustand  der  Euro- 
päischen Staaten  positiv  beförderte,  so  dürfte  sich  doch 
das  in  Frage  stehende  System  eben  so  wenig  gegen  die 
Anklage  genügend  rechtfertigen  lassen,  *dafs  es  denn 
doch  der  Reformation  nicht  vorzubeugen,  also  die  Euro- 
päischen Staaten  nicht  vor  den  inneren  und  äufseren  Er- 
schütterungen zu  bewahren  vermochte,  welche  in  dem 
Gefolge  der  Reformation  waren.  Sey  es  auch ,  dafs  die 
Gründe  zu  dieser  Anklage  zum  Theil  in  dem  Wesen  des 
Systemes  und  nicht  in  der  Ausbildung  lagen ,  welche  das 
System  in  der  katholischen  Kirche  erbalten  hatte,  die  An- 
klage ist  nicht  schon  deshalb  unstatthaft.  —  Sie  beruht 
übrigens  hauptsächlich  auf  folgenden  zwei  Gründen: 

Erstens:  Es  ist  zwar  eine  alte  und  eine  noch  jetzt 
weit  verbreitete  Lehre,  dafs  der  Katholicismus  die 
festeste    Stütze   der    Thronen  sey;    eine  Lehre, 


*)  Dar«  diese  Idee  früher  den  Dentschen  nnbekannt  gewesen  war, 
geht  unter  anderem  ans  der  Huldigung  hervur,  welche  bei  ei« 
nem  jeden  Regierungswechsel  dem  neuen  Fürsten  su  leisten  war. 
Haben  sich  doch  diese  Huldigungen  in  mehreren  Staaten  Deutschen 
Vrsprangs  bis  in  unsere  Tage  erhalten. 
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welche  besonders  für  das  gröfstentheils  monarchische  Ea* 
ropa  ein  unmittelbar  praktisches  Interesse  hat.    (JSo  bi* 
Shop  no  king^  war  der  Wahlspruch  des  Königes  James  I., 
Königes  ron  England  und  Schottland.)  —  In  Gemäfsbeit 
dieser  Lehre  erklärten  sich  einst,  in  den  Zeiten  der  Re- 
formation, die  Regierungen  der  ([damals^  gröfsten  Euro- 
paischen Monarchien  ohne  Ausnahme  gegen  die  Predigt 
eines  neuen  Glaubens.    Weder  in   den  Oesterreichischen 
Staaten,  noch  in  Frankreich,    noch  in  Spanien,   konnte 
die  Reformation    Wurzel    schlagen.    Selbst    in  England 
schwankte    die  Regierung   lange   (^und   noch   unter  den 
Stuarts3  zwischen  dem  Katholicismus  und  dem  Protestan- 
tismus ;  ja  es  erhielt  letzterer   in  England  am  Ende  nur 
in  der  Form  eines  gemäfsigten  Katholicismus  das  Ueber- 
gewicht    Auch  in  den  neueren  und   neuesten  Zeiten  ist 
in  mehreren  Europäischen  Staaten ,  —  in  Frankreich ,  in 
Spanien,  in  Portugal,  der  Thron  und  der  Altar  zugleich 
von  seiner  ehemaligen  Höhe  herabgestürtzt  worden.  — 
Allein  so  entschieden  auch  diese  Thatsachen  die    vorlie- 
genden Grundsätze   zu  bestätigcJh  scheinen,  so  können 
ihnen  doch  andere  Thatsachen  entgegengestellt  werden, 
welche  gegen  jenen  Grundsatz  sogar  noch  entschiedener 
sprechen.    Die  Reformation  gieng  fast  überall  nicht  von 
der  Regierung,  sondern  von  dem  Volke  aus.    Wie  hätte 
aber  diese  der    Reformation  günstige  Meinung  bei  den 
Völkern  herrschen  können,    wenn    es  der   katholischen 
Kirche  gelungen  wäre ,  die  Meinung  der  Völker  für  die  in 
Kirche  und  Staat  bestehende  Verfassung  nicht  blos  schein- 
bar zu  gewinnen?    In  den  neueren  und  neuesten  Zeiten 
sind  gerade  diejenigen  Europäischen   Monarchien    durch 
Revolutionen  erschüttert  worden,  in  welchen  die  katholische 
Kirche  die  allein  geduldete  oder  die  herrschende  Kirche 
war ,  —  Frankreich ,  Spanien ,  Portugal ,  Neapel.    Belgien 
hat  sich  von  Holland ,  nicht  Holland  von  Belgien  losge- 
rissen.   Dagegen  hat  in  den  protestantischen  Staaten  die 
Treue  der  Unterthanen  auch  während  des  revolutionären 
Zeitalters,  das  mit  dem  Jahre  1789  begann,  selten  oder 
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nie  gewankt.  *—  Vielleicht  Mfst  sich  die  Verschiedenheit 
des  Verhältnisses,  in  welchem  zn  Folge  dieser  Thatsa* 
eben,  beziehungsweise  der  Katholicismus  und  der  Pro-* 
testantismus  zu  der  ^Staatsverfassung  der  Monarchie  stehn, 
mit  allgemeinen  Ursachen  in  Verbindung  setzen.  Es 
ist  wahr^  dafs  das  Princip  des  Protestantismus  dem  der 
Demokratie  verwandt  ist  Aber  liegt  nicht  das  Princip 
der  Demokratie  auch  der  katholischen  Kirche  zum  Grunde, 
wenn  diese  Kirche  einem  jeden  ihrer  Mitglieder  den  Weg, 
zu  den  Aemtern  und  Würden  der  Kirche,  auch  zu  den 
höchsten,  offen  läfst?  Und  ist  nicht,  dieses  vorausgesetzt, 
der  Unterschied  zwischen  dem  Protestantismus  und  dem 
Katholicismus  der,  dafs  jener  die  Menschen  vereinzelt, 
dieser  aber  sie  mit  einem  Korporationsgeiste  beseelt,  wel-^ 
eher  sich  nach  Befinden  auch  gegen  den  8taat  kehren 
kann.  Oder  ist  nicht  derjenige  leichter  zu  befriedigen, 
weicher  nur  fiach  Unabhängigkeit  strebt,  als  der,  welcher, 
weil  er  nicht  nach  seinem  Willen  beherrscht  wird ,  selbst 
herrsehen  will? 

Zweitens:  Wenn  auch  die  katholische  Kirche,  um 
ihre  Herrschaft  zu  sichern,  ihre  Aufsicht  und  Vormund-« 
Schaft  über  den  Volksunterricht  einst,  d.  i.  während  des 
Blittelalters ,  weislich  auf  das  gesammte  Gebieth  des 
menschlichen  Wissens  ausgedehnt  hatte,  so  lag  doch  in 
dieser  Ausdehnung  allemal  eine  Ueberschreitung  der  Gren-^ 
zen,  welche  einer  geistlichen  Gewalt,  als  solcher,  ge^ 
setzt  sind.  Denn  ein  anderes  Gebieth  hat  der  Glaiibe, 
ein  anderes  die  Wissenschaft.  Es  konnte  daher  jene 
Ausdehnung  der  geistlichen  Gewalt  über  ihre  natürlichen 
Gränzen  nicht  für  ein  jedes  Zeitalter  zweckmäfsig  seyn 
und  eben  deswegen  nicht  auf  einen  bleibend  gesicherten 
Besitzstand  rechnen.  Das  offenbarte  sich  mit  der  Zeit 
als  (^vom  fünfzehnten  Jahrhunderte  an^  sowohl  auf  dem 
Gebiethe  der  Wissenschaft  als  in  der  Staatenwelt  Verän- 
derungen vor  sich  giengen,  welche  theils  zu  einer  um- 
fassenderen und  freieren  Bearbeitung  der  Wissenschaften 
Veranli^ssung  gaben,  theils  das  politische  Interesse  der 
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WiBsenschaften  steig^erten  und  vervielfältigten,  —  als  in 
Europa  die  altgriechische  und  die  römische  Literatur  wie- 
der auflebte,  als  die  Europäer  eine  neue  Welt  und  neue 
Wasserstrafsen  entdeckten,  als  die  Philosophie  nach  und 
nach  von  den  Fesseln  befreit  virurde,  in  virelche  sie  das 
Ansehn  des  Aristoteles  gelegt  hatte,  als  man  die  Kunst 
entdeckte  nhd  übte ,  die  Natur  zur  Beantwortung  der  Fra- 
gen zu  nöthigen ,  welche  man  an  sie  wegen  ihrer  eigenen 
Gesetze  richtete,  als  die  Verhältnisse  unter  den  Europäi- 
schen Staaten  immer  mannigfaltiger  und  verwickelter 
wurden,  als  schon  die  Kriegskunst  allein  so  viele  An- 
sprüche an  die  Wissenschaft  machte.  Da  vermochte  die 
Kirche  nicht  weiter,  (wenn  sie  es  auch  nicht  an  Versu- 
chen dieser  Art  fehlen  liefs,3  die  Wissenschaften  in  die 
Kreise  zu  bannen,  welche  sie  ihnen  bisher  vorgezeichnet 
hatte.  Da  wurde  die  Bearbeitung  der  Wissenschaften , 
wenn  auch  nibht  immer  die  aller  Wissenschaften ,  die 
unmittelbare  Angelegenheit  der  Staaten.  Da  standen  wohl 
selbst  die  Wissenschaften,  deren  die  Staaten  am  meisten 
bedurften,  bei  der  Kirche  in  dem  Verdachte,  zum  Irrglau- 
ben oder  zur  Verkennung  des  Ansehns  der  Kirche  zu  ver- 
leiten. "(^3  ^^^  einem  Worte ,  die  katholische  Kirche  kann 
ihr  Erziehungssystem  nicht  mehr  mit  der  Konsequenz  und 
in  der  Allgemeinheit  durchführen,  wie  einst  im  Mittelal- 
ter. Die  heutige  Politik  des  päbstlichen  Hofes  gleicht 
der  der  weltlichen  Europäischen  Regierungen  in  so  fem, 
als  sie  die  besonderen  Verhältnisse  eines  jeden  einzelnen 
Staates,  mit  welchem  sie  in  dem  Interesse  der  Kirche  in 
Berührung  kommt,  zu  berücksichtigen  hat.  Und  umgC"» 
kehrt  befolgt  ein  jeder  dieser  Staaten  in  Beziehung  auf 
das  Erziehungssystem  der  katholischen  Kirche  billig  seine 
besondere  Politik.  Will  man  die  heutige  Praxis  jenes 
Systemesim  allgemeinen  charakterisiren,  so  kann  man 


*)  Noch  im  Jahre  1840  gestattete  die  |iäbttlicbe  Regierung  den  6&* 
lehrten  den  Kirchcnstaateii  nicht,  der  Versammlung  der  Natur- 
forscher, die  in  diesem  Jahre  in  Turin  gehalten  wi|rde,  beizi|* 
wohnen. 
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vielleicht  sa^en,  daHs  sich  die  Kirche  bei  ihrer  Vorsorge 
für  die  Yolkserziehnng  mehr  und  mehr  auf  die  Mittel  be- 
schränkt, welche  schlechtbin  und  allein  geistlicher  oder 
kirchlicher  Art  sind. 

Zweite   Abtheilung. 

Von  dem 

Erfdehungssystenie  derjenigen  Staaten^ 

welche 

Über  die  Volkserziehung  eine  vommndschaftliche  Gewalt 

ausüben. 

Eine  politische  oder  eine  Nationalerziehung  ^3 
im  Sinne  des  vorliegenden  Systemes ,  f  welches  man  daher 
auch  das  politische  System  der  Volkserziehung  oder 
das  System  einer  Nationalerziehung  nennen  kann ,3  ist 
eine  Volkserziehung,  welche,  so  wie  sie  allein  das  Werk 
des  Staates  ist,  so  auch  allein  das  Interesse  des  Staates, 
-^  das  eines  bestimmten  Staates ,  —  bezweckt. 

Da  eine  Nationalerziehung  schlechtibin  und  allein  das 
Werk  des  Staates  ist  und  seyn  soll,  so  schliefst  sie 
(_in  der  Idee3  eine  jede  andere  planmäfsige  Erziehung, 
sowohl  die  elterliche  als  die  kirchliche  Erziehung  ans. 
In  wie  fern  sie  sich  also  auf  die  Jugenderziehung  be- 
zieht, begreift  die  Erziehungsgewalt  des  Staates,  zu 
Folge  des  vorliegenden  Systemes,  ihrem  Wesen  nach 
alle  die  Rechte  und  Pflichten  unter  sich ,  welche  in  der 
elterlichen  Gewalt  enthalten  sind.    Jedoch  hat  die  Natur 


^  Zwar  beraht  diese  Benennung  aaf  einer  Verwechselung  des  Wor- 
te«: Volk,  mit  dem  Worte:  Nation.  Man  Itann  jedocli  hier, 
(so  wie  in  ähnlichen  Fällen,)  diese  Verwechslung  damit  eat- 
Bchuldigcn,  dafs  ein  Volk,  am  in  der  That  und  Wahrheit  eia 
rechtliches  Ganzes  zu  seyn,  zugleich  eine  Nation  seyn  murs.  — 
Uebrigens  hat  man,  streng  genommen,  zwischen  einer  politi- 
schen and  einer  Na  tionalerziehang  noch  «inen  Unlerschied 
zu  machen ,  welcher  jedoch ,  da  er  mehr  ein  wissenschaftliches 
als  ein  praktisches  Interesse  hat,  in  dem  Folgenden  unberück- 
•ichtiget  gelassen  worden  i^t. 
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(^weislich^  die  Einrlchtaiig  getroffen,  dafs  die  Idee  einer 
Nationalerziehung,  in  so  fern  diese  Erziehung  an  die  Stelle 
der  elterlichen  tritt,  nie  und  nirgends  vollständig  darge- 
stellt werden  kann.  Allemal  mufs  das  Kind  in  seinen  er- 
sten Lebensjahren  der  Vorsorge  der  Mutter  überlassen 
bleiben.  —  Eben  so  kann  eine  Nationalerziehung ,  als  das 
ausschliefsliche  Werk  des  Staates,  nur  eine  öffent- 
liche Erziehung  seyn.  Die  heranwachsende  Generation 
mufs  gemeinschaftlich  unter  den  Augen  der  vom  Staate 
bestellten  Aufseher  und  Lehrer  erzogen  werden.  Diese 
Gemeinschaft,  diese  Oeffentlichkeit  des  Lebens  der  Ein- 
zelnen mufs  auch  in  reiferen  Jahren  fortdauern.  Ueberall 
und  zu  einer  jeden  Zeit  mufs  der  Einzelne  auch  äufserlich 
daran  erinnert  werden ,  dafs  er  nur  ein  Theil  eines  Gan- 
zen sey. 

Der  Zweck  einer  Nationalerziehung  kann  nur  der 
besondere  Yortheil  eines  bestimmten  in  der  Erfahrung  ge- 
gebenen Staates  seyn.  Durch  den  allen  Staaten  gemein- 
schaftlichen Zweck  läfst  sich  die  rechtliche  Zulässigkeit 
oder  Nothwendigheit  einer  Nationalerziehung  nicht  be- 
gründen. Denn  zu  Folge  dieses  Zwecks  sind  die  Men- 
schen nicht,  (^wie  es  doch  die  Idee  einer  Nationalerziehung 
mit  sich  bringt  ,3  des  Staates  wegen ,  sondern  ist  der  Staat 
der  Menschen  wegen  da,  aus- welchen  er  besteht  —  Der 
besondere  Zweck  einer  Nationalerziehung  kann  eben  so 
verschieden  seyn ,  wie  der  besondere  Vortheil  des  Staates, 
in  welchem  eine  solche  Erziehung  eingeführt  ist.  Jedoch, 
worauf  auch  der  besondere  oder  nächste  Zweck  einer  Na- 
tionalerziehung gerichtet  sey,  allemal  wird  diese  auch  für 
die  gesammten  Interessen  eines  solchen  Staates  von  ent- 
scheidender Wichtigkeit  seyn.  Wie  die  Gesundheit  des 
menschlichen  Körpers  ein  Ganzes  ist,  so  auch  das  Inte- 
resse eines  Staates.  —  Eben  so  umfafst  eine  Nationaler- 
ziehung sowohl  die  Erziehung  der  Jugend  als  die  der  Er- 
wachsenen. Sonst  wäre  sie  nur  ein  Bruchstück.  Als  vol- 
lendet kann  höchstens  die  Erziehung  der  Greise  betrach- 
tet werden.    Diesen  ist  daher  in  den  Staaten,  in  welchen 
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es  eine  Naticmalerziehaii^  giebt  oder  in  welchen  eine  solche 
Eruebang  eingeführt  werden  soll ,  die  Leitang  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  und  die  des  Erzieh ungswesens 
vorzugsweise  zu  übertragen.  (Daher  z.  B.  die  hohe 
Achtung)  in  welcher  das  Greisenalter  in  Sparta  stand.^ 

So  gewifs  auch  die  Mittel  verschieden  seyn  können 
und  verschieden  seyn  müssen ,  von  welchen  der  Staat  zur 
Erreichung  des  Zweckseiner  Nationalerziehung,  —  und  je 
nachdem  dieser  Zweck  hier  diese  dort  andere  Besonder- 
heiten hat ,  hier  unter  diesen ,  dort  unter  anderen  Verhält- 
nissen zu  verwirklichen  ist,  —  Gebrauch  zu  machen  hat; 
allemal  wird  zu  einer  NhUonalerziehf^ng  auch  eine 
Nationalreligion  vorausgesetzt.  Das  heifst  nicht  so 
viel,  als  ob,  w^o  es  eine  Nationalerziehung  geben  soll, 
auch  der  Glaube  und  der  Kultus  des  Volks  das  Werk  des 
Staates  seyn  mufste.  Eine  positive  Religion,  die  blos 
JHenschenwerk  ist,  kann  unter  keiner  Voraussetzung  zu 
dem  Ansehn  einer  öffentlichen  Religion  oder  zu  einem 
dauernden  Einflüsse  auf  die  Denk-  und  Gemüthsart  der 
Menschen  gelangen*  >3  Sondern  nur  s  o  viel  soll  mit  je- 
nem Satze  gesagt  seyn ,  dafs  eine  Nationalerziehmig  nur 
unter  der  Bedingung  bestehn  und  gedeihn  kann ,  dafs  sie 
sich  an  die  Religion  unmittelbar  anschliefst  oder  mit  der 
Religion  gleichsam  verwebt,  welche  nach  dem  Glauben  des 
Volkes  auf  einer  göttlichen  Offenbarung  beruht,  ^')  und 
dafs  nur  der  Staat  diese  Religion,  ihrem  Ansehn  und  ihrer 
Unabänderlichkeit  nach,  den  Einrichtungen  gleichstellt, 
welche  er  selbst  in  dem  Interesse  der  Nationalerziehung 
getroffen  hat.    Uebrigens  liegt  auch  das  in  jenem  Satze, 


1)  lo  Frankreich  bildete  ■ir.h  währrnd  der  Rei^iilation  eine  Religion«- 

geaellschaft ,  die  der  Thropliilantbrnpen.  velche  einen  auf  der 
Vernnnftreligion  beruhenden  Glauben  und  Koitus  hatte.  Nicht 
lange  fristete  sie  ihr  Loben. 

2)  Der  für    £infnhrivng  einer   Nationalerziebnnjc  fi^'instigere  Fall  t9t 

jedoch  der,  da  der  Genetzgeber  zugleich  die  Eigenschaft  eines 
▼on  Gott  gesendeten  Religionsstifteni  in  «ich  Tereiniget.  Be- 
inerkenswcTth  hi  daher  die  Sage,  dafft  Lykurg  die  Homcrischei^ 
Gefachte  aaersi  nach  Grterhcntand  gebracht  habe. 
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dars  eine  Religion ,  um  einer  Nationalerziehang  znr  Grund-* 
läge  zu  dienen,  auch  ihrem  Inhalte  nach  eine  National" 
religion  seyn  mufs.  Denn  wie  könnte  sie  sonst  znr  Er- 
reichung des  Zwecks  beitragen,  welchen  eine  National- 
erziehung ihrem  Wesen  nach  hat,  —  die  Menschen,  aus 
welchen  ein  gegebener  Staats  verein  besteht,  ansschliefs- 
lich  zu  Bärgern  dieses  Staates  zu  bilden?  Hat  doch 
eine  Religion,  welche  ihrem  Inhalte  nach  eine  National- 
religion ist,  schon  für  sich  bei  dem  Volke,  dessen  Glaube 
sie  ist,  in  einem  gewissen  Grade  die  Folgen  einer  Na- 
tionalerziehung. Der  Jüdische  Kultus  ist  vielleicht,  als 
Nationalkultus  betrachtet,  der  vollkommenste  seiner  Art. 
Und  wie  unauslöschlich  ist  der  Charakter,  welchen  die- 
ser Kultus  der  Jüdischen  Nation  aufgedrückt  hat! 

Alles  dieses  zusammengenommen,  unterscheidet  sich 
eine  Nationalerziehung  von  einer  kirchlichen  nur  darin 
wesentlich,  dafs  sie  das  Erziehungsgeschäft  in  andere 
Hände,  als  diese,  legt.  Vielleicht  nicht  in  die  besseren, 
in  so  fem  es  sich  um  den  religiösen  Theil  der  Erziehung 
handelt. 

Erwägt  man  die  inneren  und  die  äufseren  Schwierig- 
keiten der  Aufgabe ,  welche  eine  Nationalerziehung  zu  lö- 
sen hat,  so  kann  es  nicht  befremden,  wenn  die  Beispiele, 
dafs  der  Plan  einer  Nationalerziehung  folgerichtig  und 
vollständig  ausgeführt  wurde ,  zu  den  Seltenheiten  in  der 
Geschichte  gehören.  Auf  die  Rechte  und  Gewohnheiten 
derjenigen  Völker ,  welche  in  Kasten  gespalten  sind ,  kann 
man  sich  schwerlich  berufen.  So  viele  Eigenthümlichkei- 
ten  auch  die  Kultur  und  die  Civilisation  dieser  Völker  hat, 
so  ist  doch  der  Grund  dieser  Eigenthümlichkeiten  nicht 
eine  öffentliche  oder  vom  Staate  ausgehende  Erziehung. 
Ganz  so  hat  ein  Volk,  welches  aus  verschiedenen  Stän- 
den besteht,  nicht  schon  deswegen  eine  Nationalerzie- 
hung ,  weil  ein  jeder  dieser  Stände  einer  besonderen  Vor«- 
bildung  bedarf,  ein  jeder  die  Eigenthümlichkeiten  seines 
Berufs  durch  den  Charakter  der  Standesgenossen  mehr 
oder  weniger  beurkundet.  —  Weit  eher  kann  man  aus  den 
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vielen  and  hervorstechenden  Eig^enthömlichkeiten  der  zwei 
grofsen  Asiatischen  Nationen,  der  Chinesischen  und  Ja- 
panischen, so  wie  aus  der  Abgeschlossenheit  dieser  Na- 
tionen, den  Schlufs  ziehn,  dafs  sowohl  die  eine  als  die 
andere  Nation  ein  mit  ihrer  Nationalität  auf  das  genaueste 
zusammenhängendes  und  verwebtes  System  bei  der  Er- 
ziehung befolge.  Und  so  unvollkommen  auch  unsere 
Kenntnifs  von  dem  Kulturznstande  dieser  Nationen  ist ,  so 
ist  doch  schon  das  Wenige ,  was  wir  von  demselben  wis- 
sen ,  hinreichend ,  jenen  Schlufs  oder  jene  Yermuthung  zu 
bestätigen.  In  China  ist  ein  Hauptgegenstand  des  Ju- 
gendunterrichts oder  wenigstens  des  Jugendunterrichts, 
welcher  zur  Vorbereitung  für  den  Staatsdienst  erforder- 
lich ist,  das  Schreibenlernen.  Aber  die  Chinesische 
Schriftsprache  ist  nicht  eine  Wort-,  sondern  eine  Ideen- 
sprache ,  d.  i.  die  einzelnen  Zeichen  bezeichnen  nicht  Buch- 
staben und  Worte,  sondern  Vorstellungen  und  Gegen- 
stände. ^^  Wie  unsere  Vorstellungen  sind  auch  diese 
Zeichen  theils  einfach  theils  zusammengesetzt.  Und  bei 
der  Vereinigung  mehrerer  f  einfacher J  Zeichen  zu  einem 
zusammengesetzten,  d.  i.  zur  Darstellung  eines  zusam- 
mengesetzten Begriffs  scheint  dem  Schreibenden  sogar 
eine  gewisse  Freiheit  verstattet  zu  seyn.  Da  hat  nun  das 
Schreibenlernen  eine  ganz  andere  Bedeutung,  als  bei  uns. 
Da  mnfs  man  mit  dem  Schreiben  zugleich  Begriffe  zerle- 
gen und  vereinigen  lernen.  Haben  wir  auch  keine  klare 
Vorstellung  von  dem  Einflüsse,  welchen  dieser  Unterricht 
in  der  Schriftsprache  (^oder  ein  solcher  Unterricht  in  der 
Logik3  auf  die  geistige  Bildung  der  Nation  überhaupt  ha- 
ben mufs^  so  irrt  man  sich  doch  schwerlich,  wenn  man 
den  geistigen  Stillstand,  in  welchen  die  Chinesen  gerathen 
zu  seyn  scheinen ,  der  Muhseligkeit  und  Peinlichkeit  jenes 


*)  Daher  bedienen  sich  mehrere  Nationen  dieser  Schrift« prarhe,  iin- 
geaehtet  sie  Terschiedene  Wortsprachen  haben.  £ine  jede  dieser 
Nationen  übersetzt  dieselben  Scliriftzeichen  oder  dieselben  Sym- 
bole in  ihre  Woctiprache. 
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Unterrichts  wenigstens  zum  Theil  beimirst.  In  Japan  ^3 
bat  der  Jugendanterricht  das  Eigenthnmiiehe ,  dafs  er 
gleichsam  die  Stelle  der  Erziehung  vertritt^  ja  gewisser- 
mafsen  die  Erziehung  selbst  ist.  Die  Jugend  wird  haupt- 
sächlich in  den  Regeln  und  Förmlichkeiten  der  Höflichkeit 
unterrichtet;  ein  auf  das  künstlichste  ausgebildetes  Cere- 
monieU  aber  ist  der  Haupttheil  der  Moral  der  Japanesen. 
—  Die  an  politischen  Experimenten  so  reiche  Geschichte 
Altgriechenlands  nennt  nur  zwei  Griechische  Völkerschaf- 
ten, bei  welchen  es  eine  Nationalerziehung  gab,  die  Kre- 
tenser  und  die  Spartaner.  ^3  (^^^  ^^^  Erläuterung  dieses 
Satzes  beschränke  ich  mich  jedoch  auf  die  Spartanische 
Verfassung,  da  uns  diese  Verfassung  bekannter  ist,  als 
ihr  Musterbild,  die  Kretensische.3  In  keiner  Gesetzge- 
bung tritt  uns  der  Gedanke ,  —  dafs  der  Staat  seinen  Bür- 
gern Alles  in  Allem  seyn  solle ,  dafs  in  dem  Bürger  der 
Mensch  gleichsam  untergehen  müsse,  und  dafs  insbeson- 
dere die  äufsere  Selbstständigkeit  des  Staates  der 
höchste  Zweck  eines  Volkes  und  seiner  Staatsverfassung 
sey,  —  so  bestimmt  entgegen;  in  keiner  Gesetzgebung 
ist  er  so  folgerichtig  und  so  vollständig  durchgeführt,  als 
in  der,  welche  die  Spartaner  ihrem  grofsen  Gesetzgeber 
Lykurg  verdankten.  Zu  Folge  der  Idee,  welche  dieser 
Verfassung  zum  Grunde  lag,  murste  eine  dieser  Idee  ent- 
sprechende Volkserziehung,  die  Erziehung  der  Jugend 
und  die  der  Erwachsenen ,  die  Hauptsache  seyn.  Und  ia 
der  That  scheint  Lykurg  diese  Idee  so  scharf  ins  Auge 


1)  Manners  and  ciiRtonis  of  the  Japanese  in  Ihe  19th  Century.    Lond. 

2841. 

2)  Ueber   die    VerfnRRORg  der  eroteren    8    Aristo t.   Polit,  I.  7.  and 

O.  Müller's  Abhand.  (Als  der  Gesetzgeber  der  Cretenser  wird 
Minos  —  Menü?  —  genannt.)—  Ueber  die  Verfassung,  welche 
Lykarg  den  Spartanern  gab,  berichtet  am  ausführlichsten  Pia- 
tarch  in  Lycurgo,  ein  jedoch  schwerlich  ganz  glaubwürdiger 
Schriftsteller.  S.  auch  die  Werke  Ten  Man  so  und  von  Lach- 
mann  über  Sparta.  ->  Der  Geist  dieser  Staatsverfassungen 
scheint  auf  die  Ideen,  die  in  Plato^s  Werke  Toni  Staate  herrschen» 
einen  sehr  erheblichen  Einflufs  gehabt  sn  haben. 
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gefafst  KU  haben ,  dafs  er ,  (wie  ans  den  Nachrichten  her- 
vorgeht, welche  uns  Plutarch  von  ihm  aufbewahrt  hat  ,3 
durch  seine  Gesetze  weniger  die  bisherige  Verfassung 
und  das  bisherige  Recht  der  Spartaner  umgestaltete,  als 
in  demselben  neue  Erziehungsgrundsätze  aufstellte;  dafs 
er  für  das  Gelingen  seiner  Schöpfung  mehr  von  dem  inne« 
ren  als  von  dem  äurseren  Leben  des  Volkes  erwartete. 
In  Gemäfsheit  jener  Idee  war  die  Erziehung  der  Jugend  in 
dem  Grade  eine  öffentliche ,  dafs  von  der  elterlichen  Ge- 
walt kaum  ein  Schattenbild  übrig  blieb.  Die  Knaben  und 
die  Jünglinge ,  selbst  die  Mädchen ,  waren  das  Eigenthum 
der  Volksgemeinde  und  nicht  das  ihrer  Eltern.  Auch  das 
Leben  der  Erwachsenen  war  möglichst  ein  gemeinschaft- 
liches. Auch  die  Männer  hatten  ihre  Mahlzeiten  zusam- 
men in  den  zu  diesem  Gebrauche  bestimmten  öffentlichen 
Hallen.  Und  eben  so  vermittelten  Waffenübungen  und 
Spiele  und  Unterhaltungen  über  öffentliche  Angelegenhei- 
ten einen  fast  ununterbrochenen  geselligen  Verkehr  unter 
den  Männern.  Dabei  standen  auch  die  Erwachsenen  unter 
einer  so  strengen  öffentlichen  Zucht,  dafs  ihnen  ein  Feld- 
zug, weil  die  Kriegszucht  vergleichungsweise  die  mildere 
war,  ein  Fest  zu  seyn  dünkte.  Ueberdiefs  aber  traf  Ly- 
kurg Vorkehrungen  einer  sehr  heroischen  Art  gegen  die 
Gefahr,  dafs  die  Spartaner  durch  die  Lockungen  des  Reich- 
thumes  oder  durch  den  Verkehr  mit  andern  Völkern  sei- 
nem Plane  einer  Nationalerziehung  entfremdet  werden 
könnten.  *)    Lykurg  scheint  geahndet  zu  haben ,  dafs  der 

^)  Noch  ein  ßeispiel  einer  Erziehung,  welche  man  eine  National- 
erziehung nennen  könnte,  s.  oben  Bd.  III.  S.  128.  —  Ueber  die 
Einrichtung  bei  den  Osmanen  unter  ihren  ersten  Sultanen  siehe 
Gibbon,  historj  of  the  decline  etc.  chap.  65.  —  Vielleicht  iann 
raan  als  ein  Beispiel  einer  öllentlichen  Erziehung  noch  folgende 
bei  den  Cirkasscn  herrschende  Sitte  anfuhren:  Wenn  ein  Sohn 
geboren  wird,  flüchtet  sich  der  Vater  eine  Zeit  lang  in  die  Wäl- 
der. Während  dieser  Zeit  kann  ein  Jeder  sich  zum  „Atlick^^ 
über  den  Knaben  erklären,  d.  i.  den  Knaben  an  Kindes  Statt  an- 
nehmen. Der  iltlick  giebt  ihm  dann  eine  Amme  und  sorgt  für 
eine  kriegerische  Erziehung.  Gewöhnlich  fehlt  es  nicht  an  ei- 
nem Atlick.    S,  die  Zeitschrift;  Das  Ausland.  1834.  p.  217  f. 
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Dauer  seines  Werkes  von  dieser  Seite  Gefahr  drohe.  In 
der  That  brach  über  die  Spartanisehe  Staatsverfassung 
das  Verderben  herein,  als  die  Spartaner,  den  Vertheidi- 
gungskrieg  verlassend,  auf  w^elchen  die  Gesetzgebung 
Lykurgs  berechnet  war,  ihre  Herrschaft  über  die  Grenzen 
ihres  alten  Gebiethes  ausdehnten.  Obwohl  Sieger ,  waren 
sie  doch  durch  den  Verlust  der  strengen  und  einfachen 
Sitten  ihrer  Vorfahren  der  unterliegende  Theil.  Eine  Ver- 
fassung, wie  die  Spartanische  und  überhaupt  eine  Natio- 
nalerziehung kann  sich  nur  bei  einem  Volke  erhalten,  das 
von  der  übrigen  Welt  möglichst  gesondert  und  abgeschlos- 
sen ist*  '3  Einige  Vaterlandsfreunde  wollten  dem  Verfalle 
des  Spartanischen  Staates  dadurch  Einhalt  thun,  dafs  sie 
die  ursprüngliche  Gesetzgebung  Lykurgs  selbst  mit  Ge- 
walt weder  herzustellen  versuchten.  *)  Vergebliches  Un- 
ternehmen !  Das  Zerstören  ist  leichter ,  als  das  Erhalten , 
und  noch  leichter,  als  das  Wiederherstellen.  Den  Buch- 
staben einer  Verfassung  kann  man  wiederauffrischen ,  aber 
nicht  den  Geist  wieder  ins  Leben  rufen ,  welcher  die  Ver- 
fassung beseelte.  In  den  Griechischen  Freistaaten  war  die 
Hauptbedingung ,  von  welcher  die  Fortdauer  und  das  Ge- 
deihn  der  Verfassung  abhing,  der  Charakter  des  Volks.  ') 
In  den  heutigen  Europäischen  Staaten  legt  man  auf  den 
Wohlstand  Coder  auf  die  Geldmacht}  eines  Volkes  das 
gröfsere  Gewicht.  Jedoch  ist  der  Unterschied  mehr  schein- 
bar als  in  der  Wirklichkeit  vorhanden.  Der  Charakter  der 
heutigen  Europäischen  Völker  unterscheidet  sich  von  dem 
der  Griechen  der  Vorzeit  auch  durch  eine  gröfsere  Stetig- 


1)  Auch  die  KastenverfassuDg  der  Hindu^s  ist   (nach  dem  Zeugnitte 

Englischer  SchriftRteUer)  in  Verfall,  seitdeni  die  Nation  fast  in 
allen  ihren  Abtheilungen  unter  einer  Fremdherrschaft  steht. 

2)  S.  Plularch  in  der  Lebensbeschreibung  des  Agis  und  Cleomenea. 

S)  Das  war  wenigstens  die  einstimmige  Meinung  der  Griecbischeo 
Staatsmänner.  S.  Plato,  de  rep.  L.  Vill.  Aristoteles  Polit. 
L.  V.  Polybitts,  liistor.  L.  VI.  Vergl.  Orumann,  Ideen 
2ur  Geschichte  des  Verfalls  der  Griechischen  Staaten.  Berlin, 
1815. 
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keit  und  durch  die  gröfsere  Kraft,  die  er  bat,  den  Yer- 
fähningen  der  Macht  und  des  Keichthumes  Widerstand  zu 
leisten.  Das  verdanken  wir  dem  Cbristenthume ,  den  bei 
uns  herrschenden  Gesetzen  des  Anstandes ,  der  Yerschie* 
denheit  der  Stände  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  der  Pu-- 
Micität ,  welche  selbst  das  Privatleben  des  Einzelnen  nicht 
ungeschont  läfst,  u.  s.  w.  Der  sittliche  Zustand  der  Vol- 
ker ist  nach  wie  vor  die  Grundlage  ihres  politischen  Zu- 
Standes.  Aber  jener  Zustand  ist  in  dem  heutigen  Europa 
weniger,  als  in  Altgriechenland,  dem  Wechsel  unter- 
worfen« 

Unter  den  beutigen  Europäischen  Staaten  giebt  es 
nichteinen,  indessen  Gesetzen  nicht  Bruchstücke  des 
Systemes  einer  Nationalerziehong  vorkämen.  Denn  in 
diese  Kategorie  gehören  alle  die  Gesetze ,  welche  z.  B. 
einer  gewissen  Kirche  die  Eigenschaft  der  herrschenden 
Kirche  beilegen,  —  oder  welche  die  Ausgaben  des  Kultus  der 
Staatskasse  aufbürden,  —  oder  welche  Druckschriften  über- 
haupt oder  eine  gewisse  Art  der  Druckschriften  einer  Censur 
unterwerfen,  —  oder  welche  die  Vorsorge  für  den  Jngend- 
unterricht  über  die  Grenzen  hinaus  erstrecken ,  welche  ihr 
nach  dem  ersten  Systeme  der  Staatserziehungslehre  zu 
setzen  ist.  ([S.Buch  XXXII.  3  Und  wie  könnte  man  wohl  er- 
warten, dafs  irgend  eine  Europäische  Regierung  dem  Volke 
volle  Freiheit  in  seinen  Erziehungsangelegenheiten  verstat- 
ten werde,  da  einst  in  allen  Europäischen  Staaten  ([der  Ger- 
manischen Nation^  das  hierarchische  Erziehungssystem 
herrschte  ?  da  in  diesen  Staaten ,  —  weil  in  denselben  das 
Regieren  eine  bezahlte  Arbeit  ist ,  —  eher  zu  viel  als  zu 
wenig  regiert  wird? 

Auf  der  andern  Seite  giebt  es  in  dem  heutigen  Europa 
auch  nicht  einen  einzigen  Staat,  in  welchem  das  System 
einer  Nationalerziehung  auch  nur  in  einiger  Vollkom- 
menheit ausgeführt  wäre«  ^3    ^^  ™^^  kann  getrost  be- 


*)  Hochstellt  kommt  in  den  Vereinen,  weiche  anf  den  besondern  Re- 
Zaehariä,  vom  Staate.     VI,  8 
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baupten  9  daße»  dieses  Systeoi  seinem  gansen  Umfange  nach 
und  in  seiner  ganssen  Konsequenz  in  dem  heutigen  Europa 
nicht  einmal  durchgefährt  werden  kann*  Einem  Versuche 
dieser  Art  würde  sich  das  Christentbum  d,  i.  diejenige  Re- 
ligion, 74U  welcher  sich  alle  Europäische  Völker  beken« 
nen ,  ^3  entgegenstellen ,  eine  Religion ,  welche ,  das  ge-* 
rade  Gegentheil  einer  Nationalreligion ,  alle  ihre  Bekenner 
mehr  oder  weniger  entnationaltsirt.  Eben  so  mürste  ein  sol- 
eher  Versuch  au  der  Lebhaftigkeit  des  Verkehres  scheitern, 
welcher  unter  den  Europäischen  Völkern,  ins  besondere 
unter  denen  Germanischer  Abkunft,  besteht.  Denn  das 
System  einer  Nationalers^iebung  ist  darauf  berechnet ,  das 
Volk ,  welches  nach  diesem  Systeme  gebildet  ist ,  von  al- 
len andern  Völkern  zn  sondern  und  abzuschliefsen.  End- 
lich greift  dasselbe  System  in  das  Verhältnifs  unter  den 
Mitgliedern  einer  und  derselben  Familie  so  tief  und  so  stö- 
rend ein,  dafs  es  mit  den  Ansichten,  welche  bei  den  Euro- 
päischen Völkern  von  diesem  Verhältnisse  herrschen, 
schlechthin  unvereinbar  ist. 


Das  Recht  des  Staates,  auf  die  Erziehung  des  Volks 
Bedacht  zu  nehmen ,  ist  in  dem  Obigen  (in  den  Büchern 
Sl,  SS,  33,3  nur  in  Beziehung  auf  die  Dienstgewalt 
des  Staates  in  Betrachtung  gezogen  worden,  d.  i.  nur  in 
so  fern,  als  mittelst  der  Ausübung  jenes  Rechts  das  Volk 
l&ur  Leistung  der  Dienste,  deren  der  Staat  bedarf,  vor- 
bereitet wird  und  vorbereitet  werden  soll.  Jedoch  gilt 
auch  von  diesem  Hoheitsrechte,  ja  es  gilt  von  ihm,  —  we- 
gen des  Zusammenhanges,  in  welchem  sein  Zweck  mit 
dem  gesammten  Zustande  eines  Volkes  steht ,  —  sogar 


ligioQsineinangen  ihrer  Mitglieder  beruhn  oder  welche  Gemein- 
schaft des  Erwerbs  zum  Zwecke  haben,  etwas  Aehnlichcs  vor. 
(Evangelische  Brüdergemeinden,  Gesellschaften,  welche  nach 
dem  Plane  Owen^s  etc.  organisirt  sind.) 

^)  Die  Türken  sind  auch  in  Europa  Asiaten  geblieben.  ^ 
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vorzugsweise  die  Regel,  dafs  im  lieben  kein  Ho* 
heitsrecht  ein  selbststfindiges  oder  vereinzeltes  Daseyn 
hat^  dars  die  Art,  wie  das  eine  Hoheitsreeht  ausgeübt 
wird  oder  ausgeübt  werden  soll ,  zugleich  auf  die  Grund- 
sätze ,  nach  welchen  andere  Hoheitsrechte  auszuüben  sind, 
mehr  oder  weniger  entscheidenden  EinfluDs  haben  soll,  und 
dafs  die  Zeitumstände ,  welche  bei  der  Ausübung  des  einen 
Uoheitsrechtes  zu  beachten  sind,  auch  bei  der  Ausübung 
anderer  Hoheitsrechte  Beachtung  verdienen.  Darum  hat 
z.  B.  ein  Staat ,  welcher  seine  Verfassung  wesentlich  ver- 
ändert  hat,  auch  sein  Erziehungssystem  umzugestalten. 
Damm  lassen  sich  auch  die  äuftersten  M afsregeln ,  welche 
eine  Regierung  zur  Erziehung  des  Volks  ergreift,  ver- 
theidigen,  wenn  sie  nach  Zeit  and  Umständen  ergriffen 
werden  mufsten ,  um  die  Macht  des  Volkes  mit  der  der  be-* 
nachbarten  Völker  ins  Gleichgewicht  zu  setzen«  Der  Zaar 
Peter  L  machte  nicht  von  halben  Mitteln  Gebrauch,  um 
seine  Russen  zu  eivilisireUf  Und  doch  hat  ihm  die  Nach- 
welt den  Beinamen  des  Grofsen  zuerkannt 


VIER  UND  DREISSIGSTES  BUCH, 

Von  den  Staatsdiensten, 

in  une  fem  sie 

von  den  eigenen  Leuten  des  Staates 

das  ist 

von  einem  Theile  des  Volkes,  welchen  der  Staat  für  diese 

Dienste  von  dem  übrigen  Volke  ein  für  allemal  ansge-^ 

schieden  hat,  zu  verrichten  sind. 

EINLEITUNG 

m  das  vier^  und  in  das  fünf  und  dreifsigste  Buch,  *^ 

A.ein  Recht  der  Staatsgewalt  oder  Machtvollkommenheit 
greift  so  tief  oder  tiefer  in  das  Gesammtleben  des  Staa- 
tes ein,  als  die  Dienstgewalt  des  Staates. 

Man  kann  sich  eine  Staatsverfassung  als  möglich  den- 
ken, welche  die  unmittelbare  Theilnahme  des  Staatsherr- 
schers an  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenhei- 
ten auf  die  Wahl  seiner  Vertreter  und  Beamten  beschränkt. 
Ja,  Verfassungen  dieser  Art  gehören  sogar  sieht  zu  den 
Seltenheiten,  insbesondere  in  unseren  Tagen.  Denn  die 
repräsentative  Demokratie,  eine  Verfassung,  welche  in 
so  vielen  Amerikanischen ,  auch  in  mehreren  Europäischen 


*)  Vgl.  über  die  Lehre  Tom  Staatsdienste:  Richelieu,  testainent 
politique.  ( Wer  der  Verfasser  dieser  —  sehr  belehrenden  — 
Schritt  sej^  ist  ungewifs.)  F.  K.  \on  Moser,  der  Herr  und  der 
Diener.  Frkf  1759.  Scheffner,  Gedanken  and  Meinungen  über 
Manches  im  Dienst.  Königsb.  If.  Aufl.  1804.  v.  Brewern^  diu 
Verhaltnifs  der  Verwaltnngsbeamten  zum  Staate.  Berlin  1(^35. 
Wehnert,  die  Politik  des  CiWlstaatsdienstes.  Potsdam,  1886. 
Meisterlin,  die  Verhältnisse  der  Staatsdiener  nach  rechtlichen 
Grundsätzen.    Kassol,  1888. 


117 

Fi^istaaten  besteht,  gestattet  dem  Sonverauie,  dem  Volke, 
keine  andere  Souverainetätshandlung  als  die  Wahl  seiner 
Vertreter  und  Beamten,  Umgekehrt  würde  eine  Verfas- 
aung  ein  Unding  sein ,  welche  derjenigen  physischen  oder 
moralischen  Person,  die  sie  für  den  Hen-scher  erklärte, 
gleichwohl  das  Recht,  die  öffentlichen  Stellen  und  Aemter 
zu  besetzen,  schlechthin  versagte*  Denn  ein  Sonverain 
ist  in  dem  Grade  Soaverain,  in  welchem  ihm  die  Verfas« 
sang  die  Aosäbong  dieses  Rechts  gestattet  In  Grorsbri- 
tanien  z.  B.  sind  der  königlichen  Gewalt  besonders  da- 
durch so  enge  Grenzen  gesetzt,  dafs  der  König,  abge- 
sehn  von  der  Wahl  seiner  Minister,  kaum  einen  Antheil 
an  der  Ernennung  der  Beamten  hat ^3  ^^  derjenige, 
welcher  in  einem  Staate  auf  irgend  eine  Weise  zur  Aus- 
übung des  Rechts  gelangt ,  alle  öffentliche  Stellen  zu  be- 
setzen, ohne  übrigens  nach  den  Gesetzen  dieses  Staates 
der  Souverain  zu  seyn ,  würde  eben  deswegen  diese  Ei- 
genschaft haben  oder  über  kurz  oder  über  lang  zu  der 
seinigen  machen  können*  Denn  er  könnte  sich  des  Ge- 
horsams derer  versichern ,  durch  welche  die  Staatsgewalt 
überhaupt  ausgeübt  würde.  (^Da  mihi  locum  et  terram 
movebo!3—  Hieraus  folgt  zugleich,  dafs,  wenn  in  einem 
Staate  die  Beherrschungsform  umgestaltet  wird,  auch  das 
Recht ,  zu  den  öffentlichen  Stellen  zu  ernennen ,  in  andere 
Hände  übergehn  mufs ;  und  umgekehrt ,  dafs ,  wenn  in  ei- 
nem Staate  mit  diesem  Rechte  eine  wesentliche  Verän- 
derung vor  sich  geht,  auch  eine  Veränderuag  der  Grund- 


*)  Man  kann  die  Britische  Verfatiung  ▼ieileicht  ao  charakterisiren : 
Sie  ist  die  Verfassung  eines  FreiKtaates,  welcher  jedoch  einen 
erblichen  Präsidenten  hat.  Von  der  Erblichkeit  des  Präsidenten 
sieht  die  Verfassung  einen  doppelten  Vortheil.  1)  Sie  entgeht  to 
den  Gefahren,  welche  einem  Freistaate  dröhn,  der  seinen  Vor- 
stand von  Zeit  zu  Zeit  zu  wählen  hat.  2)  Die  politischen  Par- 
theien können  einander  heftiger  und  erbitterter,  als  in  einem  Frei- 
staate mit  einem  wählbaren  Vorstande,  bekämpfen,  ohne  dafs  die 
Einheit  des  Staates  oder  die  Fortdauer  seiner  Verfassung  gefähr- 
det ist.  Denn  das  erbliche  Königthum  ist  ein  Fels,  welchen  dio 
Partheien  nicht  sa  erschüttern  ▼ermögen. 
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verftesung  dieses  Staates  nicht  aiisbteibeii  kann.    Als  sieh 
der  Römische  Frastaat  in  ein  Kaiserreich  (^imperimn^  ^^^ 
wandelt  hatte,  hörten  sehr  bald  die  Volksvereainttlnngen 
aaf ,  in  welchen  bisher  die  obersten  Beamten  des  Frei^ 
Staates  gewählt  worden  waren.    Der  Kaiser  ^  der  bape*- 
rator,  trat  an  die  Stelle  des  Volks. '}     Der  Yerfail  and 
die  endliche  Auflösung  des  Deutschen  Reichs  schrieb  sich 
daher,  dafs  die  höheren  kaiserlichen  Beamten  zur  Erblich^- 
keit  ihrer  Aemter  gelangten ,  auch  dem  Kais^  das  Redit, 
die  Bischöfe  in  Deutschland  zu  ernennen ,  (^durt^  das  Pac»- 
tnm  Calixtinum,3  entwunden  wurde^    Schon  eine  Veröde«- 
rui^,  welche  in  einem  Staate  mit  der  Kriegsdienstpfliidi^ 
tigkeit  vor  sich  geht,  kann  auf  das  Schicksal  der  Ver- 
fassung dieses  Staates  einen  entscheidenden  Binflulb  ha^ 
ben.    So  kann  man  z.  B.  in  der  Oeschichte  der  Verfas- 
sung Deutschliuids  ohngefähr  dieselben  Perioden  mach<^, 
wie  in  der  Greschichte  des  Deutschen  Kriegswesens»    So 
lange  die  Stärke  des  Heeres  in  dar  Landwehr  bestand , 
hatte  der  demokratische  Bestandtheil  der  Verfassung  das 
Uebergewicht    Als  an  die  Stelle  der  Landwehr  die  Lefaites«- 
nnd  Dienstmannschaften  traten  i)>3  erstarkte  die  Arfstokm- 
tie.    Der  Miethsoldat,  welche  in  der  Folge  (^im  Idt^n  und 
16ten  Jahrhunderte  und  in  der  ersten  Hälfte  des  iTten 
Jahrhunderts J  die  Lehns-  und  Dtenstmannschaftda  nach  und 
nach  verdrängte ,  begünstigte ,  in  Verbindung  mit  den  be^ 
waiFneten  Bürgerschaften,  das  Emporkommen  der  landes- 
fiirstiichen  Gewalt '}     Befestiget   und   etweitett  wurde 
diese  Gewalt  durch  das  stehende  Heer,  so  lange  dieses 
gleichsam  eine  von  dem   Volke  gesonderte  Körperschaft 
bildete.    Endlich,  in  dem  laufenden  Jahrhunderte,  hat  die 


1)  Tlft€itU8^  Aiinal.  I,  15  und  81. 

2)  Wenn  sich  auch  Spuren  von  der  Landwehrpflichtifi^keit  der  Vor- 
xeit  fortdauernd  erhielten^  z.  B.  in  äen  Ritterdiensten ,  welche 
aueh  Ton  den  Besitzern  allodialer  Ritterguter  zu  leisten  waren. 

3)  Georg  von  Frundsberg  oder  da«  Deutsche  Kriegshandwerk  zur 
Zeit  iler  ReformatioB.    Von  Barthoid«    Hamh»  ISSS. 
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Eadühftkng  des  Konskription^ysteiliest  und  die 
lierstellanj^  der  Landwehr  Verandenuii^en  in  den  Verfas** 
sangen  der  Deutisehen  Staaten  herbeigeführt  oder  vorberei«- 
tet)  welche  auf  die  Emetterung  der  nrsprängliehen  Grundr- 
lagen  dea  Verfassungsrechts  der  Deutschen  Völkerschaf«- 
ten  hinsudeuten  scheinen*  ^3 

Die  dem  Staate  2u  leistenden  Dienste,  als  Lasten 
betrachtet,  und  namentlich  die  Kriegsdienste,  sind  der 
individuellen  Freiheit  der  Unterthanen  gefährlicher,  als 
die  dem  Staate  su  entrichtenden  Abgaben«  Zwar  sind 
INenste  und  Abgaberl  an  und  für  sich  gleichartige  La« 
sten*  Denn  Arbeit  ist  Geld  und  Gut,  und  Geld  und  Gut 
ist  Arbeit,  d.  i«  mit  Arbeit  kann  man  Geld  und  Gut  ver'* 
dienen,  und  Geld  und  Gut  ist  Qn  der  BegeQ  der  Lohn 
für  eine  geleistete  Arbeit;  wer  daher  zu  zahlen  hat,  hat 
Arbeit  zu  leisten,  and,  umgekehrt,  wer  Arbeit  zu  leisten 
hat,  hat  zu  zahlen.  Aber,  so  wie  es  für  den  Belasteten 
vorttieilhafter  ist,  eine  öffentliche  Abgabe  in  Geld  als  sie 
in  Produkten  oder  Fabrikaten  zu  entrichten ,  so  gilt  das« 
selbe  von  dem  Verhältnisse,  in  welchem  Abgaben  zu 
Diensten  stehn«  Der  Vortheil  beruht  in  dem  einen  und  iä 
dem  andern  Falle  auf  der  gröfseren  Freiheit,  welche  der 
Belastete  wegen  der  Wahl  der  Mittel  zur  Bestreitung 
des  Aufwandes  hat.  —  Wenn  und  in  wie  fern  dagegen 
der  Staatsdienst  einer  der  Wege  ist,  auf  welchem 
man  sein  Glück  in  der  Welt  machen  kann,  est» 
spricht  er  dem  Interesse  der  individuellen  Freiheit  in  dem«* 
selben  Verhältnisse,  in  welchem  er,  als  eine  Last,  mit  die*» 
sem  Interesse  in  Widerspruch  steht.  Denn  wie  Vi^ 
schätzen  die  Theilnahme  an  der  Gewalt  höher,  als  ein 
jedes  andere  Gut  9  Ja ,  beruht  nicht  das  Dasein  der  Staa** 
ten  überhaupt  darauf,  dafs ,  wenn  auch  Niemand  gehör* 
chen,  doch  andererseits  ein  Jeder  befehlen  will? 

Endlich,  von  der  Art,  wie  und  mithin  von  den 


*)   K.   H.   Liiiig,  £niwickelung  der    DeaUohen    SteuerirerAiMung- 
Berlin  119S* 


nern,  durch  welche  der  Staatsdienst  versehn  wird,  hAn^ 
gen  in  letzter  Instanz  die  praktischen  Resultate  ab,  wel- 
che eine  Verfassung  oder  Regierung  liefert  oder  welche 
man  sich  von  ihr  versprechen  darf.  —  Auch  die  an  sich 
besten  Gesetze  werden  unwirksam  seyn,  sie  können  so- 
gar eine  ihrem  Zwecke  gerade  entgegengesetzte  Wir- 
kung hervorbringen,  wenn  sie  von  ungeschickten  oder 
von  unwilligen  Händen  in  Vollziehung  gesetzt  werden. 
So  viel  sich  auch  z.  B.  für  die  Schwurgerichte  sagen 
läfst,  so  ist  es  doch  gewifs  nicht  einem  blosen  Vorur- 
theile  beizumessen,  wenn  sie  in  mehreren  Staaten,  z.  B. 
in  dem  Königreiche  Holland,  so  viele  Stimmen  gegen 
sich  haben.  Duo  cum  faciunt  idem,  non  est  idem.  —  Um- 
gekehrt, mag  auch  ein  Gesetz  noch  so  fehlerhaft  sejnri, 
dennoch  kann  es  durch  die  Art,  wie  es  in  Vollziehung 
gesetzt  wird,  erträglich  gemacht  werden.  Wie  hätte  man 
sich  z.  B.  in  Deutschland  so  lange  mit  einem  so  strengen, 
ja  selbst  in  mehreren  seiner  Vorschriften  so  grausamen 
Strafgesetzbuche ,  wie  die  peinliche  Gerichtsordnung 
Karls  V.  ist,  begnügen  können,  wenn  nicht  die  deut- 
schen Rechtsgelehrten  alle  Mittel  der  Auslegung  aufge- 
boten hätten,  um  die  Härte  der  Strafdrohungen  dieses 
Gesetzbuches  zu  mildem?  Es  trat  sogar  eine  „Reaktion^^ 
ein;  man  gieng  in  der  Müde  so  weit,  dafs  sie  an  Schlaff- 
heit grenzte.  '3  ~^  Sogar  kann  das,  was  in  den  Verfas- 
songsgesetzen  eines  Staates  fehlt ,  durch  den  in  dem  Be- 
amtenstande herrschenden  Geist  oder  durch  eine  unter 
den  öffentlichen  Stellen  eintretende  Spannung,  wenn  diese 
durch  die  Verschiedenheit  der  ihnen  übertragenen  Ge- 
schäfte veranlafst  wird,  ergänzt  werden.  Wo  es  einen 
zahlreichen  Beamtenstand  giebt,  also  einen  Beamtenstand, 
welcher ,  je  zahlreicher  er  ist ,  desto  weniger  sein  Inte-» 


4)  Man  darf  wohl  behaupten,  daft.  diese  Reaktion  auch  jetzt  noch 
fortdauere.  Schonung  der  Schuldigen  kann  leicht  in  Ungerechtig^ 
keit  gegen  die  Unschuldigen  (gegen  die  friedlichen  in  ihren  Rech« 
ten  durch  die  Schuldigen  gekrankten  Bärger,)  ausarten. 
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resse   von  dem    des    Volkes  trennen  kann,    wo    dieser 
Stand   von  dem  Geiste  beseelt  ist,   dafs   er  sich  in  sei- 
nen Rechten  für  verletzt  hält,   wenn  er  in  der  Erfüllung 
seiner  Amtspflichten  gestört  wird,   da  hat  das  Volk  as 
diesem  Stande  eine  Art  von  Volksvertretung  oder  wegen 
dieses  Standes  eine  Ar^  von  Repräsentativverfassung.  ^3 
Sind  noch  überdiefs  die  Staatsgeschäfte  ihren  Gegenstand- 
den  nach  unter    verschiedene  Beamte  und   Stellen  ver- 
theilt,   (^was,  sobald  sich  die  Geschäfte  vennehren  und 
zu  ihrer  Erledigung    eine  gröfsere  Zahl  von  Arbeitern 
fordern,  nicht  ausbleiben  kann ,3  so  entstehen  unter  dep 
Beamten  und  Staatsbehörden  Kollisionen ,  welche ,  —  kraft 
des  Hanges  und  Strebens  der  Menschen ,   eine  Gewalt, 
welche  von  ihnen  ausgeübt  wird,  wäre  es  auch  nicht  eine 
eigene ,  sondern  nur  eine  Amtsgewalt ,  gegen  einen  jeden 
Eingriff  zu  vertheidigen  und  sie  selbst  über  ihre  gesetz- 
lichen Grenzen   auszudehnen,  —  eine  dem  Geiste  einer. 
Repräsentativverfassung  entsprechende  Opposition  un- 
ter den  für  verschiedene  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes 
bestellten  Beamten  zur  Folge  hat.    In   allen  Deutschen 
Ländern    von   einigem  Umfange,  gab    es  ehemals    zwei 
oberste  Landeskollegien,   die   Landesregierung  und   die 
Landesfürstliche  Kammer.    (^In  mehreren  Deutschen  Staa- 
ten besteht  diese  Einrichtung  noch  jetzt,    wenn  auch  in 
einigen  unter  einer  etwas  veränderten  Gestalt/)    Da  bil- 
dete sich  gewöhnlich  unter  diesen  beiden  Behörden  eine 
dureh  die  Verschiedenheit  ihrer  Amtsgeschäfte  veranlafste 
(^oft  auch  noch   durch   besondere    Umstände  beförderte  3 
Opposition.     Die  Landesfürstliche   Kammer,    (gleichsam 
die  Ministerialparthei ,}  hatte   unmittelbar  und  besonders 
das  Interesse  des  Einkommens  des  Fürsten  wahrzuneh- 
men; die  Landesregierung,  (^gleichsam  die Oppositionspar- 
thei,3  betrachtete  sich  unter  andern  als  berufen,  denUeber- 
griffen  der  fürstlichen  Kammer  Ziel  und  Mafs  zu  setzen. 


*)•£•  i«t  Ten  And<^refi  bemerkt  worden,  dafi  Prcufsen  eine   Volks- 
▼ertreinng  in  diesem  äimie  habe. 
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Zn  ähnliehen  Erscheinungen  giebt  die  konstitutionelle  Mo*' 
narchie,  indem  sie  die  öffentlichen  Geschäfte  nach  der 
Verschiedenheit  ihrer  Gegenstände  unter  mehrere  Ministe 
in  letzter  Instanz  vertheilt^  Veranlassung. 

Da  die  Dienstgewalt  des  Staates  mit  dem  gesammteti 
iSeyn  und  Leben  des  Staates  Tersehlungcn  und  verzweigt 
ist ,  so  sind  die  Dienstleistungen ,  welche  kraft  dieser  Ge« 
Walt  den  Unterthanen  auferlegt  werden  können,  eben  so 
mannigfaltig  als  verschiedenartig.  Die  Aufgabe  ist  jetzt 
die,  die  verschiedenen  Arten  dieser  Dienstleistungen  auf- 
zuzählen und  zu  klassificiren.  Diese  Aufgabe  darf  hier 
um  so  weniger  von  der  Hand  gewiesen  werden ,  da  sie  in 
dem  engsten  Zusammenhange  mit  einer  andern  steht,  — 
mit  der,  den  Gegenstand  des  vorliegenden  und  des  fol- 
genden Buchs ,  (des  S4sten  und  des  85sten  ,3  genauer  zu 
bestimmen  und  ihn  beziehungsweise  zu  beschränken. 

Die  Dienste,  welche  der  Staat  kraft  der  ihm  isuste- 
benden  Dienstgewait  von  seinen  Unterthanen  zu  fordern 
berechtiget  ist,  können  nun  zuvörderst  dem  Staate  ent«- 
weder  unmittelbar  oder  mittelbar  zu  leisten  seyn. 
Die  Dienste  der  letzteren  Art  sind  die,  welche  einer  Ge- 
meinde, einer  Stadt-  oder  Landgemeinde,  von  ihren  Mit- 
gliedern  >3  <><ler  einer  Kirche,  welche  eine  Staatsanstalt 
ist,  von  den  in  der  Gemeinschaft  einer  solchen  Kirche  ste-* 
henden  Unterthanen  >3  zu  leisten  sind.  (^Eine  eigenthüm- 
liche  Art  der  öffentlichen  Dienste  sind  die  Dienste,  welche 
dem  Staate  zum  Vortheile  einer  auf  den  besonderen  Schuts 


1)  Denn  diese  Gemeinden  sind  kraft  Gesetzes  Staatsbehörden.  — 
Uebrigens  gehören  in  dieselbe  Kategorie  auch  d  i  e  Dienste,  welche 
einer  andern  Körperschaft  (aniTersitas)  Ton  ihren  MItgiiederi» 
au  leisten  sind. 

3)  Wenn  diese  Dienste  Ton  allen  Unterthanen,  ohneUnter  schied 
des  Glaubens,  zu  leisten  sind,  so  gehören  sie  zu  den  unmit- 
telbaren Staatsdiensten.  ^  Freilieh  liegt  dann  in  diesen  Dien- 
sten, so  wie  in  den  Abgaben  derselben  Art,  nach  dem  Grundsatze 
der  Religionsfreiheit  eine  doppelte  Ungerechtigkeit.  (Bei- 
spiele einer  soUhen  Vertheilung  der  kirchlichen  Lasten  komme» 
in  England  und  —  im  Grofsheraogthnme  Baden  TorO 
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des  8teates  Atisprnch  habenden  Privatperson  %q  leisten 
sittd^  die  Pfleg-  und  die  Yoroiundsehaffen.  Sie  gehören 
in  die  Klasse  der  nnmittelbaren  Staatsdienste.  Ob- 
wohl Staatsdienste,  haben  sie  doch  das  Besondere ,  dafs 
em  Privatinteresse^  das  Interesse  des  Sehütalings ,  die 
Aegel  für  die  aus  dar  Verwaltung  eines  soieben  Dienstes 
entstehenden  Pflichten  und  Rechte  ist.3  —  Die  (im  84sten 
and  36s ten  Buche3  folgende  Bearbeitung  der  Lehre  von 
der  Dienstgewalt  des  Staates  wird  sich,  um  Wiederho- 
lungen zu  vermeiden,  a«f  die  anuiittelbaren  Staatsdienste 
beschränken.  Was  von  diesen  gilt,  ist  in  der  Regel,  nnd 
mit  Berücksichtigung  der  Verschiedenheit  der  P&Ue,  auch 
auf  die  andere  Art  der  Staatsdienste  anwendbar« 

Die  dem  Staate  —  unmittelbar  —  isu  leistenden  Dienste, 
(yon  welchen  also  in  der  Folge  allein  die  Rede  seyn  wird,]| 
sind,  ihrem  Gegenstande  nach,  entweder  Staats- 
dienste in  der  engeren  Bedeutung  oder  P r i va t dienste. 
—  Jene  sind  Dienste,  welche  wegen  dar  eigentliämiiehen 
Bi^ebaffenheit  ihres  Gegenstandes,  nur  dem  Staate  ge- 
leistet werden  können,  welche  also  die  Besorgung  der 
Staatsgeschäfte  unmittelbar  b^wecken.  Sie  sind  wie- 
derum entweder  Staatsdienste  in  der  engsten  Bedeu- 
tung oder  gemeine  Dienste,  je  nachd^n  sie  Geistes- 
arbeiten oder  in  Handarbeiten  bestehn.  ^3  Staats- 
dienste in  der  engsten  Bedeutung  verrichten,  z.  B.  die 
Richter,  die  Geschwomen,  die  Verwultungsfoeamten.  Zu 
d^i  dem  Staate  zu  leistenden  gemeinen  Diensten  ge- 
hören z.  B.  die  Dienste,  welche  von  den  Dienern  der 
Staatsbehörden,  der  Gmcht«,  der  Verwaltungsstellen 
«.  fik  w^  oder  im  Heere  von  den  Gemetnea  geleistet 
werden*  —  Diesen  oder  tten  Privatdiensten  sind  z.  B. 
die  Dienste  beizuzählen,  deren  ein  Staat  zur  Auffähning 
oder  Wiederherstellung  eines  Gebäudes  oder  zum  Stras- 


^)  Jedoch  sind  im  Leben  die  einen  von  den  andern  nicht  so  scharf 
gesondert,  dsP«  nicht  andi  snr  Verrichtung  ciirer  Oeistesarheit 
gewisse  UaftdarbeiUn  erfordert  würden ,  «ml  ii«ig«Mirt. 


sen-,  Flars-  oder  Kanalbaue^  oder  zur  Bewirthsehaftong 
eines  ihm  gehörenden  Landgates  bedarf.  (_8o  mannigfal- 
tig sind  diese  Dienste,  dafs  sie  kaum  eine  Klassifikation 
zulassen.)  —  Die  ([im  34sten  und  35sten  Buche)  folgende 
Darstellung  der  Lehre  von  der  Dienstgewalt  des  Staates 
wird  sich  zuvörderst  auf  die  Staatsdienste  in  der  en- 
geren Bedeutung  beschränken.  Denn  die  Fragen ,  welche 
die  dem  Staate  zu  leistenden  Privat dienste  betreffen, 
bleiben  besser ,  ([wenn  sie  überhaupt  in  die  Staatswissen- 
schaft gehören,)  der  Staatshaushaltungslehre  oder  Fi- 
nanzwissenschaft vorbehalten.  QZvl  Folge  der  Grundsätze 
dieser  Wissenschaft  sollen  sie  überall  nicht  Zwangs-  oder 
Frohndienste ,  sondern  nur  freiwillige  und  gelohnte  Dienste 
seyn.-  Dafür  spricht  zugleich  das  Interesse  der  bürger- 
lichen und  politischen  Freiheit.)  Sodann  aber  wird  die 
Darstellung  jener  Lehre  auch  auf  die  gemeinen  Staats- 
dienste, nur  was  die  Kriegsdienste  betrifft,  eingehn. 
Denn  die  übrigen  Dienste  dieser  Klasse  sind  den  Privat- 
diensten näher,  als  den  Staatsdiensten  in  der  engeren  Be- 
deutung, verwandt. 

Die  Staatsdienste  in  der  engsten  Bedeutung  können 
erstens  die  Vertretung  des  Volks,  dieses  als  eine 
moralische  Person  oder  als  ein  Gemeinwesen  be- 
trachtet, ')  zum  Gegenstande  haben.  Von  den  Staats- 
dienern dieser  Klasse  wird  das  Volk  entweder  in  seinen 
auswärtigen  Verhältnissen,  also  namentlich  in  seinem 
Verhältnisse  zu  andern  Völkern,  oder  im  Innern  d.  i. 
in  seinem  Verhältnisse  zu  einzelnen  Mitgliedern  des  Ge- 
meinwesens, überhaupt  aber  als  Parthei  vertreten.  In 
die  erste  Unterabtheilung  gehören  z.  B.  die  diplomatischen 
Agenten,  in  die  letztere  gehört  z.  B.  der  Anwalt  der 
Krone,  und  dieser  tbeils  in  sofern,  als  er  die  Rechte 
der  Krone  in  bürgerlichen  Rechtssachen  zu  vertreten  hat,') 


1)  S.  oben  Band  I.  S.  96  ff. 

t)  Die  BMtellung  dci  KronRnwaltei  hegreift  in  so  fern  mehrere  Funk- 
tionen unter  sich.    Der  Kronanwalt  hat  in  dieser  seiner  Eigen* 


fS5 

theüs  in  so  fern,  als  ihm  die  gerichtliche  Verfolj^l^  de- 
rer obliegt ,  welche  sich  eines  Yergehns  schuldig  gemacht 
haben.  Denn  so  wohl  in  dem  einen  als  in  dem  andern 
Falle  steht  das  Gemeinwesen  als  Parthei  einer  andern 
Parthei  gegenäber.  Uebrigens  unterscheiden  sich  diese 
die  Yolksgemeinde  vertretenden  Staatsdiener  von  den 
Staatsdienern  der  folgenden  Klasse  wesentlich  dadurch, 
dafs  sie  als  solche,  d.  i  wenn  sie  nicht  noch  überdiefs 
mit  einer  andern  und  besondern  Bestallung  versehn  sind , 
nur  die  Rechte  eines  Bevollmächtigten  in  Anspruch  neh- 
men können.    (Non  sunt  cum  potestate.) 

Staatsdienste  (in  der  engsten  Bedeutung}  leisten 
zweitens  die,  durch  welche  der  Staatsherrscher 
die  ihm,  als  solchem,  zustehenden  Rechte,  also  in  der  Macht- 
vollkommenheit enthaltenen  Rechte,  ausübt  Die  Staats- 
diener dieser  Klasse  sind  wieder  doppelter  Art.  —  Ent- 
weder sind  sie  zur  Ausübiuig  der  Machtvollkommenheit 
überlvaupt,  d.  i.  zur  Ausübung  der  Gesammtheit  der 
in  der  Machtvollkommenheit  enthaltenen  Rechte  berufen. 
Staatsdiener  dieser  Art  sind  in  der  repräsentativen  De- 
mokratie die  Vertreter  oder  Repräsentanten  des  Volks.  ^3 
Wenn  auch  die  Kammer  der  Volksvertreter  allein  oder 
vorzugsweise  zur  Ausübung  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt ermächtiget  ist,  so  liegt  doch  in  dieser  Gewalt  der 
Sache  nach  die  gesammte  Staatsgewalt.  Und  wenn  auch 
andererseits  die  Mitglieder  dieser  Versammlung  wegen 
ihrer  Abstimmungen  Niemandem  auf  Erden  zu  Recbtvar- 
antwortlich  sind,  so  sind  sie  doch,  (^was  sie  sich  nicht, 
oft  genug  vorhalten  können  ,3  als  Einzelne  nicht  die.  Her- 


schaft die  Krone  nicht  bloa  in  den  das  StaatsTermögon  betref- 
fenden Rechtssachen,  sondern  auch  sonst,  z.  B  in  den  Sachen 
der  Minderjährigen  u.  s.  w.  zu  Tertreten.    Vgl.  Bd.  III.    S.  285. 

*)  Dieselbe  Eigenschaft  haben  in  den  konstitutionellen  Monarchien 
die  Volksabgeordneten ,  jedoch  nur  in  Beziehung  auf  das  Volk 
d.  i.  nur  so  weit  sich  die  Theilnahme  des  Volkes  an  der  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Angelegenheiten  der  Verfassung  nach 
erstreckt. 
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ren,  sondern  die  Diener  des  Volks,  d.  i.  des  Souveraines. 
Die  DeniokrAtie  ist  so^ar  die  einzige  jStaatsverfassnng', 
mit  welcher  das  Oesets,  dafs  der  8011  verain  schlechthin 
und  auf  die  Dauer  von  seinen  Dienern  vertreten  werden 
soll ,  vereinbar  ist.  Eine  Aristokratie  kann  sich  höchstens 
in  auilserordentliehen  Fällen  und  für  eine  g^ewivsse  Zeit  der 
Ausübung  ihres  Herrscherrechts  —  durch  die  Ernennnng 
eines  Diktators  —  gänzlich  ent&ul^ern.  Noch  weniger 
würde  eine  Monarchie  bestehn  können,  deren  Gesetze  den 
Monarchen  auf  die  Wahl  seines  Repräsentanten  beschränk- 
ten. Die  Geschichte  der  Mohammedanischen  Reiche  ent- 
hält eine  gute  Anisahl  Beispiele,  dafs  ein  Monarch,  wel- 
cher seine  ganze  Gewalt  in  die  Hände  eines  Veziers  ge- 
legt hatte ,  von  diesem  des  Thrones  entsetzt  wurde.  '3  — 
Oder  die  Bestellung  der  Staatsdiener  dieser  Klasse  be- 
schränkt sich  auf  die  Ausübung  einzelner  Hoheits- 
rechte, eines  oder  mehrerer.  Man  kann  die  sämmtlichen 
Staatsdiener,  die  unter  dieser  Kategorie  begriffen  sind, 
mit  dem  Namen  der  Beamten  (^oder  Staatsbeamten}  be- 
zeichnen« Denn  ein  Beamter  ist  dem  Sprachgebrauche 
nach  derjenige  Staatsdiener,  welcher,  kraft  seiner  Bestel- 
lung, in  den  zu  seiner  Kompetenz  gehörenden  Angelegen- 
heiten rechtskräftige  Qd.  i.  vollziehbare}  Entscheidungen 
zn  fällen  oder  rechtskräftige  Befehle  zu  erlassen  befugt 
ist.  *3  Uebrigens  können  die  Staatsdiener  dieser  Unter- 
klasse oder  die  Beamten,  nach  der  Verschiedenheit  der 
Aemter,  welche  von  ihnen  verwaltet  werden,  in  Civilbe- 
amte  und  in  Kriegsbefehlshaber ,  '3  und  die  ersteren  wie- 


1)  Ans  demselben  Grande  wäre  selbst  der  sclilane  Tiberins  fast  «ei- 
ner Qerrschaft  verlustig  geworden.  —  £in  anderes  Beispiel  kann 
man  auf  der  GescUobte  des  ersten  franaösischen  Herrscherstam- 
mes  aatlfihnen. 

2)  Qni  manere  publico  fnnguntar,  quod  com  potestate  conjunctiini 
est.  —  Es  giebt  auch  Staatsdiener,  welche  blos  eine  berathende 
Stimme  haben.  Piese  gehören  jedoch  in  die  Kategorie  der  Staats- 
di^ner,  welebf  dem  Staate  nur  Pri  vatdienste  leisten. 

3)  Die   Worte:  CiTÜbeamto  uqd  Kriegsbefehlshaber,  sind   hier  in 
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der  in  Richter  und  in  Beamte  der  voUüiehende»  Gewall 
eingetheilt  werden*  Auch  kann  dieselbe  Bestellung  meb«* 
rere  und  verschiedenartige  Verrichtungen  unter  sieh  be<- 
greifen. 

In  der  Monarchie  kommen  noch  überdiefs  Staatsdienste 
einer  besonderen  Art  vor,  die  Dienste,  welche  dem  Mo«^ 
narchen  für  seine  Person  zu  leisten  sind.  (Sie  wer*« 
den  auch  H  o  fdienste  genannt«}  Obwohl  diese  Dienste  an 
sich  nur  Privatdienste  sind,  so  kann  es  doch  dem  In- 
teresse der  Monarchie  gemäfs  seyn,  diese  Dienste  -** 
schlechtbin  oder  beKiebungsweise  —  den  Staatsdiensten 
in  der  ([oben  bestimmten}  engeren  Bedentung  gleichem-* 
stellen.  In  Grofsbritannien  wechseln  mit  den  Ministem 
zugleich  auch  die  obersten  Hofbeamten.  Nirgends  hat  es 
in  den  £oropäischen  Staaten  Deutschen  Ursprung«  gute 
Früchte  getragen ,  wenn  »wischen  den  unmittelbaren  Um» 
gebangen  des  Fürsten,  den  Hofleuten  und  den  Staatsbe« 
amten  eine  Spannung  oder  Spaltung  entstand. 

So  wie  nun  die  (im  94s ten  und  36s ten  Buche}  fol« 
gende  Darstellung  der  Lehre  vom  Staatsdienste  schon 
oben  (janit  einer  einzigen  Ausnahme}  auf  die  Staatsdienste 
in  der  engsten  Bedeutung  beschränkt  worden  ist ,  so  wird 
sie  sich  noch  überdiefs  nur  die  Staatsämter  zur  Auf- 
gabe setzen*  Die  von  einer  jeden  der  übrigen  Arten  je-^ 
ner  Dienste  geltenden  besonderen  Grundsätze  sind  schon 
in  anderen  Stellen  des  vorliegenden  Werkes  zur  Sprache 
gekommen. 

Wenn  auch  die  Leistung  der  Dienste ,  deren  der  Staat 
bedarf,  von  Rechtswegen  die  Pflicht  und  das  Recht  eines 
jeden  ([dienstfähigen}  Mitgliedes  des  Staatsvereines  ist, 
so  ist  doch  auch  der  Fall  möglich  und  so  kommt  doeb 


^r^T-^r       I    » ' 


demieliieD  Sinne  so  voritehn ,  in  welchein  die  FranadslMhe  8prn«:lie 
die  Worte:  Officiers  oiviU  et  militaire«  aimmt.  Die  FrAu»ö-t 
aischen  Worte  haben  den  Vorzug ,  dafe  sie  auf  die  rccIitUelie 
Identität  der  Bestellung  eines  Civilbcamten  and  der  eines  Offi- 
ciers unmittelbar  iiindeuten.  Auch  Officiere  sind  Beamte,  nur 
Beaipsio  eines  besondern  Fachs. 
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auch  der  Vall  nicht  selten  in  der  Erfabmn^  vor^  dafs 
diese  Pflicht  und  beziehungsweise  dieses  Recht  durch,  die 
Verfassungsgesetze  eines  Staates  auf  einen  bestimmten 
Theil  des  Volkes  beschränkt  ist,  auf  einen  Theil  des 
Volkes ,  welchen  sich  der  Staat  gleich  als  sein  Eigenthum 
ein  fär  allemal  und  auf  die  Daner  für  diese  Dienste  vor- 
behalten hat  oder  welchem ,  ([in  wie  fern  man  die  Dienst- 
pflichtigen zugleich  als  Berechtigte  betrachten  kann  ,3  das 
Recht,  in  die  Dienste  des  Staates  zu  treten,  als  ein  erb- 
liches Vorrecht  zusteht.  ([Damm  war  die  folgende  Dar- 
stellung der  Lehre  vom  Staatsdienste  in  zwei  Abtheilun- 
gen,  —  das  34ste  und  das  35ste  Buch  —  zu  spalten.3 
Ganz  so  kann  der  Staat  auch  seine  Geldbedürfnisse  ent- 
weder aus  seinem  eigenen  Vermögen  oder  aus  dem  Ver- 
mögen des  Volks  ([z.  B.  mit  dem  Ertrage  der  Steuern^  be- 
friedigen. Auch  so  weit  erstreckt  sich  die  Analogie ,  dafs 
sowohl  die  eine  als  die  andere  Last  eine  gemeine  Last 
seyn  mufs,  wenn  andererseits  politische  Freiheit  das  Ge- 
meingut des  Volkes  seyn  oder  werden  soll. 

Der  Fall,  dafs  die  Verwaltung  der  Staatsämter  das 
Vorrecht  eines  bestimmten  Theiles  des  Volkes  ist,  kommt 
übrigens  in  der  Erfahrung  hauptsfichlich  so  vor,  dafs  bald, 
in  einem  eroberten  Lande,  nur  dem  Volke,  welches  die 
Eroberung  gemacht  hat,  bald,  wo  die  Staatsverfassung^ 
eine  Kastenverfassung  ist,  nur  einer  Kaste,  der  obersten , 
oder  den  beiden  obersten  Kasten ,  bald  nur  einem  Erbadel 
jenes  Vorrecht  zusteht.  (^Von  einem  jeden  dieser  beson- 
deren Fälle  wird  daher  —  in  dem  vorliegenden  34steii 
Buche  —  besonders  zu  handeln  seyn.}  Alle  diese  Fälle 
haben  das  mit  einander  gemein,  dafs  die  Entstehung  die- 
ses Vorrechts  der  überwiegenden  Macht,  welche  dem  Be- 
vorrechteten zu  Gebote  steht  oder  zur  Zeit  seiner  Ent- 
stehung zu  Gebote  stand ,  zuzuschreiben  ist.  Denn  über- 
haupt entstehen  Vorrechte  so,  dafs,  wer  einen  Vorzug 
vor  Andern  hat,  diesen,  wenn  es  in  seiner  Macht  steht, 
sich  durch  ein  Vorrecht  und,  wenn  sich  seine  Macht 
auch  so  weit  erstreckt ,  noch  überdiefs  seinen  Nachkommen 
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durch  die  Erblichkeit  dieses  Vorrechts  2a  sichern  sucht. 
Hugegen  kann  jenes  Vorrecht,  nach  der  Verschiedenheit 
der  Fälle,  für  den  Charakter  der  Staatsverwaltung  über- 
haupt sehr  verschiedene  Folgen  haben. 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Van  dem  Falle, 
da  in  einem  eroberten  Lande  die  Verwallung  der  Sfaatsämter 

das  Vorrecht 
des  Volkes  ist^  welches  die  Eroberung  gemacht  hat.  '3 

Eine  Eroberung  hat  fast  unausbleiblich  die  Folge,  dafs 
das  Volk ,  welches  die  Eroberung  gemacht  hat ,  die  Zügel 
der  Regierung  in  dem  eroberten  Lande  selbst  (^wenig- 
stens anfangs^  ergreift  d.  i.  die  Aemter  in  diesem  Lande 
mit  Männern  aus  seiner  Mitte  besetzt 

Eine  Regierung,  welche  eine  Eroberung  gemacht  hat, 
mufs  in  der  Regel  die  Politik  befolgen,  nur  ihren  alten 
Unterthanen  die  Verwaltung  des  eroberten  Landes  anzu- 
vertrauen. Denn  sie  hat,  besonders  in  den  ersten  Zeiten 
nach  der  Eroberung,  >3  den  Vi'iderwillen  zu  fürchten,  mit 
welchem  das  besiegte  Volk  die  Fremdherrschaft  duldet, 
wäre  es  auch  nur  aus  Zorn  über  die  ihm,  durch  die  Ver- 
nichtung seiner  Selbstständigkeit,  widerfahrene  Demüthi- 
gung;  sie  würde  also,  jene  Politik  verlassend,  die  Gewalt 


1)  Vgl.  oben  Bd.  V.  S.  118  ff. 

2)  Nicht  selten  dauert  die  Spannnng  zwischen  den  alten  und  den 
Beoen  Unterthanen  noch  länger.  In  den  ehemals  Deutschen  Pro- 
▼inzen  des  Französischen  Reichs  wird  auch  jetzt  noch  zuweilen 
die  Klage  laut ,  dafs  bei  der  Besetzung  der  Aemter  den  gebornen 
Franzosen  vor  den  gebornen  Deutschen  der  Vorzug  gegeben  werde. 
(Eine  Warnung  für  diejenigen,  welche,  unzufrieden  mit  ihrer 
Regierung,  in  der  Treue  gegen  diese  wanken!) 

Zachariä,  vom  Staate,     VI,  9 
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in  die  Hinde  derjeRi|^en  le^en,  welehe  in  einer  aiideni 
Eigenschaft  gemeint  seyn  könnten ,  die  ihnen  anvertraute 
Gewalt  xam  Sturze  der  Fremdherrschaft  zu  benutzen. 
Märste  sie,  um  eine  Revolution,  welche  in  dem  eroberten 
Lande  ausbräche,  zu  unterdrücken,  von  neuem  zu  den 
Waffen  greifen ,  so  würde  eine  zweite  Eroberung  für  die 
Einwohner  dieses  Landes  noch  weit  herbere  Fruchte,  als 
die  erste ,  tragen.  *3  —  Derselben  Politik  können  noch 
andere  und  besondere  Gründe  das  Wort  sprechen.  Wenn 
es  z.  B.  das  Interesse  des  Staates ,  welcher  die  Erobe- 
rung gemacht  hat,  mit  sich  bringt,  die  politische  Verfas- 
sung des  eroberten  Landes  umzugestalten,  so  sind  die  Ein- 
wohner dieses  Landes  nur  selten  die  zur  Durchführung  des 
Planes  tauglichen  Werkzeuge. 

Jedoch  in  zwei  Fällen  kann  es  rathsam  und  selbst 
noth wendig  seyn ,  von  dieser  Politik  beziehungsweise  ab-* 
zugehn.  Erstens:  Wenn  ein  Volk  die  von  ihm  gemachte 
Eroberung  zugleich  einer  Parthei  verdankt,  welche  dieses 
Volk  in  dem  eroberten  Lande  hatte,  so  darf  es  dieser  Par- 
thei auch  bei  der  Besetzung  der  öffentlichen  Stellen  nicht 
vergessen,  ob  es  wohl  selbst  diese  Parthei  mit  schelen 
Augen  ansehn  wird,  da  dieselbe  durch  den  Verrath,  den 
sie  an  ihrem  Vaterlande  begieng,  selten  oder  nie  das 
vollständig  erlangt,  was  sie  zu  erlangen  beabsichtigte 
und  hoffte.  Ziweitens:  Die  vorliegende  Regel  gilt  in 
Ihrer  ganzen  Strenge  nur  von  der  Besetzung  der  Staats- 
ämter und  nicht  von  der  Vergebung  der  gemeinen  Staats- 
dienste. Bei  diesen  kann  es  sogar  rathsam  seyn,  das 
^entgegengesetzte  Verfahren  einzuhalten,  z.  B.  aus  dem 
Grunde:  Wer  selbst  einer  strengen  Herrschaft  unterwor- 
fen ist,  gebiethet^  (^um  sich  für  seine  Dienstbarkeit  zu  ent- 
schädigen ,3  noch  strenger,  wenn  er  über  seines  Gleichen 
gesetzt  wird. 

Eine  Regierung,  welche  ihre  Gewalt  einer  Eroberung 


^)  „A|iud  victoB  plus  querlmoniaruni,  quam  viriiiin.^*     Tacit,  liistor. 
II,  75. 
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besieiHiiigsweise  verdankt,  imfs  aHemal,  wenigstens  an- 
£ttig8,  etwas  v«n  dem  Charakter  einer   Zwingherr- 
sebaft  haben     Das  bringt  die  Art,  wie  sie  entstanden 
ist,  wesentlich  mit  sich.    Ans  dem  Kriegsrechte  hervor- 
gegangen, murs  sie,  um  sich  des  Gehorsams  ihrer  neuen 
des  ihr  zu  leistenden  Gehorsams  noch  ungewohnten  Un« 
terthanen  zu    versichern,   nach    den  Grundsätzen   dieses 
Rechts,  wenigstens  in  einem  gewissen  Grade  oder  theil- 
weise,  gebiethen.    Das  Recht  der  Zwingherrschaft  aber 
ist  eine  Art   oder   eine  Anwendung    des  Kriegsrechtes« 
(Daher  gehört  der  Fall,  von  welchem  in  dem  vorliegen- 
d^i  Hauptstncke  die  Rede  ist,  streng  genommen,  nicht 
einmal  zu  den  Fällen,  in  welchen  ein  Theil  des  Volkes 
aber  das  ganze  Volk  gebiethet.  Vielmehr  leben  in  die- 
sem Falle  in  einem  und  demselben  Staate  zwei  Völker 
neben  einander;    and   das  Verhältnifs  unter  ihnen  ist 
dem  Verhältnisse  unter  zwei  selbstständigen  Völkern  zu 
vergleichen ,  welche  einen  Waffenstillstand  oder  einen  un- 
sicheren Frieden  mit  einander  geschlossen  haben.    Nur  in 
so  fern  gehört  der  Fall  zu  den  in  dem  vorliegenden  Buche 
in  Betrachtung  zu  ziehenden  Fällen ,  als  in  demselben  denn 
doch  nicht  alle  Mitglieder  des  Staats  Vereines  rechtlich  be- 
fähigt sind,  auf  die  Verwaltung  der  Staatsämter  Anspruch 

zu  machen. 3 

Das  Verhältnifs  zwischen  diesen  beiden  Völkern  kann 
sidi  sogar  so  stellen,  dafs  die  Staatsverfassung,  welche 
das  Resultat  der  Eroberung  ist,  schlechthin  den  Cha- 
rakter einer  Zwingherrschaft  oder  Despotie  hat.  —  Bei- 
spiele von  Zwingherrschaften  dieses  Ursprungs  und  dieser 
Art  liefert  die  Geschichte  der  von  Mabommedaniscben  Völ- 
kern gestifteten  Reiche  besonders  in  Menge.  So  ist,  (^das 
uns  am  nächsten  liegende  Beispiel,}  in  der  Türkei  die 
Nation,  von  wdcher  das  Reich  seinen  Namen  hat,  von 
der  Griechischen  Bevölkerung  desselben  Reichs  bis  auf 
diesen  Tag  durch  eine  scharf  gezogene  Scheidlinie  ge- 
sondert; die  Türken  sind  die  Gebiether,  die  Griechen  nur 
Uflterthanen.    Jene  gebiethea,  gefärditet  als  eine  Kriegs- 
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macht,  diese  gehorchen,  entmuthiget  oder  in  dem  Gefühle 
ihrer  Schwäche.  Ein  jeder  einzelne  Beamte  hält  sich  für 
berechtiget,  die  Macht,  welche  der  Sieg  in  die  Hände  der 
herrschenden  Nation  legte,  auch  durch  die  Art,  wie  er 
sein  Amt  verwaltet,  zu  verfolgen.  Darum  wiederholen 
sich  in  der  Geschichte  des  türkischen  Reichs  dieselben  Er- 
scheinungen, welche  allemal  in  dem  Gefolge  des  Despo- 
tismus sind ,  Erscheinungen ,  welche  zugleich  an  die  Wech- 
selfälle eines  Krieges  erinnern»  80  entschieden  auch  das 
Uebergewicht  der  Türken  über  ihre  christlichen  Untertha- 
nen  —  schon  wegen  des  zwischen  diesen  Partheien  ein- 
tretenden Zahlverhältnisses  —  ist,  so  oft  auch  schon  den 
Griechen  der  Versuch  miHslungen  ist,  sich  der  Herrschaft 
ihrer  Dränger  und  Presser  zu  entledigen ,  so  nehmen  doch 
die  schon  oft  überwundenen  von  Zeit  zu  Zeit,  aufs  Aeus- 
serste  gebracht,  Qin  der  neuesten  Zeit  noch  überdiefs 
durch  einzelne  Erfolge  ermuthiget.3  von  neuem  zu  einem 
Aufstande  ihre  Zuflucht.  (^Interdum  et  victis  redit  in  prae- 
cordia  virtus!3  Aber  auch  die  Türken  hat  das  Schicksal 
ereilt,  welches  der  Despotismus  sich  selbst  bereitet.  Sie 
sind  in  dem  Genüsse  der  früher  von  ihnen  errungenen 
Siege ,  deren  Erneuerung  für  sie  durch  die  Zeitläufte  eine 
Unmöglichkeit  geworden  ist,  erschlafft;  auch  die  alte 
Kriegszucht,  auf  welcher  zugleich  die  politische  Einheit 
der  Nation,  gleichsam  eines  stehenden  Heeres,  beruhte, 
ist  von  ihnen  gewichen.  Daher  überall  Erschlaffung  ge- 
paart mit  Willkühr ;  erzwungener  Gehorsam  ohne  die  alte 
Furcht,  überhaupt  Vorzeichen  der  nahen  Auflösung  des 
Reichs.  Und  dennoch  täuschten  diese  Zeichen  schon  lange 
die  Erwartungen,  die  Besorgnisse  oder  die  Hoffnungen 
des  nur  mit  den  Grundlagen  einer  auf  den  inneren  Frie- 
den berechneten  Staatsverfassung  vertrauten  Europas. 
Aber  in  dem  Doppelkriege,  welchen  die  Türken  theils 
unter  sich  auch  theils  mit  ihren  christlichen  Unterthanen 
führen,  liegt,  (] selbst  abgesehn  von  allen  anderen  Ur- 
sachen ,3  zugleich  ein  Princip  der  Erhaltung.  Freilich 
vermag  dieses  Princip  das  Leben  des  Türkischen  Reichs 
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nur  kümmerlich  und  unrühmlich  zu  fristen.  Jedoch  eben 
so  weni^  dürfte  eine  Wiedergeburt  dieses  Reichs  von  dem 
Plane  zu  erwarten  seyn ,  weichen  der  letztverstorbene 
Grofssultan  verfolgte  und  welchen  der  jetzige  Grofssnltan  ^ 
(^wenn  auch  zagend  und  schwankend  ,3  wiederaufgenom- 
men hat  j  Europäische  Kultur  und  Civilisation  in  der  Tür- 
kei einzuführen,  die  Türken  und  die  Rajas  dem  Rechte 
nach  einander  gleichzustellen.  Christliche  und  Mahomme- 
danische  Völker,  die  Europäischen  Völker  und  die  Völker 
des  mittleren  Asiens,  (^nur  diese  asiatischen  Völker  brau- 
chen hier  in  Betrachtung  gezogen  zu  werden  ,3  ^^^^  ui 
einer  jeden  Beziehung  in  dem  Grade  von  einander  ver- 
schieden und  einander  entgegengesetzt,  dafs  es  eine  Un- 
möglichkeit ist,  die  einen  mit  den  andern  zu  verschmel- 
zen oder  einem  Staate,  dessen  Bevölkerung  in  so  fem 
zwiespaltig  ist,  Einheit  zu  geben.  Schon  die  Verschie- 
denheit der  Familienrechte  ist  eine  unübersteigliche  Schei- 
dewand zwischen  den  Europäischen  Völkern  und  den  Völ- 
kern des  mittleren  Asiens.  (^Einehe  —  Vielweiberei.^  Je- 
doch noch  weniger  läfst  die  Spaltung,  welche  die  Ver- 
schiedenheit der  Religionen  unter  denselben  Völkern  stif- 
tet, eine  Verschmelzung  oder  Vereinigung  dieser  Völker 
zu  einem  einzigen  Volke  zu.  Eines  kosmopolitischen  Gei- 
stes ist  das  Christenthum ,  engherzig  der  von  Mahommed 
gepredigte  Glaube.  Das  Christenthum  ist  eine  Religion 
des  Fortschreitens;  der  Islam,  wenn  er  auch  ein  Volk, 
dessen  Macht  im  Steigen  ist ,  zu  immer  neuen  Siegen  be- 
geistert ,  verwandelt  sich  doch  in  eine  Religion  des  Still- 
standes und  mithin  des  Verfalls,  sobald  das  Volk  aus  ir- 
gend einem  Grunde  auf  seiner  Siegerlaufbahn  einhalten 
mnfs.  Zugleich  beseelt  der  Islam  seine  Bekenner  mit  ei- 
nem Stolze ,  welcher  sie  auf  die  Bekenner  einer  jeden  an- 
dern Religion,  selbst  einer  monotheistischen,  mit  Verach- 
tung herabblicken  läfst,  so  dafs  sie  es  für  eine  Schande 
oder  für  eine  Demüthigung  halten  müssen ,  sich  die  Sitten 
und  Gebräuche  der  Ungläubigen ,  der  Giaurs ,  anzueignen. 
Der  Mahommedaner  hat  diesen  Stolz,  weil  er  des  Glau-^- 
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bens  ist,  dafs  aUein  die  ihm  gewordene  Offenbarang  die 
Lehre  voa  einem  einigen  Gotte  in  ihrer  gan^^n  Reiidieit 
enthalte.    Sein  Stolz  ist  der,  zu  welchem  geistiges  Ueber- 
gewicht  auch  sonst  nicht  selten  verleitet     Bedürfte  ftbri- 
gens  der  ungesellige  Geist  des  Mohammedanimas  eines  w€i^ 
teren  Beweises,  so  konnte  dieser  aus  der  Geschichte  der 
Reiche  entlehnt  werden ,  welche  A^on  Völkarn  dieser  Re- 
ligion in  Ostindien^  in  dar  Salbinsel  diesseits  des  Ganges, 
nachdem  die  Bekenner  des  Islams  ihre  Eroberungen  auch 
bis  in  diese  von  dem  Ursitze  desselben  so  fernen  Gegen* 
den  ausgedehnt  hatten,  gestiftet  wurden.    {^Einige  von 
diesen  Staaten  bestehen  noch  jetzt.)    Hter  tritt  uns  jener 
Geist  des  Mohaminedwismus  sogar  in  noch  scbauerlidie* 
ren  Erscheinungen  entgegen.    Den  Christen  kommt  in  den 
Augen  des  Mohammedaners  doch  immer  noch  das  zu  stat* 
ten,  dafs  Mohammed  die  göttliche  Sendung  Cbristi  Mierv- 
fcannte.    Nicht  eben  so  konnten  die  Religionen,  mit  wel- 
<Aen  der  Mohammedanismus  in  Ostindien  ia  flerübruiig 
kam ,  die  Herrscherwillkühr  und  den  Hochmuth  den  Sieger 
mäfsigen. 

Wo  nun  eine  Eroberung  d  i  e  Folge  hat ,  dafs  in  dem 
eroberten  Lande  eine  zwingherrscbaftliche  Verfassui^ 
eingeführt  wird,  wird  das  Unheil,  welches  diese  Verfas- 
sung unter  einer  jeden  Voraussetzung  stiftet,  noch  da* 
durch  vermehrt  und  gesteigert,  dafs  dann  der  DespotiMins 
Fremdlinge  zu  seinen  Werkzeugen  hat.  (^Ja,  man 
kann  vielleicht  behaupten ,  dafs  aus  demselben  Chrunde  ^ne 
Zwingherrschaft,  welche  dieses  Ursprungs  ist,  unter  al- 
len Verfassungen  dieser  Gattung  die  drückendste  ist.) 
Die  Fremdlinge  erwidern  deaHafs,  welcher  sie  als  Fremd- 
linge trifft,  mit  derselben  Gesinnung,  und  noch  überdiefs 
mit  Verachtung.  Sie  machen  sich  einer  Ungerechtigkeit 
gegen  die  Einwohner  des  eroberten  Landes  oft  schon  des- 
wegen schuldig ,  weil  sie  zu  stolz  sind ,  um  lange  zu  un- 
tersuchen, auf  welcher  Seite  das  Recht  sey,  oder  der 
Sprache  und  der  besonderen  Rechte  der  Einwohner  dieses 
L^andes  zu  unkundig,  um  durch  eine  solche  Untersuchung 
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zu  eioem  geiififendeii  Resaltate  gelnngen  zu  können,  oitef 
vreil  ihnen  nichts  so  sehr  am  Herzen  hegt,  als  dafs  es  nicht 
stt  einem  Aufstande  komme.  ^3  Aber  eine  jede  Ungereeb- 
ligkeit,  welcher  sich  die  fremden  Zwingherren  gegen  die 
alten  Einwohner  des  eroberten  Landes  schuklig  machen, 
schmerzt  diese  nm  so  mehr,  da  sie  in  ihnen  zugleich  das 
Andenken  an  den  Ursprung  der  Gewaltherrschaft ,  welche 
auf  ihnen  lastet,  erneuert.  Besonders  haben  diejenigen 
die  freiMle  Gewaltherrschaft  zu  fürchten,  welche  sich  un« 
ter  den  Besiegten  am  meisten  auszeichnen.  Denn  sie  selbst 
werden  vorzugsweise  gefürchtet.  Auf  jeden  Fall  ist  ihnen 
die  Aussicht  verschlossen,  zu  dem  politischen  Einflasse 
z«  gelangen,  zu  welchem  sie  wegen  ihrer  Vorzüge  unter 
günstigeren  Verhältnissen  gelangt  seyn  würden.  Mit  ti- 
nem  Worte  also,  in  einer  Zwingherrschaft  dieser  Art 
fehlt  es  schlechthin  an  den  Sympathien  zwischen  den  Ge- 
walthabern und  den  Unterthanen,  welche  in  anderen  Ver- 
£ftssttngen  derselben  Gattung  den  Despotismus  einigerma* 
Isen  mildem  können»  In  einer  Verfassung  dieser  Art  ist 
der  Friede,  welcher  unter  den  Mitgliedern  eines  und  des- 
selben Staates  bestehen  soll,  ein  geheimer  nie  rastender 
Krieg  zwischen  zwei  Völkern ,  zwischen  den  Siegern  und 
den  Besiegten.  ([Daher  ist  ein  Versuch ,  welchen  das  un- 
terjochte Volk  macht,  sieh  von  der  ihm  aufgedrungenen 
HÖrrtsehaft  zu  befreien ,  nach  Bechtsgrundsätzen  billig  an- 
ders zu  beortheilen,  als  der  Versach  einer  Bevolutioii. 
Aoeh  ist  der  Aufstand,  welchem  das  Königreich  Griechen- 
land seine  Entstehung  verdankt,  selbst  von  denen  ent- 
schuldigt oder  für  rechtmäfsig  gehalten  worden,  welche 
die  Unterthanenpflicht  am  weitesten  —  selbst  bis  zur  sola 
obseqnii  gloria  —  ausdehnen.^ 

Uebrigens  hat  nicht  eine  jede  Eroberung  die  Folge, 
dafs  sie  die  Einwohner  des  eroberten  Landes  unter  eine 
zwingherrschaftlicbe  Verfassung  oder  Regierung  stellte. 


^y  „Es  kt  beMer,  dar«  ein  MeMch  umliOHiroe,  als  dab  da«  ganze 
Volk  verderbe.'' 
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Das  Reich,  welches  die  Briten  in  Ostindien  durch  eine 
Reihe  von  Eroberungen  gegründet  haben,  enthält,  die 
8chutzgenossen  dieses  Reichs  mit  gerechnet,  eine  Bevöl- 
kerung von  100 Millionen,  ja  vielleicht,  Qdenn  es  fehlt  an 
einer  Volkszählung ,3  eine  noch  gröfsere.  Wer  mochte 
aber  behaupten,  dafs  diese  vielen  Millionen  nur  durch 
Zwang  und  Furcht  von  den  Briten  in  Gehorsam  erhalten 
wurden  ?  ([Das  Britisch  -  ostindische  Heer  besteht  nur  ohn* 
gefähr  aus  100,000  Mann;  und  diese  sind  noch  überdiefs 
zu  einem  guten  Theile  Eingebornc.J  Eben  so  wenig,  kann 
man  diesen  Vorwurf  den  Spaniern  machen,  als  noch  ein 
grofser  Theil  von  Südamerika  zu  den  Nebenländern  der 
Spanischen  Monarchie  gehörte  Noch  häufiger  ist  es  ge- 
schehn,  dafs  beide  Völker,  die  Sieger  und  die  Besiegten, 
über  kurz  oder  überlang,  zu  einem  Volke,  ja  zu  einer 
Nation  zusammenschmolzen.  Auf  diese  Weise  entstan- 
den in  den  Staaten,  welche  von  den  Deutschen  auf  den 
Trümmern  des  Weströmischen  Reichs  gestiftet  wurden  ^ 
die  so  genannten  Romanischen  Nationen,  die  Franzosen, 
die  Spanier ,  die  Portugiesen ,  die  Italiener.  Eben  so  ha- 
ben sich  in  dem  heutigen  China  zwei  Nationen,  die  Ta- 
taren oder  Mongolen  '3  ^^^  ^^  Chinesen  der  Vorzeit,  zu 
einer  einzigen  Nation  geeint.  Beide  sprechen  jetzt  die- 
selbe Sprache ;  beide  haben  dieselben  Sitten  und  Gebräuche ; 
beide  stehen  unter  denselben  Gesetzen,  unter  derselben 
Verfassung;  wenn  auch  zur  Sicherung  des  Thrones,  die 
geborenen  Tataren,  die  Eroberer,  noch  immer  bedeutende 
Vorrechte  vor  den  gebornen  Chinesen  haben.  *)  —  In  die- 


1)  Die  Nation  ^t^ird  in  Europa  bald  mit  dem  einen  bald  mit  dem 
andern  Namen  beEeichnet 

Z)  Sowohl  in  der  StaatsTerwaltung  als  im  Kriegsdienste.  Z.  B.  das 
stehende  Heer  besteht  ans  zwei  grorsen  Abtheilungen.  In  der 
einen  dienen  nur  Tataren,  in  der  andern  nur  Chinesen.  Jene  ist 
die  bevorrechtete.  Ueberhaupt  ist  die  Kunst  beroerkenswerth , 
mit  welcher  die  Sieger  und  die  Besiegten  eu  einem  Volke  ver- 
einiget sind,  ohne  daf«  gleichwohl  die  ursprüngliche  Verschie« 
denheit  jener  Nationen  gänzlich  vertilgt  wäre. 
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sen  und  in  ähnlichen  Fällen  waren  es  allemal  besondere 
Ursachen,  welche  die  Einwohner  des  eroberten  Landes 
vor  dem  Drucke  einer  anleidlicben  Zwin^herrschaft  schätz- 
ten oder  den  anfangs  gewaltsamen  Zustand  nach  und  nach 
in  einen  gesetzlichen  verwandelten.  Bald  war  das  Volk, 
welches  die  Eroberung  gemacht  hatte,  dem  besiegten  in 
dem  Grade  geistig  überlegen ,  dafs  es  sich ,  wegen  der 
Befestigung  seiner  Herrschaft,  eben  so  wohl  oder  noch 
mehr  auf  sein  geistiges  Uebergewicht ,  als  auf  seine  Waf- 
fenmacht, verlassen  konnte.  (Ein  Beispiel  ist  das  Bri- 
tisch -  Ostindische  Reich.3  Bald  wurde  den  Besiegten  um 
deswillen  ein  besseres  Loos,  weil  sie  sich  —  gutwillig 
oder  gezwungen  —  zu  dem  Glauben  der  Sieger  bekehr- 
ten. (^Auf  diese  Weise  wurde  in  den  Kolonien  der  Spa- 
nier und  in  denen  der  Portugiesen  in  Südamerika  das 
Schicksal  der  Indianer  wesentlich  gemildert.^  Bald  wurde 
ein  rechtlicheres  Yerhältnifs  zwischen  den  Siegern  und 
den  Besiegten  dadurch  hergestellt,  dafs  es,  ([wie  in  China,) 
der  y ortheil  der  ersteren  war ,  sich  die  höhere  Kultur  und 
Civilisation  der  Letzteren,  ganz  oder  zum  Theil,  anzueig- 
nen. Endlich  konnte  eine  Vereinigung  zwischen  beiden 
Telkem  auch  so  zu  Stande  kommen ,  dafs  sowohl  das  eine 
als  das  andere  Volke  gewisse  Vorzüge  zum  Austausche 
anznbiethen  hatte.  (So  war  der  Ursprung  der  Romani- 
schen Nationen  der,  dafs  die  Deutschen  ihr  freieres  Ver- 
fassungsrecht den  Römern ,  diese  ihre  gebildetere  Sprache, 
ihre  volikommnere  Religion  und  ihr  —  theiiweise  —  vor- 
züglicheres Civilrecht  den  Deutschen  mittlieilten.  In  den 
ersten  Zeiten  nach  der  Zerstörung  des  Weströmischen 
Reichs  waren  die  neuen  in  den  Provinzen  dieses  Reichs 
gestifteten  Staaten  sogar  ihrer  Verfassung  nach  Dop- 
pelstaaten*   In  dem  Kirchenstaate  gebothen  die  Römer,^3 


4^)  Denn  die  Geifttliclien  der  christlichen  Kirche  waren  noch  lange 
Zeit  nach  der  Gründung  dieser  Staaten  gröfstentheils  Ton  Geburt 
Römer.  S.  t.  SaYigny,  Geschichte  des  Römischen  Rechts  im 
Mittehilter.    Bd.  I.  Kap.  3. 
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in  dem  weltlichen  die  Deutschen«  In  der  Folge  aber  ver- 
scMangen  sich  die  Verfassang  der  Kirche  und  die  des 
Staates  so  in  einander,  '^  dafs  sie,  von  nun  an  ein  po- 
litisches Ganze,  eine  neue  Grandlage  oder  Stütze  der  Na- 
tionaleinheit der  Romanischen  Völker  wurden.^  Jedoch 
darin  kommen  alle  diese  Fälle  mit  einander  nberein,  dafs, 
wo  eine  Eroberung  die  Einwohner  des  eroberten  Landes 
nicht  einer-  zwingherrschaftlichen  Verfassung  oder  Re- 
gierung unterwarf,  die  Ursache  in  den  Verhältnissen  lag , 
welche  zwischen  den  Siegern  und  den  Besiegten  in  Be- 
ziehung auf  Kultur  und  Civilisation  eintraten.  £  Die  ganze 
Geschiebte  prediget  die  Lehre,  dafs  Geistesmacht,  ver- 
glichen mit  Waffenmacht,  die  stärkere  sey.J 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Von  dem  Falle, 

da 

bei  einem  Volke,  welches  in  Kasten  gespalten  ist^ 
die  öffentlichen  Angelegenheiten 
nur  von  der  obersten  Kaste  oder  nur  von  den  beiden  ober- 
sten Karsten  verwaltet  werden.  *3 

Die  Spaltung  eines  Volkes  in  Kasten  ist  eine  Nach- 
ahmung der  Spaltung  des  Menschengeschlechts  in  Rassen. 
Die  eine  wie  die  andere  hat  eine  unausbleiblich  erbliche 
Verschiedenheit  unter  den  Menschen  zur  Folge;  die  eine 
wie  die  andere  kann  nur  die  Abstammung  von  einem  be- 


1)  Conciiia  mixta.  —  Vgl.  die  Abhandlung  Runde's  und  die  eines 
Ungenannten  Tom  Ursprünge  der  Reichsstandschaft  der  Bi- 
•chöffe  und  Aebte.  (Zwei  Preifsschriften.)  Gott.  177&.  4.  and 
meine  O.  Originea  conitiorafn  Imporii  R.  G.  Wittenb.  1795.  4. 

2)  Vgl.  oben  Bd.  III.  S.  48  ff.  und:  Robertson^  historical  dia- 
qois.  coRceroing  India.  ^  Asiatic  Researches.    Völ.  VI.  p.  251. 
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stimmten  BHernpaare  zur  Ursache  haben.  Jedoch  nach 
Rassen  hat  die  Natnr,  nach  Kasten  hat  die  Knnst  die 
Menschen  gesondert  nnd  geschaart  Jene  Verschieden- 
heit bexi^t  sich  auf  die  physische  Beschaffenheit  der  Men- 
sehen,  djese  aaf  Rechte  nnd  Pflichten.  —  Eben  so  ist 
der  Begriff  einer  Kaste  dem  Begriffe  eines  erblich  bevor- 
rechteten Standes,  fz.  B.  dem  eines  Erbadels ,3  so  wie 
d^n  einer  Zunft  oder  Innung  verwandt.  Jedoch  geht  die- 
sen beiden  Begriffen  das  Merkmal  ab,  dafs  man  die  Ei- 
genschaft eines  Standes-  oder  Zunftgenossen  nur  durch 
die  Abstammung  von  einem  bestimmten  Eltempaare  er- 
langen könnte.  In  dem  Begriffe  einer  Zunft  liegt  nicht 
einmal  das  Merkmal,  dafs  zur  Theilnahme  an  der  Zunft 
überhaupt  eine  gewisse  Art  der  Abstammung  erfordert 
würde. 

Ueberall ,  wo  ein  Volk  in  Kasten  gespalten  ist ,  hat 
diese  Spaltung  die  Folge,  dafs  die  Dienste,  deren  der 
Staat  bedarf,  nur  von  einem  Tbeile  des  Volkes, 
welcken  sich  der  Staat  gleich  als  sein  Eigenthum  vorbe- 
halten hat,  geleistet  werden.  Denn  bei  einem  jeden  sol- 
dien  Volke  trifft  man  einen  Priesterstand  und  einen  Krie-^ 
gestand  an.  Die  Priester  sind  die  Vorsteher  des  Kultus, 
üe  Lehrer  der  Nation,  die  Pfleger  der  Wissenschaften, 
die  RaAgeber  der  Fürsten.  Den  Staat  in  Kriegszeiten 
zu  verth^digen,  in  Friedenszeiten  zu  regieren,  ist  der 
Beruf  der  Kriegerkaste.  Niemand  aus  den  übrigen ,  den 
medriger  stehenden,  Kasten  kann  sich  die  Verwaltung 
der  den  beiden  obersten  Kasten  verbehaltenen  Geschäfte 
anmafsen. 

Beispiele  von  Kasten  Verfassungen  können  besonders 
aus  dem  Zustande  mehrerer  Asiatischer  Völker  d^  Ge- 
genwart und  der  Vorzeit  entlehnt  werden.  —  Bei  den  Hin- 
dus ist  die  Kastenverfassung  noch  jetzt  die  Grundlage 
oder  die  Organisation  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  die 
Stämme  dieser  Nation  jedoch  ausgenommen,  bei  welchen 
diese  Verfassung  durch  den  Buddhismus,  —  dessen  Ent-* 
stehung  und  Verbreitung  vielleicht  eine  Opposition  gegen 
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den  Druck  dieser  Yerfassang  zur  Ursache  hatte,  —  ge- 
sprengt worden  ist.  Dieselbe  Verfassung  bestand  einst  in 
Aegypten.  ^3  Eben  so  scheint  sie  in  den  ältesten  Reichen 
Yorderasiens ,  in  dem  Mcdischen,  Assyrischen  und  Baby« 
Ionischen  Reiche,  der  Bau  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
gewesen  zu  seyn.  *3  Selbst  die  Bewohner  Attika's  wa- 
ren^ wenn  man  einer  Sage  Glauben  beimessen  darf,  — 
als  sie  mit  den  Wohlthaten  der  Kultur  und  Civilisation 
durch  Fremdlinge  zuerst  bekannt  gemacht  wurden,  Qin 
den  Zeiten  des  Cekrops}  in  Kasten  gespalten«  '3 

So  fern  auch  die  Kastenverfassung  den  heutigen  Eu- 
ropäischen Völkern  liegt,  so  ist  sie  doch  auch  für  diese 
Völker  ein  mehrfach  anziehender  Gegenstand  der  Betrach- 
tung. —  Zuvörderst  wegen  des  Interesses,  das  sie  für 
die  Wissenschaft  hat.  Sie  ist  ein  Kunstwerk,  wie 
kaum  eine  andere  politische  Schöpfung  des  menschlichen 
Geistes.  (In  ihr  ist  Alles  Kunst,  Natur  Nichts.  Und 
dennoch  scheint  sie,  gleich  als  ein  lebendiges  Wesen, 
eine  Bürgschaft  für  ihre  Fortdauer  in  sich  selbst  zu  ha- 
ben.3  Eben  so  ist  sie  ein  in  seiner  Art  einziger  Versuch , 
die  Staatenwelt,  ja  die  moralische  Welt  dem  Gesetze  ei- 
ner blinden  Naturnothwendigkeit  zu  unterwerfen.  —  So- 
dann aber  ist  derselbe  Gegenstand  sogar  nicht  ohne  ein 
praktisches  Interesse  für  jene  Völker.  Die  Erfolge  der 
Kastenverfassung  sind  ein  Beweis,  wie  viel  Erziehung 
und  Unterricht  zur  Bildung  oder  vielmehr  zur  —  Verbil- 
dung  der  Menschen  beitragen  kann,  indem  nun  die  Ge- 
schichte der  Kasten  Verfassungen  über  die  Mittel  Auskunft 


1)  S.  Herod.  Hb.  II.  (Ein  Beweis  mehr,  dafs  Aegypten ,  —  wie 
Meroe ,  —  seine  erste  Kultur  und  Civilisation  aus  Indien  erliielt.) 
—  Vebrigens  übersehe  man  nicht,  dafs  Aegjpten  einst  zu  Asien 
gerechnet  wurde. 

2)  Ich  sage:  So  scheint  es.  Denn  die  Nachrichten ,  welche  von  die- 
sen Reichen  auf  nns  gekommen  sind,  lauten  zu  unbestimmt ^  als 
dafs  sich  die  im  Texte  angeführte  Thatsachc  entschieden  bf»- 
hauptcn  liefse. 

8)  S.  Potter,  Archaeologia  Graeca.  Lib.  I.  cap,  9. 
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giehtj  welchen  die  Kastenverfassung  ihre  Erfolge  \  er- 
dankt, deutet  sie  zugleich  den  besseren  und  gemäfsigtern 
Gebrauch  an,  welcher  von  denselben  Mitteln  für  eine 
zweckmäfsigere  Erziehung  gemacht  werden  kann«  Ins 
besondere  aber  warnt  sie  den  Erbadel  der  Germanischen 
Völker  vor  einer  Politik ,  welche  ihn  mit  der  Zeit  in  eine 
Kaste  verwandeln  könnte.  *) 

Erwägt  man,  wie  Standesgenossen  schon  wegen  der 
ihnen  gemeinschaftlichen  Interessen  in  einer  engeren  Ver- 
bindung mit  einander  stehn  oder  in  diesen  Interessen  eine 
unmittelbare  und  dringende  Veranlassung  haben,  in  eine 
solche  Verbindung  mit  einander  zu  treten ,  —  wie  sich  der 
8ohn  gewöhnlich  dem  Berufe  oder  Geschäfte  des  Vaters 
widmet,  —  wie  es  überhaupt  das  Treiben  der  Menschen 
ist,  Vorzüge  in  Vorrechte  und  Vorrechte  in  erbliche  Vor- 
rechte zu  verwandeln ,  —  und  nimmt  man  hinzu ,  dafs  diese 
Ursachen^  wenn  und  so  lange  das  Recht  eines  Volkes 
weder  genugsam  bestimmt  noch  gegen  gewaltsame  Ein- 
grilTe  genugsam  gesichert  ist,  ihre  ganze  Kraft  und  Wirk- 
samkeit bethätigen  können,  —  so  dürfte  es  nicht  schwer 
seyn,  sich  von  der  Entstehung  einer  Kastenverfassung 
unter  der  angedeuteten  Voraussetzung  *)  Rechenschaft  zu 
geben.  Zuerst  sonderten  sich  wahrscheinlich  die  Priester, 
(die  Wahrsager  oder  die  Kenntnifsreicheren ,)  und  die 
Krieger,  also  die  Mächtigsten,  von  dem  Volke  ab;  ihrem 
Beispiele  folgten  dann  die  übrigen  Stände  der  bürgerli- 
chen Gesellschaft,  sey  es  aus  Nacheiferung,  sey  es  zur 


1)  Des  anmitielbar- praktischen  Interesse«,  welches  diese  Lehre  für 
die  Briten  -^  wegen  ihres  Reiches  in  Ostindien  -«  hat,  ist  hier 
nicht  g^edaeht  worden,  weil  dieses  Interesse  nur  das  eines  ein- 
zelnen Europäischen  Volkes  ist. 

2}  Dafs  die  Entstehnnfs^  einer  Kasten  Verfassung  allemal  in  Zeilen 
fällt,  in  welchen  der  Rechtszustand  eines  Volkes  noch  unbe- 
stimmt und  unsicher  und  eben  deswegen  desto  bildsamer  ist, 
hewirkt  unter  anderen  die  so  einfache  Gestalt,  welche  diese  Ver- 
fassung bei  den  Hindu^s  anfangs  hatte.  Zu  den  vier  Ursprungs 
liehen  Kasten  kamen  in  der  Folge  noch  mehrere  hinzu.  S.  ohen 
Bd.  III.  S.  48  ff. 
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Wahrung  ihrer  Rechte,  gegen  die  überwiegende  Macht 
der  beiden  ältesten  und  obersten  Kasten.  Eine  bestimm- 
tere Existenz  und  ein  dauerhafteres  Daseyn  erhielt  diese 
Verfassung  mit  der  Zeit  durch  die  Macht  der  Gewohnheit 
und  ins  besondere  durch  die  Sanktion,  welche  sie  den 
Glaubensmeinungen  des  Volks  verdankte.  —  Wie  enl* 
scheidend  der  Einflufs  war,  welchen  die  Religion  auf  die 
Ausbildung  und  Befestigung  der  Kastenv erfassung ,  viel- 
leicht auch  die  Kasten  Verfassung  auf  die  Gestaltung  der 
Religion ,  hatte ,  kann  man  aus  den  uns  bekanntesten  Bei- 
spielen dieser  Verfassung,  aus  der  Kasten  Verfassung  der 
Hindus,  ersehn.  Die  Idee  eines  unabänderlichen  Schick- 
sals, welche  die  Grandlage  und  die  Stütze  einer  jeden 
Kastenverfassung  ist,  waltet  auch  in  der  Religion  der 
Hindus,  in  der  Götterlebre  der  Brahminen.  Wie  das  Sy- 
stem der  Kastenverfassung  den  Unterschied  zwischen  Wil- 
lensfreiheit und  Naturnoth wendigkeit,  zwischen  den  Ge- 
setzen der  moralischen  und  denen  der  physischen  Welt 
aufliebt  oder  unbeachtet  läfst ,  so  verehren  die  Hindus  auch 
in  ihren  Gottheiten  nur  die  in  der  Natur  herrschenden 
Kräfte,  im  Wischnu  die  erhaltende,  im  Schiwa  die  zer- 
störende Naturkraft.  (^Brama,  das  höchste  Wesen,  schläft 
in  sich  selbst  versunken.  Sein  Erwachen  ist  der  Unter- 
gang der  erschaffenen,  und  die  Schöpfung  einer  neuen 
Welt3  Wie  die  Kastenverfassung  eine  überschwengliche^ 
eine  riesenhafte  Schöpfung  der  Einbildungskraft  ist,  so 
sind  auch  die  Göttergestalten  der  Hindus  nicht,  (wie  die 
Götter  der  Griechen  ,3  veredelt ,' sondern  abentheuerlich 
zusammengesetzte  und  verunstaltete  Menschengestalten, 
und  die  Tempel,  in  welchen  diese  Götter  verehrt  werden, 
Bauwerke^  welche  durch  ihre  riesenhafte  Gröfse  alles 
tibertreffen ,  was  die  Baukunst  anderer  Völker ,  —  die  der 
Aegyptier  vielleicht  ausgenommen,  welche  jedoch  eben- 
falls mit  einer  Kastenverfassung  in  Verbindung  stand,  — 
geleistet  hat.  Oft  sind  diese  Bauwerke  zugleich  ausge- 
höhlte Felsberge.  (Das  Volk,  durch  die  Bildersprache 
seiner  Religion  an  den  Sieg  des  Menschen  über  die  Na- 
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lur  gewöhnt,  vertöhnt  sich  desto  leichter  mit  der  uimmh* 
türlicheo  Gestalt  seiner  gesellschaftlichen  Verhältnisse.) 
Der  Kultus  der  Hindus  ist  mit  den  Oertlichkeiten  des 
Wohnlandes  dieses  Volkes  mannigfaltig  verscfalungeo , 
auf  dafs  dem  Volke  die  Unabänderlichkeit  der  Orte,  W9 
es  seine  Götter  zu  verehren  hat,  ein  Symbol  der  Unab-^ 
änderlichkeit  seiner  politischen  Einrichtungen  sey«  End* 
lieh ,  eine  jede  Religion  mufs  dann  noch ,  um  bei  ihren  Be- 
kennem  tiefere  Wurzeln  zu  schlagen,  durch  irgend  eine 
ihrer  Lehren  den  Forderungen  des  Gewissens  und  den 
Bedürfnissen  des  Herzens  entsprechen.  Die  Religion  der 
Hindus  befriediget  dieses  Anliegen  auf  eine  Weise,  wie  sie 
es  vielleicht  allein,  ohne  ihren  Geist  zu  verleugnen,  be- 
friedigen konnte,  —  durch  die  Lehre  von  der  Seelenwan- 
derung ,  durch  die  Lehre ,  olafs  die  Seele  mehrere  mensch- 
liche Körper  durchwandern  mufs,  damit  sie,  von  ihren 
Sünden  und  Fehlern  gereiniget,  mit  Gott,  aus  dessen 
Wesen  sie  hervorgegangen  ist,  wiedervereiniget  werde  *) 

So  wenig  sich  auch  die  Kastenverfassung  aus  dem 
Standpunkte  des  Rechts  betrachten  läfst,  so  trifft  doch 
dieser  Tadel  nicht  die  Grundsätze ,  auf  welche  sie  zurück- 
geAihrt  werden  kann,  sondern  nur  die  Anwendung,  welche 
sie  von  diesen  Grundsätzen  macht. 

Es  geht  diese  Verfassung  erstens  in  so  fern  von 
einem  vollkommen  richtigen  Grundsatze  aus,  als  sie  un- 
mittelbar nur  die  Gestalt  der  bürgerlichen  Gesellschaft  und 
nicht  die  Beherrschungsform  des  Staates  betrifft«  f  Die 
Beherrschungsform  des  Staates  kann  unter  der  Voraus- 
setzung der  Kastenverfassung  sowohl  eine  Monarchie  als 
eine  Aristokratie,  oder  auch  zusammengesetzter  Art  seyn.^ 
Denn  die  Verfassung  eines  Staates  ist  mit  dem  jeweüigeA 


4^)  Ein  Eng1tfich«r  Schriftsteller  erzählt,  daft  eine  HintluwiUwe, 
welche  mit  ihrem  verstorbenen  Manne  verbrannt  zu  «tsrden  ver« 
langte,  der  festen  Ueberzeugung  gewesen  sey ,  dafs  nie  «ich  schon 
das  siebente  Mal,  und  so  das  letzte  Mal  vor  ihrer  Wiedcrverei- 
nignng  mit  Gott  demselben  Tode  unterwerfe.  —  8ifid  «eiche  Er- 
innerungen schlechthin  zu  verwerfen? 
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Zustande  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  Uebereinstim- 
mung  zu  setzen ;  nicht  aber  kann  und  soll  diesem  eine 
beliebige  Staatsverfassung  aufgedrungen  werden.  —  Eben 
so  richtig  ist  zweitens  der  Grundsatz  der  Eastenver- 
fassung,  dafs  der  Staat  vor  allen  Dingen  einer  Barge- 
schäft für  die  Erhaltung  des  inneren  Friedens 
bedürfe.  Auch  scheint  diese  Verfassung  sogar  mehr,  als 
eine  jede  andere,  eine  solche  Bürgschaft  zu  leisten,  in- 
dem sie,  durch  die  unabänderliche  Bestimmung  des  Wir- 
kungskreises einer  jeden  einzelnen  Kaste ,  der  Herrsch- 
sucht und  dem  Ehrgeitze  und  dem  Machtneide,  also  den 
gefährlichsten  Feinden  der  inneren  Ruhe  der  Staaten,  ei- 
nen unubersteiglicben  Damm  im  Grofsen  entgegenstellt.  — 
Endlich,  drittens,  ist  auch  der  Grundsatz  der  Ver- 
theilung  der  Arbeiten  nach  der  Verschiedenheit  der 
Gegenstände  der  Arbeiten,  auf  welchen  die  Kastenver- 
fassung ebenfalls  beruht ,  ein  eben  so  richtiger  als  frucht- 
barer Grundsatz.  So  weit  diese  Vertheilung  der  Arbeiten 
ausführbar  ist,  können  nur  durch  sie  alle  Arbeiten  über- 
haupt, also  ins  besondere  auch  die  für  den  Staat  zu  ver- 
richtenden, (^und  auch  das  Regieren  ist  eine  Arbeit, 3  in 
dem  Grade  vervollkommnet  und  fruchtbar  gemacht  werden, 
in  welchem  sie ,  nach  der  Beschaffenheit  einer  jeden  ein- 
zelnen Art  der  Arbeit,  den  einen  oder  den  andern  Fort- 
schritt zulassen. 

Aber  die  Anwendung  ist  einseitig  oder  sonst  fehler- 
haft, welche  die  Kastenverfassung  von  diesen  Grundsäz- 
zen  macht.  Die  Kastenverfassung  ist  sogar,  aus  diesem 
Grunde,  unter  allen  den  Gestalten,  welche  die  bürger- 
liche Gesellschaft  haben  oder  annehmen  kann,  vielleicht 
die  unheimlichste;  —  ein  schlagender  Beweis,  wie  auch 
die  richtigsten  Grundsätze,  irrig  angewendet,  zu  einem 
dem  beabsichtigten  entgegengesetzten  Resultate  führen 
können.  ♦) 


*)  Daher  der  Satz:   Loster  sind  Tugenden,   die  ihr  Ziel  nnd  Mars 
überschreiten. 
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Diese  Verfassung'  steht  mit  dem  Natu rzwecke  der 
Staaten ,  '3  —  ^^^  ^^^  Erziehung  des  Menschengeschlechts^, 
mit  seinem  Fortschreiten  auf  der  Bahn  der  Kultur  und 
Civilisation ,  —  geradezu  im  Widerspruch.  Denti  sie  rich- 
tet auf  dieser  Bahn  ein  Grenzzeichen  auf  ^  auf  welchem 
für  die  niederem  Kasten  geschrieben  steht:  Bis  hier  und 
nicht  weiter!  Und  selbst  die  höheren  und  von  den  Ge* 
setzen  begünstigten  Kasten  sind  in  einen  gewissen  Kreis 
von  Vorstellungen  gebannt,  durch  die  Furcht,  ihre  Vor- 
rechte zu  gefährden ,  wenn  sie  sich  in  einen  anderen  ver- 
lieren wollten,  oder  weil  die  Kastenverfassung  mit  einem 
in  allen  seinen  Theilen  ein  für  allemal  bestimmten  Reli- 
g'ionssysteme  verwebt  ist.  Beiden  aber,  sowohl  den  hö- 
heren als  den  niederen  Kasten ,  fehlt  es  an  dem  Ileitzmit* 
tel  des  geistigen  Lebens,  welches  in  der  Möglichkeit  und 
Nothwendigkeit ,  mit  Andern  zu  wetteifern,  liegt.  Daher 
sind  z.  B.  die  Hindus  noch  jetzt  ohngefähr  das ,  was  sie, 
als  es  in  ihrer  Geschichte  zuerst  (]zu  den  Zeiten  Alexan-«- 
ders  3  Tag  wird ,  also  vor  vielen  Jahrhunderten  waren. 

Eben  so  wenig  ist  die  Kastenverfassung  mit  dem 
praktischen  Zwecke  der  Staaten  vereinbar,  mit  dem 
Zwecke  derselben,  in  der  menschlichen  Gesellschaft  eine 
den  Grundsätzen  des  Rechts  entsprechende  Ordnung  zu 
verwirklichen.  *)  Denn  das  Wesen  dieser  Verfassung 
ist  Ungleichheit  des  Rechts,  ist  also  eine  Verlez- 
zung  des  Grundsatzes,  welchen  man  nicht  aufgeben  kann, 
ohne  alles  Recht  aufzuheben.  Die  Unglücklichen,  welche 
eine  jede  Kaste  von  sich  ausgeschlossen  hat,  —  die  Pa- 
rias ,  sind  sogar  gänzlich  rechtlos.  Sie  sind  in  einer  ähn- 
lichen Lage  5  wie  im  Mittelalter  die  Aussätzigen.  —  Wenn 
auch,  (vne  oben  bemerkt  worden  ist ,3  die  Kastenverfas- 
sung in  so  fern  Lob  verdient,  als  sie  eine  bestimmte  Ge- 
stalt   der   bürgerlichen  Gesellschaft    zur  Grundlage    der 


1)  S.  oben  nd.  I.  S    I5S  ff. 

2)  S.  oben  Bdf.  I.  S.   !47  ff. 

Zackariä,  vom  Staate.     VL  10 
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Staatsverfassung  macht,  so  kann  sie  doch,  als  eine  Or- 
ganisation dieser  Gesellschaft  verfehlt,  nur  eine  eben  so 
zweckwidrige  Staatsverfassung  zur  Folge  haben.  —  Wenn 
sie  auch  eine  gewisse  Bürgschaft  für  die  innere  Ruhe  der 
Staaten  leistet,  (ob  sie  wohl  in  der  Eifersucht  zwischen 
den  beiden  obersten  Kasten  noch  immer  einen  Keim  bür- 
gerlicher Unruhen  enthält  ,3  so  frommt  doch  einem  Volke 
nicht  der  innere  Friede,  der  um  den  Preifs  der  Entmu- 
thigung  des  Volkes  erkauft  wird,  —  So  wohlthätig  auch 
sonst  die  Vertheilung  der  Arbeiten  wirkt ,  so  nachtheilige 
Folgen  hat  sie  doch,  wenn  sich  der  Zunftgeist  ihrer  be- 
mächtiget, besonders  für  Geistesarbeiten,  und  mithin  für 
die  Arbeit  des  Regierens.  Der  Kastengeist  ist  die  Blüthe 
des  Zunftgeistes. 

Zu  allem  diesen  kommt  noch,  dars  in  der  Verfassung^ 
einer  jeden  Gemeinheit,  (^und  Kasten  sind  besondere  Ge- 
meinheiten oder  Körperschaften ,3  das  Princip  eines 
Verderbens  liegt,  welches  über  kurz  oder  über  lang 
ihren  Verfall  herbeiführt.  Denn  das  Leben  einer  Gemein- 
heit erstarrt  mit  der  Zeit  in  den  Statuten,  die  sich  nach 
und  nach  mehr  und  mehr  anhäufen,  in  dem  Uebergewichte , 
zu  welchem  die  älteren  Gemeindeglieder  über  die  später 
eintretenden  gelangen,  in  den  Schwierigkeiten,  welche 
Privatinteressen  einer  jeden  Veränderung  in  dem  Rechte 
der  Gemeinheit  in  den  Weg  legen.  Der  Gefahr  dieses 
Verderbens  sind  am  meisten  diejenigen  Gemeinheiten  aus- 
gesetzt, welche,  wie  wenigstens  die  obersten  Kasten, 
zugleich  bevorrechtete  Körperschaften  sind.  Denn  Vor- 
rechte sind  Ruhekissen  der  Trägheit.  —  Die  Kastenver- 
fassung der  Hindus  hat  den  Verfall  der  Macht  und  den 
Untergang  der  politischen  Selbstständigkeit  der  Nation 
wenigstens  nicht  zu  verhindern  vermocht. 

Andererseits  gewährt  jedoch  die  Kastenverfassung  den 
Völkern,  bei  welchen  sie  besteht,  zugleich  gewisse  Vor- 
theile,  welche,  wenn  sie  auch  die  mit  ihr  verbundenen 
Nachtheile  nicht  aufwiegen,  dennoch  diese  Nachtheile 
mOdem  und  einigermarsen   vergüten*    (^Wie  wäre  auch 
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sonst  die  eifrige  Anhänglichkeit  erklärbar,  welche  sich 
diese  Verfassung"  bei  so  vielen  Völkern  zu  erwerben  ver- 
mocht bat!  Die  Hindus,  die  in  dem  Britisch -Ostindischen 
Heere  dienen,  —  die  Seapoys,  —  gehören  zu  den  besten 
Soldaten  dieses  Heeres.  Nur  darf  man  sie  nicht  in  den 
Gebräuchen  ihrer  Kaste  stören.)  —  Eine  Herrschaft,  wel- 
cher die  Kastenverfassung  zur  Grundlage  dient,  ist  we- 
nigstens nicht  eine  dem  Volke  aufgedrungene  Fremdherr- 
schaft. Aus  dem  Volke  hervorgegangen,  mit  diesem  gleich- 
sam zusammengewachsen,  geheiliget  durch  den  Glauben 
des  Volkes ,  und  den  höheren  und  niederen  Kasten  gleich 
ehrwürdig,  gewährt  sie  den  letzteren  zugleich  einen  ge- 
wissen Schutz  gegen  den  Mifsbrauch,  welchen  sonst  die 
obersten  Kasten  von  ihren  politischen  Vorrechten  machen 
könnten.  Dieselbe  Folge  läfst  sich  auch  von  der  Span- 
nung erwarten,  welche  unter  den  beiden  obersten  Kasten 
fast  unausbleiblich  herrschen  mufs.  Auf  jeden  Fall  mufs 
der  Stolz ,  mit  welchem  die  höhere  Kaste  auf  die  niedere 
herabsieht,  alle  Kasten  die  Parias,  als  aus  einer  jeden 
Kaste  Attsgestofsene,  ([als  Outcasts,)  fliehen,  die  Un- 
gleichheit unter  den  Kasten  in  einem  gewissen  Grade  wie- 
der ausgleichen.  Die  Hindus  werden  allgemein  als  harm- 
lose friedliche  Menschen  geschildert. 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 

VertoaUung  der  StaatsangelegenJieifen  durch  einen 

Erbadel.  *) 

Man  hat  in  Beziehung  auf  die  vorliegende  Untersu- 
chung zwei  Arten  des  Adels  zu  unterscheiden,  —  den 


*)  VoD  Ga^ern,  die  ResulUtc  der  Sittengeaehichte. Theil  II.  Die 
Färnehmen  oder  die  Aristokratie,  r.  Wedekind,  aber  den 
Werth  dee  Adels  und  die  Ansprüche  des  Zeitgeistes  auf  Verbes- 
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Adel  in  der  juridischen  und  den  in  der  politischen 
Bedeutung  dieses  Worts.  Ein  Adel  f  oder  eine  Aristokra- 
tie)  in  der  ersteren  Bedeutung  ist  der  Inbegriff  derer, 
welche  in  einem  gegebenen  Staate  zur  Verwaltung  seiner 
Angelegenheiten  ausschliefslich  (oder  vorzugsweise)  be- 
rechtiget sind,  sey  es  in  der  Eigenschaft  eines  Ver- 
fassungs-  oder  in  der  eines  Regierungsadels  oder 
in  beiden  Eigenschaften  zugleich.  ^3  Ein  Adel  f  oder  eine 
Aristokratie)  in  der  letzteren  Bedeutung  aber  ist  der 
Inbegriff  derer,  welche  in  einem  gegebenen  Staate  wegen 
eines  gewissen  Vorzuges,  den  sie  vor  anderen  Mit- 
gliedern dieses  Staates  voraus  haben,  einen  besonderen 
Einflufs  auf  die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
ausüben  oder  ausüben  können.  So  betrachtet  man  z.  B. 
in  den  Vereinigten  Staaten  die  Reichen  ([die  Whigs)  als 
die  Aristokratie  dieser  Staaten ,  nicht  als  ob  sie  gewisse 
politische  Vorrechte  hätten,  sondern  weil  sie  wegen  des 
ihnen  gemeinschaftlichen  Interesses,  das  sie  als  Reiche 
haben ,  eine  einflufsreiche  politische  Parthei  bilden.  *)  — 


«erung  de«  AdeU •  Institute!.  III.  Thle.  Darmst.  161H.  Reh* 
berg,  Yoni  Deutschen  Adel.  S.  dessen  gesammelte  Schriften 
Bd.  II.  Hanno V.  1831.  Die  Deutsche  privilegirte  Lehn-  und 
Erbaristokratie,  gewürdiget  von  Fleischhauer.  Neust*  an 
der  Orla.    1831. 

1)  S.  oben  Band  Ifl.  S.  170.  —  Ein  Regierungsadel  kann  wieder 
entweder  nur  in  Beziehung  auf  den  Friedens-  oder  nur  in  Be- 
ziehung auf  den  Kriegsbefehl  oder  sowohl  in  der  einen  als  in 
der  andern  Hinsicht  privilegirt  seyn.  Diese  Verschiedenheit  der 
Fälle  wird  jedoch  hier  weiter  nicht  berücksichtiget  werden.  Ein 
Erbadel  hat  für  seine  Existenz  zu  fürchten,  wenn  er  nicht  in 
beiden  Beziehungen  bcTorrechtet  ist. 

2)  Grund,  die  Aristokratie  in  Nordamerika.  —  Es  ist  auch  in 
praktischer  Hinsicht  von  der  gröfsten  Wichtigkeit,  den  einen 
Adel  TOD  dem  andern  zu  unterscheiden.  In  Frankreich  hatte  der 
Doppelsinn  des  Wortes:  Adel,  in  den  Zeiten  der  Revolution  die 
Folge,  dafs  Alle,  die  sich  durch  irgend  einen  Vorzug, 
(%.  B.  durch  Reichthum,  durch  Wissenschaft,  durch  sittlichen 
Adel,)  auszeichneten,  als  Aristokraten  geächtet  wurden.  — Uebri- 
fienu  bezeichnet  das  Wort  zuweilen  auch  nicht  den   Stand,  loa- 

üem  deiaen  Vorrechte  oder  Vorzüge. 
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Vorrechte  sind  Schöpfungen  des  Staates;  Vorzüge  sind 
Gaben  der  Natar  oder  Eroberungen ,  welche  das  Verdienst 
gemacht  hat.  Alle  Vorrechte  sind  so  entstanden,  dafs 
Vorzöge  in  Vorrechte  verwandelt  wurden.  Oft  aber  dauern 
sie  auch  dann  noch  fort,  wenn  sie  ihre  geschichtliche 
Grundlage  verloren  haben  oder  wenn,  (^der  noch  schlim- 
mere Fall!  3  jene  Vorzüge  auf  Andere  übergegangen  sind. 
Der  Gedanke,  alle  Vorzüge  aus  der  Menschenwelt  zu 
verbannen,  grenzt  an  Tollheit,  lieber  den  Werth  eines 
Vorrechts  steht  den  Menschen  ein  Urtheil  zu.  —  In  dem 
vorliegenden  Hauptstücke  wird  nur  von  dem  Adel  in  der 
juridischen  Bedeutung  und  auch  von  diesem  nur  in  so  fern, 
als  er  ein  Regierungsadel  ist,  die  Rede  seyn.  '3 

Der  Adel,  Qdas  Wort  jederzeit  in  seiner  juridischen 
Bedeutung  genommen,}  ist  entweder  ein  persönlicher, 
d.  i.  ein  auf  die  Person  des  Bevorrechteten  beschränkter 
oder  ein  Erbadel,  d.  i.  ein  Adel ,  der  auf  die  Nachkom- 
men forterbt.  —  Hier  wird  einstweilen  *)  nur  von  dem 
Erb  -  oder  Geburtsadel  gehandelt  werden.  '3 

Wenn  auch  der  Begriff  eines  Erbadels  dem  einer  Kaste 
verwandt  ist,  so  ist  doch  dereine  von  dem  andern  we- 
sentlich verschieden.  Einer  Kaste  kann  man  nur  kraft  ei- 
nes Geburtsrechts  angehörea  Der  Adel,  auch  der,  wel- 
cher auf  die  Nachkommen  forterbt,  kann  auch  durch  einen 
Adelsbrief  (^oder  privilegio  principis}  erworben  werden. 
Um  Mitglied  einer  bestimmten  Kaste  zu  seyn,  mufs  man 
sowohl  von  väterlicher  als  von  mütterlicher  Seite  von  die- 


1)  Von  dem  Verfussungsadel  ist  schon  im  Illten  Band,  —  in  der 
Lehre  von  der  AdeUherrechaft,  —  gehandelt  worden.  Jedoch 
ist  das^  was  vom  Regierangsadel  gilt,  grofsentheils  auch  auf 
den  Verfassungsadel  anwendbar;  nnd  umgekehrt. 

2)  S.  zu  Ende  des  vorliegenden  Baches. 

8)  Wo  also  in  diesem  Hauptstucke  das  Wort:  Adel,  (ohne  weiteren 
Znsatz)  gebraucht  wird ,  ist  es  von  dem  Adel  in  der  juridischen 
Bedeutung  nnd  zwar  von  einem  erblichen  Regierungsadel  zu  ver- 
stehn.  Auch  das  Wort:  Erbadel  ist  hier  jederzeit  nur  auf  den 
Regterangsadel  zu  beziehn. 
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ser  Kaste  abstammen.  (^Jedoch  kann  durch  eine  Hdrath 
anch  der  eine  Ehegatte  in  die  Kaste  des  andern  herabstei* 
gen.3  Zur  Erwerbung  des  Erbadels  wird  wesentlich  nnr 
die  Abstammung  von  einem  adlichen  Vater  und  nicht  auch 
die  von  einer  adlichen  Mutter  erfordert ,  wenn  auch  die  po- 
sitiven Gesetze  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  machen 
können  und  nicht  selten  gemacht  haben.  Qn  diesem  Falle 
nähert  sich  ein  Erbadel  schon  mehr  einer  Kaste.  Eben  so 
beZiiehungsweise  in  dem  Falle,  — von  welchem  hier  nicht 
weiter  die  Rede  seyn  wird,  —  da  bestimmten  Familien 
bestimmte  Aemter  erblich  verliehen  sind.} 

Nicht  minder  verschieden  von  einander  sind  Staats- 
verfassungen mit  einem  Erbadel  und  diejenigen 
Staatsverfassungen,  welchen  eine  Kastenverfassung  zur 
Grundlage  dient.  —  In  den  Verfassungen  der  letzteren  Art 
ist  das  gesammte  Volk  in  Kasten  getheilt  und  gespalten. 
Diese  Verfassungen  beruhen  daher  insgesammt  auf  dem 
Principe  der  Vertheilung  der  Arbeiten  nach 
der  Verschiedenheit  der  Gegenstände  der  Ar- 
beit, wenn  sie  <iuch  dieses  Princip  auf  mehr  als  eine  Weise 
und  bald  vollständiger  bald  unvollständiger  in  Anwen- 
dung bringen  können.  (^In  Ostindien  findet  man  Völker- 
schaften ,  bei  welchen  es  eine  Unzahl  von  Kasten ,  —  oder 
so  viele  Kasten  als  Gewerbe,  —  giebt.  In  dieser  Bezie- 
hung hat  die  Kastenverfassung  einen  Lebenskeim  in  sich.3 
Dagegen  liegt  einem  Erbadel  d  i  e  Idee  zur  Grundlage,  dafs 
eine  einzelne  Arbeit  wegen  ihrer  besonderen  Wichtigkeit 
und  Schwierigkeit,  —  nämlich  die  Verwaltung  der  Staats- 
angelegenheiten ,  —  von  allen  übrigen  Arbeiten ,  (welche 
das  Verfassungsrecht  dieser  Staaten  dem  freien  Betriebe 
des  Volks  überlärst,3  auszuscheiden  und  einem  ge- 
wissen Stande  (oder  auch  zweien  Ständen)  erb- 
lich zu  übertragen  sey,  auf  dafs  diese  Arbeit  von 
den  Geschicktesten  und  Würdigsten ,  und  mithin  auf  das 
vollkommenste,  verrichtet  werde.  Zwar  ist  auch  diese 
Ausscheidung  der  für  den  Staat  zu  verrichtenden  Ar- 
beiten eine  Art  der  Vertheilung  der  Arbeiten.    Aber, 


es  isi^  namentlich  in  der  vorliegenden  Beziehang,  ein  Un«- 
terschied,  ob  ein  Theil  vom  Ganzen  oder  ob  das  Ganze 
in  Theile  gesondert  und  gespalten  ist,  —  ob  also  eine 
Staatsverfassung  mit  einem  Erbadel  oder  ob  die  Staats* 
Verfassung  eines   in  Kasten   getheiiten  Volkes  in  Frage 
steht.    Denn  eine  Verfassung  der  letzteren  Art  wird  alle- 
mal wegen  der  ihr  eigentbümlichen  Theilung    und  Spal* 
tang  des  Volks  den  Vorzug  der  gröfseren  Dauerhaftigkeit 
vor  einer  Verfassung  der  ersteren  Art  haben.    Und  zwar 
schon  deswegen ,  weil  sie  das  Princip  der  Vertheilung  der 
Arbeiten  konsequenter,    als  diese,  durchführt  und  mithin, 
mit  dieser  verglichen,  das   vollendetere    Kunstwerk  ist. 
Zugleich  verdankt  sie  ihrer  Konsequenz  den  Zusammen- 
hang, in  welchem  sie  mit  der  Idee  des  Schicksals  und 
durch  diese  Idee  mit  den  Religionsmeinungen  steht,  die 
sich  an  dieselbe  Idee  unmittelbar  anschliefsen ;  sie  verdankt 
also  ihrer  Konsequenz  eine  Stütze ,  deren  eine  Verfassung 
mit  einem  Erbadel  entbehrt.  >3     Sodann   aber  kommt  ihr 
jener  Vorzug  noch  aus  einem  andern  Grunde  zu.     Eine 
Verfassung  mit  einem  Erbadel  stellt  die  Minderzahl   der 
Mehrzahl,  einen  Stand,  den  Erbadel,  dem  Volke,  als  ei- 
nem Ganzen,  feindlich  entgegen.    Ueber  kurz  oder  über 
lang  mufs  es  zu  einem  Kampfe  zwischen  diesen  Partheien, 
zwischen  den  Bevorrechteten  und  den  Nichtbevorrechteten, 
kommen.     Die  Vorrechte  des  Adels  schmerzen  das  Volk 
um  so  mehr^  da  sie,  als  Ehrenvorrechte,  zugleich  Demü- 
thigungen  für  das  Volk  sind.     Auch  deswegen  sind  sie  für 
dieses  desto  schmerzlicher,  weil  ihm  der  Adel  in  anderen 
Beziehungen  zu  nahe  steht ,  als  dafs  es  sich  nicht  mit  ihm 
vergleichen  sollte.    Aber  so  ungleich  sind  die  Streitkräfte 
der  Partheien ,  dafs  der  Adel ,  selbst  wenn  er  zugleich  ein 
Verfassungsadel  ist,  *3  von  dem  Ausgange  dieses  Kampfes 


1)  Jedoch  ist  beuierkenswerih  ^  dafd,  vie  die  Gescliichtc  lehrt,  ei- 
nem Erbadel  fast  überall  auch  eine  mächtige  Hierarchie  zur  Seite 
stand. 

2)  In  diesem  Falle  nämlich  steht  er  entfernter  von  dem  Volke,  — 
kann  er,    als  die   herrschende  Körperschaft,    dem    Volke   einigen 
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sogar  das  Aeafserste  za  fürchten  hat,  wenn  er  sich  nicht 
eines  Bundesgenossen  versichert  hat,  d.  i^  wenn  er 
nicht  unter  dem  Schutze  eines  Monarchen  steht.  Wenn 
auch  der  Adel  der  Germanischen  Völker,  je  nachdem  es 
ihr  Interesse  mit  sich  brachte ,  bald  gegen ,  bald  für  die 
Krone,  insbesondere  während  des  Mittelalters,  Parthei 
nahm ,  so  war  und  so  ist  er  doch  in  d  e  m  8inne  der  ge- 
borne  Freund  der  Monarchie ,  dafs  er  nur  selten  oder  nur 
ausnahmsweise  dem  Königthume  an  und  für  sich  den  Krieg 
ankündigte.  In  der  Kastenverfassung  ist  die  Fortdauer 
des  Adels  dieser  Verfassung,  —  die  der  Ritterkaste  oder 
die  der  beiden  obersten  Kasten ,  —  nicht  eben  so  durch  die 
aufseren  Verhältnisse  dieses  Adels  bedroht.  Ihm  steht 
nicht  das  Volk  als  ein  Ganzes ,  sondern  gespalten  in  Ka- 
sten gegenüber.  Alle  Kasten  haben  denn  doch  zugleich 
ein  ihnen  gemeinschaftliches  Interesse  an  einer  Verfassung, 
welche  einer  jeden  einzelnen  Kaste  gewisse  Vorrechte, 
wenn  auch  der  einen  Kaste  diese ,  der  andern  andere  Vor- 
rechte, verleiht.  Auch  die  in  Kasten  gespaltenen  Völker 
haben  häufig  eine  monarchische  Verfassung.  (^Denn  die 
Kastenverfassnng  ist  eben  so  wohl  mit  der  Monarchie  als 
mit  der  Aristokratie  vereinbar.^  Aber  der  Ursprung  der 
Monarchie  ist  dann  in  dem  Verhältnisse  zwischen  den  ein- 
zelnen Mitgliedern  der  Ritterkaste  oder  in  dem  zwischen 
den  beiden  obersten  Kasten  zu  suchen.  ^  Nur  in  einer 


Erentz  filr  die  Vorrechte  leisten,  die  er  in  der  Eigenschaft 
eines  Regierungsadels  hat.  —  Doch  entstehen  dann  leicht  Kolli- 
sionen zwischen  dem  Interesse,  welches  der  Adel  in  der  einen, 
und  dem  ,  welches  er  in  der  andern  Eigenschaft  hat.  Z.  B.  In 
dem  Freistaate  von  Venedig  standen  die  einzelnen  JNobili  unter 
«iner  so  strengen  Vormundschaft ,  dafs  die  Verfassung  von  ihnen 
wenig  oder  nichts  zu  furchten  hatte.  Aber  diese  Vormundschaft 
verdammte  den  Vcnetianischcn  Adel  zugleich  zu  einer  Unmän> 
digkeit,  welche  seiner  Tauglichkeit  zum  Regieren  Eintrag  that. 
Als  daher  die  Französische  Revolution  auch  das  alte  und  ^eal-  . 
terte  Gebäude  dieses  Freistaates  erschütterte,  fehlte  es  an  Mänt* 
nero,  welche  dem  Sturme  gewachten  gewesen  warep. 
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Hinsicht  ist  eine  Staatsverfassung  mit  einem  Erbadel  we- 
gen ihrer  Fortdauer  gesicherter ,  als  eine  Staatsverfassung, 
welche  eine  Kastenverfassung  zur  Grundlage  hat.  Die 
letztere  ist  der  Gefahr  ausgesetzt ,  aus  Alterschwäche  dem 
ersten  besten  Feinde  zu  erliegen.  Ein  Erbadel  kann  und 
er  soll  von  Zeit  zu  Zeit  durch  einen  Zusatz  von  frischem 
Blute  verjüngt  werden. 

Jedoch  es  mag  die  eine  Verfassung  vor  der  andern 
oder  es  mögen  auch  beide  Verfassungen  ihre  Vorzüge 
vor  anderen  Verfassungen  haben,  (^welche  Staatsverfas- 
sung hatte  nicht  auch  ihre  guten  Seiten ?])  beiden  stehen 
gleichwohl  folgende  Gründe  entschieden  entgegen:  Beide 
sind  mit  dem  Grundsatze  der  rechtlichen  Gleichheit  schlecht- 
hin unvereinbar,  mit  einem  Grundsatze,  welcher  zugleich 
eine  Maxime  der  Politik  ist.  Beide  beschränken  die  Re- 
giemng  in  der  Freiheit,  die  Aemter  nach  Gefallen  zu 
vergeben.  Beide  lähmen,  indem  sie  die  Zahl  derer,  welche 
zum  Staatsdienste  rechtlich  befähigt  sind,  herabsetzen, 
selbst  in  diesen  den  VTetteifer,  welcher  zur  gehörigen 
Vorbereitung  auf  den  Staatsdienst  anspornt.  Beide  lassen 
sich  denn  doch  nur  durch  die  —  irrige  —  Voraussetzung 
rechtfertigen,  dafs  Geschick  und  Verdienst  eben  so  fort- 
erben oder  vererblich  gemacht  werden  können,  wie  ein 
Name.  Oder,  um  alle  diese  Sätze  in  einen  zusammen- 
zufassen, beide  sind  im  Irrthume,  weil  sie  ein  an  sich 
richtiges  Princip,  —  das  Princip  der  Vertheilung  der  Ar- 
beiten, —  zu  weit  verfolgen,  weil  sie  am  Ende  darauf 
hinauslaufen,  den  Unterschied  zwischen  der  moralischen 
und  der  physischen  Welt  aufzuheben. 

Gleichwohl  kommen  Staaten  mit  einem  Erbadel  nicht 
minder  häufig  in  der  Geschichte  vor,  als,  (wie  oben*)  ge- 
zeigt worden  ist,}  Staaten  mit  einer  Kastenverfassung. 
Die  Völker  Germanischer  Abstammung  hatten  schon  in 


*)  S.  den  Yorliegenden  Band  S.  189. 
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den  ältesten  Zeiten  einen  Erbadel  '3*  Derselbe  Stand 
tritt  auch  in  den  Staaten  der  Slavischen  Nation  schon 
frähzeitig  hervor.  Und  eben  so  scheint  bei  den  Keltischen 
oder  Gälischen  Völkern,  so  lange  diese  Völker  ihre  poli- 
tische Selbstständigkeit  zu  behaupten  vermochten,  ein 
Erbadel  mit  bedeutenden  Vorrechten  bestanden  zu  haben  *3* 
(^Also  bei  einer  jeden  der  drei  Hauptnationen,  welche 
nach  und  nach  aus  Asien  in  Europa  eingewandert  sind,  — 
bei  den  Kelten  oder  Galen,  bei  den  Germanen  und  bei 
den  Slaven  —  findet  man  einen  Erbadel.  Deutet  das  nicht 
darauf  hin ,  dafs  jene  Auswanderungen  mit  den  Kämpfen 
zwischen  den  Buddhisten  und  den  Verehrern  Brama's  in 
einem  geschichtlichen  Zusammenhange  standen?}  Auch 
der  Fall  kommt  in  der  Geschichte  vor,  dafs  an  die  Stelle 
einer  Adelskaste  mit  der  Zeit  ein  Erbadel  trat.  Das 
römische  Patriciat  war  ursprünglich  eine  Kaste,  eine 
Krieger-  und  Priesterkaste  zugleich.  Als  diese  Kaste  in 
dem  Kampfe  mit  den  Gemeinen  (^mit  den  Plebejern}  nach 
und  nach  fast  alle  ihre  Vorrechte  verloren  hatte,  entstand 
ein  neuer  Adel,  ein  Erbadel  in  der  oben  bestimmten  Be- 
deutung dieses  VTorts,  zu  welchem  alle  die  Familien  ge- 
hörten, deren  Ahnen  die  höchsten  Aemter  des  Freistaates 
bekleidet  hatten  '}•  Die  Gemeinen  hatten  also  nicht  gegen 
den  Adel,  sondern  nur  gegen  eine  Adelskaste  ge- 
kämpft. 

Da  nun  einerseits  die  Gründe,  welche  gegen  die  Kas- 
tenverfassung sprechen,  auch  gegen  einen  Erbadel  —  wenn 
auch  nicht  in  demselben  Grade  —  geltend  gemacht  werden 
können,  und  da  andererseits  Staatsverfassungen  mit  einem 


1)  Ttocit.  German  c.  12.  Von  der  Geschichte  dieses  Adels  gleich 
hernach  ausführlicher. 

2}  Jul.  Caesar  de  hello  Gall.  VI.,  13  ff.  Tacit.  Agricola  c.  12. 
Vgl.  Sprengel,  Geschichte   tou  Grofsbritanien.     Bd.  1. 

8)  Diese  familiae  nobiles  waren  nicht  minder  hochmüthig,  als 
früher  die  gentes  patriciae  gewesen  waren.  S.  die  Rede  des 
IKIariiis  b.  Salin  st:  de  hello  Jugurth.  c.  85. 
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ii^badd  nicht  seltener  als  Kaste&verfassungen  in  der  Ge*- 
schidite  sind,  so  ist  die  Fra^e,  welche  zu  Anfang  des 
vorigen  Hauptstnckes  wegen  der  Verfassungen  dieser 
Art  erörtert  wurde,  auch  in  Beziehung  auf  jene  Verfas^ 
saugen  zu  wiederholen, — wie  konnten  Staatsverfassungen 
mit  einem  Erbadel  entstehen,  wie  können  sie  sich  auf  die 
Dauer  erhalten,  da  sie  so  viele  Interessen  verletzen? 

Jedoch  die  Frage,  wie  solche  Verfassungen  entstehen 
können,  wird  schon  durch  das,  was  zu  Anfang  des  vorigen 
Hauptstücks  über  die  Entstehung  der  Kastenverfas«- 
s  u  n  g  bemerkt  worden  ist,  zur  Genüge  beantwortet.  Der 
EgCHsmus,  welcher  diejenigen  unter  sich  und  gegen  einen 
jeden  Dritten  vereiniget,  die  ein  und  dasselbe  besondere 
Interesse  haben  und  dann,  wenn  ihm  die  erforderliche 
Macht  zu  Gebote  steht,  die  Vorzüge  der  unter  dem  Verenie 
Begriffenen  in  Vorrechte  verwandelt,  mit  einem  Worte, 
der  KorporationsgeivSt  ist  die  Ursache,  dafs  nach 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  und  Umstände  hier  eine 
Jüistenverfassung ,  dort  ein  Erbadel  entstehen  kann  oder 
entstehen  mufs.  Derselbe  Geist  beurkundet  seine  Macht 
noch  in  mehreren  anderen  Fällen,  z.  B«  durch  den  Ein- 
flttfs,  den  er  auf  die  das  Familienrecht  betreffenden  Ge*- 
setze  oder  auf  die  Vorrechte  der  Inländer  vor  den  Aus-- 
iändem  hat. 

Aber  nicht  eben  so  kann  man  das  Bestehen  eines 
Erbadels  oder  die  Erhaltung  der  Vorrechte,  aufweichen 
sein  Daseyn  beruht,  auf  dieselben  Ursachen,  wie  die 
Fortdauer  einer  Kastenverfassung,  zurückfuhren. 
Eine  Kasten  Verfassung  hat  in  sich  seihst  einen  Hidt, 
theils,  weil  sie  sich,  alle  Verhältnisse  des  Lebens  gleich- 
sam durchdringend,  mit  der  gesammten  Denk-  und  Sinnes- 
art des  Volkes  identificirt,  theils  weil  sie,  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  ein  naturwidriges  Gesetz  aufdringend,  um 
entstehen  oder  bestehen  zu  können,  ein  ihr  entsprechendes 
Religionssystem  (^oder  die  Gesetze  der  übersinnlichen  Welt3 
zur  Stütze  haben  mufs.  Auch  kann  sich  eine  Kastenverfas- 
snng  desto  leichter   halten,   da   diejenigen,  welche  sich 
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gegen  die  beiden  obersten  Kasten  auflehnen  könnten,  selbst 
wieder  unter  sich  gespalten  sind*  —  Ganz  anders  und  weit 
ungunstiger  stellen  sich  in  der  vorliegenden  Beziehung  die 
Verhältnisse  eines  Erbadels.  Ein  Erbadel  murs  sich  auf 
sich  selbst  verlassen  können.  Selbst  dieStaatsverfas- 
sung  ist  fär  ihn  nur  eiue  unsichere  Stätze,  da  er  selbst 
ihr  zur  Stütze  dienen  soll.  Ihm  kann  das  Volk  als  ein 
Ganzes  feindlich  gegenüber  stehn.  Ihm  mufs  daher  eine 
Macht  eigenthümlicher  Art  zu  Gebote  stehn ,  wenn  er  auf 
die  Dauer  im  Stand  seyn  soll ,  seine  Vorrechte  gegen  die 
BegrifTe  des  Volks  zu  schützen. 

Die  Macht  aber,  welche  dieser  Forderung,  wo  nicht 
allein,  doch  am  vollkommensten  entspricht,  ist  die,  welche 
auf  einem  ansehnlichen  Grundbesitze  beruht,  mit 
andern  Worten,  vorausgesetzt .  dafs  es  überhaupt  oder  in 
einem  bestimmten  Staate  einen  Erbadel  geben  soll,  s  o  h  a  t 
dieNator  selbst  die  Eigenthümer  dergröfseren 
und  gröfsten  Grundstücke  —  oder  die  Grund- 
herren *),  —  für  diesen  Stand  ausersehn  *).  — 
Dafs  Reichthum  überhaupt  und  mithin  auch  der  grundherr- 
liche Reichthum  Macht  sey,  und  dafs  eine  Macht,  welche 
auf  dem  Reichthnme  beruht,  vererblich  sey,  versteht  sich 
von  selbst.  (^Mit  Gold  läfst  sich  Alles  kaufen.  Und  was 
ist  in  der  Welt  nicht  käuflich? 3  Es  fragt  sich  also  nur 
erstens,  ob  die  Macht  des  Reichthumes,  diese  als  die 
Grundlage  eines  Erbadels  betrachtet,  vor  einer  jeden  an- 
dern Macht ,  —  also  sowohl  vor  der  Macht ,  welche  auf 
überwiegenden  Kenntnissen  und  Einsichten,  (^z.  B.  auf  dem 
Besitze  einer  Geheimlehre,3  beruht ,  als  vor  der  Macht, 


1)  Ich  verttehe  hier  unter  Grandherren  nur  die  Besitzer  der  gröfseren 
und  grörsten  Grundstucke.  Einen  andern  Sinn  hat  das  Wort  im 
deutschen  Rechte.  S.  Bd.  III.  S.  162.  In  diesem  Sinne  wird 
das  Wort  auch  in  dem  vorliegenden  Hauptstücke  genommen 
werden,  da,  wo  von  der  Geschichte  des  Adels  deutschen  Ursprungs 
die  Rede  ist. 

2)  Also  —  der  gmndher rliche  Adel  ist  der  wahre  6e- 
h  urtsadel. 


167 

welche  durch  ausgezeichnete  Leistungen  im  Kriegsdienste 
erworben  wird,  —  den  Vorzug  habe,  und  zweitens^  da 
es  zwei  Arten  des  Reichthumes  giebt ,  den  Reichthum  der 
Besitzer  grofser  Grundstücke  und  den  der  grofsen  Kapi- 
talisten, (^mit  anderen  Worten,  den  grundherrlichen  und 
den  6eldreichtham,3  ob  ein  Erbadel  ^3  nur  an  jener  Art 
des  Reichthumes  eine  genügende  Stütze  habe.  Sowohl 
die  eine  als  die  andere  Frage  aber  ist  entschieden  zu  be- 
jahn.  —  Also  erstens:  Reichthum  ist  die  verglei- 
chnngsweise  vollkommenste  Grundlage  der 
Macht  eines  Erbadels.  Denn  eine  jede  andere  Grund- 
lage seiner  Macht  ist  hinfälliger,  ist,  was  ihre  Dauerhaft 
tigkeit  betrifft,  unsicherer.  Ist  ein  gewisser  Stand  oder 
sind  gewisse  Familien  dem  übrigen  Volke  an  Kenntnissen 
und  Einsichten  überlegen,  so  sinkt  dieses  Uebergewicht 
mit  der  Zeit  in  demselben  Verhältnisse,  in  welchem  bei  dem 
Volke  geistige  Bildung  Gemeingut  wird.  Beruht  das 
Uebergewicht  auf  dem  Besitze  einer  Geheimlehre,  so  ist  es 
der  Gefahr  ausgesetzt,  durch  die  Veröffentlichang  dieser 
Lehre,  auf  einmal  vernichtet  zu  werden  ^3.  Eben  so  kann 
die  Macht  eines  Kriegsadels  durch  eine  Veränderung  in 
der  Kriegskunst  gebrochen  werden  *).  Ueberhaupt,  dem 
Reichthume  steht  eine  jede  andere  Grundlage  der  Macht 
eines  Erbadels  schon  deswegen  nach,  weil  allein  der  Reich- 
thum schlechthin  —  d.  i.  ohne  Rücksicht  auf  die  Person-* 


1)  Also  —  die  Fragte  bezieht  sich  nur  auf  die  Grundlage  eines  Erb- 
adels. Das  Recht  der  Einzelnen,  an  der  Staatsverwaltung 
Theil  zu  nehmen,  kann  allerdings  schon  die  Folge  Ton  dem 
Besitze  eines  gewissen  Goldrcichthnmes  seyn.  Und  oft  ist  es 
von  der  Bedingung  eines  Census  abhängig  gemacht  worden. 
Z.  B.  in  Karthago  (Arist.  Polit.  II,  8)^  in  mehreren  Grie- 
chischen Freistaaten  (Nie buh r,  Rom.  Gesoh.  1^  114),  in  meh- 
reren Stadtgemeinden  Deutschen  Ursprungs. 

2)  Nach  einer  Nachricht,  die  uns  Pomponios  (1.  2  §.  6.  1  D.  de 
origine  juris)  aufbewahrt  hat,  wurde  auf  diese  Weise  das  Ansehn 
des  Römischen  Patriciats  —  vielleicht  zuerst  —  erschüttert. 

3)  Dem  Adel  der  Germanischen  Völker  wurde  durch  die  Einfuh- 
rung des  Feuergewehrs  eine  Wunde  beigebracht,  die  nie  völlig 
geheilt  hat. 
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lichkeit  der  Nachfolger  —  vererblich  ist  —  Zweitens: 
Unter  den  beiden  (^oben  erwähnten^  Arten  des 
Reichthames  hat  der  grundherrliche  Reich- 
thnm,  als  Grundlage  eines  Erbadels,  entschie- 
den den  Vorzug  vor  dem  Geldreichthume.  Der 
grundherrliche  Reichthum  ist  bei  weitem  nicht  in  demr 
Grade,  wie  der  Geldreichthum ,  von  der  Gefahr  bedroht, 
durch  Unfälle  verringert  zu  werden ,  oder  selbst  gänzlich 
unterzugehn  '},  Es  steht  in  der  Macht  der  Gesetze,  den 
Grundreichthum  gewissen  Familien  für  immer  zu  erbalten  ^3* 
Dieser  Reichthum  behält  überdiefs  immer  und  ewig  den- 
selben relativen  Werth.  Denn  nach  den  Kruchtpreisen  oder, 
was  dasselbe  ist,  nach  den  Geldpreisen  der  Landgüter  '3 
richtet  sich  der  Tauschpreis  der  Waaren  überhaupt.  (^Wenn 
z.  B.  vor  tausend  Jahren  das  Haupt  einer  Vamilie  von  den 
der  Familie  gehörenden  Grundstücken  —  von  dem  Stamm- 
gute —  ein  Einkommen  bezog,  welches  zu  einem  standes- 
mäfsigen  Auskommen  hinreichte,  so  ist  das  Einkommen, 
welches  das  jetzige  Haupt  der  Familie  von  demselben 
Stammgute  bezieht,  vorausgesetzt,  dafs  dieses  Gut  bei  der 
Familie  geblieben  ist,  zu  demselben  Zwecke  eben  so  hin- 
reichend, wie  vor  tausend  Jahren,welche  Veränderungen  sich 
auch  inmittelst  mit  denGeldpreisen  zugetragen  haben  mögen.) 
Auch  der  Vorzug  dürfte  dem  grundherrlichen  Reichtbume 
im  Verhältnifs  zu  dem  Geldreichthume,  beide  als  Grundlage 
eines  Erbadels  betrachtet,  zuzuschreiben  seyn,  dafs  jener 
seinem  Besitzer  zu  einem  entschiedenem  oder  wenigstens 


1)  Eine  Handlung^  kommt  selten  auf  die  vierte  Generation.  -*  Der 
Ertrag  einer  Fabrik  ist  den  Schwankungen  des  Begehree  und 
des  Angebotes  unterworfen.  >—  Wer  sein  Geld  in  zinsbaren 
Darlehen  anlegt,  dem  bleibt  bei  einer  Erschütterung  des  Kredits 
oft  weiter  nichts  als  Papier. 

8)  Denn  sie  können  das  Grnndeigenthum  —  in  mehr  als  einer  Form 
—  für  unTeräufserlicb  erklaren.  Auch  stehen  ihnen  die  Mittel 
ca  Grebote,  eine  solche  Erklärung  wirksam  zn  machen* 

Z)  Von  diesen  ist  hier  äberhau|it  allein  die  Rede.  Gebäude  sind  in 
der  vorliegenden  Beziehung  dem  beweglichen  Gute  gleich  zu 
achten. 
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zu  einem  bleibendem  Einflösse  auf  das  Schicksal  Einzelner^ 
als  der  Geldreichthum,  verhilft.    Denn  alle  Rechtsverhält- 
nisse nehmen  etwas  von  der  factischen  Beschafi'enheit  ihrer 
Ursache  an  ').    Endlich,  —  der  zwar  der  Stellung  aber 
nicht  dem  Gewichte  nach  letzte  Grund !  —  bei  der  Beur- 
theilung  des  gröfseren  oder  geringeren  Werths,  welchen 
die  eine  Grundlage  der  Macht  eines  Erbadels ,  verglichen 
mit  einer  andern,  hat,  ist  das  allemal  eine  Hauptfrage, 
welche  von  diesen  Grundlagen  für  die  Tüchtigkeit  und 
Würdigkeit  eines  Erbadels  zur  Verwaltung  der  öffentlichen 
Angelegenheiten    die    vollkommenste    Bürgschaft    leiste. 
Auch  in  dieser  Beziehung  aber  verdient  der  grundherrliche 
Reicbthum  vor  dem  Geldreichthume,  ja  vor  einer  jeden  an- 
dern  Grundlage  der  Macht  eines  Erbadels  den  Vorzug. 
Denn  so  wie  das  Interesse  des  Landes  schon  mit  dem  Pri- 
vatinteresse der  Grundeigenthümer  überhaupt  eben  so 
genau  als  unzertrennlich  verbunden  ist,  so  kann  diese  Ein- 
heit des  einen  und  des  andern  Interesses  am  wenigsten 
von  denen  verkannt  werden  oder  unbeachtet  bleiben,  welche 
in  dem  Besitze  der  gröfseren  Grundstücke  sind.    Kein  Un- 
glück kann  über  das  Land  kommen ,  das  nicht  am  Ende 
die  Grundeigenthümer  des  Landes,  und  insbesondere  die 
Eigenthümer  der  gröfseren    Grundstücke,  träfe.    Diesen 
frommt  umgekehrt  alles  das ,  was  dem  Lande ,  als  einem 
Ganzen,  Vortheil  bringt.     Eben  so  können  sie  nicht  so 
leicht,  wie  andere  Einwohner  des  Landes  und  namentlich 
wie  die  Kapitalisten,  auswandern  ^J.     Auch  fesselt  der 


1)  Diese  Ur«ache  ist  in  dem  einen  Falle  das  Elgenthiim  an  unbe- 
weglichem, in  dem  andern  Falle  das  Eigenthara  an  beweg- 
lichem Gute.  —  Uebrigens  läfst  sich  derselbe  Vorzug  noch 
auf  mehrere  andere  Grunde  stutzen.  Die  Geschichte  der  Staaten 
Deutschen  Ursprungs  ist  in  dieser  Beziehung  besonders  belehrend. 

2)  Ich  verstehe  hier  unter  Kapitalisten  nur  die,  deren  Kapitalien 
in  Geld  bestehn.  —  Eine  merkwürdige  Folge  Ton  dem  Schnl- 
denwesen  der  Europäischen  Staaten  ist  die,  dafs  die  Staatsschul- 
den die  Kapitalisten  in  Weltburger  Yerwandelt  —  kosmopoliti- 
sirt   •—  haben.    Die  Kapilalisten   können   ihr  Geld  äberall,  bei 
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Grundbesitz  das  Gern  fit  h  an  die  Stelle,  wo  der  Gegen- 
stand dieses  Besitzes  liegt.  Wie  könnte  also  ein  grand- 
herrlicher Adel  sein  Interesse  von  dem  des  Landes  schlecht- 
hin trennen?  oder  wie  sollte  nicht  ein  solcher  Adel  anf 
alle  Art  und  Weise  bedacht  seyn ,  das  Beste  des  Landes 
durch  die  besten  Mittel  zu  befördern  ? 

Der  Adel  der  Germanischen  Völker  war  ursprünglich 
ein  grundherrlicher  Adel ;  und  auch  jetzt  noch  hat  er  im 
Ganzen  diese  Eigenschart  *^.  Da  uns  tiberdiefs  vorzugs- 
weise der  Adel  dieser  Völker  interessirt,  so  werde  ich 
die  Aufgabe  des  vorliegenden  Hauptstücks  von  nun  an 
murin  Beziehung  auf  diesen  Adel  erörtern.  (^Vielleicht 
war  der  Erbadel  überall,  wo  er  in  der  Geschichte  vorkommt, 
dieses  Ursprungs ,  wenn  es  auch ,  aus  Mangel  an  Nach- 
richten, nicht  immer  möglich  ist,  diese  Vermuthung  in  Ge- 
wifsheit  zu  verwandeln.) 

Die  Geschichte  des  Deutschen  Adels  beginnt  mit  der 
geschichtlichen  Urzeit  der  deutschen  Nation ,  d.  i.  mit  der 
Zeit ,  bis  zu  welcher  die   ältesten  genaueren  Nachrichten 


einem  jeden  Staate,  olingefähr  mit  gleicher  Sicherheit  anlegen. 
Sie  können  in  einem  jeden  Augenblicke  auswandern  und  ihr 
ganzes  Vermögen  in  einem  Taschenbuche  mit  sich  nehmen.  Sie 
sind  die  wahren  Philosophen.  Denn  ihr  Wahlspruch  ist:  Omni« 
mea  mecum  porto!  Ganz  anders  ist  die  Lage  der  KapitalUteo, 
welche  ihr  Geld  im  Lande  angeliehen  haben. 
^)  Jedoch  zur  Ausbildnng  dieses  Adels  haben  auch  andere  Ur- 
sachen mitgewirkt.  (So  durften  sich  die  verschiedenen  Meinoo- 
gen,  welche  über  den  Ursprung  dieses  Adels  geäufsert  worden 
sind,  mit  einander  Tereinigen  lassen)  —  Vgl.  Hüll  mann  Ge- 
schichte des  Ursprungs  der  Stände  in  Deutschland,  II.  Aufl. 
Berlin  1*'?9.  Rausch  nick,  Geschichte  des  Deutschen  Adels. 
Dresden  1830.  f.  4.  Ildch.  12.  Thierbach,  über  den  Germa- 
nischen Erbadel,  Gotha  1835.  t.  Savigny,  Beitrag  znrRechia- 
geschichte  des  Adels  im  neueren  Europa.  Berlin  183f».  y.  Fürth, 
die  Ministerialen.  Köln  18S6.  —  Die  im  Texte  folgenden  An- 
deutungen über  die  Geschichte  des  Adels  der  Germanischen 
Völker  beziehen  sich  zwar  vorzugsweise  auf  den  Adel  Deutch- 
lands.  (Ohnehin  fehlt  es  uns  an  einem  Werke  über  die  Geschichte 
des  Adels  bei  den  Völkern  Germanischer  Abstammung  über- 
haupt). Jedoch  war  der  Adel  bei  allen  diesen  Völkern  oIing;^e- 
fähr  desselben  Ursprungs. 
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von  dem  ältesten  Zastunde  der  Nation ,  die  auf  uns  ge<- 
kommen  sind,  —  die  Nachrichten  bei  Tacitas  ^},  —  hin- 
aufreichen. So  anvollkommen  und  unvollständig  auch 
diese  Nachrichten  sind ,  so  kann  man  doch  aus  denselben 
mit  genügender  Gewifsbeit  abnehmen,  dafs  es  schon  da- 
mals bei  den  Deutschen  einen  Erbadel  gab  '3*  Dieser 
Adel,  welcher  aus  den  Besitzern  der  grörseren  und  gröfsten 
Grnndherrschaften  bestand  ^3?  ^^  ^^^^  ^^  Beziehung  auf 
die  Grundlage  seiner  Macht  ein  grundherrlicher  AdeL 
Die,  welche  zu  diesem  Adel  gehörten,  wurden  vielleicht 
schon  damals,  gewifs  aber  in  spätem  Zeiten,  Landherren 
(^domini  terrae^^  Edle  oder  edle  Herren ,  (^viri  illastres,3 
und  Dynasten  genannt.  Ihre  Vorrechte  bezogen  sich  sowohl 
auf  den  Friedens-,  als  auf  den  Kriegsbefehl  ^3-  ^i^  ^ns 
Tacitus  ausdrücklich  berichtet,  gingen  die  Vorrechte  dieses 
Adels  auf  die  Nachkommen  über '3*  Das  brachte  dieGrund- 


1)  Bei  der  Aofilegang  direcr  Naclirichten  hat  mttn  besonders  folgende 
zwei  Regeln  nicht  aus  den  Augen  su  Terlieren.  1)  Man  deate 
die  Worte  in  dem  Sinne,  in  welchem  sie  ein  .Römer  nehmen 
rnnfste.  2)  Man  erläutere  die  Nachrichten  aus  dem  späteren  Zu- 
stande Deutschlands  und  der  Deutschen  Nation.  Bei  einem  Volke 
das  vom  Ackerbau  lebt,  haben  im  natürlichen  Laufe  der  Dinge 
alle  Verhältnisse  den  Charakter  der  Beständigkeit. 

2)  Die  hier  einschlagenden  Stellen  der  Germania  des  Tacitus  stehen 
in  den  Kapiteln  7.  11—13.  25. 

S)  Das  ergiebt  sich  aus  dem  gesammten  Baue  der  ältesten  Deut- 
schen StaatRTerfassnngen.  Vergl.  Montag,  Geschichte  der 
Deutschen  stnatsburgerlicben  Freiheit.  Und  meine  Abhandlung. 
Der  Kampf  des  Grundeigenthums  mit  der  Grundherrliehkeit. 
Heidelberg  1830.  —  Wie  hätten  auch  sonst  die  vom  Adel,  die 
Principes,  ein  zahlreiches  Gefolge  (s.  Tacit.  German.  c.  18) 
unterhalten  können  ?  Der  Grund  und  Boden  war  übrigena  schon 
damals  sehr  ungleich  Tertheilt.    S.  ebend.  c.  25. 

4}  Auf  den  Friedensbefehl.  —  Sie  hatten  auf  Landtagen  das 
Recht  der  Yorberathung;  geringfügigere  Sachen 'wnrden  sogar  von 
ihnen  allein  entschieden.  Sie  waren  in  den  Land-  und  Gau« 
gericbten  die  Richter.  Tacit.  1.  1.  c.  11.  12.  S.  auch  Hinc- 
mar  de  ordine  palatii.  —  Auf  den  Kr iegsbefehl.  Ans  ihnen 
wurden  die  Heerführer  genommen.    Ebend.  c.  7  und  13. 

5)  Insignis  nobilitas  (d.  i.  nach  Römischen  Sprachgebrauche  ein 

Zachariä,  rom  Staate,    VI.  11 
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läge  dieser  Yerreehte  tun  so  mehr  mit  sich,  da  das  alt- 
deütsehe  Recht  einer  jeden  einzelnen  Familie  der  bleibende 
Besitz  ihres  Stammgutes  verbürgte  '3*  Jedoch  ist  alles 
dieses  nicht  so  zu  verstehn,  oder  zu  deuten,  als  ob  der  Adel 
jener  Zeit  durch  eine  gesetzliche  Scheidelinie  scharf  von 
den  übrigen  Grundherren  gesondert  gewesen  wäre.  Ein 
BÖ  bestimmtes  Verfassungsrecht  lag  nicht  in  dem  Cha- 
rakter des  Zeitalters.  Auch  beruhte  die  Macht,  welcher  der 
Adel  seine  Yorret^hte  verdankte,  nur  auf  dem  v  er  gl  ei - 
chungsweise  gröfsern  Umfange  seiner  Besitzungen '3 • 
•^  Dieser  älteste  Deutsche  Adel  war  übrigens  ohngefähr 
das,  was  jetzt  der  s.  g.  hohe  Deutsche  Adel  ist,  wie  er 
aneh  mit  diesem  Adel  in  einem  geschichtlichen  Zusammen- 
hange steht  '3*  ^^^  ^^^  ^^^  ^^^^  weiter  nicht  die  Rede 
seyn.  Die  Geschichte  dieses  Adels  ist  die  der  Deutschen 
Rechtsverfassung  überhaupt. 

Zu  diesem  ältesten  Deutschen  Adel  kam  in  der  Folge, 
—  als  in  dem  westlichen  Europa  eine  neue  Welt  aus  den 
Trümmern  der  alten  hervorgegangen  war,  ([oder  nach  der 
s.  g.  grofsen  Völkerwanderung  ,3  —  nach  und  nach  ein 
an  d  erer  Adel  hinzu.    Auch  dieser  Adel  war  seinem  Ur- 


Adel,  der  sich  Ton  einer  Reihe  adlicher  Ahnen  hcrschreibt,)  aut 
magna  palrum  merita  (d.  i.  der  Verdienstadel)  principis  digna- 
tionem  etiam  adolesGentulis  atiig^ant.  Tacit.  1.  1.  c.  18. 

1)  Auch  in  dieiem  Falle  war  mit  dem  Erbadel  eine  mächtige 
Hierarchie  gepaart.    S.  Tacit.  1.  l.  c.  11.  13. 

2)  Aach  damals,  wie  in  spateren  Zeiten,  geschah  es,  dafs  die  eine 
Familie  stieg,  eine  andere  sank.  Gar  manche  adliche  Familien, 
die  jetsrt  zu  dem  niederen  Deutschen  Adel  gerechnet  werden, 
gehörten  einst  zu  dem  ältesten  (oder  zu  dem  hohen  j  Deutschen 
Adel.  —  Doch  mufs  das  Herkommen  schon  damals  ziemlich 
genau  bestimmt  haben,  welche  einzelne  Familien  zum  Adel  ge- 
hörten. Denn  die  Vorrechte  des  Adels,  deren  Tacitus  gedenkt^ 
waren  gröfstentheils  Vorrechte  der  Korporation  des  Adels. 

S)  In  Deutschland  möchten  die  meisten  regierenden  Hänser,  auch 
mehrere  standesherrliche  Geichlechter  von  diesem  ältesten  Deut- 
schen Adel  abstainmeli ,  wenti  sie  auch  ihre  Genealogie  nicht  eo 
weit  saruckföhron  können. 
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spränge  nach  ein  gmüdherrilehet  Adel  ^3-  Ihn  bildeten 
mit  der  Zeit  die  Besitzer  der  Grandherrschaften ,  welche^ 
wenn  lauch  nicht  so  bedeutend,  wie  die  der  Landherren 
oder  Dynasten,  doch  noch  immer  bedeutend  genüg  waren, 
um  ihren  Besitzern  ein  entschiedenes  Uebergewicht  aber 
die  Besitzer  der  kleineren  and  kleinsten  Landgüter  za 
geben.  —  Keime  dieses  Adels  lagen  gewifs  schon  in  dem 
froheren  Zustande  der  Nation.  Der  Grund  und  Boden  war 
in  Deutschland  so  ungleich  vertheilt,  auch  die  Grandherr- 
schaften waren  (^stufenweise3  von  so  verschiedener  Gröfse, 
dafs^  als  sich  jener  älteste  Deutsche  Adel  vom  Volke  losrifs^ 
noch  immer  Grundherren  übrig  bleiben  mufsten,  welche, 
obwohl  an  Macht  den  Landherren  nahe  stehend,  dennoch 
an  den  Vorrechten  jenes  Adels  keinen  Antheil  hatten.  Auch 
m  den  Provinzen  des  VTeströmischen  Reichs,  in  welchen 
von  Deutschen  Völkerschaften  neue  Staaten  gestiftet  wor- 
den ,  warde  der  Grund  und  Boden  nicht  planmäfsig^  und 
mithin  nicht  gleichmäfsiger  unter  die  Eroberer  vertheilt 
^i4er  von  denselben  in  Besitz  genommen*  In  dem  ganzen 
G^nianischsn  Europa  also  gab  es  Elemente  zur  Entstehung 
jeJues  zweiten  Adels,  welcher  in  der  Folge  der  niedere 
Adel  (^oder  auch  die  Bitterschaft 3  genannt  wurde. 
Jedoch  es  kam  mit  der  Zeit  noch  eine  andere  Ursache  hin- 
zu, welche,  so  wie  sie  die  Zahl  der  Grundherrschaften  des 
zweiten  Ranges  vermehrte,  so  auch  den  Besitzern  dieser 
Grundherrschaften  zu  gewissen  Vorrechten  theils  unmittel- 
bar theils  mittelbar  verhalf.  Der  Kriegsdienst  za 
Rofs  erhielt  in  dem  Germanischen  Europa  fast 
überall  den  Vorzug  vor  dem  zu  Fufs  ^3*  Da  waren 


J)  Daher  haben  in  Deutschland  die  alteaten  Familien  dea  niederen 
AdeU  ihre. Namen  in  der  Regel  Ton  einem  bestimmten  Orte, 
Ton  einer  Grondherrschaft.  Selbst  die  Ausnahmen  tob 
dieser  Regel,  —  da  sich  der  Name  z.  B.  auf  ein  Hofamt  besieht^ 
wie  bei  den  Familien  von  Marschal,  von  Schenk,  von  Trnchsefs, 
*—  stehen  doch  mit  dem  Grund eharakter  des  Deutschen  niedem 
Adels  in  einem  gemriasen  Zusammenhange. 

2)  Die  grofsen  politischen  Folgen,  welche  dies«  Veränderiiag  hatte» 
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nunmehr  nur  die  Besitzer  der  vergleiclmti^sweise  gröfseren 
Grnndherrschaften  oder  die  der  Grundherrschaften  zweiten 
Ranges  im  Stande,  den  Aufwand  für  ihre  Ausrüstung, 
welcher  ihnen  selbst  zur  Last  fiel,  zu  bestreiten,  und 
mithin  —  in  Gemäfsheit  der  Grundsätze  des  altdeutschen 
Rechts  *)  —  ihre  persönliche  Freiheit,  so  wie  die  Frei- 
heit ihrer  Grundstücke  von  Frohnen  und  Zinsen  zu  retten. 
Dieselbe  Veränderung  hatte  noch  eine  andere  nicht  min- 
der wichtige  Neuerung  zur  Folge,  —  die  Entstehung 
neuer  gröfserer  Grundherrschaften  oder  neuer  Rittergüten 
Wenn  es  an  einem  Orte  an  einem  Grundherrn  fehlte,  welcher 
die  Kosten  seiner  Ausrüstung  selbst  zu  bestreiten  vermocht 
hätte,  so  mufsten  mehrere  Grundherren,  deren  Besitzungen 
einander  nahe  lagen,  oder  auch  die  sämmtlicben  Einwohner 
eines  Dorfes  ^3  zusammentreten,  um  einen  Reitersmann 
auf  gemeinschaftliche  Kosten  zu  stellen  '])•  Diesen  Stell- 
vertreter hatten  diejenigen,  welche  er  vertrat,  billig  noch 
uberdiefs,  durch  Frohndienste,  oder  durch  Zahlungen  in 
Früchten  oder  in  Geld,  zu  entschädigen.  Und  da  ohnehin 
die  Wahl  dieses  Stellvertreters  in  der  Regel  auf  den  reich- 
sten Grundherrn  der  Umgegend  oder  des  Orts  fallen  mufste, 
und  da  sich  überhaupt  auf  dem  Lande  alle  Rechtsverhält- 
nisse leicht  in  ständige  verwandeln,   so  mufste  sich  auf 


sind  ein  neues  Beispiel  Ton  der  politischen  Wichtigkeit  des 
Pferdes.  —  Die  Hauptaraache  dieser  Veränderung  lag  wohl  in 
der  weit  gröfseren  Ausdehnung  der  neuen  Staaten. 

1)  Nach  welcher  sich  Kriegsdienstpiiichtigkeit  —  der  Besitz  eines 
ächten  Eigenthumes  —  persönliche  Freiheit  —  gegenseitig  be- 
dingten     Vgl    Montag  in  dem  a.  W. 

2)  Oder  beziehungsweise  die  säipnitlichen  Mitglieder  einer  Bauer- 
Schaft,  d.  i.  einer  Gemeinde,  welche  (wie  s.  B.  in  dem  ehe- 
maligen Westphälischen  Kreise)  aus  den  Besitzern  Tereinzelt 
stehender  und  Ton  dem  zu  einer  jeden  einzelnen  Wirthschaft  ge- 
hörenden Lande  umgebenen  Höfe  besteht.  Von  mehreren  Ritter- 
gütern in  Westphalen  läfst  es  sich  sogar  geschichtlich  nach- 
weisen, dafs  das  jetzige  Rittergut  vormals  der  Haupthnf  der 
Ranei nschaft  war.'    Vgl.  Kindlinger,  Munster.  Beiträge  etc. 

3)  Vgl.  die  Capitalaria  Caroli  M.  von  den  J.  807.  811.  812  das  Ca- 
pitnlare  Caroli  CaWi  v.  J.  659. 


diese  Weise  die  Zahl  der  Grandherrschaften  (^oder  Ritter- 
gnter^  vermehren,  welche  ihrem  Umfange  und  ihrer  recht- 
lichen Eigenschaft  nach  den  Herrschaften  der  Landherren 
nahe  standen.  Dagegen  verminderte  sich  aus  denselben 
Ursachen  die  Zahl  der  übrigen  Freigüter  und  die  der  übri- 
gen Freien  immer  mehr  ^3  —  Jedoch  alle  diese  Verän- 
derungen würden  noch  nicht  die  Entstehung  eines  zweiten 
grundherrlichen —  des  jetzt  sogenannten  niedern —  Adels, 
diesen  als  einen  persönlich  und  erblich  bevorrechteten 
Stand  betrachtet,  zur  Folge  gehabt  haben,  wenn  nicht  noch 
eine  andere  Qenen  Veränderungen  übrigens  verwandte} 
Ursache  hinzugekommen  wäre.  Der  Kriegsdienst  zu  Rofs 
wurde  mit  der  Zeit  eine  Kunst,  d.  i.  ein  Beruf,  zu  welchem 
man  sich  kunstmäfsig  vorbereiten  mufste.  Da  verei- 
nigten sich  nun,  —  wie  es  der  Geist  des  Mittelalters  mit 
sich  brachte,  eines  Zeitalters,  welches  den  iSchutz,  den  die 
Einzelnen  nicht  vom  Staate  zu  hoffen  hatten,  durch  Privat- 
böndnisse  zu  ersetzen  suchte,  —  die  Meister  und  Lehrer 
dieser  Kunst  in  dem  ganzen  germanischen  Europa  zu  einer 
Zunft,  welche  den  Namen  der  Ritterschaft  Q&  chevalerie, 
the  chivairyj  führt.  Nun  liegt  es  aber  in  dem  Charakter 
einer  jeden  Zunft,  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  dem 
Interesse  der  Zunftgenossen  möglichst  zu  beschränken. 
Auch  die  Ritterschaft  also  beschränkte  die  Aufnahme  neuer 
Mitglieder  sehr  bald  auf  diejenigen,  welche  von  Ritterart 
waren,  d.  i.  auf  diejenigen,  welche  von  einem  ihrer  Zunft- 
genossen abstammten.  Hiermit  hatte  sie  aber  den  ent- 
scheidenden Schritt  gethan,  welcher  die  Verwandlung  der 
Ritterschaft  in  einen  persönlichen  und  erblichen  Adel,  — 
in  den  jetzt  sogenannten  niederen  Adel,  —  zur  Folge 
haben  mufste.  Denn  die  Theilnahme  an  den  Vorrechten, 
welche  die  Ritterschaft  als  eine  Körperschaft  hatte,  oder 


1)  Zumal  da  sich  Viele,  um  in  den  nnrahigen  Zeiten  de«  MitteU 
altere  eines  besonderen  Schutzes  thcilhiift  zu  werden,  freiwillig 
iu  die  Hörigkeit  begaben.  Schon  in  den  Zeiten  Karls  desGrofsen. 
S.  Capit.  Caroli  Mg.  v.  J.  805.  —  Dieselbe  Gunst  der  Zeitum- 
stände  wurde  von  allen  Land-  und  Grnndherren  benutzt. 


von  nun  an  erwarb,  —  oder  die  Aufnahme  in  die  Ritter-^ 
Schaft,  —  hing  von  nun  an  nur  von  der  Bedingung  ab,  dafs 
der  Vater  zu  dieser  Zunft  gehörte  oder  gehört  hatte.  Und 
da  der  Sohn  gewöhnlich  den  Beruf  des  Vaters  ergrifT,  so 
mufste  sich  auch  die  Idee  der  Erblichkeit  von  selbst 
mit  jenen  Vorrechten  verbinden.  Noch  kamen  dieser  Um-^ 
gestaltung  der  Ritterschaft  in  einen  Adelsstand  zwei  be^ 
sondere  Ursachen  zu  Statten,  —  das  Lehenwesen  und  das 
Verhältnifs  des  Adels  zum  Stande  der  Stadtburger.  In 
allen  den  Staaten,  welche  eine  mehr  oder  weniger  ausge-* 
bildete  Lehnsverfkssung  hatten  ^  stand  diese  Verfassung 
mit  der  Ritterschaft  in  dem  Zusammenhange,  dafs  die 
Lehnsmannschaft  zugleich  eine  Eonföderation  ^ur  Erhalt 
tung  und  Vertheidigung  der  Rechte  der  Ritterschaft  oder 
des  Adels  war  ^').  In  allen  Germanischen  Staaten  aber 
bewirkte  die  zwischen  dem  Adel  und  dem  Bürgerstande 
herrschende  Spannung  und  Eifersucht,  dafs  sich  jener 
Stand  von  diesem  mehr  und  mehr  absonderte ,  dafs  jener 
Stand  auf  seine  Abstammung  ein  desto  entscheidenderes 
Gewicht  legte  ^y  Als  nun  das  Ritterwesen  mit  der  Zeit 
in  Verfall  gerieth,  warf  der  aus  der  Ritterschaft  hervor« 
gegangene  (^niedere^  Adel  die  Schale  von  sich ,  nur  den 
Kern  beibehaltend.  Es  stand  ein  neuer,  ein  Geburts- 
adel da,  zu  welchem  alle  die  gehörten,  die  von  einem 
adlichen  —  nach  dem  älteren  Rechte  —  ebenbärtig^en 
Vater  abstammten ').  —  Eins  der  ältesten  jener  Vorrechte 
war  das  Recht,  dafs  Rittergüter,  d.i.  Güter,  welche  mitRit- 
tardiensten  zu  verdienen  waren,  nur  von  denen  erworben 
werden  konnten,  welche  von  Rittersart,  d.  i.  entweder 
selbst  Zunftgenossen  oder  Nachkommen  eines  Zunftge^ 


1)  DarBUB  eind  die  Yielen  oblationet  in  feudum  zu  erklären. 

9)  Zumal  da  die  Vorfahren  dea  Burg^rsUndcs  %u  einem  guten 
Theile  hörige  Leute  gewesen  waren. 

8)  Jedoch  kommen  noch  im  IS.  Jahrhunderte  Beispiele  vor,  dafa 
Grundherren  (oder  Eittergutsbesitser) ,  welche  ihre  Grundherr"^ 
Schaft  Teraufserten ,  aqch  den  Adiftlstitel  ablegteii. 


nossen  waren  '3*  Zugleich  war  dieses  Recht;  sowohl  im 
sich  als  wegen  seiner  Folgen,  d.  i.  wegen  der  Sftener- 
freibeit  der  Rittergüter,  wegen  des  privilegirten  Gßricht^- 
Standes  nnd  wegen  der  Landtagsfäbigkeit  der  Ritter- 
gutsbesitzer das  wichtigste  oder  eines  der  wichtigsten 
ritterschaftlichen  Vorrechte  *}'  ^^^  gelangte  zwar  in 
der  Folge,  wenigstens  in  Deutschland,  auch  der  Bürger- 
staiid  zu  der  Rechtsfähigkeit,  Rittergüter  mit  djsnselften 
Vorrechten,  wie  der  Adel,  zu  besitzen  '3*  ^^^^  w^der 
diese  Neuerang,  noch  die  schon  obep  erwähnte,  dafs  man 
ven  Adel  seyn  konnte,  ohne  eine  Grundherrschaft  zu  be- 
sitzen und  ohne  von  einer  Grimdherrschaften  j[)esitzenden 
Famihe  abzustammen,  vernichtete  die  ursprüngliche  Grund- 
lage und  Eigenschaft  des  niederen  Adels,  als  eines  g  r  u  n  d  - 
herrlichen  Adels.  Die  bürgerlichen  Rittiergutsbesitzer 
wurden  nur  als  solche  dem  Geburtsadel  gleichgestellt  ^3' 
Der  nicht  begüterte  ([niedere^  Adel  nahm  nw  an  gewis- 
sen Adelsrechten  Theil. 

Der  Adel  der  Germanischen  Völker  hatte  also  von 
jeher  <nnd  er  hat  mit  gewissen  Einschränkungen  auch  jetzt 


1)  „Alle,  die  Dicht  yctn  Aitter^vt  aivA,  sollen  ^ea  LelmrechU  ^f- 
|)eo/^  S.  Auct.  ?et.  de  benef.  S*  4*  J-  f^ud.  Sax.  Art  2.  J.  F* 
Alem*  Cap.  1.  $.  4.  5. 

2)  Selbst  die  KapiteUstatate ,  welche  die  S(ift»f&higlceit  auf  des 
Adel  lieschränkten,  etanden  ;iiit  dioffem  Vorrechte  ipi  Z^M^nnffieo« 
k^nge,  f}ean  .die  Kapitel  Terdaakten  ihre  Aasstattan^  grdr«teii- 
theiU  den  ritterschaftlicbon  oder  adlicheo  Familien. 

3)  Anfangs  nar  durch  die  Gunst  der  Lehns-  oder  Landesherren. 
(Dann  wurde  bei  der  fielehnung  zugleich  der  Umfang  der  ^deU« 
rechte  -bestimmt,  welche  dem  bürgerlichen  Gutsbesitzer  zostehen 
sollten.  S.  z.  B.  Ludwig,  Beliquiae  Mstornm.  T.  X.  Lib. 
VII  n.  2).  Dann,  damit  der  ßurgerstand  die  Einsprache  des  Adels 
desto  weniger  zu  befürchten  hatte,  durch  kaiserliche  Privilegien ; 
endlich  durch  die  Landesgesetze. 

4)  Daher  wird  auch  in  den  kaiserlichen  Privilegien,  welche  den 
Burgerstand  in  Meirsen  und  in  Thüringen  für  lehnsfählg  erklaren, 
(S.  mein  Handbuch  des  Konigl.  Sächsischen  Lehnrechts)  der 
Aasdruck  gebraucht:  Nobilitantes  dictos  eines  etc.  —  (Eft 
mochte  schon  deswegen  sohwerltch  das  Interesse  dor  adlicben 
Rittergntobesitzer  seyn ,  die  Rechte  der  bärgerliohen  zu  be- 
schränken). 
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noch  den  Charakter  eines  grundherrlichen  Adels  and  mit«- 
hin  die  Grundlage,  welche  allein  einem  Adel  für  die 
Sicherheit  und  für  die  Dauer  seiner  Vorrechte  eine  genü- 
gende Bürgschaft  leisten  kann.  —  In  mehreren  Staaten 
des  Germanischen  £uropa's  giebt  es  noch  jetzt  einen 
grandherrlichen  Adel  im  Sinne  des  altdeutschen  Rechts  '3* 
(Z.  B.  in  den  Oesterreichischen  Deutschen  Staaten;  in 
Baiern 3*  In  anderen  Qz.  B.  in  England,  in  einigen 
Deutschen  Staaten^  giebt  es  einen  grundherrlichen  Adel 
nur  in  dem  Sinne,  dafs  die  Hauptstütze  seiner  Vorrechte 
ein  ansehnlicher  Grundbesitz  ist.  In  einem  Staate,  in 
Frankreich ,  haben  die  Stürme  der  Revolution  den  Vor- 
rechten des  Adels  ein  Ende  gemacht  ^3-  Jedoch  hat  der 
altfranzösische  Adel  die  Revolution  in  so  fern  überlebt, 
als  er  noch  immer  in  dem  Besitze  der  Mehrzahl  der 
gröfseren  Landgüter  ist.  In  diesem  Sinne  könnte  der 
grundherrliche  Adel  der  Germanischen  Völker  nur  durch 
eine  Revolulion  vertilgt  werden,  Vielehe  durch  ihre  Schreck- 
nisse die  französische  noch  weit  überträfe. 

So  wohl  begründet  und  so  standhaft  auch  in  den 
übrigen  Staaten  des  Germanischen  Europa's  die  Vorrechte 
des  Adels  noch  immer  sind  oder  zu  sein  scheinen,  so  ist 
doch  die  Stimmung  und  das  Streben  oder  auch  das  Ge- 
gchick  unseres  Zeitalters  der  Aristokratie  so  wenig  günstig, 
dafs  das  von  Frankreich  gegebene  Beispiel  auch  dem 
Adel  anderer  Germanischer  Staaten  Gefahr  drohen  möchte. 

Denn  man  erwäge!  —  In  den  neuesten  Zeiten,  d.  i. 
ohngefähr  in  den  letztverflossenen  50  Jahren  hat  sich  fast 
in  allen  Germanischen  Staaten  '3  das  Verhältnifs  zwischen 
dem  Beichthume  des  Adels  und  dem  des  Bürgerstandes, 


1)  8.  oben  S.  156. 

2)  Nar  adliche  Titel  (Graf,  Baron  a.  t.  w.)  sind  noch  im  Gebrauch, 
Jedoch  kann  sich  ein  Jeder  taa  aactoritate  einen  solchen  Titel 
beilegen,  ohne  in  eine  Strafe  au  verfallen. 

S)  Am  wenigsten  in  England;  —  theils  wegen  des  grofsen  liegen- 
scbaftlichen  Reich thnmes  des  Englischen  Adels,  theils  wegen  der 
Korngesetze. 


den  einen  und  den  andern  Stand  als  ein  Ganzes  betrach- 
tet nnd  weil  und  in  wie  fern  der  Reichthum  jenes  Stan- 
des hauptsächlich  in  Grundstücken,  der  Reichthum  dieses 
Standes  aber  hauptsächlich  in  beweglichem  Gute  (^oder  in 
Geld3  besteht,  wesentlich  verändert.  Der  Reichthum  des 
Adels  ist  durch  den  des  Bärgerstandes  verdunkelt  oder 
überflügelt  worden.  Die  unmittelbare  Ursache  dieser  Ver- 
änderung war  die,  dafs  sich  in  dem  Bürgerstande  grofse 
Kapitalien  sammleten,  während  die  Grundherren  ihren 
Reichthum  nicht  in  demselben  Grade  vermehren  konnten. 
Gelegenheit  zur  Sammlung  grorser  Geldkapitalien  gaben 
dem  Bürgerstande  die  vielen  Kriege  jener  Periode ,  indem 
sie  theils  Handelsspekulationen  im  Grofscn  veranlafsten , 
tbeils  die  Regierungen  nöthigten,  ihre  Hülfsquellen  für 
den  Augenblick  durch  Staatsanlehne  zu  steigern.  Eine 
weitere  Gelegenheit  derselben  Art  gewährte  dem  Bürger- 
stande die  Gunst,  welche  die  Europäischen  Regierungen 
der  Fabrikation ,  (Runter  dem  mystischen  Namen  der  In- 
dustrie ,3  in  dem  Inneren  ihrer  Länder  angedeihen  liefsen. 
Und  alle  diese  Gelegenheiten  und  Mittel,  grofse  Gewinne 
zu  machen ,  unterstützten  einander  wieder  gegenseitig. 
Nicht  genug  aber,  dafs  durch  die  in  Frage  stehende  Ver- 
änderung die  Macht  des  Adels,  weil  und  in  wie  fern  sie 
auf  seinem  liegenschaftlichen  Reichthume  beruhte,  unmit- 
telbar vermindert  wurde,  die  Folgen  dieser  Veränderung 
erstreckten  sich  noch  überdiefs  so  weit,  dafs  der  Geld- 
reichthum,  wegen  der  Vortheile,  die  er  dem  Staatskre- 
dite darbot,  zu  einer  der  Vorzeit  unbekannten  politischen 
Wichtigkeit  gelangte.  Darum  wurden  nun  auch  die  gro- 
fsen  Kapitalisten  häufig  durch  Standeserhöbungen  dem 
grundherrlichen  Adel  gleichgestellt.  —  Eben  so  bedeutend 
waren  die  Veränderungen ,  welche  während  derselben  Pe- 
riode in  dem  Kulturzustande  und  in  dem  gesellschaftlichen 
Leben  der  einzelnen  Germanischen  Völker  vor  sich  gin- 
gen ,  Veränderungen ,  welche  insgesammt  auf  die  Gleich- 
stellung der  verschiedenen  Stände  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft hinausliefen.    Kenntnisse  und  Einsichten  wurden 
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mehr  und  mehr  das  Gemeingut  Aller,  nicht  nur  weil  man 
den  Werth  des  Yolksunterrichts  besser  sehätzen  lernte, 
sondern  auch  weil  Zeitungen  und  Zeitschriften  ihr  6e- 
bieth  immer  weiter  ausdehnten.  Eben  so  versehwand  der 
Unterschied  der  Stände  mehr  und  mehr  aus  der  Sprache 
des  Umgangs  und ,  unter  der  Herrschaft  der  Mode  und  da 
viele  Fabrikate  wohlfeileren  Kaufs,  als  ehemals ,  zu  haben 
waren,  selbst  aus  der  Art,  sich  zu  kleiden.  Wenn  sich  auch 
alle  diese  Ausgleichungen  unmittelbar  nur  auf  die  Ver- 
hältnisse der  bürgerlichen  Gesellschaft  bezogen,  somnfs- 
ten  sie  doch  zugleich  das  Interesse  und  das  Verlangen 
nach  politischer  Gleichheit  erwecken  oder  steigern.  —  Es 
geschah  sogar,  dafs  Entdeckungen  und  Erfindungen ,  von 
welchen  zur  Beförderung  des  öffentlichen  Wohlstandes 
Gebrauch  gemacht  wurde,  noch  überdiefs  gewisse  dem 
demokratischen  Geiste  des  Zeitalters  entsprechende  Neben- 
folgen hatten.  So  reisen 'jetzt  z.  B.  Könige  und  Fürsten 
nicht  selten  mit  dem  Geringsten  ihrer  Unterthanen  auf  dem- 
selben Dampfschiffe  oder,  auf  einer  Eisenbahn ,  in  dem- 
selben Wagenznge.  (^Solche  scheinbar  unbedeutende 
Veränderungen  übersieht  man  am  teichtesten.  Und  doeh 
gehören  sie  zur  Vollendung  eines  Bildes  von  unserer  Zeit.3 
Aber  noch  mehr  I  In  mehreren  Staaten  Germanischen 
Ursprungs  haben  sich  die  verfassungsmäfsigen  Regierun- 
gen #3  ^^  ^^°  letztverflossenen  fünfzig  Jahren  genötbiget 
gesehn,  die  Vorrechte  des  Adels  selbst  unmittelbar 
foder  direkt3  anzugreifen.  —  Dieser  Fall  trat  nament- 
lich in  den  Staaten  ein,  deren  Verfassungen  während 
dieser  Periode  in  dem  Geiste  der  konstitutionellen  Monar- 
chie umgestaltet  worden  sind.  Denn  die  Konstitutionsnr- 
kunden  dieser  Staaten  sprechen  (^mit  wenigen  Ausnahmen^ 
den  Grundsatz  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze  ans^ 


^)  lioh  habe  hinzageaetzt ;  Die  Terfastung^tinäfsigeii  Regie- 
jruQgen;  am  diesen  Fall  von  dem  zu  unterscheiden,  da  die  Aaf> 
hebung  oder  Beschränkung  der  Vorrechte  des  Adels  die  Folge 
Fon  einer  Revolution  war. 
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wenn  aach  mit  Vorbehalt  der  Vorrechte,  welche  dem  Adel 
vermöge  seines  erblichen  Sitz-  und  Stimmrechtes  in  der 
ersten  Kammer  verblieben.  Die  Ursachen ,  welche  zu  die- 
ser Beschränkung  der  Vorrechte  des  Adels  fährten,  wa^ 
ren  übrigens  dieselben,  welche  die  Regierungen  dieser 
Staaten  für  die  Einftihrnng  der  Verfassung  der  konstitu- 
tionellen Monarchie  überhai^it  entschieden.  —  In  einer 
noch  gröfseren  Anzahl  von  Staaten  war  die  Regierung 
aud  einem  andern  Grunde  ungünstig  gegen  die  Vorrechte 
des  Adels  gestimmt.  Uebemll  nämlidi  stiegen  wahrend 
dieser  Periode  die  Staatsausgaben ,  theils  wegen  der 
Kriege,  welche  während  der  ersten  Hälfte  derselben  Pe- 
riode fast  ohne  Unterbrechung  geführt  wmrden,  theib 
wegen  der  durch  diese  Kriege  veranlarsten  Verände- 
rungen in  dem  Kriegswesen,  theils  wegen  der  immer 
steigenden  Ansprüche,  welche  man  auch  an  die  innere 
Staatsverwaltung  machte.  Wie  daher  die  Regierungen 
auf  die  Vermehrung  ihres  Einkommens  Bedacht  nehmen 
mofeteii,  80  raufsten  sie  sich  auch,  aus  denselben  Ursa- 
^en,  damit  ihre  Kraft  nicht  gelilmt  oder  zersplittert 
würde,  idie  Vereinfachung  des  Staatsorganisnus  angele- 
gen «eyn  lassen  Der  £rreicliusg  des  einen  oder  des  an- 
dern Zwecks  standen  nicht  sdten  die  Vorrechte  des  Adels 
in  Wege.  Die  Regierungen  mufsten  also  wenigstens  die- 
sen Arten  der  Vorrechte  4es  Adels,  (]der  SMeuerfireihdt 
tler  Rittergut^,  der  auf  diesen  Ciütem  haftenden  Gerichts- 
barkeit, u.  s.  W.3  den  Krieg  ankündigen.  Auch  sahen 
sie  sich  in  mehreren  Staaten  genötk^et^  znr  Bestreitung 
ihrer  vermebrien  Ausgaben  das  Vermögen  oder  wenig-r 
«tens  die  Ausstattung  der  eineeinen  Pfründen  der  katho- 
lischen Kirche  für  Staatsgut  zu  erklaren ,  ^3  'UmI  so  den 
adlichen  Familien  dieser  Kirche  eine  Quelle  des  Einkom- 
mens zu  verschliefsen ,  welche  für  den  gesammten  Wohl- 


^)  HvapUchlafi  4er  «ofterürdeiilliolieii  Reichsdeputation  vom  Jahre 
ISOS. 


stand  dieser  Familien  auf  mehr  als  eine  Weise  von  der 
grörsten  Wichtigkeit  gewesen  war. 

Unter  diesen  Umständen  fragt  sich's  um  so  mehr :  Was 
hat  der  Adel  zu  thun ,  —  welche  Politik  hat  er  zu  befol- 
gen, —  um  die  Vorrechte,  die  er  aus  der  Vorzeit  geret- 
tet hat,  fortdauernd  zu  wahren?  und,  überdiefs,  welche 
Mafsregeln  hat  der  Staat  zu  ergreifen,  wenn  er,  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Geiste  seiner  Verfassung,  zur  Er-»- 
haltung  jener  Vorrechte  das  Seinige  beitragen  will?  -— 
Man  kann  diese  Fragen  nicht  mit  der  allgemeinen  Antwort 
abfertigen,  dafs  die  beste  Gewährleistung  für  die  Erhal- 
tung persönlicher  Vorrechte  die  vorzügliche  Tüchtigkeit 
und  Würdigkeit  der  Bevorrechteten  sey.  Diese  Antwort 
ist  allerdings,  so  weit  sie  geht,  vollkommen  richtig.  Al- 
lein hier  stehen  die  Bedingungen  in  Frage ,  unter  welchen 
man  in  einem  besonderen  Falle  auf  jene  Gewährleistung 
rechnen  oder  derselben  in  einem  gewissen  Grade  entbeh- 
ren kann.  "^3  Hier  ist  nicht  von  den  Ansprüchen  die  Rede, 
welche  Einzelne  an  sich  machen  können  und  sollen,  son- 
dern von  den  Maximen,  welche  ein  Stand,  der  Adel  als 
ein  Ganzes,  zu  befolgen  hat.  —  Uebrigens  werde  ich  mich 
bei  der  Beantwortung  jener  Fragen  zuweilen  auf  das  Bei- 
spiel des  Englischen  Adels  berufen.  In  keinem  andern 
Staate  Germanischen  Ursprungs  möchte  das  Volk  eifer- 
süchtiger auf  seine  Freiheiten  und  in  der  Kunst,  seine  Frei- 
heiten aufrecht  zu  erhalten ,  erfahrner  seyn ,  und  gleich- 
wohl das  Ansehn  und  der  politische  Einflufs  des  Adels 
höher  und  fester  stehn ,  als  in  England. 

Um  nun  die  Fortdauer  des  Adels  und  seiner  Vorrechte 
auch  femer  zu  sichern,  ist  vor  allen  Dingen  und  unter 
einer  jeden  Voraussetzung  auf  die  Erhaltung  und 


*)  Bei  den  Gnanscfien,  den  ehemaligen  Bewohnern  der  Kanarfechen 
Inseln^  bestand  das  Herkommen,  dafs  der  Sohn  eines  Adlichen 
erst  dann  für  adlich  erklärt  wurde,  wenn  er  eine  strenge  Prü* 
fang  mit  Ruhm  bestanden  hatte.  S.  Bory  de  St.  Vincent« 
Geschichte  der  Entdeckung  und  Eroberung  der  Kanarischen  In- 
seln.   A.  d.  Fr.    Weimar  1804. 
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Befestigung  und  Verstärkung  der  ursprüngli- 
chen Grundlage  des  (Gernianischen^  Adels,  also 
auf  die  Wahrung  des  Interesses,  welches  dieser  Stand  in 
Beziehung  auf  seinen  grundherrlichen  oder  liegenschaftli- 
chen Reichthum  hat,  Bedacht  zu  nehmen.  Dieser  For- 
derung entsprechen  z.  B.  die  Gesetze,  welche  das  Stamm- 
gut ^}  der  adlichen  Familien  für  unveräurserlich  und  für 
untheilbar  erklären ,  ^3  mithin  auch  die  Erblichkeit  eines 
zuerst  verliehenen  Adelstitels  von  der  Bedingung  abhän- 
gig machen ,  dafs  der  Titel  mit  einem  Majorate  ausgestattet 
und  mit  diesem  zugleich  nur  nach  dem  Rechte  der  Erst- 
geburt vererbt  wird;  eben  so  die  Gesetze,  welche  nicht 
nur  dem  Adel ,  sondern  auch  dem  Burgerstande  gestatten, 
Familienfideikommisse  (^oderMajorate^  zu  stiften.  '^  (yV^^ 
Vieles  würde  sich  in  der  Verfassung  Deutschlands  anders 
und  vortheilhafter  gestellt  haben,  wenn  die  Erblichkeit 
des  Deutschen  Adels,  wie  die  des  Englischen,  von  dem 
Besitze  eines  Majorates  abhängig  gemacht  worden  wäre.  ^3 
Der  jetzt  regierende  König  von  Preufsen  hat  die  Erblich- 
keit der  Adelstitel,  die  er  beim  Antritte  seiner  Regierung 
verliehen  hat ,  an  diese  Bedingung  gebunden.  Eine  Neue- 
rung, die  leicht  sehr  folgenreich  werden  könnte! 3    Da- 


1)  D.  i.  das  Gut,  welches  einmal  in  den  Erbgang  gekommen  ist. 

2)  Mit  der  Untheilbarkeit  des  StammgntpN  ist  dann  allemal  aurh 
die  Beschränkung  des  Adelstitels  aaf  den  jeweiligen  Majorats- 
herrn  verbunden  oder  zu  verbinden. 

3)  Auch  dem  Bürgerstande,  —  auf  dafs  dieser  Stand  nicht  von  dem 
Adel  schroff  gesondert  sey,  —  auf  dafs  sich  in  den  bürgerlichen 
Familien  Reichthümer  sammeln,  welrhe  diese  Familien  mit  der 
Zeit  zur  Erhebung  in  den  Adelsstand  qualiUciren  können.  —  Nach 
dem  Englischen  Uechte  steht  es  auch  dem  Bürgerstande  freij 
Familienfideikommisse  zu  stiften.  Anders  z.  B.  dasj  Landrecht 
des  Grofsherzogthums  Baden.  S.  das  sechste  Konstitntionsedikt 
(t.  J.  1808),  die  Grundverfassnng  der  verschiedenen  Stände  des 
GU.  Baden  betr.  §.  22.  Eine  Vorschrift^  welche  dem  Interesse 
der  Aristokratie  nur  scheinbar  entspricht. 

4)  Und  doch  lag  der  Keim  eines  solchen  Gesetzes  in  dem  altdeutschen 
Rechte.  S.  den  Auct.  Tetus  de  benef.  $,  78.  Schwab.  Lehnrecht. 
Kap.  58.  61.    Kaiserrecht  III,  29. 
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gegen  stehen  alle  die  Gesetze  mit  dem  Interesse  des  Adels 
im  Widerspruche,  welche  die  yeräufsening  oder  Verpfän- 
dung der  Adelsgüter  auf  irgend  eine  Weise  erleichtern, 
z.  B.  die  in  mehreren  Provinzen  der  Preufsischen  Monar- 
chie unter  den  Rittergutsbesitzern  bestehenden  Kreditver- 
eine. Mit  Recht  sagte  ein  Englischer  Lord :  Ein  Adlicher, 
der  einen  Morgen  Land  verkauft,  verkauft  eine  Unze 
Kredit.  (^  Who  sells  an  acre  of  land ,  sells  an  ounce  of 
credit.} 

Um  den  Adel  in  dem  Besitze  seiner  Vorrechte  fort- 
dauernd zu  schützen,  ist  es  femer  nicht  minder  nothwen- 
dig,  der  Ausartung  des  Adels  in  eine  Kaste  vor- 
zubeugen. —  Ein  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zwecks 
ist  das  schon  (^in  einer  andern  Beziehung}  erwähnte,  — 
den  Adel  nur  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  erblich  zu 
machen.  Nicht  nur ,  dafs  auf  diese  Weise  die  Erblichkeit 
des  Adels  noch  von  einer  andern  Bedingung,  als  von  der 
adlichen  Herkunft  abhängig  wird ,  sondern ,  nun  sind  auch 
die  nachgebornen  Sohne,  da  sie  einstwdlen  von  dem  Be- 
sitze und  Genüsse  des  Stammgutes  ausgeschlossen  sind, 
genöthiget,  sich  unter  das  Volk  zu  mischen.  Sie  bilden 
80  ein  Mittelglied  zwischen  dem  Adel  und  den  Gemeinen , 
welches  beide  Stände  einander  nähert  und  befreundet.  Den 
Vortheil,  den  sie  noch  überdiefs  der  Staatsverfassung 
Grofsbritanniens  gewähren,  dafs  sie,  häufig  zu  Mitglie- 
dern des  Unterhauses  gewählt,  zur  Erhaltung  des  guten 
Vernehmens  zwischen  dem  Ober-  und  dem  Unterhause  bei- 
tragen ,  können  sie  auch  einer  jeden  anderen  der  Verfas- 
sung Grofsbritanniens  nachgebildeten  Verfassung  verschaf- 
fen. ^3  —  ^^^  anderes  Mittel ,  das  für  denselben  Zweck 


*)  Daher  möchte  die  Bestimmang  der  Verfaunogeurlinnde  des  Grofi- 
herzogthumes  Baden:  {%.  35.)  „Wer  bei  der  Wahl  der  Graad- 
herren/*  (deren  Abgeordnete  in  der  ersten  Kammer  Sitz  und 
Stimme  haben,)  „stimmfähig  oder  wählbar  ist,  kann  weder  bei 
Ernennung  der  Wahlmänner ^'  (d.  i.  derer,  welohe  die  Mitglieder 
der  zweiten  Kammer  unmittelbar  wählen,)  „ein  Stimoirecht  aaa- 
übea,  noch  als  Wahlmano  oder  Abgeordaeier  der  Städte  and 
Aemter  gewählt  werden,'^  •*  keineaweges  Beifall  ▼«rdienen. 
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benutzt  werden  kann ,  liegt  in  dem  Rechte ,  welches  in  al- 
len Monarchien  des  Germanischen  Europa's  dem  Staats- 
herrscher   zasteht,   Familien   des   Bürgerstandes  in  den 
Adelsstand  zu  erheben.    Wird  dieses  Recht  so  ausgeübt , 
wie  es  in  dem  Interesse  der  Staatsverfassung  auszuüben 
ist,  so  eröffnet  es  Allen  die  Aussicht,  den  Adelsbrief,  wel- 
chen Einigen  der  Zufall  der  Geburt  geschenkt  hat,  dem 
Verdienste  verdanken  zu  können.    (^Man  kann  eine  An- 
höhe der  Ebne  gleich  machen ,  nicht  nur ,  indem  man  die 
Anhöhe  ebnet,  sondern  auch  so,  dafs  man  die  Ebne  er- 
höht,3    Auch  dürfte  das  in  England  bestehende  Gesetz, 
nach  welchem  gewisse  höhere  Staatsämter  den  Adel  (^eine 
Pairie3  mit  Yererblichkeit  auf  die  Nachkommen  verleihn, 
Nachahmung  verdienen.  ^')    Denn  ein  solches  Gesetz  ent- 
hält, so  weit  es  geht,  die  Bürgschaft,  dafs  das  Verdienst 
nicht  unbelohnt,    die    Belohnung  nicht   unverdient  seyn 
werde   —  Endlich  kann  der  kastenartigen  Sonderung  des 
Adels  vom  Volke  auch  dadurch  vorgebeugt  werden,  dafs, 
(^wie  schon  in  einigen  Staaten  geschehn  ist  ,3  dem  Erb- 
adel ein  persönlicher  Adel  zur  Seite  gestellt  wird, 
sey  es,  dafs  dieser  Adel  allein  denen  kraft  Gesetzes  zu- 
steht, welche  gewisse  höhere  Aemter  und  Würden  be- 
kleiden, oder  welche  mit  einem  Orden  geziert  sind,  oder 
dafs  er  auch  mittelst  einer  besonderen  Erklärung  des  Sou- 
verains  erworben  werden  kann.  ^J    Der  Grund  ist  ganz 
derselbe,  wie  der,  welcher  für  die  Vererbung  des  Adels 
nach  dem  Erstgeburtsrechte  sprach.    Indem  man  ein 
Vorrecht  abstuft,  mildert  man  die  Ungleichheit,  weichein 
dem  Vorrechte  liegt,  und  die  Unzufriedenheit,  za  welche 
diese    Ungleichheit    die    Nichtbevorrecfateten    veranlafet 


1)  Ein  ähnliches  Gesetz  besteht  in  Rafsland.  Diejenig;en,  welche 
im  Staatsdienste  in  eine  der  obersten  Klassen  hinaufsteigen,  Ter- 
erben  den  Adel,  zu  welchem  sie  so  erlangen,  auf  ihre  Nach- 
kommen. 

2)  Von  dieser  letzteren  Art  ist  in  England  der  Adel  derer,  welche 
der  König  zu  Rittern  (knights)  geschlagen  hat.  Ihre  Torrechte 
aiDd  jedoch  iiur  gewisse  EhrenTOrrechte, 
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Weislich  dehnten  unsere  Altvorderen  die  Vorrechte  de» 
tSeburtsadels  auf  die  Doktoren  der  Rechte,  (auf  die  equi- 
tes  legum  ,3  ^1^  ^^f  einen  Verdienstadel  aus.  ^-  Dagegen 
verwandelt  eine  Gesetzgebung,  welche  zwischen  dem  al- 
ten und  dem  neuen  Adel  eine  Scheidlinie  zieht^  allemal 
den  erstem  beziehungsweise  in  eine  Kaste ,  besonders  aber 
dann,  wenn  sie  bei  der  Bestimmung  des  Begriffs  des  al- 
ten Adels  zugleich  die  Abstammung  von  Seiten  der  Mut* 
ter  in  Anschlag  bringt.  Das  Deutsche  Recht  —  und, 
meines  Wissens,  kein  anderes  Recht  Germanischen  Ur- 
sprungs*) —  unterscheidet  in  dieser  MaTse  zwischen 
dem  alten  und  dem  neuen  Adel ,  steht  also  in  so  fern  mit 
dem  Interesse  des  Geburtsadels  im  Widerspruche.  Ihre 
Hauptstütze  hatte  diese  Eintheilung  an  der  Verfassung 
der  Deutschen  Stifter,  welchen  sie  auch  ihre  Entstehung 
verdankte.  Die  Säkularisation  dieser  Stifter  durch  den 
Deputationshauptschlufs  vom  Jahre  1803  war  daher  für 
den  Deutschen  Adel  in  so  fern  ein  Gewinn,  als  sie  die 
Haupt  veranlassung  zur  Ausartung  des  Adelsgeistes  in  ei- 
nen Kastengeist  beseitigte. 

Endlich,  die  beste  Bürgschaft  für  das  Fort- 
bestehn  eines  Adels  und  seiner  Vorrechte  ist 
die  Liebe  des  Volks.  —  Man  bat  tausendmal  wieder- 
holt, dafs  der  Adel  die  Stütze  des  Thrones  sey.  Das  ist 
aber  der  Adel  nicht  schon  dann,  wenn  er  sich  mit  ver- 
einter Macht  den  Angriffen  des  Volkes  auf  die  Rechte  der 
Krone  widersetzt.  Um  jenes  Lob  zu  verdienen,  mufs  er 
noch  überdiefs,  wenn  die  Krone  ihren  Pflichten  und  ihres 
Interesses  so  wenig  eingedenk  ist,  dafs  sie  die  verfas- 
sungsmäfsigen  Freiheiten  des  Volks  antastet,  die  Sache 
des  Volks  zu  der  seinigen  machen ,  darf  er  nicht  verges- 


*)  Woher  diese  Eigenthünilichkeit  des  Deutschen  Adelsrechts?  Ist 
sie  aus  dem  allzufreigebigen  Gebrauche  zu  erklären ,  welcher  io 
Deutschland  von  dem  Rechte  zu  adeln  gemacht  wurde?  oder 
aus  dem  Verhältnisse  des  niederen  Adels  zum  hoben  Adel?  oder 
aus  einer  Eigenthümlichkeit   des  Deutschen  Nationalcharakters  ? 
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sen,  dars  die  t^esseln,   die  er  für  andere  schmiedet  oder 
schmieden  hilft,  über  kurz  oder  über  lan^  ihn  selbst  am 
schwersten  drücken  werden.    (^Das  ist  eben  das  Geheim- 
nifs,  welchem  der  Englische  Adel  seine  Macht  und  seinen 
Einflufs   verdankt,   dafs  er  nicht  der  Wechselseitig- 
keit der  Pflichten  der  Regierung  und  des  Volks  vergifst.) 
Allerdings  ist  diese  Handlungswels^e  nicht  von  einem 
jeden  Adel  zu  verlangen  oder  zu  erwarten.    Denn  auch 
in  dieser  Beziehung  hat  ein  reichbegüterter  Adel,   ein 
Adel,  welcher  nur  auf  den  Nachfolger  in  das  Stammgut 
forterbt,  den  Vorzug.    Ein  jeder  andere  Adel  ist  der  Ge- 
fahr ausgesetzt,  sich  in  einen  Hof-  oder  Dienstadel  zu 
verwandeln.    Und  gleichwohl  besteht  die  Kraft  und  Stärke 
eines  Adels  in  dem  Landadel,  in  den  Country-gentlemen. 
Eben  so  wenig  ist  es  in  der  vorliegenden  Beziehung 
gleichgültig,  ob  ein  Adel  die  Eigenschaft  eines  Verfas- 
sungs-  oder  die  eines  Regierungsadels  habe,  '3  u"^?  ^^ 
dem  ersteren  Falle,  von  welcher  Beschaffenheit  die  Ver- 
fassung sey,  welche  die  Machtvollkommenheit  oder  das 
Recht,  den  Herrscher  in  der  Ausübung  seiner  Machtvoll- 
kommenheit zu  beschränken,  einem  Adel  anvertraut.  — 
Die  für  das  Volk  günstigste  und  mithin  zugleich  für  die 
Erhaltung  der  Vorrechte  des  Adels  günstigste  Stellung 
dürfte  ein  Adel  in  derjenigen  Verfassung  haben,  welche 
die  konstitutionelle  Monarchie  genannt  zu  Averden  pflegt.  '3 
Da  verweist  die  Verfassung    den  Adel  ausdrücklich 
und    unmittelbar  auf  die  Pflichten,  die  er  gegen  das 
Volk  auf  sich  hat.    Da  kann  er ,  in  der  Eigenschaft  eines 
Verfassungsadels  mächtig,  um  so  leichter  die  Vorrechte, 
die  ihm  in  der  Eigenschaft  eines  Regierungsadels  etwa 
zustehn,  als  Vorrechte  aufgeben,  Vorrechte,  welche 
ihm  allein  oder  vorzugsweise  den  Hafs  oder  den  Macht- 


1)  S.  über  diesen  Unterschied  oben  Bd.  III.  S.  170. 

2)  Entschieden  in  so  fern ,  als  man  diese  Verfassung  mit  einer  durch 
Reichs-  oder  Landstände  beschrankten  Monarchie  Tergleicbt 

Zachariä,  vom  Staate,     VI,  18 


178 

neid  des  Volkes  zuziehen  können.  Denn  gestützt  aof  die 
Eigenschaft,  die  er  als  ein  Verfassungsadel  hat,  darf  er 
um  so  gewisser  hoffen,  seinem  Korporationsgeiste,  seinen 
Familienverbindungen  und  der  Achtung ,  welche  die  Men- 
schen für  grofse  Namen  und  für  Ansprüche  haben,  die 
nur  auf  Gunstbezeigungen  des  Schicksals  beruhen,  die 
obersten  Stellen  im  Staate ,  auch  ohne  die  Vorrechte  eines 
Regierungsadels ,  zu  verdanken.  In  dem  Römischen  Frei- 
staate hatten  es  endlich  die  Gemeinen  ([die  plebeji3  er- 
kämpft, dafs  aas  ihrer  Mitte  einer  der  Konsulen  gewählt 
werden  könnte.  Aber  es  dauerte  noch  lange,  ehe  die 
Wahl  auf  einen  der  Ihrigen  fiel.  Endlich ,  die  Verfassung 
der  konstitutionellen  Monarchie  stellt  auch  den  Adel ,  wenn 
anders  die  Sitzungen  der  ersten  Kammer  öffentlich  sind, 
unter  die  Kontrole  der  öffentlichen  Meinung.  Diese  Ver- 
fassung macht  die  Mitglieder  der  einen  und  der  andern 
Kammer  gleichsam  durchsichtig. 


FÜNF  ITNÖ  BREtSSIGSTES  BUCH. 

Von  dm  Staatsdiensten^ 

in  wie  fern  sie 
eine  von  dem  ganzen  Volke  %u  tragende  Last  sind. 

EINLEITUNG. 

Bei  der  Beantwortung  der  Aufgabe  des  vorliegenden 
Baches  sondere  ich  zuvörderst  die  Kriegs-^  oder  Mili- 
tärdienste von  den  übrigen  dem  Staate  zu  leistenden 
Diensten.  Jene  Dienste  haben  so  viele  Eigenthümlich« 
keiten^  dafs  sie  besser  für  sieh,  was  in  dem  letzten 
Hauptstücke  dieses  Buchs  geschehn  ist,  in  Betrachtung 
gezogen  werden.  (J)ie  Hauptstücke  1  — 7  dieses  Baches 
haben  also  lediglich  und  allein  die  übrigen  oder  die  mit 
Ansschlufs  der  Kriegsdienste  dem  Staate  zu  leistenden 
Dienste  zum  6egenstande.3 

Auch  was  diese  Dienste  betrifft,  wird  sich  die  (oU 
gende  Untersuchung ,  aus  den  schon  oben  angeführten 
Gründen,  Q  ^^^  diejenigen  Dienste  beschränken,  welche 
in  der  Verwaltung  eines  Staatsamtes  bestehn. 
\ur  diese  Dienste  also  sind  zu  verstebn,  wenn  in  den 
ersten  sieben  Hauptstücken  von  Staats-  oder  von  öffent- 
•ichen  Diensten  überhaupt  und  ohne  einen  weiteren  Zu- 
satz die  Rede  ist.  ^} 


1)  S.  oben  in  diefem  Bande  S.  127. 

2)  Die  Gesetze  der  Deutschen  Staaten,  welche  von  den  Verbind- 
lichkeiten  ond  Rechten  der  Staatsdiener  im  allgemeinen  han- 
deln, oder  die  b.  g.  Dieneredikte,  bestimmen  gewöhnlich  den 
Begriff  eines  Staatsdieners  genauer  und  so ,  dafs  sie  die  Arten 
der  Staatsdiener,   auf   wehche   das   £dikt   anwendbar  sejn  soll. 
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Dagegen  sind  die  Resultate  der  Untersuchung ,  welche 
in  den  ersten  sieben  Hauptstücken  des  vorliegenden  Buchs  ^ 
des  fünf  und  dreifsigsten ,  geführt  werden  wird ,  auch  auf 
diejenigen  Staaten,  in  welchen  es  einen  Regierungsadel 
giebt,  in  so  fern  anwendbar,  als  dem  Souveraine  die  Wahl 
unter  den  einzelnen  Mitgliedern  dieses  Standes  freisteht. 

Es  giebt  kaum  ein  anderes  Hoheitsrecht,  auf  dessen 
Ausübung  die  Verschiedenheit  der  Staatsverfas- 
sungen ^3  ^^^  mithin  die  Eigenthümlichkeit  der  in  einem 
gegebenen  Falle  in  Betrachtung  zu  ziehenden  Verfassung 
einen  so  entscheidenden  Einfiufs  hätte  und  haben  müfste, 
als  die  Dienstgewalt  des  Staates.  Man  vergleiche  in  die- 
ser Beziehung  z.  B»  die  zwingherrschaftliche  oder  des- 
potische Einherrschaft  ([oder  die  Despotie  in  der  engeren 
Bedeutung ,3  und  die,  sey  es  durch  die  Formen  der  Ver- 
fassung, sey  es  durch  den  Charakter  der  Regierung  ge- 
mäfsigte  Monarchie  mit  einander!  Der  Geist  einer  Des- 
potie bringt  es  mit  sich,  dafs  z.  B.  einzelne  Männer  eben 
so  schnell  aus  dem  Staube  zu  den  höchsten  Aemtern  er- 
hoben als  wieder  den  Geringsten  im  Volke  gleichgestellt 
werden,  —  dafs  ein  Jeder  zu  einem  jeden  Amte  schon 
deswegen  tauglich  ist^  weil  ihn  der  Herrscher  zu  dem 
Amte  ernennt,  —  dafs  ein  jeder  Beamte  in  einem  jeden 
Augenblicke  der  Versetzung  in  irgend  ein  anderes  Amt 
gewärtig  seyn  mufs.    Denn  durch  die  Befolgung  dieser 


einzeln  aufzahlen;  «->  nnd  zwar  um  deswillen,  weil  ee  einerseite 
(in  hypothesi)  zweifelhaft  seyn  kann,  ob  die  und  die  öffentliche 
Stelle  oder  der  und  der  Dienst  als  ein  Amt  zu  betrachten  sey, 
und  weil  andererseits  das  Gesetz  seine  Vorschriften  auch  auf 
solche  Staatsdiener  erstrecken  kann  und  nach  Befinden  soll , 
welche  nicht  Beamte  sind. 

*)  Ja  schon  ein  Torübergehender  Zustand  der  Staatsverfassung. 
Cromwell  sicherte  die  Herrschergewalt,  die  er  an  sich  gerissen 
hatte,  dadurch,  dafs  er  zu  den  Staatskanzlern  die  Tüchtigsten 
beförderte.  Da(;c|;:en  schreibt  Tacitus  (Annal  1, 80.)  von  der  Po- 
litik ,  welche  Tiberius  in  dieser  Beziehung^  befolgte:  ,^Non  emi- 
nentes Tirtntes  sectabatur,  et  rursuni  vitia  oderat.  Ex  optimis 
periculnra  sibi,  a  pessimis  dbdecus  publicum  metuebat. " 
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Re^'erangsmaxinien  bearkundet  sich  vorzugsweise  die 
Allmacht  des  Herrschers.  Dagegen  würde  eine  gemänsigte 
Monarchie  in  ihren  Grundfesten  erschüttert  werden,  wenn 
der  Fürst  bei  der  Besetzung  der  Staatsämter  nach  diesen 
oder  nach  ähnlichen  Maximen  verfahren  wollte.  Aber  auch 
in  den  gemäfsigten  Monarchien  stellt  sich,  je  nachdem 
sie  ihren  Formen  oder  ihrem  Geiste  nach  von  einan- 
der verschieden  sind ,  das  Verhältnifs  der  Beamten  zu  dem 
Souveraine  hier  so ,  dort  anders.  So  mufs  sich  in  den  vä- 
terlichen Einherrschaften  der  Geist  der  Nachsicht  nnd 
Milde,  in  welchem  in  den  Verfassungen  dieser  Klasse 
überhaupt  regiert  werden  soll,  auch  in  der  Art,  wie 
die  Regierung  ihre  Diener  behandelt,  offenbaren.  Da  ist 
z.  B.  ein  Gesetz  an  seiner  Stelle,  welches  allen  Beam- 
ten wegen  Beibehaltung  ihrer  Stellen  eine  gewisse  Si- 
cherheit gewährt.  >}  Aber  in  der  konstitutionellen  Mo- 
narchie mufs  der  Regierung  das  Recht  zustehn,  die  Be- 
amten der  vollziehenden  Gewali  nach  Gefallen  zu  entlas- 
sen ,  '3  Auf  dafs  die  Regierung  theils ,  schon  durch  die 
Rechte  der  Kammern  beschränkt,  nicht  noch  überdiefs 
durch  die  Selbstständigkeit  ihrer  Diener  gehemmt  oder 
gelähmt  werde,  theils  mit  der  Einheit  und  Kraft  verfah- 
ren könne,  deren  sie,  als  die  an  der  Spitze  der  Staats- 
verwaltung jeweils  stehende  Parthei ,  besonders  bedarf.  «3 
Der  Unterschied,  welcher  zwischen  den  verschiedenen 
Arten  der  Einherrschaft,  —  also  zwischen  Verfassungen 
derselben  Gattung ,  —  in  der  vorliegenden  Beziehung  ein«* 


1)  So  tiod  aach  die  Anm.  2  efwäbnien  Dioneredikte  gefafst. 

2)  Diese  Beamten  sind  nicht^  (in  der  Sprache  des  Englischen  Rechts^) 
donec  se  bene  gesserint,  sondern  nur,  donec  principi  placaerit^ 
anzustellen. 

S)  Man  hat  diese  Regel  wohl  nicht  genogsam  in  denjenigen  Deutschen 
Staaten  beachtet,  in  welchen  seit  dem  Jahre  1815  die  Verfaa- 
sang  der  konstitutionellen  Monarchie  eingeführt  worden  ist. 
Diese  Staaten  behielten  oder  erhielten  gleichwohl,  wenigstens 
sam  Theil,  Dieneredikte,  welche  dem  Geiste  der  konstitutionel- 
len Monarchie  keineswegs  entsprechen. 


tritt,  erstreckt  sich  sogar  so  weit,  dafs  es  Monarchien 
giebt,  in  welchen  überall  nicht  von  Staats  dienern,  son« 
dern  nur  von  Dienern  des  Fürsten  die  Rede  seyn  kann» 
Daher  sollte  auch  die  Untersuchung ,  welche  der  6e-^ 
genstand  des  vorliegenden  Buches,  des  35sten,  ist,  um 
ihrer  Aufgabe  vollständig  Genüge  zu  leisten,  für  eine 
jede  der  verschiedenen  möglichen  Arten  einer  Staatsver- 
fassung besonders  geführt  werden  Da  jedoch  diese 
Methode  des  Vortrages  zu  einer  unverhältnifsmäfsigen 
Weitläuftigkeit  führen  würde,  so  werde  ich  mich  bei  der 
Beantwortung  der  Aufgabe  des  vorliegenden  Buches  dar- 
auf beschränken,  theils  die  vergleichungs weise  allgemei- 
nen Sätze,  theils  die  vornehmsten  Modifikationen,  mit 
welchen  diese  Sätze  nach  der  Verschiedenheit  der  Staats- 
verfassungen anzuwenden  sind,  darzustellen. 


ERSTES  HAÜPTSTÜCK, 

Von  dem 
ReclUe^  die  Staatsämter  %u  besetzen,  ^j 

Wie  schon  oben  Q  bemerkt  worden  ist ,  kann  der 
Souverain,  wenn  auch,  je  nachdem  die  Stäatsverfassunjr 
beschaffen  ist,  ein  jedes  andere  Hoheitsrecht,  dennoch  nicht 
das  Recht ,  die  Staatsämter  zu  besetzen*,  schlechthin  durch 
Andere  ausüben  lassen;  er  hat  sogar  die  Eigenschaft  des 
Souveraines  ijpi  dem  Grade  mehr  oder  weniger,  in  wel- 
chem ihn  die  Verfassung  ermächtiget ,  dieses  Recht  selbst 


1)  Wenn  ich  in  dieiem  und  in  den  folgenden  Haiiptitüoken  des  Tor- 
Uegenden  Bache«  das  Worts  Dienstgewalt  gebrauche,  so 
Terstehe  ich  darunter  jederzeit  nur  das  Recht,  die  Staats ämter 
zu  besetzen.  Auch  die  Worte:  Staatsdienste,  Staatsdie- 
ner, werde  ich  nur  in  dieser  beschränkteren  Bedeutung  gebrau- 
chen. 

%)  s,  s.  m 
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unmittelbar  und  unbeschränkt  auszuäben.  —  Alles  dieses 
gilt  von  einer  jeden  Staatsverfassung,  wenn  auch  nicht 
von  einer  jeden  aus  denselben  Gründen.  In  der  Erb- 
monarchie z.  B.  darf  sich  der  Fürst  der  Ausübung  der 
Dienstgewalt  um  so  weniger  entäufsern,  da  er  besonders 
in  dieser  Gewalt  das  Mittel  besitzt,  sich  der  Anhäng- 
lichkeit der  Beamten  an  seine  Person  und  an  sein  Hans 
zu  versichern.  Es  kann  daher  diese  Verfassung  kaum  in 
einer  kläglicheren  Gestalt  erscheinen,  als  wenn  sie  den 
Grundsatz  der  Erblichkeit  der  Krone  auch  auf  die  Aemter, 
durch  welche  der  Fürst  seine  Hoheitsrechte  ausübt,  oder 
auch  nur  auf  die  wichtigeren  und  wichtigsten  Aemter  er- 
streckt. —  Und  doch  hatten  einst  die  Germanischen  Staa- 
ten ,  in  welchen  sich  die  Lehnsverfassung  vollständig  aus- 
gebildet hatte ,  also  z.  B.  Frankreich ,  England ,  Neapel , 
das  Königreich  Jerusalem,  Verfassungen  dieser  Art.  Ja! 
auch  jetzt  noch  gehören  Verfassungen  derselben  Art  nicht 
gerade  zu  den  Seltenheiten.  So  ist  ein  aus  der  Gegen- 
wart entlehntes  Beispiel  einer  solchen  Verfassung  die 
Verfassung  des  Reiches  Japan,  eine  Verfassung,  die  ich 
auch  deswegen  hier  heraushebe,  weil  sie  noch  sonst  an 
die  Zeiten  des  Europäischen  Mittelalters  erinnert.  ^^  Aber 
das  Verdammungsurtheil ,  welches  über  die  Verfassungen 
dieser  Art  aus  allgemeinen  Gründen  auszusprechen  ist , 
wird  auch  durch  die  Geschichte   dieser  Verfassungen  | 

bestätiget.  —  Die  Lehnsverfassung  der  Germanischen 
Staaten  sanktionirte  gewissermafsen ,  ([wie  die  Verfas- 
sung der  französischen  Republik  vom  Jahre  IH  ,3  den  Wi- 
derstand gegen  die  höchste  Gewalt  im  Staate.  Denn  das 
Oberhaupt  des  Staates  —  oder  der  oberste  Lehnsherr  — 
stand  zu  seinen  Vasallen,  zu  den  unmittelbaren  und  zu 
den  mittelbaren  Vasallen  der  Krone ,  nur  in  einem  Rechts- 


*)  Beionders  dadurch ,  dar«  in  Japan  die  geistliche  und  die  weltliche 
Gewalt  Ton  einander  gesondert  Bind,  Japan  theils  ein  geittlichet, 
theils  ein  weltlichem  Oberhaupt  hat.  —  Vgl.  aureer  den  Werken 
Ton  Kämpfer,  Thanberg  und  Siebold:  Manners  and  cu- 
Stoma  of  the  Japanese  in  the  19th  ccntniy.    Lond.  1841. 
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Verhältnisse,  welches  auf  einem  wechselseitigen  Ver- 
trage,  ([auf  einem  contractus  bilateralis ,}  dem  Lehnsver- 
trage,  beruhte.  Beide,  der  Lehnsherr  und  der  Lehns- 
mann standen,  wie  Yertragspartheien  überhaupt,  in  so  fern 
einander  gleich ,  als  beide  zur  Verfolgung  ihrer  gegensei- 
tigen Hechte  von  demselben  Mittel  Gebrauch  machen  durf- 
ten*  Und  dieses  Mittel  war  die  Gewalt  der  Waffen. 
So  mufste  es  aber  in  allen  den  Staaten,  welche  eine 
Lehnsverfassung  hatten,  zu  einem  nie  rastenden  Kampfe 
zwischen  dem  Lehnsherrn  und  seinen  Vasallen  kommen. 
Und  es  hatte  die  Lehnsverfassung  überall  unaufhörliche 
Fehden  unter  jenen  Partheien  zur  Folge. ')  Denn  an  die 
Stelle  des  Staatsvereines  war  unter  seinen  Mitgliedern 
ein  völkerrechtliches  Verhältnifs  getreten.  Je 
nachdem  die  eine  oder  die  andere  Parthei  nach  Beschaf- 
fenheit der  Umstände  das  Uebergewicht  hatte ,  fährte  die- 
ser Kriegszustand  hier  zu  einer  gänzlichen  Auflösung  des 
Staates,  dort  zur  Begründung  einer  absoluten  Monarchie. 
([Jenen  Ausgang  nahm  der  Kampf  in  Deutschland ,  in  der 
Lombardei,  diesen  in  Frankreich.  ^3}  Zwar  lag  die 
Grundursache  der  verderblichen  Folgen,  welche  die 
Lehnsverfassung  hatte,  indem  Wesen  dieser  Verfassung 
und  nicht  darin,  dafs  die  Lehne  in  den  Germanischen 
Staaten  mit  der  Zeit  erblich  wurden. '3  Aber  erst  die 
Erblichkeit  der  Lehne  brachte  den  Keim  des  Verderbens, 
der  schon  in  dem  Wesen  der  Lehnsverfassung  lag,  zu 
seiner  vollständigen  Reife.    Zwar  gebührt  ferner  dieser 


1)  In  der  Getcbichte  der  LehniTerfassungen  liegt  zagleich  eine  Wi- 
derlegung der  Theorie,  welche  einen  Vertrag  fär  den  Rechts« 
grand  der  Staatsgewalt  erklärt. 

2)  Man  kann  hinzusetzen:  Auch  in  England.  Die  Könige  au«  dem 
Hanse  Tudor  herrschten  fast  unbeschränkt. 

$)  In  England,  in  dem  K.  Jerusalem  wurden  die  Lehne  gleich 
anfangs  erblich  Terliehn.  Aber  in  diesen  Reichen  wurde  die 
Lehnsverfassung  planmäfsig  eingeführt,  —  wie  in  den  Krie- 
gen der  französischen  ReTolution  Frankreich  seine  Verfasaiing 
in  den  von  seinen  Heeren  eroberten  Ländern  nachbildete, 
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Verfassang,  auch  wenn  sie  mit  der  Erblicbkeit  der  Lehne 
\erbunden  ist,  oder  vielleicht  gerade  unter  dieser  Voraus- 
setzang^  das  Lob,  dafs  sie,  bei  einem  gewissen  Zustande 
der  bürgerlichen  Gesellschaft,  das  einzige  Mittel  ist,  wie 
sich  im  Staate  wenigstens  ein  Schattenbild  von  Ordnung 
und  Gesetzlichkeit  darstellen  läfst.  (^Wie  könnte  sonst 
die  Lehnsverfassung  so  häufig  und  bei  einander  im  Uebri- 
gen  so  unähnlichen  Völkern,  wxnn  auch  bald  so  bald  an- 
ders gestaltet,  in  der  Geschichte  vorkommen?}  Aber 
dasselbe  Lob  kann  auch  der  an  sich  fehlerhaftesten  Verfas- 
sung gebühren.  Eine  jede  Verfassung  ist  gut,  wenn  sie 
dem  Bedürfnisse  der  Zeit  entspricht,  aus  welcher  sie  her- 
vorgegangen ist.  —  Der  Verfassung  des  Reiches  Japan 
scheint  zwar  der  Vorwurf,  dafs  sie  für  die  Erhaltung  des 
inneren  Friedens  keine  genügende  Bürgschaft  enthalte, 
nicht  gemacht  werden  zu  können.  Aber,  um  welchen 
Preifs  ward  dieser  Erfolg  erkauft!  In  Japan  waltet  eine 
geheime  Polizei,  welche  Alles  übertrifft,  was  in  Europa 
in  diesem  Fache  geleistet  worden  ist. 

Jedoch,  wenn  auch  eine  Stsatsverfassung,  welche 
den  Souverain  von  der  Ausübung  der  Dienstgewalt  gänz- 
lich ausschlösse,  ein  Unding  seyn  würde,  so  ist  doch  die 
Frage:  Wie  weit,  d.  i  auf  welche  Aemter  kann  und 
soll  sich  das  Recht  des  Souveraines,  die  Beamten  un- 
mittelbar zu  ernennen,  erstrecken?  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Staaten  und  ihrer  Verfassun- 
gen, sehr  verschieden  zu  beantworten.  —  Z.  B.  In  der 
Monarchie  kann  diesem  Rechte  zuvörderst  deswegen  eine 
gröfsere  Ausdehnung  gegeben  werden ,  als  in  der  Demo- 
kratie, weil  dasselbe  •—  wegen  des  Unterschiedes,  der 
zwischen  einem  Einzelnen  und  einer  Körperschaft  in  Be- 
ziehung auf  eine  jede  Beschlufsfassung  eintritt,  —  leich- 
ter in  jener  als  in  dieser  Verfassung  in  Ausübung  gesetzt 
werden  kann.  "^3    Sodann  aber  auch  deswegen,  weil  die 

*  Jedoch  bat  raan  in  den  V.  St.  von  Nordnmcrika  für  die  Erleich- 
terang  der  Wahlen  darrh  iweckmäriigc  Wahl  formen  sehr  viel 
gethan. 
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zur  gehörigen  Ausübung  jenes  Rechts  erforderlichen  Nach- 
richten leichter  und  besser  von  einem  Einzelnen,  als  von 
Vielen ,  eingezogen  werden  können.  *)  Zwar  ist  die  Be- 
merkung gemacht  worden,  dafs  ein  Volk  bei  der  Wahl 
seiner  Vertreter  und  Beamten  am  wenigsten  zu  irren 
pflege.  *)  Und  in  der  That  spricht  für  diese  Behauptung 
z.  B,  die  Geschichte  des  Römischen  Freistaates  und  die 
des  Britischen  Unterhauses. ')  Wie  könnte  auch  wohl  ein 
Mann ,  welcher  sich  nicht  aujf  irgend  eine  Weise  auszeich- 
nete oder  ausgezeichnet  hätte,  die  Stimmen  Vieler  für  sich 
vereinigen?  Jedoch  möchte  dieser  Vorzug  der  Demokra- 
tie, wenn  er  anders  ein  Vorzug  dieser  Verfassung  ist, 
auf  die  obersten  so  wie  auf  die  blos  örtlichen  Aemter  zu 
beschränken  seyn*  *)  —  Eben  so  ist  bei  der  Beantwor- 
tung der  vorliegenden  Frage  der  Unterschied  zwischen 
grofsen  und  kleinen  Staaten  nicht  aufser  Acht  zu  las- 
sen. In  einer  grofsen  Monarchie  nöthigen  den  Fürsten 
schon  die  Grenzen,  welche  die  Natur  seiner  physischen 
Kraft,  der  Kraft  eines  einzelnen  Menschen,  gesetzt  hat, 
sich  bei  der  unmittelbaren  Ausübung  seiner  Dienstgewalt 
an  gewisse  Regeln  zu  binden.  In  kleinen  Monarchien 
werden  leicht  die  Grundsätze  durch  persönliche  Rücksich- 


1)  £•  wäre  zu  wünschen,  dafs  ans  Geschäftsmänner  von  den  me- 
chanischen Vortheilen  unterrichteten ,  Ton  welchen  hei  der  un- 
mittelbaren Ausübung  der  Dienstgewalt  —  zur  Aufklärung  des 
Gewissens  des  Fürsten  —  Gebrauch  gemacht  werden  könne.  So 
habe  ich  Ton  NapoMon  gelesen ,  dafs  er  allemal  mehrere  Aemtor 
derselben  Art  zugleich  vergab  und  dafs  ihm  zu  diesem  £nde 
Kandidatenlisten  mit  kurzen  Bemerkungen  über  die  einzelnen 
Kandidaten  vorgelegt  wurden.  Schon  die  Vergleichung  dieser 
Bemerkungen  unter  sich  führte  dann  zu  Fragen  und  Erlänte- 
rungen. 

2)  Machiay.  disc.  HI,  34. 

8)  Der  bekannte  Engländer  Hunt  warde  nur  einmal  ins  Unter- 
haus gewählt. 

4)  Der  Vorthcil,  welchen  Prefsfreiheit  bei  der  Ausübung  der  Oienst- 
gewnlt  gewährt,  kommt  eben  sowohl  der  Monarchie  als  der  De- 
mokratie zu  statten. 
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ten  in  Schatten  gestellt.  —  Die  Hauptsache  ist  und  bleibt 
immer  die,  dafs  man  die  vorliegende  Aufgabe  in  dem 
Zusammenhange  in  Betrachtung  zieht ,  in  welchem  sie  al- 
lemal mit  der  Frage  steht,  ob  und  in  wie  fern  in  dem 
gegebenen  Falle  die  Ausübung  der  Machtvollkommenheit 
überhaupt  durch  die  Verfassungsgesetze  zu  beschrän- 
ken oder  nicht  zu  beschränken  sey.  In  keiner  Europäi- 
schen Monarchie  ist  wohl  die  unmittelbare  Theilnahme  der 
Krone  an  der  Ausübung  der  Dienstgewalt  so  beschränkt, 
als  in  Grofsbritannien.  Darum  ist  auch  die  Verfassung 
Grofsbritanniens  mehr  die  Verfassung  eines  Freistaates  als 
die  einer  Monarchie.  Doch  ist  sie  deshalb  zugleich  eine 
Stutze  des  Thrones.  Denn  ein  Fürst  darf  vielleicht  — 
lind  nicht  einmal  immer  —  auf  die  Dankbarkeit  dessen 
zählen,  welchem  er  ein  Amt  verliehen  hat;  gewifs  aber 
werden  alle  die ,  welchen  der  Beförderte  vorgezogen  wor- 
den ist,  über  ein  ihnen  widerfahrenes  Unrecht  murren. 

Die  Dienstgewalt  mag  nun  von  dem  Sonveraine  un- 
mittelbar oder  nur  mittelbar,  d.  i.  nur  durch  seine 
Vertreter  oder  Beamte  ausgeübt  werden,  unter  der  einen 
und  nnter  der  andern  Voraussetzung  ist  bei  der  Ausübung 
dieser  Gewalt  der  Grundsatz  zu  befolgen:  Ein  je- 
des Amt  ist  dem  vergleichungsweise  Tanglich- 
sten und  Würdigsten  zu  verleihn!  *)  So  einfach 
aach  dieser  Grundsatz  ist,  so  schwierig  ist  es  doch,  die 
Bedingungen  zu  erfüllen,  unter  welchen  er  vollziehbar 
and  die  Vollziehung  desselben  gesichert  ist.  Denn  es 
fragt  sich  erstens:  Wie,  d.  i.  an  welchen  Zeichen  und 
durch  welche  Mittel  kann  man  die  Tüchtigkeit  zu  einem 
Amte  in  denen  entdecken,  welche  sich  um  ein  Amt  be- 
werben oder  welche,  (^oft  sind  es  die  Besseren! 3  ohne 
sich  zu  dem  Amte  gemeldet  zu  haben,  zu  demselben  be- 


^)  Das  erstere  Wort  bezieht  sich  auf  die  körperlichen  und  intellek- 
tnelleo,  das  letztere  auf  die  moralischea  Eig^enschaften.  Wo  in 
dem  vorliegenden  Buche  das  Wort:  Tüchtigkeit  gebraucht 
wird,  begreift  et  alle  die«e  Eigenschaften  in  sich. 
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fördert  zu  werden  verdienen?  und  »weiten 9:  Wie  kann 
man  verhindern,  dafs  nicht,  sollte  auch  die  erste  Fra^e 
nicht  zweifelhaft  seyn,  eine  dem  obigen  Grundsatze 
fremde  oder  widerstreitende  Rücksicht  oder  auch  blose 
Laune  das  Amt  demjenigen  verleihe,  welcher  seiner  Tüch- 
tigkeit nach  auf  dasselbe  keinen  Anspruch  machen  könnte? 
So  wie  aber  bei  der  Ausübung  der  Dienstgewalt,  in  der 
ersteren  Beziehung,  leicht  aus  Irrthum  gefehlt  werden 
kann ,  denn  wer  vermag  den  moralischen  und  auch  nur  den 
intellektuellen  Werth  Anderer  mit  vollkommener  Sicher- 
heit abzuwägen  ?  —  so  ist  dieselbe  Gewalt,  in  der  letzteren 
Beziehung,  der  Gefahr  des  Mifsgebrauchs  aus  mehr 
als  einem  Grunde  besonders  unterworfen.  —  Ich  beschränke 
mich  jedoch  hier  einstweilen  auf  die  Erörterung  der  zwei- 
ten Frage,  Von  der  ersten  Frage  weiter  unten,  im 
II.  Hauptstücke. 

Die  Dienstgewalt  ist  der  Gefahr  des  Mifsgebrauches 
besonders  ausgesetzt.  —  Zuvörderst  schon  deswegen, 
weil  die  Unsicherheit  des  Urtheiles  über  die  relative  Tüch- 
tigkeit derer ,  welche  auf  das  Amt  Anspruch  machen  kön- 
nen, leicht  zu  dem  Irrthume  verleiten  kann,  als  ob  die 
Verleihung  eines  Amtes  eine  blose  Gnadensache  sey,  also 
zu  demselben  Irrthume,  welcher  sich  bei  dem  Rechte  des 
Staates,  das  Verdienst  zu  belohnen^  wiederholt  —  Sodann 
aber  sind  nicht  alle  die  Rücksichten,  welchen  es  beizu- 
messen seyn  kann,  dafs  das  Amt  nicht  gerade  dem  Wür- 
digsten zu  Theil  wird,  an  und  für  sich  betrachtet,  in  glei- 
chem Grade  verdammlich.  Es  ist  denn  doch  z.  B,  ein  Un- 
terschied, ob,  bei  ohngefähr  gleichen  Ansprüchen,  der- 
jenige den  Vorzug  erhält ,  welcher  des  mit  dem  Amte  ver- 
bundenen Einkommens  mehr,  als  sein  Mit  wer  her,  bedarf , 
oder  derjenige ,  welcher  sich  blos  durch  ein  mit  dem  Amte 
in  keinem  Zusammenhange  stehendes  Talent  vor  seinem 
Mitwerber  empfiehlt.  Auf  jeden  Fall  wird  durch  diesen  und 
durch  einen  jeden  ähnlichen  Unterschied  das  Festhalten 
an  dem  in  Frage  stehenden  Grundsatze  mehr  oder  weni- 
ger gefährdet.     Es  giebt  andere  Rücksichten,  welche, 


nach  demselben  Grundsätze,  zwischen  den  rechtmäfsigen 
und  den  widerrechtlichen  schwankend,  desto  verführeri« 
scher  sind.  Da  der  vorlie;^ende  Grandsatz  nicht  den  Sinn 
hat,  als  ob  der  an  sich  Tauglichste,  sondern  nur  den, 
dars  der  nach  dem  Geiste  der  Verfassung  Taug- 
lichste bei  der  Anstellung  und  Beförderung  im  Staats- 
dienste vor  seinen  Mitwerbern  der  Vorzug  verdiene,*) 
so  ist  der  Einflufs,  welchen  in  allen  Germanischen  Staa- 
ten die  Familienverhältnisse  derer,  welche  sich  dem  Staats- 
dienste gewidmet  haben ,  auf  ihre  Erfolge  ausüben ,  nicht 
schlechthin,  sondern  nur  in  so  fern,  als  er  Ziel  und  Mafs 
überschreitet,  verwerflich.  Er  ist  nicht  schon  an  sich 
verwerflich;  der  Familiengeist,  auf  welchem  er  beruht, 
eine  Folge  von  dem  Gesetze  der  Einehe,  welches  in  den 
Germanischen  Staaten  Rechtens  ist,  ist  vielmehr  die  Hanpt- 
ursache,  warum  die  Angelegenheiten  dieser  Staaten  bes- 
ser, als  die  derjenigen  Staaten,  in  welchen  die  Vielwei- 
berei erlaubt  ist,  z.  B.  die  der  Mohammedanischen  Staa- 
ten, geleitet  und  verwaltet  werden.  Eine  bestimmte 
Scheidlinie  aber  zwischen  einer  erlaubten  und  einer  nicht 
erlaubten  Berücksichtigung  dieses  Geistes  der  Germani- 
schen Staatsverfassungen  lärst  sich,  was  die  Ausübung 
der  Dienstgewalt  betrifft ,  so  wenig  ziehn ,  dafs  eben  des- 
wegen die  Gefahr  eines  Mifsgebrauches ,  welcher  in  die- 
ser Hinsicht  von  der  Dienstgewalt  gemacht  werden  kann , 
desto  gröfser  ist  —  Endlich  kann  die  Ausübung  dieser 
Gewalt  dem  vorliegenden  Grundsätze  auch  durch  alle  die 
Ursachen  abwendig  gemacht  werden,  welche  das  förm- 
liche (^oder  positive)  Hecht  überhaupt  dem  wirklichen  so 
häufig  entfremden.  —  Alle  diese  Gefahren  aber  bedrohen 
die  rechtmäfsige  Ausübung  der  Dienstgewalt  um  so  naeh-* 
drücklicher,  da  diejenigen,  welche  sich  um  ein  Amt  be- 
werben, bald  aus  Mifstrauen  in  ihre  Ansprüche,  bald  in 


*)  Dars  also  z.  B.  in  Grofibritannien  mit  dorn  Ministeriam  zagleich 
auch  die  übrigen  höheren  Beamten  irechieln,  steht  mit  diesem 
Grundsätze  keinesweges  im  Widerspruche. 
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der  Absicht,  die*  Künste  ihrer  Mitwerber  zu  vereiteln, 
bald  gewitziget  durch  die  Erfahrungea,  welche  sie  bei 
früheren  Gelegenheiten  gemacht  haben,  Alles  aufzubie- 
then  pflegen ,  um  den  Souverain  oder  den  Patron  des  Am* 
tes  über  die  für  ihre  Bewerbung  sprechenden  Gründe  zu 
täuschen  oder  ihn  von  seiner  schwachen  Seite  anzugrei- 
fen. —  Uebrigens  ist  die  Ausübung  der  Dienstgewalt  al- 
len diesen  Gefabren  in  einer  jeden  Staatsverfassung, 
wenn  auch  in  der  einen  mehr  in  der  andern  weniger,  aus- 
gesetzt. Auch  die  Mittel ,  durch  weiche  das  Recht  in  der 
vorliegenden  Beziehung  gebeugt  wird ,  sind  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Staatsverfassungen  oft  mehr  dem  Namen 
als  der  Sache  nach  von  einander  verschieden.  Die  Yolks- 
führer,  die  Demagogen  sind  die  Hofleute  der  Demokratie. 
Fürstengunst  wird  durch  dieselben  Mittel  erworben  und 
behauptet,  ist  eben  so  hinfällig,  wie  Volksgunst.  Die 
Sprache,  in  welcher  man  zu  dem  Volke  zu  sprechen  hat, 
ist  nur  eine  Uebersetzung  der  Hofsprache.  Daher  in  der 
neueren  Geschichte  Frankreichs  die  vielen  Beispiele,  dafs 
die  wüthendsten  Demokraten  späterhin  die  kriechendsten 
Fürstendiener  wurden. 

Mit  der  Gröfse  und  Dringlichkeit  der  Gefahr  des  Mifs- 
gebrauchs ,  welcher  von  der  Dienstgewalt  gemacht  werden 
kann ,  steht  die  Noth wendigkeit  im  Verhältnirs ,  diese  Ge- 
fahr im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  beseitigen,  oder  zu 
mindern.  Fragt  man  nun,  wie  dieser  Zweck  erreichbar 
und  zu  erreichen  sey,  so  sind  vor  allen  Dingen  folgende 
zwei  Fälle  zu  unterscheiden;  Entweder  wird  das  Recht 
der  Amtsverleihung  (^schlechthin  oder  beziehungsweise) 
von  dem  Souveraine  selbst,  oder  es  wird,  im  Auftrage 
des  Souverains,  von  einem  seiner  Beamten  ausgeübt.  ([Ein 
dritter  Fall ,  —  da  an  der  Besetzung  eines  Amtes  sowohl 
der  Souverain  als  einer  seiner  Beamten  Tlieil  nimmt,  — 
ist  beziehungsweise  sowohl  nach  den  von  dem  ersten  als 
nach  den  von  dem  zweiten  Falle  geltenden  Grundsätzen 
zu  beurtheilen.)  Unter  dem  ersten  Falle  ist  übrigens  auch 
der  Füll  begriffen,  da  die  Aemter  oder  gewisse  Aemter 
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von  dem  Repräsentanten  des  Souveraines,  also  z.  B. 
in  der  repräsentativen  Demokratie  von  der  Versammlung 
der  Volksvertreter  5  besetzt  werden. 

Sowohl  in  dem  einen  als  in  dem  anderen  Falle  kann 
nun  für  jenen  Zweck  von  dem  Mittel  Gebrauch  gemacht 
werden,  dafs  die  Ausübung  der  Dienstgewalt  an 
gewisse  konstitutionelle  Formen  gebunden 
wird.  Auch  ist  dieser  Plan  bereits  oft,  bald  am  diesem, 
bald  um  einem  andern  besondern  Mifsgebrauche ,  welcher 
von  der  Dienstgewalt  gemacht  werden  könnte ,  vorzubeu- 
gen, ins  Werk  gesetzt  worden.  —  Man  hat  z.  B.  in  der 
Demokratie,  —  deren  schwächste  Seite  die  Gerechtigkeits- 
pflege ist ,  *)  —  um  zu  verhindern ,  dafs  nicht  die  Wahl 
der  Richter  eine  Partheisache  würde ,  das  Recht  des  Vol- 
kes, seine  Richter  zu  wählen,  zuweilen  auf  eine  Vor- 
wahl, d.  i.  auf  die  Bezeichnung  derer,  welchen  das  Rich- 
teramt übertragen  werden  könne ,  beschränkt ,  so  dafs  die 
endgültige  Wahl  dem  Loose  überlassen  blieb.  ^J  In  den 
Deutschen  Bundesstaaten  kommen  Fälle  vor,  dafs,  wenn 
ein  Amt  erlediget  wird,  die  dem  Amte  unmittelbar  vor- 
gesetzte Behörde  oder  das  CoUegium,  in  welchem  die 
Stelle  erlediget  worden  ist,  das  Recht  hat,  der  höheren 
oder  höchsten  Behörde  einige  Personen  für  die  Wieder- 
besetzung des  Amtes  vorzuschlagen.  —  Jedoch  hüte  man 
sich ,  von  diesen  und  von  ähnlichen  Mitteln  zu  viel  zu  er- 
warten. So  wenig  ein  Mensch  blos  von  Arzneien  leben 
kann ,  so  wenig  kann  eine  Verfassung  ihre  Fortdauer  blos 
der  Kunst  verdanken.    Hilf  dir,  so  wird  dir  Gott  helfen  1 


))  Vgl.  Tac.  Annal.  XII^  60.  —  Dagegen  ist  die  Bärgschaft ,  welche 
die  demokratitcbe  Verfaisunfr  für  die  SelbsUtändigkeit  der  Ge- 
richte leistet,  der  Glanzpunkt  dieser  Verfassung.  Jattitia  re- 
gnorum  fandaoientum. 

2)  So  in  Athen,  S.  Potter,  Archaeologia  Graeca.  L.  I  cap.  XF. 
—  Auch  verdient  hier  das  altdeutsche  Herkommen  der  Akten* 
Tersendung  erwubnt  zu  werden.  Ueber  den  Ursprung  dieses  Her- 
kommens B.  K  o  p  p,  Verfassung  der  geistlichen  und  Givil-Gerichte. 
1 ,  275 
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sagt  ein  bekanntes  Sprüchwort.  Das  Aeufserste,  was 
die  Kunst  in  Beziehung  auf  die  vorliegende  Aufgabe  ver- 
sucht hat,  war  vielleicht  das  Gesetz ,  welches  in  dem  Frei- 
staate von  Venedig  für  die  Wahl  des  Dogen  bestand. 
Das  Gesetz  schien  sogar  die  Möglichkeit  einer  plan- 
mäfsigen  Leitung  der  Wahl  oder  die  einer  Beeinträchti- 
gung der  Stimmfreiheit  der  einzelnen  Wähler  auszu- 
schliefsen.  Und  dennoch  wurde  die  Wahl  eines  Dogen 
von  den  mächtigsten  Familien  des  Yenetianischen  Adels 
jedesmal  mit  der  vollkommensten  Sicherheit  auf  ein  be- 
stimmtes Individuum  gelenkt !  ^3 

Das  andere  Mittel  zur  Verhinderung  einer  rechtswi- 
drigen Ausübung  der  Dienstgewalt,  —  das  Mittel,  wel- 
ches in  dem  Rechte  des  Staates,  gesetzwidrige  Handlun- 
gen überhaupt  zu  bestrafen,  liegt,  —  ist  nicht  in 
demselben  Umfange,  wie  das  obige,  anwendbar.  Von 
diesem  Mittel  kann  nur  in  dem  zweiten  und  nicht  in 
dem  ersten  Falle  Gebrauch  gemacht  werden. 

Nicht  in  dem  ersten  Falle,  also  nicht,  wenn  und  in 
wie  fern  der  Souverain  selbst  die  Dienstgewalt  ausübt.  *3 
—  Dafs  dieser  Satz  unter  der  Vorraussetzung  gelte,  dafs 
in  der  Monarchie  der  Monarch,  in  einem  Freistaate  die  herr- 
schende Körperschaft,  der  Adel  oder  das  Volk,  als  Ge- 
sammtheit  die  Aemter  oder  gewisse  Aemter  vergiebt, 
bedarf  nicht  erst  eines  Beweises.  Denn,  entweder  ist  das 
Recht  überall  nur  ein  Gedankending ,  oder  das  Herrscher- 
recht muPs  eben  so  unbedingt  seyn ,  wie  das  Rechtsgesetz, 
auf  welchem  es  beruht. «)  —  Derselbe  Satz  aber  gilt  —  in 
einem  Freistaate  —  auch  von   einem  jeden  einzelnen 


1)  S.  Le  Bret,  VorlesoD^cn  über  die  Statistik.  I.  Th.  Venedig. 
Stntttg.   178S.    Daru,  Gesciiichte  dei  Freistaates  von  Venedig. 

2)  Vgl.  oben  Bd.  III.  S.  222.  Da«  Folgende  ist  nur  eine  Anwendung 
oder  Ausdehnung  der  schon  dort,  in  einer  anderen  Beziehung, 
aufgestellten  Grundsätze. 

3)  Die  MachtToUkomnienbeit  ist  das  in  concreto,  was  das  Rechta- 
geseta  in  abstracto  ist* 
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Mitgliede  der  herrschenden  Körperschaft.  Was  das  ein- 
zelne Mitglied  dieser  Körperschaft,  als  solches,  '3  S^" 
than,  wie  es  z.  B.  bei  der  Wahl  eines  Beamten  (aus  ir- 
gend einem  Grunde}  gestimmt  hat ,  das  ist  eben  so  rechts- 
kräftig und  mithin  eben  so  unsträflich,  wie  wenn  es  die 
Handlung  der  Gesammtheit  (^oder  der  Mehrheit  3  wäre. 
Denn  die  Machtvollkommenheit  oder  Souverainetät  ist  ein 
unth  eil  bares  Recht.  ')  Das  Staatsbürgerrecht  ist  mit- 
hin die  Souverainetät  selbst,  wenn  es  auch,  als  das  Recht 
eines  Einzelnen,  in  der  Ausübung  durch  das  gleiche 
Recht  der  übrigen  Staatsbürger  beschränkt  wird. ')  — 
Wenn  hiernach  weder  der  Souverain  noch  der  einzelne 
Staatsbürger  wegen  eines  Mirsgebrauches,  welchen  sie 
von  der  Dienstgewalt  gemacht  haben ,  verantwortlich  sind, 
80  können  eben  so  wenig  diejenigen,  von  welchen  sie  zu 
einer  solchen  Handlungsweise  bestimmt  worden  sind, 
deshalb  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  vorausge- 
setzt jedoch ,  dafs  deren  That  nicht  als  ein  Verbrechen 
des  gemeinen  Rechts,  z.  B.  als  eine  Gewaltthätigkeit, 
oder  in  Beziehung  auf  eine  besomlere  Eigenschaft  des 
Thäters,  z.  B.  zu  Folge  des  von  dem  zweiten  Falle 
geltenden  Grundsatzes,  strafbar  ist.  —  Zu  denselben  Re- 
sultaten gelangt  man,  wenn  man  die  Geschichte  der  po- 
sitiven Strafgesetze  zu  Rathe  zieht,  welche  sich  auf  die 
vorliegende  Aufgabe  beziehn.    Diese  Gesetze  wurden  al- 


1)  Ale  solches  --  denn  es  kann  zug^leicb  noch  eine  andere  rechtlicbe 
Eigenschaft  haben ,  die  eines  Beamten ,  welcher  bei  der  Wahl 
gewisse  Amtspflichten  zu  erfüllen  hat. 

2)  S.  oben  Bd.  I.    S.  88. 

3)  Hieraus  folgt  zugleich:  Wenn  ein  Volk  so  ausstürbe^  dafs  nur 
ein  Staatsbürger  übrig  bliebe ,  so  würde  dieser  der  Herr  oder 
Eigenthümer  des  Landes  seyn.  —  Ferner :  Die  Zahl  derer ,  welch« 
in  einer  Volksversammlung  etc.  erscheinen ,  ist  für  die  Rechts- 
kraft der  Beschlüsse  die  Versammlung  an  sich  gleichgültig.  Die 
VerfassuDgsgesetze,  welch«  ein  Minimum  bestimmen,  beruhen 
nicht  auf  einem  Rechtsgrunde,  sondern  nur  auf  rationibus  uttli« 
tatifi  pubticac. 

Zaehariä)  vom  Staate,     TL  13 
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lemal  entweder  ttiDganf;en  oder  nicht  in  Vollziehung  ge* 
setzt;  '3  ^  ^^^  sicheres  Zeichen,  dafs  sie  entweder  das 
Unmögliche  versuchten,  oder  ein  Recht  beschränkten ,  das 
sie  nicht  hätten  beschränken  sollen.  —  Uebrigens  ver- 
steht es  sieh  von  selbst,  dafs  hier  nur  von  der  recht- 
lichen und  nicht  von  der  moralischen  Verant w ortlich- 
keit  für  die  Nichtbeobachtung  des  Grundsatzes,  dals  eia 
Amt  dem  Tüchtigsten  zu  verleihen  sey,  die  Rede  war. 
Man  kann  sogar  behaupten,  dafs  diese  moralische  Verant- 
wortlichkeit desto  gröfser  ist^  weil  sie  nur  relativ  nicht 
die  Eigenschaft  einer  rechtlichen  Verantwortlichkeit  hat. 

Wohl  aber  kann  der  Staat  von  seiner  Strafgewalt  m 
dem  zweiten  Falle  Gebranch  machen;  also  gegen  seiae 
Qeamten,  wenn  und  in  wie  fern  diese,  mit  der  Ausübung 
der  Dienstgewalt  beauftragt,  den  vorliegenden  Grundsatz 
verletzt  haben,  so  wie  gegen  diejenigen,  von  welchen 
sie  verleitet  worden  sind.  *3 

Der  Grund,  warum  hier  in  dem  ersten  Falle  nicht 
von  einer  strafbaren  Handlung  die  Rede  seyn  konnte,  — 
die  NichtVerantwortlichkeit  des  Souveraines,  —  hat  mit 
dem  zweiten  Falle  nicht t  zu  schaffen.  Der  Beamte, 
welcher  ein  Amt  zu  vergeben  hat ,  ist  nur  ein  Treuhänder, 
([a  trustee  ,3  er  ist  also  für  die  gehörige  Verwaltung  dieses 
ihm  anvertrauten  Gutes  ganz  so ,  wie  für  eine  jede  andere 
Amtshandlung  verantwortlich.  '3  ~  ^^^  ^^^g^  ist  also  nur 


1)  Der  Satz:  Inventa  lege  invenfa  frnas  est»  gilt  insbesondere  Ton 
den  Gesetzen  dieser  Art.  Die  Gesetze  gegen  den  ambitus  haben 
in  Grorsbritaonivn  dasselbe  Schicksal  y  das  sie  einst  im  Röiiii- 
inischen  Freistaate  hatten.  Auch  die  Reform  Act  bat  wenige 
ufier  nichts  gebessert. 

2)  Je  nachdem  in  diesem  Falle  die  ersteren  strafbar  sind  oder 
nicht,  gilt  dasselbe  in  demselben  Falle  auch  von  den  letzte- 
ren. Daher  wird  in  dem  Folgenden  immer  nur  von  den  erste- 
ren die  Rede  se^n.  —  Die  Schrl/tsteller  über  das  „crimen  am- 
bitus*^ bcfriedigrn  keineswegs.  (Man  findet  sie  angel'öhrt  in: 
Fenerbach^  Lehrbuch  des  peinlichen  Rechts*  JN.  A.  §•  18S. 
419.  c.) 

3)  Die  kaliliolische  Kirche  erklärt  die  Simonie  schlechihin^,  -» 
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äie:  l^t  der  Griihämtz^  dafs  hti  def  Verleifinng  eines  Am- 
tes dem  Tüchtigsteii  der  Vorzng  gebühre ,  und  in  wel-* 
ehern  Sinne  ist  er  überhaupt ,  f  d.  i.  auch  in  Beziehung  auf 
den  ersten  Fall,  wenn  er  auch  in  Beziehung  auf  diesen 
Vall  nieht  besonders  in  Betrachtung  gezogen  zu  werden 
brftacbte,3  ein  Rechtsgrundsatz?  Wenn  und  in  wie  fern 
er  diese  Eigenschaft  hat,  ist  auch  der  Beamte  strafbar 5 
welcher  ihn  verletzt  hat. 

Der  ofterwähnte  Grundsatz  ist  nun  nicht  in  dem  Sinne 
eiti  Reehtsgrundsatz,  dafs  derjenige,  welcher  ein  Amt 
£«  tergeben  hat,  schon  datin  widerrechtlich  handle,  wenn 
et  das  Amt  2Swar  dem  Tüchtigsten  verleihe ,  hierzu  jedoch 
durch  di^  vorzüglichste  Tüchtigkeit  der  Beförderten  ent-' 
weder  nicht  allein  oder  selbst  überall  nicht,  sondern 
titftb  aufserdem  oder  auch  allein  durch  eine  andere  Rück-^ 
sieht  bestinimt  worden  sey.  S  o  gedeutet  ist  der  Grund- 
satz zwtk  ein  Geboth  der  Moral,  aber  nicht  eine  Rechts- 
ttgeh  Denn  der  Staat  ist  überhaupt  nur  die  That  und 
flieht  die'  Gesinnung  zu  strafen  berechtiget.  In  male-« 
fieiis  non  vohmtas,  sed  exitus  spectatur.  *)  Wohin  müfste 
e»  Meli  kommen ,  wenn  der  Grundsatz ,  s  0  gedeutet,  ei-« 
mit  Sirafgesetzgebung  zur  Richtschnur  diente?  Wird 
läthi  der  Wille  des  Menschen  fast  immer  zu  einer  und 
derselben  Handlung  durch  mehr  als  eine  Triebfeder  be- 
iHimmt?  und  ist  es  so  leicht,  ja  oft  auch  nur  möglich,  da» 
Gewebe  dieser  Triebfedern  in  seine  einzelnen  Fäden  auf- 
zulösen? —  Aus  denselben  Vordersätzen  kann  übrigens 
nocb  die  Folgerung  abgeleitet  werden ,  dafs,  wenn  nur 
das  Amt  dem  Tüchtigsten  verliehen  worden  ist ,  der  Patron 
des  Anltes  auch  nicht  wegen  der  Beschaffenheit  der 
Gründe,  welche  ihn  zur  Verleihung  des  Amtes  bestimmt 


d.  i.  von  wem  «le  aach  begangen  ir«rdto ,  -^  fAr  ein  Vergäll. 
Denn  nach  der  Verfastung  dieaer  Kircbe  Ut  das  Recht,  ein  geii^ 
liches  Amt  zu  vergeben,  schlechthin  nnr  eine  Treubäsdcr^ 
Schaft,  nur  a  trnst. 

*)  S.  oben  Bd.  IV.  S.  835. 
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haben,  zur  Strafe  gezogen  werden  kann.  Mögen  diese 
Gründe  auch  noch  so  unerlaubt  gewesen  seyn ,  sie  haben , 
als  solche,  auf  die  rechtliche  Beurtheilung  des  Falles  kei- 
nen Einflufs.  Ferner ,  man  nehme  den  entgegengesetzten 
Fall,  dafs  das  Amt  nicht  dem  Tüchtigsten  verliehen  wor- 
den ist,  auch  dann  ist  die  Beschaffenheit  jener  Gründe  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dafs  die  That  schon  für  sich 
und  abgesehn  von  ihren  Triebfedern  strafbar  ist ,  und  nur 
nach  derjenigen  Theorie  des  Strafrechts ,  welche  bei  der 
Zumessung  der  Strafe  d.  i.  bei  der  Anwendung  der  ge- 
setzlich gedrohten  Strafe  auf  den  einzelnen  Fall  zugleich 
die  Unsittlichkeit  der  Handlung  berücksichtiget^"),  und 
mithin  nur  bedingungsweise,  in  Anschlag  zu  bringen. 

Wohl  aber  ist  der  vorliegende  Grundsatz  in  dem 
Sinne  ein  Rechtsgrundsatz,  in  welchem  er  sich  blos  auf 
die  objective  Beschaffenheit  einer  Amtsverleihung  be- 
zieht. Ein  Beamter,  welcher,  berechtiget,  ein  gewisses 
Amt  zu  verleihn,  dieses  Amt  (^dolo  vel  culpa^  nicht  dem 
Tüchtigsten  verleiht ,  handelt  deswegen  und  nur  deswegen 
widerrechtlich,  weil  seine  Handlungsweise  —  äufserlich, 
d.  i.  ihren  Folgen  nach  —  die  Rechte  Anderer  beeintrach- 
liget,  was  ihn  auch  zu  dieser  Handlungsweise  bestimmen 
möge.  Er  beeinträchtiget  so  die  Rechte  Anderer,  —  theils 
die  Rechte  derer,  welche  auf  das  Amt  einen  besser  be- 
gründeten Anspruch,  als  der  Beförderte,  hatten,  theils 
die  Rechte  des  Gemeinwesens,  welches  bei  der  gehörigen 
Ausübung  der  Dienstgewalt  unmittelbar  betheiliget  ist.  Er 
handelt  also  strafbar.  Die  Gewissenspflichten  des  Souve- 
raines  sind  beziehungsweise  (^d.  i.  so  weit  sich  die  Amts- 
gewalt eines  jeden  einzelnen  Beamten  erstreckt,^  Rechts- 
pflichten seiner  Beamten. 

Aber,  so  fest  auch  in  dem  zweiten  Falle  die  Straf- 
barkeit der  Handlungen  9  durch  welche  der  oftgedachte 
Grundsatz  verletzt  wird,  an  und  für  sich  ([oder  in 
thesi3  steht,  so  zweifelhaft  ist  es  doch,   ob  auch  die  po- 


*)  Also ,  na«  h  der  „Warnungstbeorie/'  -  S.  Bd.  IV.  S.  310  fT. 
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sitiven  Gesetze  die  Handlangen  dieser  Art  mit  einer 
Strafe  zn  bedrohen  haben. 

Der  Zweifel  entsteht  nicht  daher,  dafs  das  in  Frage 
stehende  Yergehn  eben  so  leicht  verschleiert,  d.  i.  in  ein 
an  sich  erlaubtes  Geschäft,  Qz.  B.  in  eine  Wette,}  einge- 
kleidet, als  schwer  entdeckt  and ,  entdeckt,  erwiesen  wer- 
den kann.  Wenn  aach ,  aas  dem  einen  and  aas  dem  an- 
dern Grunde,  zu  befürchten  ist,  dafs  das  Yergehn  weit 
häufiger  begangen  als  bestraft  werden  wird,  und  wenn 
es  auch  keinesweges  erlaubt  ist ,  das  Yergehn,  je  schwie- 
riger die  Bestrafung  desselben  ist ,  mit  einer  desto  härte- 
ren Strafe  zu  bedrohn,  so  ermächtiget  doch  alles  dieses 
nicht  zu  der  Folgerung^  dafs  das  positive  Recht  die  Hand- 
lungen, welche  unter  diesem  Yergehn  begriffen  sind,  gänz- 
lich straflos  zu  lassen  habe.  Denn  schon  das  Yerdam- 
mungsurtheil ,  welches  die  Gesetze  über  eine  gewisse 
Handlung  aussprechen ,  indem  sie  dieselbe  mit  einer  Strafe 
belegen ,  hat  seinen  Werth ,  sollte  auch  die  Yollstrecknng 
dieser  Gesetze  noch  so  schwierig  seyn* 

Sondern  der  Zweifel  ist  der,  dafs  sich  der  in 
Frage  stehende  Grundsatz  seinem  Wesen  nach 
nicht  zu  einer  Regel  für  das  richterliche  Urtheil 

—  und  mithin  nicht  zu  einem  Principe  der  Gesetzgebung 

—  eignet.  Der  Grundsatz  bezieht  sich  nicht  auf  die 
Fälle,  in  welchen  die  Gesetze  das  Recht,  zu  einem  gewis- 
sen Amte  befordert  zu  werden,  von  gewissen  äufserlich 
erkennbaren  Merkmalen  oder  Eigenschaften  abhängig 
gemacht  haben ,  z.  B.  von  dem  Alter  oder  von  dem  Stande 
oder  von  den  Yermögensumständen  der  Bewerber.  (^Dafs 
eine  in  Beziehung  auf  die  Fälle  dieser  Art  gesetzwidrige 
Yerleihung  eines  Amtes  strafbar  sey,  ist  keinem  Zweifel 
unterworfen.3  Er  handelt  allein  von  dem  Falle,  da  nicht 
der  Tüchtigste  befördert  worden  ist.  Kann  sich  aber 
derjenige,  welcher  einer  Yerletzung  dieses  Grundsatzes 
beschuldiget  wird,  nicht  jederzeit  mit  einem  Irrthume  und 
mit  der  Yereeihlichkeit  seines  Irrthumes  entschuldigen? 
Läfst  sich  über  die  relative  Tüchtigkeit  Mehrerer,  welche 
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«ich  um  dasselbe  Amt  bewarben  oder  wf  dasselbe  Amt 
Ansprach  machen  können,  überhaupt  ein  recbtskräfti« 
ges  Urtheil  fällen?  Würde  man  also  nicht,  wenn  man 
dem  Richter  gestattete,  wegen  der  Handlungen,  welche 
nach  seiner  Ansicht  gegen  den  vorliegenden  GrundsatK 
yerstiefsen,  eine  Strafe  zu  verhängen,  der  richterlichen 
Willkühr  Thür  und  Thor  öffnen?  Ich  wüfste  nicht,  wie 
sich  dieser  Zweifel  oder  diese  Einwendung  heben  liefse. 

Wenn  und  da  nun  einerseits  das  in  Frag^  stehend« 
Yergehn  d.  i.  die  Verletzung  des  Grundsatzes,  dafs  ein 
Amt  dem  Tüchtigsten  zu  verleihen  sey,  nicht  von  denpo* 
sitiven  Gesetzen  bestraft  werden  kann ,  weil  sich  dasselbe, 
seinen  thatsächlichen  Beziehungen  i^ach  (^oder  in  Bezie- 
hung auf  i^eine  Erweislichkeit3  nicht  zur  richterlichen  Be-* 
nrtheilung  eignet,  und  da  andererseits  eine  jede  an  sich 
atfafbare  That  auch  von  den  positiven  Gesetzen  mit  einer 
Strafe  belegt  werden  soll,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  auf 
ein  Mittel  Bedacht  zu  nehmen,  durch  dessen  Anwendung 
jenes  Yergehn,  da  es  nicht  direkt  ervyeislich  ist,  indi- 
rekt erweislich  gemacht  wird.  Diese  Aufgabe  läfst  sich 
nun  s  0  lösen :  Die  Gesetze  können  und  sollen  das  in  Frage 
stehende  Yergehn  d.  i.  die  Verletzung  jenes  Grundsatzes 
in  so  fern  bestrafen,  als  der  Patron  des  Beamten  zur  Ver- 
leihung des  Amtes  *)  durch  eine  Triebfeder  bestimmt  wor- 
den ist,  aus  deren  faktischer  Beschaffenheit  die  Vermu- 
thiing  als  eine  praesumtio  facti  hervorgeht,  dafs  er  das 
Amt  nicht  dem  Tüchtigsteii  verliehen  habe,  und  indem 
sie  diese  praesumtio  facti  in  eine  praesumtio  juris  et  de 
jure  verwandeln,  —  indem  sie  also  z.  B«  denjenigen  mit 
einer  Strafe  bedrohen,  welcher  für  die  Verleihung  eines 
Amtes  .ein  Geschenk  in  Geld  oder  Gut  angenommen  hat. 
Pie  Gesetze  können  auf  diese  Weise  verfahren,  obwohl, 
wie  oben  gezeigt  worden  ist,  die  Triebfedern  einer  That 


*)  Aito  -^  dafii  das   Amt  wirklich  verliehen   worden  eey,   gehört 
nllemnl  som  Tluitbcetsnde  de«  Vergekeiu.     Vgl.  oben  Od*  IV. 


nach  RechtsgnmilsMteen  nicht  straflrar  sind.  Denn  nnn- 
mehr  wird  nieht  die  Triebfeder  der  That ,  isondern  die  Thiit 
selbst  bestraft,  die  Triebfeder  aber  nur  zur  Begrftndnng 
der  Reclitsvermuthung  gebraucht,  auf  welcher  die 
Strafbarkeit  der  Tbat  beruht.  Die  Gesetze  haben  dieseili 
Weg  einzuschlagen,  weil  sie,  verpflichtet,  die  an  sich 
strafbare  That,  die  gleichwohl  nicht  direkt  erwiesen  wer- 
den kann,  zu  ahnden,  indem  sie  diesen  Weg  einschlagen,  den 
Richter  in  den  Stand  setzen  können,  &dn  Beweis  indi- 
rekt KU  fuhren.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst, 
dafs  die  Thatsache,  aus  welcher  jene  Vermuthang  abge- 
leitet werden  soll,  von  der  Beschaffenheit  seyn  mufs,  dafil 
sie,  fär  sich  betrachtet,  einen  direkten  Beweis  zuläfst. 
Man  wird  dieser  Deduktion  der  Strafbarkeit  eines 
Mifsgebrauches ,  welcher  von  der  Dienstgewalt  gemacht 
wird,  vielleicht  vorwerfen,  dafs  sie  denn  doch  nicht  zu 
einem  eigenthümlichen  für  die  Gesetzgebung  brauchbaren 
Resultate  führe,  —  dafs  es  am  Ende  einerlei  sey,  ob  dus 
Gesetz  die  Verleihung  eines  Amtes  wegen  der  Wider- 
rechtliehkeit  der  Triebfedern,  welche  den  Patron  des  Am- 
tes bestimmt  haben,  geradezu  oder  nur  folgerungs- 
weise mit  einer  Strafe  bedrohe.  —  Allein  der  Unterschied 
ist  der:  Wenn  man  die  Strafbarkeit  des  in  Frage  stehen- 
den Vergehns  von  der  Widerrechtlichkeit  der  Triebfedern, 
welchen  die  Verleihung  des  Amtes  zuzuschreiben  ist,  un- 
mittelbar abhängig  macht,  so  hat  man  überall  nicht  ein 
festes  Anhalten  bei  der  dieses  Vergehn  betreffenden  Straf- 
gesetzgebung. Denn  wo  ist  die  Scheidlinie  zwischen  er- 
laubten und  nicht  erlaubten  Triebfedern  zur  Verleihung 
eines  Amtes  ?  Ist  nicht  diese  Scheidlinie  von  dem  positi- 
ven Rechte  selbst  allererst  zu  ziehn?  Dahingegen  läfst 
die  obige  Deduktion  die  Frage,  ob  gewissen  Triebfedern 
und  welchen  der  Vorwurf  der  Widerrechtlichkeit  gemacht 
werden  könne,  sogar  gänzlich  an  ihren  Ort  gestellt  seyn. 
Sie  betrachtet  die  Triebfedern  der  Verleihung  eines  Amtes 
nur  ihrer  faktischen  Beschaffenheit  nach  d.  i.  nurinBe- 
aiehung  auf  die  Frage ,  ob  aus  ihnen ,  so  wie  sie  als  That^ 
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Sachen  beschaffen  sind,  die  Vermathioig  der  Widerreebt- 
lichkeit  der  T  h  a  t ,  (^die  Y ermuthung ,  dafs  bei  der  Verlei- 
hung des  Amtes  der  ofterwähnte  Grundsatz  verletzt  worden 
sey  ,3  hervorgehe.  Sie  erinnert  zugleich  ihrem  Wesen  nach 
an  die  Nothwendigkeit,  in  einem  das  in  Frage  stehende  Ver* 
gehn  betreffenden  Gesetze  die  Fälle  einzeln  aufzuzählen, 
in  welchen  die  That  kraft  der  aus  ihrer  Triebfeder  hervor- 
stehenden praesumtio  facti  et  juris  strafbar  seyn  soll. 

Jedoch,  so  gewifs  auch  die  positiven  Gesetze  das 
Vc^rgehn  des  Mifsgebrauches  der  Dienstgewalt  in  dem 
zweiten  Falle  nach  Masgabe  der  obigen  Deduction  be- 
strafen können  und  sollen,  so  ist  doch  die  Bürgschaft, 
welche  in  der  Bestrafung  dieses  Yergehns  für  die  Voll'* 
Ziehung  des  Grundsatzes  liegt,  dafs  zu  einem  Amte  der 
Tüchtigste  zu  befördern  sey,  eben  so  wenig  sicher  und 
ausreichend,  als  die,  welche  für  die  Vollziehung  dessel-^ 
ben  Grundsatzes  die  Formen  der  Staatsverfassung  leisten 
können  und  zu  leisten  haben.  Desto  höher  ist  ein  anderes 
demselben  Zwecke  entsprechendes  Mittel  anzuschlagen, 
welches,  wenn  es  schon  nur  indirekter  Art  ist,  auch  jene 
Bürgschaften  keinesweges  entbehrlich  macht ,  dennoch 
nicht  weniger  wirksam  ist,  —  die  Offenkundigkeit 
(^oder  Publicität^  der  in  die  Ausübung  der  Dienstgewalt 
einschlagenden  Thatsachen  und  Regierungshandlungen, 
der  Einflufs,  welchen  durch  dieses  Mittel  die  öffent- 
liche Meinung  auf  die  Ausübung  jener  Gewalt  erhält. 
Wenn  das  Römische  Volk  wegen  der  Umsicht  gelobt  wor- 
den ist ,  mit  welcher  es  seine  Obrigkeiten  wählte ,  so  ver- 
dankt es  dieses  Lob  dem  Einflüsse,  welchen  die  öffentliche 
Meinung  auf  die  Volks  wählen  besonders  so  lange  hatte, 
als  das  Wahlrecht  auf  die  Bürgerschaft  und  auf  die  näch- 
sten Nachbarn  der  Stadt  Rom  beschränkt  war.  Die  wei- 
tere Ausdehnung  des  Römischen  Bürgerrechts  war  für  den 
Untergang  des  Römischen  Freistaates  auch  deswegen  ent- 
scheidend, weil  sich  nun  in  dem  über  eine  grofse  Fläche 
zerstreuten  Volke  eine  öffentliche  Meinung  desto  schwerer 
,  bilden  konnte.   Wenn  die  Angelegenheiten  des  Britischen 


Ml 

Reiehs^  mitten  unter  den  heftigsten  Partheikämpfen,  den- 
noch bisher  mit  so  grofsem  Erfolge  geleitet  worden  sind, 
so  dürfte  diese  so  Vielen,  wenigstens  auf  dem  Europäi- 
schen Festlande,  auffallende  Erscheinung  hauptsächlich 
aus  dem  Stimmrechte  abzuleiten  seyn,  welches  in  Grofs- 
britannien  die  Druckerpresse  bei  der  Besetzung  der  Staats- 
ämter hat. 


ZWEITES  HAUPTSTÜCK. 

Von  der 

Verbindlichkeit  zur  Annahme  und   Vei^wtMung   einet 

Sfaatsamles 

oder 
van  den  SfaattänUern  als  Lasten. 

Es  ist,  besonders  von  mehreren  Deutschen  Schrift- 
stellern, *3  ^^^  Behauptung  aufgestellt  worden,  dafs  die 
Annahme  und  die  Verwaltung  eines  Staatsamtes  nicht 
eine  Rechts-  oder  Zwangs  Verbindlichkeit  der  Unter- 
thanen  sey.  Diese  Behauptung  steht  wieder  mit  der  Theo- 
rie in  einem  wesentlichen  Zusammenhange,  welche  die- 
selben Schriftsteller  über  das  Verhältnifs  zwischen  dem 
Staate  und  seinen  Beamten  überhaupt  aufstellen,  — 
mit  der  Theorie,  nach  welcher  diesem  Verhältnisse  ein 


*)  S.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  teatschen  Bandes  and  der 
teotschen  Bundesstaaten,  g.  404.  406.  und  die  daselbst  a.  Sehr. 
—  So  sa^t  K 1  ü  b  e  r :  „  Zwingen  kann  der  Staat  seine  Bärger  so 
intellektuellen  Staatsämtern  in  der  Regel  nicht.  §.  404.  (Die 
Ausnahmen,  welche  diese  Regel  leide,  werden  nicht  nambafi 
gemacht.)  „Die  wechselseitigen  Rechte  zwischen  dem  Staate  uMl 
dem  Staatsbeamten  sind  au» orderst  zu  beartheilen  aas  den  Sti* 
pulationen  des  Dienstvertrages;  dann,  aus  den,  die  Stelle 
einer  Uebereinkunf t  vertretenden,  Staatsgesetaen; 
endlich,  aus  der  Natur  des  gegenseitigen  Verh&ltnisaea. ** 

§.  4oe. 
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Vertrag  zam  Grunde  liegt.  Sie  ist  »6gat  die  Grand- 
Ihge  dieser  Theorie.  Denn,  stände  der  Eintritt  in  den 
Staatsdienst  nicht  in  dem  freien  Willen  der  Staats- 
dfener,  wie  könnte  wohl  ihr  Yerhältnirs  zum  Staate  nach 
den  Grundsätzen  des  Vertragsrechtes  beurtheilt  werden? 
Allein  die  ganze  Vertragstheorie  5  —  wie  ich  die  Theo- 
rie dieser  Schriftsteller  nennen  will  5  —  ist  sammt  ihrer 
Grundlage  schlechthin  unhaltbar.  Uns  Recht  des  Staates^ 
Dienste  von  seinen  Unterthanen  zu  fordern,  mufs  sich  so 
weit  erstrecken ,  als  der  Grund ,  auf  welchem  dieses  Recht 
beruht,  und  mithin  als  der  Dienstbedarf  des  Staa- 
tes. So  gewifs  also  der  Staat  zur  Erreichung  seines 
Zwecks  einer  jeden  Art  der  Dienste  bedürfen  kann  und 
in  der  Erfahrung  bedarf,  so  gewifs  ist  auch  die  Dienst- 
gewalt des  Staates  von  demselben  Umfange ,  erstreckt  sie 
sich  also  namentlich  sowohl  auf  geistige  als  auf  Hand- 
dienste. Hiernach  kann  aber  das  Verhältnifs  zwischen  deot 
Staate  und  seinen  Dienern  nicht  auf  einem  Vertrage  be- 
i-uhn^  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  Vertragsrechtes  be- 
urtheilt werden.  Denn ,  was  der  Staat  seinen  Unterthanen 
zu  gebiethen  berechtiget  ist  und  gebothen  hat,  ist  eben 
deswegen,  oder  vermöge  einer  den  Unterthanen  kraft  Ge- 
setzes obliegenden  Pflicht,  dem  Cebiethe  menschlicher 
Willkühr  und  mithin  auch  dem  des  Vertragsrechtes  ent- 
zogen. —  So  aufl'allend  ist  der  Irrthum  jener  Schriftstel- 
ler, (^denn,  um  denselben  zu  entdecken,  braucht  man  nar 
dqp  Versuch  zu  machen,  die  in  Frage  stehende  Theorie 
auf  eine  jede  überhaupt  mögliche  Staatsverfassung  aus- 
zudehnen, 3  dafs  man  den  ehemaligen  Rechtszustand  zu 
Hülfe  nehmen  mufs,  um  sich  die  Entstehung  dieser  Theorie 
erklären  zu  können.  In  den  Ländern  und  Gebiethen,  in 
welche  das  Deutsche  RSich  im  Verlaufe  der  Zeit  zerfallen 
war,  hatten  sich,  zu  Folge  der  Ursachen  dieses  Auflö- 
snngsprocesses ,  die  Eigenthums-  oder  Grundherrlichkeits- 
rechte und  die  Hoheits-  oder  landesherrUchen  Rechte  in 
dem  Grade  in  einander  verschlungen,  dafs  es  schwer  war, 
die  einen  von  den  andern  zu  sondern,  ja  dafs  die  Landes- 
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hob€it  90|:«yr  BW  als  ein  BestandtfaeU  des  StMimgutw  4^ 
regierenden  H«u«ißs  batracUet  wurde.  <$q  geschab  es  uk^y 
dars  die  Idee  des  Staates  fast  gliozUch  in  den  Hintergrand 
trat,  dafs  man  insbesondere  ii^o^  Unterschied  ^iwisehw 
hinein  Diener  d^a  Fürsten  nnd  einem  Staatadieneir  awa 
d?ii  Allgen  verlor  und  daher  das  Be^htsyerhältnifs  zwischen 
dem  Staate  oder  dem  Sou veraine ,  als  solchem  9  und  seinen 
Dienern  dem Recbt^verhältoisse^wischeneinemPrivatmanne 
nod  seinen  Dienern  gleichstellte.  *3  C^^^^h  j^^^  ^^  diese  Adh* 
Sicht  in  Deutschland  weit  genug  verbreitet.3  $0  wie  na» 
da«  letztere  Verbältnifs  unstreitig  nach  den  Grundsätze^ 
des  Yertragsrechts  zu  beurtheilen  ist ,  so  glaubte  man  das'^ 
selbe  Recht  auch  auf  das  erstere  Yerhältnifs  anwenden  zu 
können  und  zu  müssen«  Auch  allgemeine  Gründe ^ 
Qründe  des  öffentlichen  Besten  9  schienen  für  die  Anwend*«* 
bark^it  des  Vertrs^gsrechts  auf  den  Staatsdienst  zu  spre* 
cbeiu  Um  sich  zum  Staatsdienste  tauglich  zu  machen, 
bedarf  es,  nach  dem  heutigen  Stande  der  Staatsverwal*^ 
tung,  einer  vieljährigen  Vorbereitung,  eines  grofsen  Auf** 
wandes  von  Zeit  und  Kapital.  Wer  würde  also  den  Eint^ 
schlttfs  fassen,  sich  dem  Staatsdienste  zu  widmen,  wenn 
di^  Beamten  nicht  auf  Vergütung  der  gemachten  Auslageii 
mit  derjenigen  Sicherheit  rechnen  könnten,  welche  ihnen 
idlein  die  Vertragstheorie  gewährt.  Hierzu  kommt  in  klei*^ 
neren  monarchischen  Staaten ,  C^^^  ^i^  Deutschen  Staaten 
gehören  zu  §inem  guten  Theile  noch  jetzt  in  diese  Kate*^ 
gorie,3  noch  ein  besonderer  Grand,  Je  kleiner  ein  ma«' 
narchischer  Staat  ist,  desto  mehr  sind  in  denyselben  üß 
Beamten  der  Gefahr  ausgesetzt,  aua  Furcht  für  ihre  bür- 
gerliche Existenz  Werkzeuge  der  üerrscherwiUkübr  «n 


*J  Damit  «tininite  mich  der  Sprachgebrauch  der  älteren  Zeit  (tof 
dem  l^leo  JahrliQiiderte).  ftlle«llialbeii  ükeveiq..  Maa  apracii  alchl 
von  Deutcchcn  Staaten«  iioRdecn  i'<^q  1>euUQ|»«n  Landern, 
nicht  Ton  Staats*,  sondern  von  fnratlichen,  g;räflichen,  herr- 
schaftlichen Dienern  u.  ft.  w.  ( Veränderung;en  im  Juridischen 
Sfraehgebiaiiche  haben  allen»al  aseh  Veräadet ungea  in  den  herc- 
acb^^n  Hech^begrifPea  zur  F«Jge.) 
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werden.    Und  gleichwohl  soll  ihre  Stellang  besonders  in 
einem  solchen  Staate  die  gerade  entgegengesetzte  seyn. 

Jedoch,  diese  und  Ähnliche  Gründe,  welche  man  fär 
die  Yertragstheorie  geltend  gemacht  hat ,  beruhen  nur  auf 
einem  Mifsverständnisse,  nicht  zu  gedenken,  dafs  sie  nur 
von  den  nachtheiligen  Folgen  entlehnt  sind,  mit  welchen 
die  Anwendung  eines  Dienstzwanges  auf  Staatsämter  — 
bedingungsweise  —  verbunden  seyn  würde.  Denn  der 
Sinn  der  entgegengesetzten  Theorie,  der  Theorie  des 
Dienstzwanges,  ist  nicht  der,  dafs  der  Staat  berech- 
tiget wäre,  von  seiner  Dienstgewalt  einen  jeden  ihm  be- 
liebigen Gebrauch  zu  machen.  Sondern  s  o  ist  diese  Theo- 
rie zu  deuten:  Wenn  auch  die  Dienstgewalt,  wie  die 
Staatsgewalt  überhaupt,  ihrem  Wesen  oder  Begriffe 
nach  ein  unbeschränktes  (^oder  absolutes J  Recht  ist,  so 
ist  sie  doch,  wie  überhaupt  die  Staatsgewalt,  in  der  Aus- 
übung mit  der  äufseren  Freiheit  der  Einzelnen  möglichst 
d.  i.  in  so  fern  in  Uebereinstimmung  zu  setzen,  als  dieser 
Zweck  unbeschadet  des  Interesses  des  Staates,  und  ins- 
besondere unbeschadet  des  Interesses  des  Staatsdienstes, 
erreichbar  ist.  Auch  in  dieser  Beziehung  ist  dieäufsere 
Freiheit  der  Einzelnen  die  Regel,  der  Dienstzwang  nar 
die  Ausnahme.  Aber  die  Bürgschaft  für  die  Rechtskraft 
dieser  Regel  hat  in  einem  jeden  in  der  Erfahrung  gege- 
benen Staate  das  Verfassungsrecht  zu  leisten.  In 
dem  rechtlichen  Wesen  des  Dienstverhältnisses  liegt  eine 
solche  Bürgschaft  nicht.  Denn  diesem  Verhältnisse  liegt 
nicht  ein  Vertrag  zum  Grunde. 

Hiernach  stellt  sich  das  Verhältnifs  zwischen  dem 
Staate  und  seinen  Beamten  so:  13  Wenn  auch  der  Staat, , 
dem  strengen  Rechte  nach,  seine  Unterthanen  zur  An- 
nahme eines  Amtes,  so  wie  zur  Fortführung  eines  von 
ihnen  schon  angetretenen  Amtes ,  zwangsweise  d.  i.  durch 
Strafen  anhalten  kann,  und  wenn  mithin  auch  der  Unter- 
than,  dem  strengen  Rechte  nach,  den  Fall  des  physischen 
Unvermögens  ausgenommen,  ein  Amt  weder  auszuschla-« 
gen  noch  niederzulegen  oder  aufzukündigen  befugt  ist, 


so  hat  doch  der  Staat  seinen  Unterthanen  in  der  Regel 
freizastellen ,  ob  sie  in  seinen  Dienst  treten  und  in  dem- 
selben beharren  wollen ,  oder  nicht ,  und  er  hat  ihnen  diese 
Freiheit  um  so  mehr  zu  verstatten ,  da  der  Staat  von  sei- 
nen Beamten  billig  einen  Diensteifer  verlangt,  welcher 
sich  nicht  erzwingen  läfst  und  welchen  er  daher  nicht 
von  einem  gezwungenen  Diener  erwarten  kann.  Nun  ist 
zwar  der  Staat  berechtiget ,  von  dieser  Regel  —  in  Noth-^ 
fällen  —  abzuweichen.  Doch  droht  die  Dienstgewalt  des 
Staates  der  Freiheit  der  Einzelnen  von  dieser  Seite  her 
am  wenigsten  oder  wenigstens  nur  in  gewissen  Staats- 
verfassungen '3  Crefahr.  So  verschieden  auch  die  BegrilTe 
sind ,  welche  die  Menschen ,  nach  der  Verschiedenheit  ihres 
Charakters,  ihrer  Geistesbildung,  ihres  Standes  und  ihrer 
Verhältnisse ,  von  Lebensgenufs  und  von  Lebensglück  ha- 
ben, Qhuf  der  Verschiedenheit  dieser  Begriffe  beruht  zu 
einem  guten  Theile  die  Ruhe  der  Staaten ,  ^}3  ®^  stimmen 
sie  doch  fast  ohne  Ausnahme  in  dem  Dichten  und  Trachten 
überein ,  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  Theil  zu  neh- 
men ;  die  Einen ,  damit  sie  von  der  Regierung ,  als  Mit- 
glieder derselben,  desto  weniger  zu  fürchten  haben,  An- 
dere, weil  das  Herrschen  und  Gebiethen  der  höchste  6e- 
nnfs  ist,  welchen  das  Selbstgefühl  gewähren  kann.  In 
monarchischen  Staaten  kommt  hierzu  noch,  dafs  in  den- 
selben ein  Amt  nicht  nur  ehrt,  sondern  auch  nährt.  Da- 
her auch  in  den  Europäischen  Monarchien ,  was  die  Wie^ 
derbesetzung  erledigter  Stellen  betrifft,  nicht  über  den 
Mangel,  sondern  über  den  Ueberflufs  an  Liebhabern  ge- 
klagt wird.  Noch  am  ersten  kommt  der  Fall,  dafs  der 
Staat  zum  Zwange  seine  Zuflucht  nehmen  mufs,  um  für 
alle  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes  Vorsehung  zu  tref- 
fen, in  Freistaaten  vor,  —  sowohl  in  Aristokratien  als 


1)  ^gl*  Montesquieu,  de  Pfsprit  des  loi«.  V,  19. 

2)  Wie  aleo,  wenn  bei  einem  Volke  die  TeraGhiedenen  Stände  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  der  Kultur  nach  einander  immer  näher 
treteil  V 
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in  Demokratien,  nnch  in  den  halben  Freistaaten,  welche 
man  Gemeinden  nennt.   Denn  iä  fordern  Staatisämter,  an-- 
statt  einträglich  i^u  tseyn^  nicht  selten  von  denen,  welche 
ihnen  vorstehn,  Geldopfer,  die  nicht  ein  Jeder  verschmer- 
zen kann.    Da  kann  nberdiefs,  In  der  Aristokratie  Furcht 
Tor  dem  Machtneide  der  8tande9genossen ,  in  der  Demo- 
kratie Sehen  vor  der  Abhängigkeit  vdm  Volke,  in  beiden 
Widerwille  vor  der  Undankbarkeit  der  Menschen  von  der 
Bewerbung  um  Aemfer  abhalten.    (]In  der  Geschichte  des 
Freistaates  von  Venedig  kommen  empörende  Beispiele  von 
strenger  Durchfdhrung   des  Grundsatzes  vor,    dnh   der 
Staatsdienst  eine  Last  sey,  welcher  i^ich  Niemand  ent- 
ziehen dürfe.    In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordame- 
rika soll  es  in  der  Partbei  der  Whigs  oder  unter  der 
Geldaristokratie  nicht  Wenige  geben,  welche  sfieh  aM 
Stolz  nicht  um  ein  Amt  bewerben.}     Allemal  aber  ist  es 
ein  bedenkliches  Zeichen,  wenn  ein  Freistaat,  nm  für  den 
öffentlichen  Dienst  Vorsehung  zn  treffen ,  den  guten  Willen 
der  Staatsbürger  durch  Zwang  ersetzen  mufs.  \)  —  f) 
Dem  strengen  Rechte  nach  kann  der  Staat  seine  Beamtet 
nach  Gefallen,  -^  in  einem  jeden  Augenblicke  mftoder 
ohne  Grund  und  ohne  ihnen  dei^halb  zu  einer  EntschMf- 
gung  verpflichtet  zu  seyn ,  —  entlassen.  *3  Jedoch  auch 
dieses  Recht  hat  der  Staat  in  dem  Interesse  der  Beam- 
ten mit  der  Mäfsigung  atiszaüben,  welche  nnr  immer  mit 
dem  Geiste  der  Verfassung  und  mit  der  Wohlfarth  ded 
Volkes  vereinbar  ist.    Daher  macht  da»  VerfassungsrecM 
der  konstitutfonellen  Monarchie  billig  einen  Untersehieif 
zwischen  Richtern  und  Beamten  der  vollziehenden  Gewalt, 
so  dafs  es  der  Regierung  nicht  gestattet,  auch  die  erste- 


1)  Jedoch  durften  von  diesem  Satze  die  Aemter  aatzatchlicfica 
•eyn,  welche  von  ullen  Mitgliedern  einer  gewissen  Körperschaft 
nach  einer  bestimmten  Reihenfolge  zu  Terwaltsn  sind.  Die  Frage 
ist  dann  mehr  eine  Geldfrage. 

2)  Nicht  aber  entsetzen.  Die  Entsetzang  vom  Amte,  eiitte  Strafe, 
sollte  billig  nur  durch  ein  richterliches  Urthttü  ausgesprochen 
werden  können. 
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reo,  —  aufser  zu  Folge  eines  richterlichen  ErkenntniaMt 
oder  wegen  physischen  Unvermögens,  —  von  ihrem  Amte 
zu  entfernen.  Ja  selbst  die  Regel,  nach  welcher  in  der 
konstitutionellen  Monarchie  die  Beamten  der  vollziehenden 
Gewalt  entlafsbar  sind,  gestattet  und  fordert,  nach  Be- 
schaffenheit der  Umstände,  eine  mildere  Anwendung.  >3 
Dafs  eine  Monarchie  eine  Zwingherrschaft  sey,  kann  man 
an  keinem  Zeichen  so  sicher  erkennen,  als  wenn  dem  Monar-* 
eben  freisteht,  einen  jeden  seiner  Beamten  nach  Gefaliett 
zu  entlassen.  —  3}  Die  Versetzung  eines  Beamten  auf 
ein  anderes  Amt  begreift  ihrem  Wesen  nach  zwei  Hand-« 
luogen  imter  sich,  —  die  Entlassung  oder  Entsetzung  ^3 
von  dem  Amte,  welches  der  Beamte  bisher  bekleidete, 
und  die  neue  Anstellung  desselben  Beamten.  8ie  ist  also 
beziehungsweise  sowohl  nach  den  unter  2.  als  nach  den 
unter  1.  aufgestellten  Grundsätzen  und  Regeln  zu  beur- 
theilen.  Denn  dafs  bei  der  Versetzung  eines  Beamten  die 
eine  und  die  andere  Regierungshandluag  in  einem  that« 
sächlichen  oder  geschichtlichen  Zusammenbange 
mit  einander  stehn,  bat  auf  die  rechtliche  Beurlheilung 
des  Falles,  wenigstens  in  der  vorliegenden  Beziehung^ 
keinen  Einflufs.  Wenn  daher  z.  B.  der  Beamte  von  dem 
Amte,  das  er  bisher  bekleidete,  nicht  nach  Gefallen  ent-« 
lassen  werden  konnte,  so  kann  er  eben  so  wetnig  0bne 
seine  Zustimmung  auf  ein  anderes  Amt  versetzt  w^den. 
Man  kann  alles  dieses,  was  in  dem  Obigen  tber  die 
der  Dienstgewalt  zu  setzenden  Schranken  gesagt  wcMrden 
ist,  in  die  Hegel  zusammenfassen:  Die  Dienst gewait 
ist  so  auszuüben,  wie  sie,  wenn  das  Verhält«* 
nifs  zwischen  dem  Staate  und  seinen  Dienem 
auf  einem  Vertrage  beruhte,  auszuübeii  seyn 
würde.  Aber  diese  Regel  ist  nur  ein  Grinnbaite  des 
Verfassungsrechts,,  nur  eine  Maxime  der  Ge8etxgeb«ig', 
und  nicht  eine  Folgerung  aus  den  Rechten,  welche  den 


1)  Z.  B.  in  kleinen  Staaten. 

2)  Oder  Entsetaenng ;  —  denn  sie  kann  auch  zot  Strafe  gewhehn. 
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einzelnen  Bürgern  in  Beziehung  auf  den  Staatsdienst  zu- 
ständen. Sie  spricht  nur  die  Bedingungen  aus,  unter 
welchen  der  Staat  bei  der  Ausübung  der  Dienstgewalt 
den  ihm  kraft  Gesetzes  obliegenden  Pflichten  Genüge  lei- 
sten kann. 

allerdings  kann  der  Staat  einen  Beamten  auch  ver- 
tragsweise anstellen  und  mit  ihm  mittelst  des  förmlich 
abgeschlossenen  Dienstvertrages  über  die  Rechte  überein- 
kommen,  welche  dem  Beamten,  als  solchem,  für  seine 
Person  zustehn  sollen.  Aber  ein  solcher  Vertrag  ist  nicht 
in  dem  Sinne  für  den  Staat  rechtlich  verpflichtend,  dafs 
er  seinem  Wortlaute  nach  von  dem  Staate  zu  erfüllen  wäre, 
sondern  nur  in  dem  Sinne,  dafs  der  Staatsherrscher,  als 
Vertreter  der  Volksgemeinde,  ')  den  Beamten  zu  ent- 
schädigen hat,  wenn  er  ihn  in  seinen  durch  den  Dienst- 
vertrag erworbenen  Rechten  beeinträchtiget.  Denn ,  nicht 
zu  gedenken ,  dafs  sich  eine  jede  Verbindlichkeit  zu  einer 
Handlung,  ([eine  jede  obligatio  ad  faciendum  vel  ad  non 
faciendum ,  3  wenn  sie  nicht  freiwillig  erfüllt  wird ,  in  eine 
Verbindlichkeit  zu  Schadenersatz  auflöst,  *3  durfte  sich 
der  Souverain,  als  solcher,  nicht  zum  Festhalten  an  einem 
Vertrage  verpflichten,  welcher,  unter  veränderten  Um- 
ständen, seinem  Wortlaute  nach  mit  dem  öfientlichen 
Besten  d.  i.  mit  den  Pflichten  in  Widerspruch  gerathen 
konnte,  die  ein  Souverain  gegen  das  Gemeinwesen  auf 
sich  hat. 

Die  in  Frage  stehende  Dienstpflicht  ist  von  der  Be- 
dingung abhängig,  dars  der  Unterthan  zur  Verwaltung^ 
des  Amtes,  zu  welchem  er  berufen  wird  oder  welches  er 
bisher  versehn  hat,  rechtlich  und  physisch  befähiget  sey« 
Von  wem  und  in  welchen  Formen  über  diese  Einrede  zu 
entscheiden  sey,  hat  das  Verfassungsreeht  zu  bestimmen« 
Den  Gerichten  kann  die  Entscheidung  nur  wegen   der 


1)  Vgl.  Bd.  I.  s.  9«. 

2)  $.  7.  J.  de  V.  O.    1.  Ö8.  75.  %,  7.  D.  eod.    1.   »S.  g.  1.    D,  de  re 
iudicata.    C.  N.  Art.  1142. 
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Eilfenschaften  vorbehalten  werden,  von  welchen  die 
Rechtsfähigkeit  zur  Verwaltung  des  Amtes  abhängt. 
Wer.  ans  irgend  einem  Grunde  von  seiner  Dienstpflicht 
freigesprochen  wird,  kann  nach  der  Rechtsregel:  Casum 
sentit  dominus ,  und  so  weit  sich  diese  Regel  erstreckt ,  *3 
nicht  zur  Leistung  eines  Schadenersatzes  angehalten  oder 
sonst  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Dagegen  ist 
einem  Beamten ,  welcher ,  auf  unbestimmte  Zeit  angestellt, 
während  seiner  Dienstzeit  zur  Verwaltung  seines  Amtes 
untauglich  wird,  billig  eine  Entschädigung,  ein  Ruhege- 
halt, auszusetzen,  theils  kraft  der  Vermuthung,  dafs  die 
Ursache  seiner  Untauglichkeit  in  seiner  Amtsführung,  — 
d.  i.  in  den  Anstrengungen,  welche  er  zu  machen  und  in 
den  Gefahren ,  welchen  er  sich  auszusetzen  hatte ,  —  liege, 
theils  in  dem  Interesse  des  Staates  d.  i.  auf  dafs  der  Be- 
amte, wegen  seiner  Zukunft  gesichert,  seine  Dienst- 
pflichten desto  freudiger  und  gewissenhafter  erfülle.  Zwei- 
felhafter möchte  es  seyn ,  ob  es  den  Beamten  zu  verstat- 
ten sey ,  sich  schon  nach  Ablauf  einer  gewissen  Dienstzeit 
und  ohne  Rücksicht  auf  ihre  fortdauernd«  Dienstfähigkeit 
mit  einem  (^alsdann  nach  der  Länge  der  Dienstzeit  ab- 
zustufenden]) Ruhegehalte  von  dem  Staatsdienste  zurück- 
zuziehn,  ja  ob  nicht  überhaupt,  den  Fall  einer  absoluten 
Dienstunfäbigkeit  ausgenommen ,  die  Zuordnung  eines  Ge- 
hulfen  (]oder  Substituten])  den  Vorzug  vor  einer  Versetzung 
in  den  Ruhestand  verdiene. 


*)  Uod  80  weit  «ich  diese  Regel  erstreckt,  —  also  z.  B«  wer  sich 
zum  Kriegsdienste  mathwillig  untaaglich  maeht,  kann  sich  nicht 
auf  diese  Regel  berufen. 


Zafhariä,  vom  fJiaate.    VI»  14 
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DRITTES  HAÜPTSTÜCK. 

Van  den 
Bedingungen  der  Rechtsfähigkeit  %um  Staatsdienste, 

odevy 

zur  Beantwortung  der  Frage: 

Wen  dan'f  der  Staat  in  seinem  Dienste  anstellen? 

Das  Recht,  an  der  Ausübung  der  Machtvollkommen- 
heit, —  sey  es  in  der  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  ([oder 
Repräsentanten)  der  herrschenden  (^oder  mitherrschenden) 
Körperschaft,  sey  es  in  der  Eigenschaft  eines  Staatsbe- 
amten, ^^  —  Theil  zu  nehmen,  wird  das  Staatsbür- 
^erreckt  genannt.  Das  Staatsbärgerrecht  begreift  also 
zwei  Rechte  unter  sich;  das  eine,  ([welches  nur  in  Frei- 
staaten und  in  einer  gemischten  StaatsverfassujD^  vorkom- 
men kann,)  bezieht  sich  auf  die  Beherrschungsform,  das 
andere  auf  die  Verwaltung  des  Staates«  Hier  wird  nur 
von  dem  letzteren  Rechte  die  Rede  seyn,  also  die  Aus- 
drücke: Staatsburgerrecht  und  Recht,  ein  Amt  zu  ver- 
walten, als  gleichbedeutend  genommen  werden.  ^3 

Die  Bedingungen  der  Rechtsfähigkeit  zum  Staats- 
dienste —  oder  die  Bedingungen  des  Staatsbürgerrechts 
—  sind  nun  die  Eigenschaften  und  Gaben,  ohne  welche 
ein  Beamter  den  Pflichten,  die  ihm  als  einem  Beamten 
obliegen,  nicht  Genüge  leisten  kann,  (^die  conditiones 
«ine  quibus  non ,)  vorausgesetzt ,  dafs  ein  äufserer  Richter 


1)  Nur  diese  beiden  Rechte  sind  wesentliche  Bestandtheile  des 
Staat<il)ürgerrecht8.  Aber  die  positiven  Gesetze  können  noch 
andere  Rechte  für  staatsbürgerliche  erklären  d.  i.  von  jenen 
Rechten  abhängig  machen. 

2)  Man  kann  also  die  in  der  Ueberschrift  des  Hauptstücks  aufgc- 
VForfene  Frage  nicht  etwa  s  o  beantworten :  Rechtsfähig  sum 
Staatsdienste  sind  die  Staatsbürger  und  nur  diese.  (Idem  per 
idem.) 
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mit  Sicherheit  benrtheflen  kann ,  dafs  eine  bestimmte  Per- 
son mit  diesen  Eigenschaften  und  Gaben  versehn  sey.  >3 
Man  kann  diese  Bedingungen  so  klassificiren : 

Die  Beamten  sind  1}  Bevollmächtigte  des  Staats* 
herrschers,  mandatarii  principis.  80  wie  nun  der  Soa- 
verain,  kraft  des  Wesens  der  Souverainetät ,  von  keiner 
menschlichen  Gewalt  abhängig  seyn  kann  und  darf,  so 
müssen  anch  seine  Beamten,  abgesehn  von  deren  Ver- 
hältnisse zum  Souveraine,  derselben  Selbstständigkeit, 
wie  dieser,  geniefsen.  —  Hieraus  folgt:  t)  Zum  Staats- 
dienste sind  nur  Inländer  d.  i.  nur  diejenigen  rechtlich 
befähiget,  welche  in  dem  Staate,  in  welchem  sie  ange- 
stellt werden  sollen,  das  Bürgerrecht  (^oder  die  Eigen- 
schaft eines  ständigen  Mitgliedes  des  Staatsvereines^  ha- 
ben« ^3  Jedoch  ist  dieser  Satz  nicht  so  zu  deuten,  als 
ob  das  Yerfassungsrecht  eines  Staates  Ausländer  von  dem 
Eintritte  in  seinen  Dienst  schlechthin  auszuschliefsen 
hätte.  Vielmehr  verschmäht  ein  Staat ,  welcher  diese  Po- 
litik beobachtet ,  muthwillig  Talente  und  Kenntnisse ,  wel- 
che er  für  die  Verwaltung  seiner  Angelegenheiten  benutzen 
könnte.  Er  setzt  sich  überdiefs  der  Gefahr  aus,  dafs  er, 
an  gewisse  Verwaltungs-Formen  und  Maximen  gefesselt, 
hinter  anderen  Staaten  zurückbliebe.  Je  kleiner  ein  Staat 
ist ,  desto  gröfser  sind  die  Nachtheile ,  welche  für  ihn  eine 
solche  Politik  hat.  Denn  desto  geringer  ist  die  Zahl  derer, 
unter  welchen  er  bei  der  Besetzung  der  öffentlichen  Stellen 
zu  wählen  hat;  desto  leichter  verkümmern  die  Ansichten 
seiner  Regierung.    Und  gleichwohl  pflegt  man  in  kleinen 


1)  Die  Schriftsteller  über  d|ur  Recht  der  katholischen  Kirche  haben 
diese  Lehre  —  in  Beziehung  auf  die  Kircbenämter  -*  mit  heson- 
derer  Sorgfalt  und  Ausführlichkeit  behandelt. 

2)  Hieraus  folgt  wieder:  Wer  in  auswärtige  Staatsdienste  tritt,  Ter- 
sichtet  auf  das  Bürgerrecht  in  seinem  hisherigen  Wohnlande. 
Ein  Vorbehalt  dieses  Rechts  ist  ungültig.  Wenn  bei  mehreren 
Volkern  des  Deutschen  Stummes  andere  Ansichten  herrschen ,  so 
haben  diese  ihren  Grund  in  Erinnerungen  an  die  Nationaleinheii 
der  Deutschen. 
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Staaten  gerade  am  feindseligsten  gegen  die  Verleihung 
öffentlicher  Aemter  an  Ausländer  gestimmt  zu  seyn.  Denn 
da  tritt  der  Geist,  welcher  in  einer  Familie  oder  in  einer 
Zunft  herrscht,  leicht  an  die  Stelle  des  Gemeingeistes. ']) 
Sondern  der  Sinn  des  Satzes ,  dafs  nur  Inlander  im  Staats- 
dienste angestellt  werden  können,  ist  nur  der,  dafs  in 
der  Verleihung  eines  Amtes  an  einen  Ausländer  zugleich 
die  Verleihung  des  Bürgerrechts  oder  des  Indtgenates 
liegt  oder  dafs  diese  jener  vorausgehn  mnfs.  —  S3  Zum 
Staatsdienste  sind  eben  so  wenig  diejenigen  befähiget, 
welche  dem  bürgerlichen  Rechte  nach  einer  Gewalt  oder 
Vormundschaft  unterworfen  sind,  also  z.  B,  nicht  diejeni- 
gen, welche  in  Privatdiensten  stehn,  nicht  Ehefrauen,  ^3 
nicht  Kinder  während  der  Dauer  der  väterlichen  Gewalt. 
Jedoch  kann  die  väterliche  Gewalt  der  Rechtsfähigkeit 
zum  Staatsdienste  nur  dem  urkundlichen  Rechte  nach 
Eintrag  thun,  da  das  Natnrrecht  diese  Gewalt  schon  so 
beschränkt,  dafs  sie  mit  der  politischen  Selbstständigkeit 
der  Kinder  nicht  in  Kollision  gerathen  kann.  '3  ^i^^ 
merkwürdige  Anomalie  enthält  in  dieser  Beziehung  das 
Römische  Recht.  So  streng  auch  die  väterliche  Gewalt 
nach  diesem  Rechte  war ,  so  stand  sie  doch  eben  so  wenig 
der  Bewerbung  um  ein  Amt  im  Wege,  als  sie  durch  die 
Verleihung  eines  Amtes  aufgehoben  wurde.  ^3  ^^^n  auch 


1)  Einem  Grafen  Ton  Ostfriesland  machten  einst  die  Landstände  den 
Vorwurf,  dafa  er  Auslander  in  seine  Dienste  nelime;  9,lhro  Gna- 
den möchten  doch  in  Zukunft  mit  ihren  eif^enen  Ochsen  pflögen ''. 
Die  Antwort  war:  Ihro  Gnaden  brauchten  keine  Ochsen  zu  Die- 
nern. S.  F.  K.  V.  Moser,  der  Herr  und  der  Diener.  —  Die 
Griechen  und  die  Römer  hielten  sich  einst  mit  Strenge  an  den 
Grundsatz,  dafs  das  Staatsbürger  recht  ein  Geburtsrecht  sey.  Sie 
dachten  sich,  (wenigstens  in  den  Zeiten  ihrer  Freiheit,)  den 
Staat  allemal  als  einen  Verein  unter  Stammesgonossen. 
Vgl.  Tacit.  Annal.  XI,  23  ff. 

2)  Diese  sind  jedoch  schon  aus  einem  andern  Grunde,  d.i.  als  Frauen, 
▼om  Staatsdienste  ausgeschlossen-    S.  unten. 

3)  S.  oben  Bd.  IV.  S.  221  if. 

4)  Erst  nach  dem  späteren  Rechte  wurde  die  väterliche  Gewalt 
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diese  Anomalie  auf  dem  Grande  der  väterliehen  Gewalt 
der  Römer  d.  i.  auf  dem  Eigenthumsrechte  j  welches  der 
Vater  an  seinen  Kindern  hatte,  beruhte,  so  empfahl  sie 
sich  doch  —  in  den  Zeiten  des  Freistaates  —  zn^fleich 
dadurch,  dafs  die  Gewalt  des  Vaters  der  obrigkeitlichen 
Gewalt  des  Sohnes  —  oder  die  Besonnenheit  des  Alters 
der  Hitze  der  Jagend  —  in  den  Fällen  Ziel  und  Mafs 
setzen  konnte,  in  welchen  die  Gesetze  zum  Schatze  ge- 
gen einen  Mifsgebrauch  der  Amtsgewalt  nicht  aus- 
reichten. *) 

TL)  Die  Beamten  sind  beauftragt,  eine  Geistesar- 
beit, und  zwar  eine  Geistesarbeit  eigener  Art  zu  ver- 
richten. Befähiget  zum  Staatsdienste  sind  also  nar  die- 
jenigen, welche  im  Stande  sind,  diese  Arbeit  zu  liefern. 
—  Es  sind  daher  vom  Staatsdienste  ausgeschlossen  und 
auszuschliefsen :  i)  Die  Unmündigen.  Den  Anfangs- 
punkt der  Mündigkeit,  die  Zeit,  von  welcher  an  der  Mensch 
für  befähiget  zu  halten  ist,  sowohl  seinen  eigenen  Ange- 
legenheiten vorzustehn,  als  die  Pflichten  eines  Staatsbär« 
gers  zu  erfüllen,  hat  die  Natur  durch  das  Alter,  in  wel- 
chem der  Mensch  mannbar  wird ,  sattsam  bezeichnet.  Auch 
pflegen  sich  an  diese  Regel  alle  die  Völker  zu  halten, 
bei  welchen  noch  nicht  ein  künstlicher  Zustand  an  die 
Stelle  des  naturgemäfsen  getreten  ist.  (^Nach  dem  alt- 
deutschen Rechte  pflegte  der  Jüngling,  wenn  er  das  vier- 
zehnte Jahr  seines  Alters  zurückgelegt  hatte,  wehrhaft 
gemacht  d.  i.  feierlich  für  befähiget  zur  Ausübung  der 
Staatsgewalt  erklärt  zu  werden.  In  den  Urkantonen  der 
Schweiz  haben  diejenigen,  welche  dieses  Alter  erreicht 
haben,  bis  auf  diesen  Tag  eine  Stimme  in  der  Landesge- 
meinde.   So  wie  aber  ein  Volk  auf  der  Bahn  der  Kultur 


und  zwar  nnr  durch  die  Verleihung  einIgor  Aemter  und  Wur- 
den aufgehoben.    1.  uU.  C.  de  decurion.    Not.  81.  c.  1.  8.  %.  4. 

*)  £•  kommen  bei  den  Römiaehen  SchrifUtellern  FaUe  vor ,  in  wel- 
chen von  der  väterlichen  Gewalt  diese  Anwendung  gemacht  wurde. 
S.  Vaier  Maxim,  dictorura  faetoraraiiae  memorabil.  L.  V. 
cap.  8. 
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und  Civilisation  weiter  und  weiter  fortschreitet,  und  da« 
her  bei  demselben  die  Verhältnisse  des  öffentlichen  Lebens 
verwickelter  und  die  Anspräche,  welche  der  8taat  an 
seine  Beamten  macht,  mannigfalti/o:er  und  ungemessener 
werden,  ist  jenes  Alter  zur  Fähigkeit  zum  Staatsdienste 
nicht  weiter  ausreichend.  Nun  kann  man  nicht  ferner  an- 
nehmen, dafs  der  Mensch,  mannbar  geworden,  schon  zu 
d*en  Einsichten  und  Kenntnissen  gelangt  sey,  deren  er 
zur  gehörigen  Ausübung  des  Staatsbürgerrechtes  bedarf. 
Nun  tritt  daher  die  Noth wendigkeit  ein,  das  Alter,  mit 
welchem  die  in  Frage  stehende  Rechtsfähigkeit  beginnen 
soll,  höher  anzusetzen  oder  einen  Unterschied  zwischen 
Mündigkeit,  (^Mannbarkeit,  pnbertas,}  und  Volljährigkeit 
zu  machen.  Besonders  in  Freistaaten,  und  am  meisten 
in  den  Volksherrschaften,  dringt  sich  diese  Nothwendig- 
keit  auf,  da  in  denselben  der  aufstrebende  Geist  der  Ja-* 
gend  durch  den  Geist  der  Verfassung  weniger ,  als  in  mo- 
narchischen Staaten,  gezügelt  wird.  Jedoch  haben  die 
Gesetze ,  welche  ein  bestimmtes  und  beziehungsweise  hö- 
heres Alter  zum  Eintritte  in  den  Staatsdienst  fordern, 
auch  ihre  Schattenseite.  Denn  sie  bestimmen  durch  eine 
allgemeine  Regel,  was  sich  nicht  durch  eine  allgemeine 
Kegel  bestimmen  läfst.  Sie  entziehen  daher  dem  Staate 
die  Dienste  derer ,  welche  schon  in  einem  sehr  frühen  Alter 
den  gröfsten  Geschäften  und  Unternehmungen  gewachsen 
sind,  also  gerade  die  Dienste  derer,  welche  in  der  Ge- 
schichte eines  Volkes  Epoche  machen  können  und  nicht 
selten  gemacht  haben.  *)    Am  wenigsten  entsprechen  Ge- 


^)  Wie  viele  Staatsmänner  und  Feldhauptleote  nennt  die  Geflchichte» 
welche  sdion  als  Junglinge  grofse  Thaten  verrichteten.  (Alexan- 
der der  Grofse.  Scipio  Africnnus.  Napoleon.  Pitt  u.  s.  w.)  — 
Die  leges  annales  der  Römer  handelten  theils  von  dem  Alter,  in 
welchem  man  sich  um  die  höheren  Aemter  bewerben  durfte,  theiU 
Ton  der  Zeit,  welche  verlaufen  seyn  mofste,  ehe  man  am  ein 
neues  Amt  anhalten  konnte.  Was  im  Texte  von  Gesetzen  der 
ersten  Art  gesagt  worden  ist,  gilt  auch  von  Gesetzen  der  zwei- 
ten Art. 


r 
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aetoe  dieser  Art  dem  Interegse  eines  Volkes,  welches 
rascii  vorwärts  kommen  will,  ^3  ^^^^  welches  sich,  in 
eine  aafserordentliche  Lage  versetzt,  nur  durch  eine  aus- 
serordentliche Anstrengung  seiner  Kräfte  zu  retten  vermag. 
—  2")  Die,  welche  geistes-  oder  gemüthskrank  sind 
oder  an  einem  Gebrechen  des  Körpers  leiden,  das 
sie  zum  Staatsdienste  untauglich  macht.  Dagegen  ist  nicht 
schon  der  vom  Staatsdienste  ausznschliefsen ,  welcher  mit 
einem  körperlichen  Fehler,  der  ihn  nur  entstellt,  be- 
haftet ist.  Wenn  auch  ein  vortheilhaftes  Aeufseres  zu  den 
Glücksgaben  gehört ,  die  in  einem  jeden  Verhältnisse  dem 
inneren  Menschen  zu  Statten  kommen,  so  kann  doch  in 
einem  jeden  Verhältnisse  der  Werth  des  inneren  über  die 
Mifsgestaltung  des  äufseren  Menschen  den  Sieg  davon 
tragen.  —  3}  Frauen.  Ihr  Staatsburgerthnm  würde  mit 
ihrer  weltbürgerlichen  oder  kosmopolitischen  Bestimmung 
unvereinbar  seyn.  Jedoch  von  dem  Verhältnisse  des  weib- 
lichen Geschlechts  zu  dem  männlichen  und  zum  Staate  ist 
schon  in  andern  Stellen  des  vorliegenden  Werkes  die  Rede 
gewesen. 

ni)  Wenn  in  einem  Staate ,  (^wie  in  den  Staaten  des 
heutigen  Euiropa's  ,3  die  Geschäfte  nach  der  Verschieden- 
heit ihrer  Gegenstände  oder  Geschäfte  derselben  Art  stu- 
fenweise unter  verschiedene  Arbeiter  vertheilt  sind,  so 
mufs  ein  Beamter  diejenigen  besonderen  Eigenschaften, 
Talente  und  Kenntnisse  haben ,  ohne  welche  er  nicht  im 
Stande'  seyn  würde ,  den  besonderen  Pflichten  seines  Am- 
tes Genüge  zu  leisten.  Qn  den  Griechischen  Freistaaten, 
in  dem  Römischen  Freistaate  mufste  ein  jeder  Staatsbür- 
ger einem  jeden  Amte  gewachsen  seyn.  Da  die  Aemter 
nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  übertragen  wurden,  so  mufste 
dasselbe  Individuum  gefafst  seyn,  zu  verschiedenen  Zei- 
ten die  verschiedenartigsten  Aemter  zu  verwalten.  Das 
setzte  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  in  der  Gesetzge«* 


*)  Machiav.  Abhdgen  über  den  Liriaf.  Bach  I.  Letztes  Hauptst. 
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bnng  und  in  den  Staatswissenschaften  Zustande  voraus, 
welche  von  den  Zuständen  der  heutigen  Enropäischen 
Staaten  wesentlich  verschieden  waren.  Bei  diesem  Unter- 
schiede dürfte  der  Yortheil  gar  sehr  auf  Seiten  der  heu- 
tigen Europäischen  Staaten  seyn.  Denn  so  geschieht  es, 
dafs  in  diesen  Staaten  die  öffentlichen  Angelegenheiten  in 
einem  jeden  ihrer  Hauptfächer  von  Männern  besorgt  wer- 
den, welche  sich  für  dieses  Fach  besonders,  ausschliefs- 
lich  oder  vorzugsweise ,  gebildet  haben.  Daran  reiht  sich 
noch  ein  anderer  Yortheil.  So  verschieden  auch  die  Staa- 
ten des  heutigen  Europa's,  —  z.  B.  Grorsbritannien  und 
Oesterreich,  —  ihrer  Grandverfassung  nach  von  einander 
sind,  die  Grundsätze  der  Verwaltung  sind  überall  ohnge- 
fähr  dieselben,  ohngefähr  gleich  gut.  Zugleich  eine 
Schulz  wehr  dieser  Staaten  gegen  innere  Erschütterungen! 
Kann  man  durch  einen  Umsturz  der  Verfassung  viel  mehr 
erhalten,  als  man  schon  hat?3  Nun  ist  zwar  die  Frage, 
wer  zu  Folge  des  vorliegenden  Grandsatzes  oder  ob  zu 
Folge  desselben  der  eine  mehr,  ein  anderer  weniger 
einem  gewissen  Amte  gewachsen  sey,  in  der  Regel  dem 
Ermessen  derer  anheimzustellen ,  welche  das  Amt  zu  ver- 
geben haben.  *^  Jedoch  giebt  es  einige  besondere  Bedin- 
gungen der  Fähigkeit  znm  Staatsdienste,  welche  von  der 
Beschaffenheit  sind ,  dnfs  sie  das  Gesetz  in  rechtliche  Be- 
dingungen verwandeln  kann  and  nach  Befinden  zu  ver- 
wandeln hat.  —  Eine  Bedingung,  welche,  ihrer  Beschaf- 
fenheit nach,  za  einer  rechtlichen  oder  zu  einer  conditio 
sine  qua  non  erhoben  werden  kann,  ist  z.  B.  die,  dafs 
ein  gewisses  Amt  oder  gewisse  Aemter  nur  denen  ver- 
liehen ^verden  sollen,  welche,  dafs  sie  ein  Vermögen 
von  einem  gewissen  Betrage  besitzen ,  nachweisen  kön- 
nen. Auch  sprechen  nicht  unerhebliche  Grunde  für  die 
gesetzh'che  Bestätigang  dieser  Bedingung.  Nicht  als  ob 
Beichthum  Verdienst  wäre.    Aber,  nicht  nur  sind  die  Rei- 


*)  Der  Grundsatz   bezieht  sich  rImo  in  der  Rege]  nur  auf  die  Auf- 
gabe des  iinniittelbar  folgenden  llauptatucks. 
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cheren  im  Darchschnitte  die  Gebildeteren,  sondern  es  ist 
auch,  den  Staat  als  eine  Aktiengesellschaft  betrachtet, 
ihre  Einlage  in  die  Gesellschaft  gröfser,  als  die  der  Aer- 
meren.  Jedoch ,  nicht  zu  gedenken  der  Einwendungen, 
welche  man  gegen  das  Gewicht  oder  gegen  die  Allge- 
meingültigkeit dieser  Gründe  erheben  kann,  würde  auch 
an  Gesetz ,  welches  die  in  Frage  stehende  Bedingung 
bekräftigte ,  nur  unter  besonderen  Umständen  ausführbar 
seyn.  '3  ^^^  Gesetze  der  heutigen  Europäischen  Staaten 
kennen  diese  Bedingung  fast  nur  in  so  fern,  als  sie  von 
den  Beamten,  welche  öffentliche  Geider  unter  ihrem  Be- 
schlüsse haben,  die  Bestellung  einer  besonderen  Sicher- 
heit fordern.  >3  Allemal  aber  wird  es  auch  für  diese 
Staaten  vortheilhaft  seyn,  wenn  sich  die  Verhältnisse  so 
stellen,  dafs  die  höheren  und  höchsten  Staatsämter  von 
Männern  verwaltet  werden ,  welche  reich  genug  sind ,  um 
den  Verlust  ihres  Diensteinkommens  verschmerzen  zu  kön- 
nen. Insbesondere  kann  die  Verfassung  der  konstitutio- 
nellen Monarchie  nur  da  der  ihr  zum  Grunde  liegenden 
Idee  entsprechen,  wo  die  in  der  Erfahrung  bestehenden 
Verhältnisse,  (wie  in  Grofsbritannien , )  von  dieser  Be- 
schaffenheit sind.  Die  Verfassung  eines  Staates  ist  nicht 
schon  deswegen  die  Britische ,  weil  sie  in  ihrem  Baue  mit 
dieser  übereinstimmt.  —  Eine  andere  Bedingung  dieser 
Art  enthalten  die  Gesetze,  welche  die  Fähigkeit  zum 
Staatsdienste  von  gewissen  Prüfungen  und  von  dem 
Resultate  dieser  Prüfungen  abhängig  machen.    Gesetze, 


1)  Beiffpiele  von  solchen  Geietzen  findet  rann  in  einigen  demokrati- 
schen Freistanten  der  Griechischen  Vorzeil.  (Nach  Selon's  Ge- 
setzen z.  B.  mufste  ein  Bärger,  um  zu  einem  Amte  gelangen  za 
'  können,  einen  gewissen  Censns  haben.  Pott  er,  Archaeol. 
Graeca.  L.  I.  cap.  XI.)  —  Anch  erinnern  an  die  Torliegende  Be- 
dingung die  Vorrechte  des  Adels  in  den  Germanischen  Staaten, 
—  die  Vorrechte  der  reichen  Bürger,  (der  Rachimburgi,  der 
richos  hombres,)  vor  den  ärmeren,  —  in  den  Städten  die  Vor- 
rechte der  Vollbürger  Tor  den  Schntzbilrgcrn. 

t)  Und  selbst  so  beschränkt  ist  die  Bedingung,  obwohl  dann  aller- 
dings statthaft,  nicht  überall  ausführbar. 
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-welche  diese  Bedingang  vorsdtrdben,  liegen  vorsugs- 
weise  ia  dem  Geiste  einer  monarchischen  Verfassung;  ^^ 
wie  auch  solche  Prüfungen  fast  in  allen  Monarchien  des 
heutigen  Earopa's  im  Gebrauche  sind.  Es  ist  gut,  wenn 
diese  Prüfungen,  Qwie  im  Königreiche  Prenfsen,3  i^^^ 
Grade  haben ;  denn  nicht  zu  einem  jeden  Amte  wird  das«» 
selbe  Mafs  von  Talenten  und  Kenntnissen  erfordert.  Ohne 
Ausnahme  aber  sollten  sie  öffentlich  gehalten  werden,  da- 
mit nicht  der  Richter,  durch  Mitleid  oder  durch  einen  an- 
dern Grund,  bei  der  Prüfung  oder  bei  seinem  Urtheils- 
Spruche  zu  einer  ungebührlichen  Nachsicht  verleitet  werde. 
Schwach  ist  die  Einwendung,  dafs,  wenn  die  Prüfung 
öffentlich  angestellt  werde,  auch  der  Bessere  der  Gefahr 
ausgesetzt  sey,  aus  Schüchternheit  die  Prüfung  nicht  mit 
Erfolg  zu  bestehn.  Denn  gehört  nicht  auch  ein  gewisser 
Huth  zu  den  Eigenschaften,  welche  der  Staat  von  seinen 
Dienern  fordert?  ^3  —  Wenn  diejenigen,  welche  zu  die- 
sen Prüfungen  gelassen  zu  werden  verlangen,  durch  Zeug» 
nisse  darthun  müssen ,  dafs  sie  sich  auf  Schulen  uud  Uni- 
versitäten zum  Staatsdienste  gehörig  vorbereitet  haben, 
so  kann  man  gegen  eine  solche  Vorschrift  wohl  nicht  mit 
Grund  einwenden ,  dafs ,  anlangend  das  Recht  des  Staates, 
die  Frage  bei  diesen  Prüfungen  nicht  die  sey:  Wie? 
sondern  die:  Ob  man  sich  die  zum  Staatsdienste  erfor-- 
derlichen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  erworben  habe? 
Wenn  aber  der  Staat  seine  Forderungen  noch  weiter  er- 


1)  In  Freistaaten  kann  Ton  dieser  Bedingung  nicht  eben  so  leicht 
oder  nicht  eben  eo  allgemein  Gebrauch  gemacht  werden.  Ia 
Athen  mufaten  sich  diejenigen,  welche  aich  um  ein  Amt  bewar- 
ben, einer  Prüfung  ihrer  Sitten  unterwerfen.  S.  Pott  er,  Ar- 
chaeologia  Graeca.   I,  li* 

2)  Andere  Fragen,  z.  B.  die  Frage  Ton  den  Behörden,  welchen  die 
Prüfung  zu  übertragen  sey,  mufe  ich  hier,  da  sie  nur  unter  be- 
Btimmlen  Voraussetzungen  eine  fruchtbare  Beantwortung  zulas- 
sen, mit  Stillschweigen  übcrgehn.  -^  Eine  Abhandlung  „über  die 
(so  schwere)  Kunst  zu  ezaminiren**  fehlt,  meines  Wissens »  noch 
unserer  Literatur. 


streckt^  wenn  er  denen,  welche  sich  zum  Stftatsdienste 
geschickt  machen  wollen ,  z.  B.  die  Reihenfol^  vorschreibt, 
In  welcher  sie  die  Wissenschaften  zu  erlernen,  oder  die 
Anstalten,  auf  welchen  sie  sich  zn  bilden  haben,  so  setzt 
er  sich  der  Gefahr  aas,  den  Geist  durch  den  Buchstaben 
(^oder  durch  den  Mechanismus  des  Lernens3  zu  tödten. 

Das  8taatsburgerrecht  kann  nicht  durch  ein  Verbredien 
verwirkt  werden  d.  i.  die  Gesetze  können  nicht  die  Ver- 
übung gewisser  Verbrechen  mit  dem  Verluste  des  Staats- 
bürgerrechts als  mit  einer  Strafe  bedrohn.  Denn  dieses 
Becht  ist  an  sich  eine  Pflicht  und  nur  folgerungsweise  ein 
Recht.  Sondern  der  Verlust  des  Staatsbnrgerrechts  ist 
unter  einer  jeden  Voraussetzung  nur  eine  Folge  von  der 
Regel  des  Civilrechts,  dafs  der,  welchem  ein  Bedit  nur 
bedingungsweise  (^nur  sub  conditione  sive  casuali  sive 
potestativa,3  zusteht,  dieses  Recht  verliert,  sobald  die 
Bedingung  wegfällt,  von  welcher  das  Recht  abhängt. 
([Oeficiente  conditione  deficit  jus  ipsum.^  Das  Staatsbür- 
gerrecht aber  ist  ein  bedingtes  Recht ;  die  Bedingung  ist, 
allgemein  ausgedruckt,  dafs  man  sich  zu  dem  Berechtig- 
ten der  gesetzmäfsigen  Ausübung  seines  Rechts  versehen 
kann.  fDie  Bedingung  ist  theils  eine  conditio  potesta- 
tiva,  theils  eine  c.  casualis.3  Allerdings  ist  der  Verlust 
des  Staatsbürgerrecbts  auch  die  Folge  von  der  Verübung 
gewisser  Verbrechen,  oder,  richtiger,  (]denn,  so  wie 
die  Bedingung  lautet,  kann  ein  jedes  Verbrechen  diese 
Folge  haben, 3  die  Folge  von  der  Vernrtheilung  zu  ge- 
wissen Strafen.  Aber  zwischen  diesem  Falle  und  den 
Fällen,  in  welchen  das  Staatsbürgerrecht  aus  einem  an- 
dern Grunde  z.  B.  wegen  einer  Seelenkrankheit  oder  we- 
gen Altersschwäche  nicht  ferner  ausgeübt  werden  kann, 
tritt,  wenn  auch  in  anderen  Beziehungen,  doch  nicht  in 
so  fern  ein  Unterschied  ein,  als  alle  diese  Fälle  auf  der 
obengedachten  Regel  des  Civilrechts  beruhn  und  mithin 
insgesammt,  als  Folgen  von  dieser  Regel,  nach  den 
Grundsätzen  des  Civil-  oder  des  börgerlichen  Rechts  zu 


benrtheflen  sind«  '3  "^  ^^  Uiiterscheidang ,  welche  hfer 
zwischen  dem  Yerluste  des  Staatsbärgerrechts ,  als  einer 
Strafe ,  und  dem ,  welchen  die  Verortheilong  zn  gewissen 
Strafen  nur  zur  Folge  hat,  gemacht  worden  ist,  ist  nicht 
etwa  eine  blofse  Spitzfindigkeit.  Es  ergiebt  sich  aus  die- 
ser Unterscheidung  z.  B.,  dafs  eine  dem  Yerurtheilten  ge- 
wordene Begnadigang  den  Verlast  des  Staatsburgerrechts, 
da  dieser  eine  civilrechtliche  Folge  der  ausgesprochenen 
Yerartheilung  ist,  nicht  schon  von  Rechtswegen  (d.  i.  ab- 
gesehn  von  dem  Falle  einer  von  dem  Gesetze  gemachten 
Ausnahme,*)  aufhebt,  ^3  ^^^^  dagegen  die  Verurtheilnng' 
zu  einer  solchen  Strafe  den  Verlast  des  Staatsbürgerrechts 
auch  dann  zar  Folge  habe,  wenn  das  Urtheil  auch  nicht 
ausdrücklich  auf  denselben  erkannt  hat.  —  Uebrigens  darf 
und  soll  nicht  eine  jede  Verurtheilung  zu  einer  Strafe 
den  Verlust  des  Staatsbürgerrecbts  zur  Folge  haben ;  son- 
dern nur  eine  Verurtheilung ,  welche  entweder  wegen  der 
Beschaffenheit  des  bestraften  Verbrechens,  (^wenn  dieses 
in  einer  unmittelbaren  Verletzung  der  Dienstpflicht  be«» 
steht, 3  oder  wegen  der  Beschaffenheit  der  zuerkannten 
Strafe,  ([wenn  diese  zu  den  schwereren  und  schwersten 
Strafen  gehört, 3  zur  Entkräfhing  der  Annahme  hinreicht, 
dafs  der  Verurtheilte  seine  Dienstpflichten  von  nun  an  er- 
filHen  werde.  In  dem  ersteren  Falle  dürfte  dem  Richter 
sogar  zu  verstatten  seyn,  dem  Verurtheilten  die  Ausübung 
des  Staatsbürgerrecbts  ([schlechtbin  oder  mit  gewissen  Ein- 
8chränkungen3  vorzubehalten.  In  dem  ersteren  Falle  ist 
der  Grand,  aus  welchem  das  Gesetz  den  Verlust  des  Staats- 
bürgerrechts ausgesprochen  hat ,  selten  oder  nie  so  alige- 
meingeltend,  dafs  das  Gesetz  auf  eine  jede  unter  ihm  be- 


1)  Der  Unterschied,  welchen  der  juristische  Sprach gebranch  zwi- 
schen der  Entiassang  und  der  Entsetzung  Ton  einem  Amte 
macht,  läfst  sich  durch  die  faktische  Verschiedenheit  der 
Fälle  rechtfertigen. 

3)  Vgl.  oben  Bd.  UI.  S.  210.   Bd.  IV.  S.  869. 


ipit 

griffene  Handlung  (^oder  in  concreto^  anbedingt  anwend* 
bar  wäre. 


VIERTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  den 

(^ponävenj  Be^Ungungen  der  Tüchtigkeit  %uni  StaaU^" 

dienste;  *3 

oder^ 

zur  Beantwortung  der  Frage: 

Wen  9 oll  der  Staat  in  seinem  Dienste  anstellen? 

Eine  Anstellung  im  Staatsdienste,  welche  nicht  den 
in  dem  vorhergehenden  Uanptstücke  enthaltenen  Be-> 
dingungen  entspricht,  ist,  als  rechtswidrig,  ungültig  and, 
nach  Befinden ,  strafbar.  Der  Vorwurf  der  Rechtswidrig- 
keit trifft  zwar  aach  eine  Anstellung  im  Staatsdienste, 
welche  nicht  mit  den  in  dem  voriiegenden  Haoptstücke 
aufzuführenden  Bedingungen  übereinstimmt.  Denn  der  eine 
wie  der  andere  Fall  ist  nach  demselben  Grundsatze  zu  be- 
urtheilen ,  —  dafs  der  Staat  nur  die  Tüchtigeren  und  Tüch- 
tigsten in  seinem  Dienste  anzustellen  habe.  Und  dieser 
Grundsatz  ist  ein  Rechtsgrundsatz;  er  ist  eine  Folge- 
rung aus  dem  Gesetze  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit, ^3  ^^^  ^^^  ^A  ^^  f^^^  ^^^h  dem  Gesetze  dieser 


1)  Man  Icann  diese  Bedingungen  in  Verhältnifa  su  denen,  yoii  wel- 
chen in  dem  dritten  HaopUtucke  die  Rede  gewesen  ist,  posi- 
tive Bedingungen  nennen.  Aucli  die  Bedingungen  des  dritten 
Hanptstuekea  sind  Bedingungen  der  Tüchtigkeit  zam  Staats- 
dienste. Aber  nur  Bedingungen,  ohne  welche  Niemand,  und 
nicht  Bedingungen,  wegen  welcher  man  zum  Staatsdienste 
tüchtig  ist. 

2)  Also  nicht  eine  Folgerung  aus  dem  Gesetze  der  belohnenden 
Gerechtigkeit,  —  wie  Aristotelea  irrig  annimmt. 


Oerechtigkeit  ein  bedtn^es  Recht,  (^also  die  Dienstgewak 
des  Staates,}  nar  wenn  die  Bedingung,  von  wdcfaer 
das  Recht  oder  dessen  Ausübung  abhängt,  gegeben  ist, 
ausgeübt  werden  kann.  Gleichwohl  tritt  zwischen  den 
negativen  und  den  positiven  Bedingungen  der  Tüchtigkeit 
zum  Staatsdienste,  was  die  rechtlichen  Folgen  der  einen 
und  die  der  anderen  betrifft,  ein  Unterschied  ein.  Die 
Frage ,  ob  eine  Anstellung  im  Staatsdienste  jenem  Grund- 
satze entspreche,  kann  nur  wegen  der  Bedingungen  der 
ersteren  Art.  nicht  aber  an  sich  *)  wegen  der  Bedingun- 
gen der  letzteren  Art  der  Gegenstand  eines  richterlichen, 
und  mithin  rechtskräftigen ,  Urtheiles  seyn.  Das  beruht  auf 
der  Verschiedenheit ,  welche  unter  den  negativen  und  den 
positiven  Bedingungen  in  Beziehung  auf  die  Erweis- 
lichkeit der  ihnen  zum  Grunde  liegenden  Thatsachen 
eintritt.  Anlangend  die  positiven  Bedingungen  ist  das 
Urtheil  über  jene  Frage  an  sich  der  öffentlichen  Meinung 
anheimgestellt. 

Man  kann  die  Eigenschaften,  auf  welchen  die  posi- 
tive Tüchtigkeit  zum  Staatsdienste  beruht,  —  und  von 
dieser  Tüchtigkeit  ist  in  dem  vorliegenden  Hanptstücke 
allein  die  Rede,  —  unter  die  folgenden  vier  Rubriken 
bringen:  Sittlichkeit  oder  Moralität;  Charakter 
oder  Gemüthsart;  intellektuelle  Eigenschaften; 
Talent  und  Geschick  für  das  Geschäftsleben. 

Unter  allen  diesen  Eigenschaften  gebührt  der  Sitt- 
lichkeit oder  Moralität  der  Beamten  um  deswillen  die 
erste  Stefle ,  weil  sie  zugleich  für  eine  dem  Interesse  des 
Staatsdienstes  entsprechende  Anwendung  der  übrigen  Ei- 
genschaften Sicherheit  leistet  und  als  dagegen  ohne  jene 
Eigenschaft  leicht  von  den  übrigen  Eigenschaften  ein  Ge- 
brauch gemacht  werden  kann,  welcher  mit  dem  Interesse 
des  Staates  geradezu  im  Widerspruche  steht.  ^3    ^^^^ 


1)  An  sich  <—  vgl.  das  erste  H&uptstack  dieses  Buches. 

2)  NspolcSon  sah  «ich  genöthiget,  (denn  die  Revolution  hattt  auch 

die  Grundingen  der  öifentlichen  Moral  erschüttert!)  in  den  hoch- 


sa^t  ein  Sprüehwort  der  Engländer:  Willst  du  Diebe 
lahn,  stelle  Diebe  an!  (Set  a  thief  to  catch  a  tbief.3 
Jedoch,  dieses  8prächwort  enthält  nur  eine  Folgerung 
ans  dem  Satze,  dafs  die  Noth  kein  Geboth  kennt,  dafe 
insbesondere  im  Kriege,  sowohl  in  dem  gegen  innere  als 
in  dem  gegen  äufsere  Feinde,  gar  Manches  Entschuldi- 
gung verdient,  was  an  sich  nichts  weniger  als  lobens^ 
werth  ist.  —  Zwar  ist  es  schwer ,  über  die  Moralität  eines 
Menschen  zur  Gewifsheit  zu  gelangen.  Jedoch,  wenn  es 
auch  nidit  äufsere  Zeichen  giebt,  an  welchen  man  die 
Moralität,  so  giebt  es  doch  andere,  an  welchen  man 
die  Immoralität  eines  Menschen  —  sowohl  überhaupt 
als  insbesondere  in  Beziehung  auf  seine  Tüchtigkeit  zvr 
Verwaltung  eines  Amtes  —  mit  hinreichender  Sicherheit 
erkennen  kann.  Mit  der  Tüchtigkeit  zum  Staatsdienste 
ist  namentlich  unvereinbar:  Die  Untugend  der  Yer«- 
schwendung;  (einige  positive  Gesetzgebungen*)  stel- 
len offenbare  Verschwender  sogar  den  Geisteskranken 
gleich;}  Spielsueht,  in  wie  fern  sie  sich  nicht  scheut, 
an  Glücksspielen  selbst  öffentlich  Theil  zu  nehmen, 
(^denn  diese  Leidenschaft  beherrscht  diejenigen ,  deren  sie 
sich  bemächtiget  hat,  so  tyrannisch,  dafs  keine  Unthat 
2u  grofs  ist,  zu  welcher  sie  nicht  hinrisse,  wenn  sie  auf 
keine  andere  Weise  befriediget  werden  kann; 3  Un mä- 


sten Staatsamtern  oft  Mäoner  Ton  mehr  als  asweideutiger  Mora- 
lität anzustellen.  Eine  Ursache  seines  Falles!  Vgl.  die  Denk- 
schriften Ton  Bourienne  nnd  Fouchd.  In  den  letzteren,  wenn  sie 
anders  acht  sind,  kommt  die  merkwürdige  Anekdote  vor,  dafs 
ein  Versach,  (der  der  Zeit  nach  letzte,)  welchen  Napoldon 
machte,  Friedensnnterhandlungen  mit  Grofsbritannien  anvi»- 
knüpfen ,  blos  deswegen  scheiterte ,  weil  auch  Fouchd  einen 
Friedensunterhändler  an  das  Britische  Ministerium  abgeschickt 
hatte,  ohne  übrigens  dazu  eine  Ermächtigung  von  dem  Kaiser 
erhalten  zu  haben.  —  Sogar  trifft  die  Einfalt  des  Herzens  den 
richtigen  Weg  nicht  selten  besser,  als  die  Verschlagenheit. 

4")  Z.  B.  das  Römische  Recht;  das  Französische  Recht.  Vgl.  den 
€.  N.  Art.  51d.  jeto.  Art.  499.  -~  Diese  Gesetzgebungen  müssen, 
um  konsequent  zu  seyn,  Verschwender  sogar  Ton  einem  Amte, 
das  diese  fcchon  bekleiden,  ansschliefsen. 


fsi^keit  im  Genüsse  hitziger  Getränke,  (^dft 
Trunkenheit  den  Menschen  theils  herabwürdiget,  tbeils  zu 
Geschäften  unmittelbar  untauglich  macht;  '3  despoti» 
sehe  Führung  des  Hausregimentes,  (^denn  wie  ein 
Mensch  in  seinem  Hause  gebiethet,  wird  er,  zur  Gewalt 
gelangt,  auch  im  Staate  gebiethen.  ^)3  Auf  keinen  Fall 
ist  es  einer  Regierung  zu  rathen,  dafs  sie,  um  sich  von 
der  Moralitat  und  von  dem  Diensteifer  ihrer  Beamten  zu 
unterrichten ,  eine  Censur  einführe ,  welche  der  höhere  Be- 
amte über  die  ihm  untergeordneten  oder  der  Vorstand  einer 
koUegialischen  Staatsbehörde  über  die  übrigen  Mitglieder 
des  Kollegiums  —  durch  alljährlich  zu  erstattende  Berichte 
oder  durch  s.  g.  Konduitenlisten  —  auszuüben  hätte*  Eine 
solche  Einrichtung  würden  alle  die  Vorwürfe  treffen ,  wel- 
che man  der  geheimen  Polizei  oder  der  Inquisition  der  ka- 
tholischen Kirche  machen  kann  und  gemacht  hat.  '3  ^^^ 
würde  überdiefs  den  Geist  tödten,  der  in  dem  Beamten- 
stande leben  soll.  Allerdings  kann  es  Staatsverfassungen 
geben,  in  welchen  diese  oder  eine  ähnliche  Einrichtung 
an  ihrer  Stelle  ist.  Aber  das  beweist  nichts  für  den  Werth 
der  Mafsregel  an  sich. 

Der  Charakter  eines  Menschen  beruht  auf  dem  Grade 
der  Stärke  ([oder  Energie3  seiner  Willenskraft ,  diese  als 
eine  Kraft  der  menschlichen  Seele  überhaupt  betrachtet. 
Die  Menschen  sind  ihrem  Charakter  nach  von  einander 
verschieden,  weil  der  eine  zaghaft  ein  anderer  muthig, 
der  eine  lenksam  ein  anderer  eigenwillig,  der  eine  wan- 
kelmüthig  ein  anderer  standhaft,  der  eine  ruhig  ein  an- 
derer leidenschaftlich,  der  eine  langsam  ein  anderer  rasch 
im  Handeln  ist.  —   Zu  Folge  dieser  Verschiedenheit  der 


1)  Man  kann  von  diesem  Laster  sagen:  Crcscit  eundo. 

2)  Daher  hüte  man  sich  vor  den  Maulhelden  der  Freiheit. 

8)  Diese  Vorwürfe  treffen  nicht  etwa  auch  die  Sitteozeugnisse ,  wel- 
che das  Verbalten  auf  Schulen  und  Universitäten  angehn«  Doch 
sollten  die  Sunden  der  Jugend  wohl  nie  Ton  der  Ausübung  des 
Staatsbürgerrechts  für  immer  ausschlisfsen. 


Menschen  ist  der  Eine  mehr  fär  dieses ,  ein  Anderer  mehr 
für  ein  anderes  Fach  des  öffentlichen  Dienstes  tanglich. 
Wenn  auch  z.  B.  Rohe  and  Besonnenheit  einem  jeden 
Staatsdiener  noth  thot,  so  ist  doch  eine  gewisse  Leiden-- 
schaftlichkeit  weit  eher  mit  dem  Berufe  eines  Beamten 
der  vollziehenden  Gewalt  als  mit  dem  eines  Richters.,  ver- 
einbar. Wenn  auch  ein  jeder  Beamte  in  die  Lage  kom- 
men kann,  dafs  er^  um  seinen  Amtspflichten  Genüge  zn 
leisten,  des  Geistesmnthes  bedarf,  so  bedürfen  doch  die- 
ser Eigenschaft  vorzugsweise  diejenigen  Beamten,  welche 
an  die  Spitze  der  vollziehenden  Gewalt  gestellt  sind,  die 
Minister.  Sie  bedürfen  dieser  Eigenschaft  in  einem  dop- 
pelten Verhältnisse,  sowohl  in  dem  Verhältnisse  zum  Volke 
als  in  dem  zum  Fürsten.  An  sie  sind  vorzugsweise  die 
Worte  des  Dichters  gerichtet: 

,,Jastum  ac  tenacem  propositi  virum 
Non  civium  ardor  prava  jabentium, 
Non  valtas  instantis  tyranni 
Monte  quatit  solida.'^ 

Ohne  Direktorialgeist  wird  der  Vorstand  eines  Kol- 
legiums ,  ein  so  ausgezeichneter  Beamter  er  in  einer  jeden 
andern  Beziehung  seyn  mag,  seiner  Stelle  nimmermehr 
gewachsen  seyn.  Wenn  auch  gewisse  Geschäfte,  z*  B. 
die,  zu  deren  Behandlung  nur  eine  vieljährige  Erfahrung 
geschickt  macht,  dem  Alter  zu  übertragen  sind,  so  giebt 
es  doch  andere,  z.  B.  die  mit  einer  gewissen  Wagnifs 
verbundenen ,  welche  besser  von  der  Jugend  besorgt  wer- 
den. —  Darum  entspricht  der  Grundsatz  der  Vertheilung 
der  Arbeiten  in  seiner  Anwendung  auf  die  Verwaltung 
der  öffentlichen  Angelegenheiten  dem  Interesse  des  Staats- 
dienstes auch  in  so  fern,  als,  wo  es  für  die  verschiede- 
nen Geschäftsfächer  verschiedene  Aemter  giebt,  denen, 
welche  sich  dem  Staatsdienste  widmen,  die  Wahl  unter 
diesen  Fächern  freisteht.  Man  kann  ([im  Durchschnitte3 
annehmen ,  dafs  der  gewählte  Beruf  auch  mit  dem  Charak- 
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ter  desjenigen ,  weMer  die  Wahl  getroffen  hat,  am  besten 
äbereinstimme« 

Es  f^iebt  keine  Geisteskraft  oder  intellektu- 
elle Eigenschaft  des  Menschen,  welche  der  Staats- 
dienst nicht  auf  irgend  eine  Weise  in  Anspruch  nähine. 
Das  gilt  selbst  von  solchen  Geisteskräften  ^  welche  auf  den 
ersten  Blick  mit  dem  Staatsdienste  nichts  zu  schaffen  zu 
haben  scheinen,  z.  B*  von  der  Divinationsgabe  oder  von 
dem  Vermögen ,  die  Zukunft  zu  ahnden ,  und  von  der  pro- 
duktiven Einbildungskraft*  Jener  Geisteskraft  bedarf 
unter  anderen  der  Diplomat,  da  die  Thatsachen,  auf  wel- 
che er  seine  Berechnungen  zu  grönden  hat,  fast  immer 
mehr  oder  weniger  unsicher  sind,  dieser  der  Untersu- 
chungsrichter ,  auf  dafs  er  sich  aus  den  einzelnen  Anzei- 
gen und  Spuren  des  Verbrechens  den  gmizen  Verlauf  der 
That  zusammensetzen  und  aus  diesem  auf  den  Thäter  mit 
desto  gröfserer  Gewifsheit  schliefsen  könne.  —  Mag  aber 
ein  Mensch  mit  Geistesgaben  auch  noch  so  freigebig  von 
der  Natur  ausgestattet  worden  seyn ,  allemal  mufs  er  sich, 
um  dem  Staatsdienste  gewachsen  zu  seyn,  noch  äberdiefs 
die  zu  diesem  Dienste  beziehungsweise  erforderlichen 
Kenntnisse  erworben  haben.  Nur  das  Verhültnifa, 
in  welchem  Geistesgaben  und  Kenntnisse,  als  Bedingun- 
gen der  Fähigkeit  zum  Staatsdienste,  zu  einander  stehn, 
ist  nicht  in  allen  Staaten,  auch  in  demselben  Staate  nicht 
bei  allen  Aemtem  dasselbe^  -^  Es  giebt  Staaten,  welche 
in  allen  Fiebern  der  Staatsverwaltung  so  reich  an  posi- 
tiven Gesetzen  sind,  dafs  man  in  diesen  Staaten,  ohne 
eine  genauere  Kenntnife  der  Gesetze,  kaum  irgend  einem 
Amte  mit  Erfolg  vorstehen  kann.  Die  heutigen  Enropii- 
schen  Staaten  gehören  fast  insgesammt  in  diese  Klasse. 
Es  giebt  andere  Staaten,  deren  Verfassung  mit  einem 
solchen  Zustande  der  Gesetzgebung  nicht  einmal  verein- 
bar seyn  würde.  Von  dieser  Art  sind  die  autokratischen 
nnd  selbst  in  einem  gewissen  Grade  die  repräsentativen 
Demokratien.  Denn,  wie  kann  das  Volk  mitsprechen,  wenn 
es  nicht  weifs,  wovon  gesprochen  wird?   (^Daher  darf  es 


nicht  liefremden ,  wenn  sich  in  dem  heoti^en  Earopa,  nuch- 
dem  die  Verfassungen  so  vieler  Europäischen  Staaten  in 
dem  Geiste  der  Demokratie  umgestaltet  worden  sind,  so 
viele  Stimmen  für  die  Tereinfachung  und  Popularisirung  '3 
der  Gesetze  erhoben  haben.)  Uebrigens  erstreckt  sich 
der  Unterschied  zwischen  den  Staaten  der  einen  und  denen 
der  andern  Art  viel  weiter,  als  blos  auf  die  Fähigkeit  und 
Befähigung  zum  Staatsdienste.  Die  Staatsverfassungen, 
welche  Mos  durch  Gelehrsamkeit  im  Gange  erhalten  wer- 
den können,  haben  z.  B.  eine  eigenthämliche  Bürgschaft 
für  ihre  Fortdauer  an  dem  Privatinteresse  aller  derer,  wel- 
che sich  dem  Staatsdienste  gewidmet  haben«  Denn  diese 
laufen  Gefahr,  durch  eine  Umgestaltung  der  Staatsverfas- 
sung die  Fruchte  eines  ganzen  Lebens  zu  veriieren.  *3  ~ 
Sodann  aber  richtet  sich,  besonders  in  den  Staaten  der 
ersten  Klasse,  die  gröfsere  oder  geringere  Wichtigkeit, 
welche  Gelehrsamkeit  und  eine  gelehrte  Bildung  für  den 
Staatsdienst  haben ,  zugleich  nach  der  Verschiedenheit  der 
Aemter.  Besonders  die  Stellen  in  den  Gerichten  fordern 
eine  wissenschaftliche  Vorbereitung,  am  meisten  die  iii  den 
höheren  und  höchsten  Gerichten«  '3  I^Ag^gen  kommt  bei 
den  höchsten  Aemtern  der  vollziehenden  Gewalt,  bei  den 
Ministerstellen ,  weit  weniger  auf  die  positiven  Kenntnisse 


1)  Ein  iD  einer  fremden  S|»rftche  niedergeechriebence  Recht,  c.  B. 
dae  Römitche  Recht ,  pafet  nicht  ssa  einer  Verfaatung  dieeer  Art. 

Z)  Die  Fninxoeiache  ReTolution  hatte  nicht  in  dem  Stande  der  6e« 
lehrten  ihre  eifrigsten  Anhänger.  ^  Vielleicht  haben  die  Englän- 
der aus  einem  ähnlichen  Grunde  in  Chiaa  (1SI0)  nicht  die  Auf- 
nahme gefunden ,  welche  aio  i^h  vereprachrn.  ^  Auch  in  den 
Deutschen  konstitutionellen  Monarchien  hat  sich  in  der  Stellung 
des  Standes  der  Gelehrten  cum  Staate  gar  Manches  yerändert. 

S)  Das  gilt  auch  von  Freistaaten.  Im  Romischen  Freistaate  war 
die  Rechtswissenschaft  (in  der  engeren  Bedeutung)  schon  früh- 
seitig  der  Gegenstand  eines  wiesenschaftUchen  Studiums.  S.  l.  2. 
V  85.  38.  D.  de  O.  J.  Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  giebt  es  besondere  Anstalten  für  den  Vortrag  dieser 
Wisaenachaft  (Die  Grnndlago  dea  RechU  dieser  Staaten  ist  das 
Englische  Recht.) 
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als  auf  den  Geist  und  Verstand  derer  an ,  von  welchen 
diese  Aemter  verwaltet  werden-  Entweder  betreffen  die 
Sachen,  die  zur  Kompetenz  der  höchsten  Regierungsstelle 
gehören,  schon  an  sich  nur  Aufgaben,  welche  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  und  Maximen  zu  beantworten  sind, 
oder  sie  gelangen  an  diese  Behörde  schon  so  vorbereitet, 
dafs  es,  um  sie  gehörig  zu  beurtheilen,  mehr  eines  rich- 
tigen Blicks  als  positiver  Kenntnisse  bedarf.  (Daher  die 
an  sich  auffallende  Erscheinung ,  dafs  in  den  Europäischen 
Staaten ,  —  besonders  in  den  konstitutionellen  Monarchien, 
da  in  diesen  die  Besetzung  der  Ministerstellen  zugleich 
eine  Partheisache  zu  seyn  pflegt,  —  an  die  Spitze  eines 
Ministeriums  nicht  selten  ein  Mann  gestellt  wird,  dessen 
bisherige  Studien  und  Beschäftigungen  mit  seinem  neuen 
Geschäftskreise  überall  nicht  in  einem  Zusammenhange 
standen, ^3  Derselben  Ursache  ist  es  zuzuschreiben,  dafs 
Männer,  welche  zu  den  obersten  Regierungsstellen  beför- 
dert werden,  die  Erwartungen,  die  man  von  ihnen  hatte, 
eben  so  oft  übertreffen  als  täuschen.}  Das  in  Frage  ste- 
hende Verhältnifs  im  Allgemeinen  betrachtet,  sind  alle- 
mal Geist,  Verstand  und  Urtheilskraft  höher  anzuschlagen, 
als  Kenntnisse.  Daher  sollte  auch  bei  den  Prüfungen  de- 
rer, welche  im  Staatsdienste  angestellt  seyn  wollen,  das: 
Absehn  zugleich,  ja  vorzugsweise,  darauf  gerichtet  werden, 
die  Geistesfähigkeiten  und  insbesondere  die  Urtheilskraft 
der  zu  Prüfenden  (^und  nicht  blos  ihre  Kenntnisse}  zu  er- 
forschen. 

Endlich ,  nur  diejenigen  sind  zum  Staatsdienste  taug- 
lich, welche  Talent  und  Geschick  zum  Geschäfts- 
leben haben,  welche  also  die  Menschen  und  die  Geschäfte 
richtig  zu  behandeln  wissen.  Mannigfaltig  und  nach  der 
Verschiedenheit  der  Aemter  verschiedenartig  sind  die  Be- 
dingungen, von  welchen  die  Tauglichkeit  zum  Staats- 
dienste in  so  fern  abhängt.     Eine  allgemeine  und  eine 


I  > 


*)  Ih  Groftbritannien  ttehen  s.  B.  dem  Seewesen  suweileii  Männer 
▼or,  die  nie  unf  der  Flotte  gedient  haben. 


Hauptbedini^ang  ftber  ist  Menschenkenntnifs.  —  Ich 
verstehe  hier  unter  Menscfaenkennfnifs  nicht  die  Kenntnifs 
des  menschlichen  Geistes  und  Charakters  überhaupt, 
sondern  die  Gabe,  die  Einzelnen  richtig  zu  beortheilen. 
Wenn  auch  jene  allgemeine  Menschenkenntnifs  zur  richti- 
gen Beurtheilung  der  Einzelnen  wesentlich  beiträgt,  so  ist 
sie  doch  zu  dieser  noch  keinesweges  ausreichend  und  so 
mufs  doch  ein  Beamter,  um  seinem  Berufe  zu  genügen, 
gerade  die  Gabe  haben ,  die  Einzelnen  richtig  zu  be- 
urtheilen.  ^3  Menschenkenntnifs  in  diesem  Sinne  ist  zu* 
gleich  die  schwierigere  Aufgabe.  Denn  die  Menschen  sind 
im  Umgmige  mit  einander  ohne  Ausnahme  Schauspieler.  >3 
Man  mofs  also,  um  isich  ein  geistiges  Bild  von  einem 
Menschen  zu  entwerfen,  nicht  nur  die  einzelnen  Aenfse- 
rungen  seines  Innern  zu  einem  Ganzen  vereinigen,  son- 
dern auch  in  diesen  Aeufserungen  den  Schein  von  der 
Wahrheit  zu  scheiden  verstehn.  —  Jedoch  können,  wenn 
und  in  wie  fern  bei  jener  Aufgabe  blos  die  Tauglichkeit 
zum  Amte  in  Frage  steht ,  die  Erfolge  zu  Rathe  gezogen 
werden ,  welche  der  um  das  Amt  sich  Bewerbende  in  sei- 
nen Privatangelegenheiten  gehabt  hat.  Der  berühmte  Spa- 
nische Minister,  der  Cardinal  Alber oni,  fragte,  so  oft  ihm 
Jemand  zur  Anstdlung  in  einem  Amte  empfohlen  wurde: 
Hat  der  Mensch  Glück?  Nicht  ohne  Grund!  Denn  Glück 
ist  in  der  Regel  Verstand ,  Unglück  Unverstand.  Im  Staats- 
dienste ist  der  Erfolg  nicht  Alles,  wohl  aber  das  Erste. 

Der  beste  Prüfstein  für  die  Tüchtigkeit  zum  Staats- 
dienste ist  der  Staatsdienst  selbst.  *}   Ein  Amt  prüft  den- 


1)  Zar  gehörigen  Ausübung  der  Oienstgevalt  ■elbst  wird  noch 
iiberdiefs  ein  Gedäcbtnift  erfordert,  das  Namen  and  Personen 
mit  Treue  bewahrt.  (Bei  hochgesielUen  Staatsmannern  ein 
Haupterfordernifs  1} 

2)  Der  gröfate  Schanspieler  war  wohl  Octayianut  Anguttut.  Seine 
letzten  Worte  waren:  Acta  est  fabula,  plaudite.  S.  Saeton.  in 
Tita  Octay. 

8)  Jedoch  folgt  hieraae  noch  nicht,  daf«  ein  jeder  Beamte  anfangt 
nur  proYiaoViseh  «ngeatelU  werden  MÜte.    £ine  aolche  An- 


j0nigen^  weldier  in  demselben  ang^stettt  ist,  nicht  ner 
seiner  Dienst tanglichkeit  sondern  ftoeii  seiner  Dienst- 
würdig kei't  nach.  Denn,  indem  das  Amt  Maeht  giebt, 
befireit  es  nicht  nnr  den  Beamten  mehr  oder  weniger  von 
der  Noth wendigkeit,  sieh  anders  zu  zeig^i,  als  er  fet, 
sondern  reizt  es  ihn  anch,  sieh  so  za  zeigen,  wie  er  ist« 
Dieser  Prufetein  ist  nm  so  höher  anzusehlagen,  da  ihm, 
was  die  Sicherheit  des  Resultates  betrifft,  ein  jeder  an- 
dere nachsteht  Daher  ist  die  erste  Anstellung  im  Staats- 
dienste allemal  ein  Wagnifs.  Aus  demsdben  Grande  ent- 
qiricht  das  aUmilige  Aofrficken  im  Staatsdienste  als  Re- 
gel allein  dem  Interesse  des  Staates.  —  Das  Amt  olTen- 
bart  in  demjenigen,  welcher  es  bekleidet,  oft  sogar  Eigen- 
schaften des  Geistes  oder  des  Charakters,  welche  man  in 
ihm  auf  keine  Weise  ahnden  oder  voraussetzen  konnte. 
Aurserordentlichen  Zeiten  fehlt  es  selten  an  M&nnern, 
welche  ihnen  gewachsen  sind.  Denn  sie  wecken  die 
Kräfte,  die  in  dem  Menschen  schlummern. 

Ein  Beamter  kann  alle  die  Eigenschaften  haben,  wel- 
che das  Amt  an  und  für  sich  fordert,  und  dennoch  wird 
er  nicht  an  seiner  Stelle  seyn ,  wenn  er  nidit  zngleich  in 
das  Verhältnifs  pafisit,  in  welches  ihn  sein  Amt  zu  an- 
deren Beamten,  mit  denen  er  zusammenzuwirken  oder 
unter  denen  er  zu  arbeiten  hat,  versetzt.  Ja,  die  Auf- 
gabe, bei  der  Besetzung  eines  Amtes  eine  auch  in  dieser 
Beziehung  schickliche  Wahl  zu  treffen,  ist  nidit  selten 
der  schwiarigere  Theil  der  Aufgabe,  überhaupt  den 
rechten  Mann  für  das  Amt  zu  wählen.  Denn  die  Men- 
schen sind  deswegen  Menschen  ([und  nicht  z.  B.  Insek- 
ten ,3  weil  ein  jeder  seinen  eigenen  Kopf  und  Sinn  hat 
(^Quot  capita  tot  sensus.}  Darum  ist  es  einer  der  gröfsten 
Vorzüge  der  konstitutionellen  Monarchie ,  dafs  diese  Ver- 
fassung ,  da  wo  sie  nicht  blos  dem  Namen  nach  besteht , 
auch  ohne  Zuthun  des  Fürsten ,  Männer  an  die  Spitze  der 


•teltmig  i«c  TietiDfehv  nur  onter  p^wiiMii  VorftaMetiimgeD  und 
Bediogoagen  niiafihriwr  oiw  niUiMai. 
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Begjening  erteilt  oder  cbrftiigt,  welehe  nicht  Mos  derselben 
pelitischeii  Meinanf  und  Gesumung,  sondern  auch  sooit 
einander  befronodet  sind.  *}  -*-  Uebrigens ,  so  wie  bei  der 
Besetanng  der  Aemter  das  in  Frage  stehende  Verhültnifs 
21  berncksichtigea  ist,  so  sind  auch  die  den  Staatsdienst 
betreffenden  Begierungsmaximen  mit  demselben  VerhiUt- 
nisse  in  Uebereinstimmung  zq  setaten«  Daher  sind  x.  B. 
Besehwerden,  welche  ein  Beamter  nber  säne  Vorgesetz- 
ten fährt,  anf  keine  Weise  zu  begünstigen.  Bei  der  Ent- 
scheidung ober  Beschwerden  dieser  Art  ist  jederzeit  von 
der  Maxime  anszngdin ,  dafs  der  höhere  Beamte  die  Ver- 
amthiing  der  BechtUchkeit  seines  Verfahrens  oder  Verhal- 
tens for  sieh  habe« 


FÜNFTES  HAÜPTSTÜCK. 

Wann  und  wie  rind  Aemter  %u  vergeben? 


Ein  Amt  ist  nicht  eher  zn  vwgeben,  als  bis  es  er- 
lediget worden  ist  Anwartschaften  auf  Aemter  sind 
schon  deswegen  verwerflich,  weil  man,  sollten  sie  auch 
dem  Verdienste  za  Theil  geworden  seyn,  (^and  wie  oft 
sind  sie  blos  Gunstbezeigungen !  3  dennoch  nicht  voraus- 
sehn kann ,  ob  der  Anwärter  des  Amtes  auch  dereinst  noch, 
zur  Zeit  der  Erledigang  des  Amtes,  würdig  und  würdi- 
ger ,  als  Andere ,  seyn  werde.  Ueberdiefs  sind  solche  An- 
wartschaften, als  Fesseln,  welche  der  Dienstgewalt  des 
Staatsherrschers  augelegt  werden,  kaum  mit  dem  Geiste 
irgend  einer  Staatsverfassung  vereinbar.  Ja  sie  können 
eine  Verfassung  sogar  mit  der  Gefahr  einer  gänzlichen 
Umgestaltung  bedrohn.   Unter  der  Regierung  des  Kaisers 


*)  Die  in  Grofcbritannien  äblieiien  Ministerialdiners ,  ca  weleheQ 
Ton  einem  Miniater  die  übrigen  elngelnden  werden,  haben  eine 
beachittngewerihe  polUiiche  fiedeotang. 
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Tiberios  stellte  ein  Senator,  Namens  Callas ,  den  Antrag*, 
dafs  die  (jährlich  wechselnden3  Konsalen  von  dem  Kaiser 
von  fSnf  zu  fönf  Jahren  in  voraus  ernannt  werden  sollten. 
Dem  Kaiser  entgieng  nicht,  dafs  der  Antrag  die  Beschrän- 
kung einer  Herrschergewalt  überhaupt  bezwecke.  Er 
lehnte  ihn  also  ab,  wenn  er  auch  für  seine  ablehnende  Ant- 
wort andere  Gründe,  als  die  wahren,  anführte.  ^3 

Aemter  sind  unentgeltlich  zu  verleihn.  —  Wer 
Geld  und  Gut  für  die  Verleihung  eines  Amtes  nimmt,  wür- 
diget das  Amt  und  sich  selbst  herab.  Denn  er  setzt  Aem- 
ter den  Gegenständen  gleich ,  welche  im  Verkehre  sind. 
Der  Beamte,  der  sein  Amt  erkauft  hat,  wird  sich  wegen 
der  gehabten  Auslagen  an  dem  Amte  zu  erholen  wissen.  ^3 

Aemter  sind  nicht  zuEigenthum  sondern  zur  Treue 
zu  verleihn.  —  Der  Staatsherrscher  selbst  verwaltet  in 
seiner  Machtvollkommenheit  nur  ein  ihm  anvertrautes  Gut. 
VITie  könnte  er  Anderen  ein  anderes  und  stärkeres  Recht 
auf  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  bestellen?  Ein  Amt, 
das  als  Eigenthum  verliehen  ist,  gleicht  einer  Pflicht ,  die 
man  nach  Gefallen  erfüllen  oder  nicht  erfüllen  könnte ,  oder 
einer  Pflicht,  die  zugleich  ein  Erwerbsmittel  wäre.  Aller- 
dings steht  es  in  der  Macht  der  Gesetze,  die  Nachtheile, 


l)  „Haud  dubium  erat,  «ententiam  Galli  altiut  penetraro,  et  ar- 
cana  imperii  tontari.  Tiberias  tarnen  qaasi  augeretar  potestas 
ejna  disserait:  Grave  raoderationi  suae,  tot  eligere,  totdifferre. 
Vix  per  ■ingalo«  annoa  offeqsionet  Titari,  qaaniTU  repaUam  pro- 
pinqua  spes  soletur;  quantam 'odii  fore  ab  hi«  qai  altra  quin- 
quenDitim  projiciantur !  unde  prospici  posse  quae  caique  tarn 
longo  temporia  ipatio  mens,  domus,  fortuna?  Superbire  bomi- 
nes  etiam  annaa  designatione ;  qaid  tt  honorem  per  quinqaemiiani 
agitcnt?  Qainquiplicari  prorsut  magUtratu«,  «ubverti  lege,  qaae 
6ua  spatia  exercendae  candidatorum  industriae,  quaerendisque  aat 
potiandis  honoribuB  statuerint. '*  Taclt  Ann.  II,  36.  Vgl.  data. 
Bnch  cap.  81.  —  Indem  der  Pabst,  wenn  er  Kardinäle  ernennt, 
noch  überdiefa  einen  oder  mehrere  Kardinäle  in  petto  behält, 
ertheilt  er  gewissermarsen  Anwartschaften  aaf  die  Kardinals- 
würde.  Diese  Anwartschaften  trifft  jedoch  der  Tadel  nicht,  dem 
Anwartschaften  senst  aasgesetzt  sind« 

S)  S.  auch  oben  das  erste  Hanptstäck  des  vorliegenden  Baches. 


die  mit  der  V^Ieifaun j^  eines  Amtes  zu  Elf  enttarn,  -^  oder 
mit  der  Y erleihaDg*  eines  Amtes ,  in  welcher  zugleich  eine 
Reihenfolge  von  Anwartschaften  liegt,  —  wesentlich  ver-« 
bunden  sind,  in  einem  gewissen  Grade  zu  mindern  oder 
zu  mildern.  Aber,  was  seinem  Principe  nach  falsch  ist, 
ist  und  bleibt  ein  Uebel,  so  viel  man  auch  daran  meistert 
und  bessert.  Da  ist  keine  andere  Heilung  möglich ,  als 
die,  dafs  man  die  Wurzel  des  Uebels  herausreifst.  -- 
<jrleich wohl  kommen  in  der  Geschichte  der  Bdspiele,  dafo 
Aemter  eigenthumsweise  verliehen  wurden,  nicht  wenige 
vor.  Ein  Beispiel  dieser  Art,  ein  Beispiel,  das  überdiefe 
eine  Masse  einzelner  FfiUe  unter  ^  sich  begreift ,  ist  die 
grundherrliche  oder  die  Patrimonialgerichtsbar- 
keit des  Deutschen  Rechts.  '3  Wenn  auch  diese  Ge- 
richtsbarkeit mit  den  Grundlagen  vertheidiget  werden  kann, 
auf  welchen  die  Staatsverfassungen  der  Germanischen  Völ- 
ker ursprünglich  überhaupt  beruhten ,  so  lautet  doch  diese 
Yertheidigung ,  in  so  fern  sie  auch  in  unseren  Tagen  nodt 
eine  Schutzrede  für  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  seyn 
soll,  mit  anderen  Worten  so:  Weil  der  Staat  ewig  der- 
selbe ist,  sollen  auch  die  in  einem  Staate  einmal  bestehen- 
den Einrichtungen  ewig  dieselben  bleiben.  ^3  2iwar  ist  in 
den  Staaten ,  in  welchen  es  noch  eine  Patrimonialgerichts- 


1)  Vgl.  Bd.  III.  S.  156  fr.  —  Die  Gcrichtabarkeit  der  Grundherren 
ist  nicht  etwa  blog  eine  Frucht  der  LehntTerfassung,  wenn  sie 
auch  durch  das  Lehnswesen  befestiget  and  erweitert  wurde.  Sie 
war  Tielmchr  eine  Folge  tou  der  —  weit  älteren  —  Grundherr- 
liclilteitsverfassung  der  Germanischen  Staaten,  daher  auch  in 
den  Germanischen  Staaten  Rechtens,  in  welche  die  Lehnsverfas- 
snng  nie  eingedrungen  ist.  (Nur  zu  oft  hat  man  diese  Verfas- 
sungen mit  einander  Terwechselt.)  Wohl  aber  wurden  erst  durch 
die  LehnsTerfasBung  noch  aufser  dem  Richteramte  -viele  andere 
Aemter  Nntzeigenthum.  (In  den  Staaten,  Aber  welche  sich  die 
Lehnsverfassung  verbreitete,  wurden  äberhanpt  während  des  Mit- 
telalters fast  alle  öffentliche  und  Privatgeschäfte  in  die  Form 
des  LehnsTertrages  eingekleidet.  Der  Lehnsvertrag  war  das ,  was 
die  Römische  Stipulatio  gewesen  war,) 

2)  Das  gute  Mittelalter  mufs  in  unseren  Tagen  so  Manches  irertre- 
ten  oder  Tenchleiem ! 
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liarkeit  giebt,  den  Blifdiriiiehm,  die  in  den  Gefel^  die*- 
«er  Geriditsbftrikeit  sind ,  me^lidist  al^gehoUen  worden.  ^3 
Aber  die  Frage  steht  s  o :  Haben  die  Patrimonial|^iehte 
irgend  eii^n  andern  Grand  tut  sich,  als  das  Interesse  der 
Yerfimning,  welcher  sie  zar  Stütze  dienen?  Kann  diese 
Yerfassong  nicht  auch  ohne  jene  Geridite  bestebn  f  *3  — 
Jedoch  sogar  ans  dem  laufenden  Jahrhunderte  lüfst  sieh 
ein  Beispiel  von  einem  Gesetze  anfahren ,  welches  in  einem 
^ofsen  Earopäischen  Staate  mdirere  Aemter  in  S!ig€»« 
Anm  verwandelt  hat,  ~  das  t^anzosisehe  Gesetz  vom 
S6sten  April  1816,  *)  welches  gewisse  Beamte,  nament^ 
Ueh  die  Notare,  die  Gerichtssdbreiber,  (^grefifiers,3  die 
Gerichtsdienar,  (^haissier8,3  ermliehtiget,  einen  Naehfol« 
ger  in  ihre  Stelle  dem  Könige  znr  Best&tignng  »i  pr&-* 
seatiren  d*  u  ihre  Stellen  za  verkaitfen.  Und  so  viele 
Stimmen  anch  in  Frankreich  gegen  dieses  Gesetz  barats 
hmt  geworden  sind,  so  sind  doch  ihre  Klagen  und  Be*- 
sehwerden  bisher  ohne  Erfolg  geblieben»  Denn  so  oft  eine 
Regierung  einen  Fehler  begeht,  legen  edch  an  denselben 
Privatinteressen  an,  welche  die  Yerbesseraog  des  Fehlers 
erschweren  odßt  unmöglich  machen*  (^Etne  Regierang* 
sollte  daher  nie  vergessen,  dais  es  ihr  leichter  ist,  einen 
Sehritt  vorwärts  als  räckwirts  zu  thun.3  Jen^  Gesetz 
hat  noch  überdiefs  die  Auktorität  der  Vorzeit  für  sich. 
Denn  es  gab  in  Frankreich  vor  der  Revolution  eine  sehr 


1)  Z.  B.  indem  den  Grandherren  antenagt  wnrdo,  dfe  Grertchtsbftr- 
Iceit  selbst  aasznuben  oder  die  Verwalter  derselben  nach  Gefallen 
zu  entlasten. 

2)  Die  Grande,  welche  geigen  die  Patrimonialgerichte  sprechen ,  sind 
tausendmal,  and  nicht  Ton  neuerangssuchtigen  Männern  wieder- 
hnlt  worden.  Cai  non  dictnsHjlas?  (Darf  ich  hinzusetzen,  dafe 
ich  selbst  diese  Gerichtsbarkeit  tob  Angesicht  zo  Angesicht 
kenne?)  Vgl.  z.  B.  Heller,  Geschichte  und  Würdigung  der 
Deutschen  Patrimonialgerichtsbarkeit.  Landab.  1801.  Alex. 
Müller,  die  letzten  Gründe  wider  alle  Eigenthunnsgerichte. 
Neust,  a.  d.  O.  1826. 

8)  Vgl.  m.  Handbuch  des  Französischea  CifilreahU.  %.  171»  SS^I- 


grobe  ZM  AeBiter,  welühe,  gltiA  ab  efo  Eüfenthnni, 
im  Yarkelure  waren.  Man  vertheidi|^e  sogar  diese  Ein- 
riehtnng  ab  eine  heibame  Besdiriokong  der  königttdien 
Gewalt  *3  ^^^^  denselben  Prlvatiateressen ,  welelie  sieb 
eines  von  der  Regierung  begangenen  Fehlers  bemidttigen, 
gebridit  es  nie  an  Seheingränden^  mit  denen  sie  den  Feh* 
1er  in  Weisheit  verwandeln. 

Die  Zeit,  auf  welehe  die  Beamten  anEostellen  sind, 
ist  nach  d^  Verschiedenheit  der  Verfassongen  and  mit 
Rücksicht  anf  die  Yerschiedeoheit  der  Aemter  in  dem  einen 
Staate  so,  in  einem  andern  anders  eu  bestimmen.  —  Mit 
der  Demokratie,  sowohl  mit  der  antokratischen  als  mit 
der  repriseatativeB,  sind  lebenslingliche  AnsteUnngen  aar 
vereinbar»  Das  Volk,  welches  in  der  Eigenschaft  des 
Sonveraines  nur  ein  künstliches  Daseyn  hat,  würde  Oe>- 
fahr  laufen,  diese  Eigenschaft  sogar  ginadich  za  verlieren, 
wenn  es  besonders  die  höheren  mid  höchsten  Staatsümter, 
aof  Lebenss&eit  verliehe«  Auch  hat  die  Kontrole,  welche 
dem  Soaveraine  über  seine  Beamten  in  einer  jeden  Yer- 
fassung  zustehen  mufs,  in  der  Volksherrscbaft  ihre  besonr 
derra  Schwierigkeiten ;  Sdiwierigkeiten,  welche  nur  durch 
den  häufigen  Wechsel  der  Beamten  mittelst  neuer  VoIk%- 
wahlen  gehoben  werden  können.  In  dem  Römischen  Frei- 
staate wurden  die  Konsulen  und  die  übrigen  obersten  Staats- 
beamten (die  magistratus  curules^  jedesmal  nur  auf  ein 
Jahr  gewählt.  Als  Julius  Cäsar  die  Verlängerung  des  ihm 
über  die  Provinz  Gallien  schon  auf  fünf  Jahre  übertragenen 
Oberbefehles  auf  noch  fünf  Jahre  verlangt  hatte,  über- 
schritt er  den  Rubikon.  In  der  repräsentativen  Demokratie 
spricht  für  den  häufigen  Wechsel  der  Beamten  noch  lüber- 
diefs  der  Grund,  dafs  sich  in  dieser  Verfassung  die  Macht- 
vollkommenkeit  des  Volkes  nur  durch  die  Wahl  seiner 
Repräsentanten  und  Beamten  offenbart.  Da  sind  also  die 
Volks  wählen  das  Hauptmittel ,  alle  einzelne  Staatsbürger 


4^)9.  Richelieu,  teetam.  polttiqae.     Merlin,   r^portoire  de  ja- 
rispr.  ▼•  Office. 
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durch  das  Gefühl  ihrer  Macht  fflr  die  Erhaltung  und  für  das 
Gedeihn  der  Verfassung  unmittelbar  zu  interessiren.  Der 
Demokratie  ist  in  dieser  Beziehung-,  d.  i.  was  den  häufi- 
gen Wechsel  der  Beamten  betrifft ,  (ao  wie  in  so  manchen 
anderen  Beziehungen , 3  ^>^  despotische  Einherr- 
schaft verwandt.  In  der  Türkei  wird  alljährlich  am  Neu- 
jahrstage eine  amtliche  Liste  derer  bekannt  gemacht, 
welche  in  dem  neuen  Jahre  den  obersten  Staätsämtern  vor- 
stehen sollen.  Der  bisherige  Beamte,  dessen  Name  in 
dieser  Liste  übergangen  ist,  ist  von  seinem  Amte  entlas- 
sen. In  der  Türkei  also  werden  die  obersten  Staatsämter 
jedesmal  nur  auf  ein  Jahr  vergeben.  —  In  der  Erbari- 
stokratie sind  bei  der  Bestimmung  der  Zeitdauer,  auf 
welche  die  Beamten  anzustellen  sind,  ähnliche  Grundsätze , 
wie  in  der  Demokratie^  zu  befolgen,  f  Daher  wurde  z  B. 
in  dem  Freistaate  von  Venedig  der  Doge  jedesmal  nur  auf 
ein  Jahr  gewählt.3  Jene  Grundsätze  haben  in  der  Erb- 
aristokratie noch  überdiefs  an  dem  Machtneide  des  herr- 
schenden Adels  eine  Stütze.  In  einer  geistlichen  Ari- 
stokratie würde  dagegen  der  häufige  VITechsel  der  Be- 
amten nicht  an  seiner  Stelle  seyn.  Denn  eine  geistliche 
Herrschaft  hat  Alles  zu  vermeiden ,  was  an  Willkühr  oder 
Wandelbarkeit  erinnern  oder  von  der  Befolgung  einer  fe- 
sten Regel  und  Ordnung  abwendig  machen  könnte.  In  der 
katholischen  Kirche ,  deren  Verfassung  —  nach  dem  bi- 
schöflichen Systeme  —  eine  Aristokratie  ist ,  werden  daher 
alle  geistliche  Aemter,  alle  beneficia,  auf  Lebenszeit ,  (und 
überdiefs  bis  auf  Wohlverhalten ,")  verliehn.  —  Dem  Geiste 
der  Erbmonarchie  entspricht  allein  die  lebenslängliche 
Anstellung  der  Beamten.  In  dieser  Verfassung  steht  der 
Souverain  zu  fest  und  zu  hoch,  nm  seine  Beamten  furch- 
ten zu  müssen  oder  um  sie  beneiden  zu  können.  In  der- 
selben Verfassung  ist  Alles ,  was  die  mit  dem  Staatsdienste 
verbundenen  Vortheile  steigert  oder  vermehrt,  zugleich 
eine  Stütze  des  Königthumes.  Neue  Gründe ,  die  Staats«* 
diener  gut  zu  stellen ,  z.  B.  also  die  Aemter  auf  Lebens- 
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zeit  za  verleihn,  liegen  in  der  Verfassung  der  konsti* 
tntionellen  Monarchie. 

Die  Frage  endlich:  Sind  die  Beamten  bis  auf  Wider- 
ruf^ ([oder  donec  principi  placuerit,3  oder  sind  sie  bis  auf 
Wohlverhalten,  ("oder  donec  se  bene  gesserint ,3  d.i. 
so  anzustellen,  dafs  sie  nur  wegen  eines  Vergehns  uad 
nur  zu  Folge  eines  richterlichen  Urtheiles  entlassen  wer- 
den können?  oder  welche  Aemter  sind  auf  die  erstere 
und  welche  sind  auf  die  letztere  Weise  zu  verleihn?  ist 
schon  oben  gelegentlich  in  Betrachtung  gezogen  worden. 
Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  war  theils  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  Staatsverfassungen ,  theils  auf  den  Unter- 
schied zwischeii  grofsen  und  kleinen  Staaten,  theils  auf 
die  Verschiedenheit  der  Aemter  Rücksicht  zu  nehmen.  — 
Uebrigens  hat  die  Frage  ein  ausgedehnteres  praktisches 
luteresse  in  den  Monarchien  als  in  den  Freistaaten.  Denn 
da  in  diesen  Staaten  die  Aemter,  welche  die  herrschende 
Gemeinde  selbst  vergiebt,*)  in  der  Regel  nur  auf  eine 
bestimmte  Zeit,  z.  B.  nur  auf  ein  Jahr,  verliehen  werden, 
so  sind  in  diesen  Staaten  die  Veranlassungen  seltner  oder 
die  Grunde  weniger  dringend,  einen  Beamten  während 
seiner  Dienstzeit  von  dem  Amte  zu  entfernen.  Auch  wurde 
die  Vollziehung  eines  Gesetzes,  welches  die  Vollmacht 
dieser  Beamten  für  widerruflich  erklärte,  besonderen 
Schwierigkeiten  ausgesetzt  seyn.  Jedoch  haben  einige 
Freistaaten  gegen  die  Gefahr ,  dafs  ihre  Beamten ,  obwohl 
nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  angestellt ,  dennoch  ihre  Amts- 
gewalt mifsbrauchen  könnten ,  eine  andere  Mafsregel  ge- 
troffen, die,  dafs  siedle  Amtsführung  eines  jeden  Beam- 
ten nach  Ablauf  der  Dienstzeit  einer  gerichtlichen  Prüfung 


*)  Welche  die  berrichende  Gemeinde  Tergtebt  —  Ich  habe  diefe 
Einachränknng  binzugefugt,  weil  sich  die  vorliegende  Frage  al- 
lerdings bei  den  Beanaten  darbieten  kann,  welche  Ton  der  berr- 
tehenden  Körperschaft  nur  mittelbar  gewählt,  d.i.  Ton  einem 
andern  Beamten  In  Auftrag  dieser  Körperschaft  ernannt  werden. 
(So  ernennt  z.  B.  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  «eine 
Minister  oder  Staatssekretäre.) 
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unterwarfen.  So  hielten  es  z.  B.  die  Athenienser^^F^  — 
ein  Volk,  welclies  nicht  weniger  in  dem  Baue  seiner  Ver- 
fassung: ,  so  wie  diese  Verfassung  in  ihrer  Bläthezeit  be- 
schaffen war,  als  in  den  Werken  seiner  Schriftsteller  ein 
Denkmal  seines  Geistes  der  Bewunderung  der  Nachwelt 
hinterlassen  hat;  —  ein  neuer  Beweis  für  die  Wechsel- 
wirkung zwischen  der  Literatur  und  der  Verfassung  eines 
Volkes. 


SECHSTES  HAÜPTSTÜCK. 

Y&n  den 
Pflichten  der  Sitmtsbeaniien. 

Es  wird  hier  nicht  von  den  Pflichten  die  Rede  seyn , 
welche  einem  Beamten  der  besondere  Zweck  seines 
Amtes  auferlegt.  Die  Beschaffenheit  und  der  Umfang  die- 
ser Pflichten  ergiebt  sich  unmittelbar  aus  dem  Wesen  eines 
jeden  einzelnen  Amtes. 

Sondern  die  Pflichten,  welche  der  Gegenstimd  des 
vorliegenden  Hauptstückes  sind,  betreffen  die  Handlungs- 
weise der  Beamten  überhaupt,  d.  i.  ohne  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  der  ihnen  übertragenen  Aemter,  be- 
treffen den  Geist,  welcher  einen  jeden  Beamten  beleben 
soll.  Selbst  die  Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen 
hat  auf  die  Beschaffenheit  dieser  Pflichten  nur  einen  un- 
tergeordneten Einflute.  Ich  sage :  Auf  die  B  e s  ch  a f  f  e n  - 
heit  dieser  Pflichten.  Denn  allerdings  greift  die  Ver- 
schiedenheit der  Staatsverfassungen  in  die  vorliegende 
Lehre  in  anderen  Beziehungen  ein,  z.  B.  in  so  fern,  als 
die  eine  Verfassung  mehr ,  eine  andere  weniger ,  die  eine 
auf  diese,  eine  andere  auf  eine  andere  Weise  der  Erfül- 
lung dieser  Pflichten  zu  statten  kommen  oder  Eintrag  thun 
kann.    So  ist  z.  B.  in  der  Monarchie ,  ([insbesondere  in  der 


^)  S.  Potter,  Archaeol.  Graeca.    L.  I.  cap.  XI. 


firbmonarchie,)  die  geemamte  moralisdie  Stellanj^  dw 
Staatsdiener  der  Gefahr  am^esetst,  daTs  sie  der  Stellong 
eines  Dieners  zu  seinem  Herrn  gleich  geachtet  werde ,  mit 
andern  Worten,  dafsman  den  Unterschied  zwischen  einem 
Staats-  nnd  einem  fürstlichen  Diener  gänzlich  ans  den 
Angen  Voliere«  Zwar  in  einem  gewissen  Sinne  ist  in  der 
Monarchie  ein  Jeder  Staatsdiener  zugleich  ein  Diener  des 
Fürsten.  Denn  der  Fürst  ist  als  solcher  oder  als  Souve» 
rain  gleichsam  die  Yerkörpemng  (^oder  Inkarnation])  der 
Idee  des  Staates.  Aber  in  einem  andern  Sinne  tritt  zwi- 
schen einem  Staatsdiener  und  einem  Diener  des  Fürsten 
der  wesentliche  Unterschied  ein,  dafisi  jener  dem  Fürsten 
als  dem  Oberhanpte  des  Staates  nnd  so  weit  sich  dessen 
Gewalt  verfassungsmäßig  erstreckt,  dieser  aber  iem 
Fürsten  für  seine  Person  nnd  gleich  als  der  Diener  eines 
Privatmannes  treu,  hold  und  gewjirtig  ist.  Was  jedoch 
in  der  Wissenschaft  gesjpalten  und  zu  spalten  ist,  kann 
und  soll  das  Leben  wiedei-  vereimgen.  Der  Staatsdiener 
soll  die  Pflichten ,  die  er  als  Staatsdiener  auf  sich  hat ,  zu- 
gleich aus  Liebe  zu  der  Person  des  Fürsten  und  aus  An- 
hai^Kchkeit  an  das  regierende  Haus  erfüllen,  auf  dafs 
jene  Pflichten,  indem  sie  sich  mit  den  Gefühlen  der  Ach- 
tung und  Liebe  für  bestimmte  Individuen  verschlingen, 
desto  vernehmlicher  und  lebendiger  in  ihm  sprechen.  (In 
der  That  besteht  in  dieser  Vereinigung  zwischen  der  einen 
nnd  der  andern  Gesinnung  der  Charakter  des  wahren  Bo«- 
yalisten  oder  Königsfreundes.^ 

'  Eis  richtet  nun  die  Moral  zuvörderst  also  die  Forde- 
rungen, welche  sie  an  die  Menschen  überhaupt  macht, 
auch'  an  die  Staatsdiener  und  an  diese  aus  besonderen 
Gründen.  Denn  nicht  nur  leistet  eine  jede  Tugend  für  die 
Erfüllung  aller  anderen  Pflichten  eine  gewisse  Bürgschaft.  *} 
Wie  könnte  also  ein  Beamter  als  Beamter  das  seyn ,  was 


*)  Eifle  gewisse  Börgtcluifl,  nieht  eine  unbedingte.  Denn  die 
flieUtcn  Mentchea  sind  wie  ihrer  Oenkart  so  avch  Uirem  Ohnmii- 
ter  nacli  inlKonsequent. 
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er  seyn  soll ,  wenn  er  nicht  Auch  als  Mensch  achtungswerth 
wäre?  Sondern  es  sollen  besonders  auch  die  Beamten 
dem  Volke  mit  einem  guten  Beispiele  vorangehn ,  da  sie , 
über  das  Volk  gesetzt ,  die  Augen  des  Volks  um  so  mehr 
auf  sich  ziehn.  Einem  christlichen  Volke  kann  noch  uber- 
diefs  die  Religiosität  seiner  Beamten  nichts  weniger  als 
gleichgttlttg  seyn.  Zwar  sagt  man , '  dafs  der  Staat  als 
solcher  keine  Religion  haben  solle.  Aber,  diese  Behaup- 
tung bezieht  sich  nur  auf  die  Unpartheilichkeit,  welche  der 
Staat  und  seine  Beamten  gegen  alle  und  jede  Religions- 
meinungen beobachten  sollen.  Allerdings  mufs  Religiosi- 
tät aus  dem  Inneren  des  Menschen  hervorgehn.  ([Erzwun- 
gene Religiosität  ist  nur  Schein ,  ist  Heuchelei.^  Aber 
dasselbe  gilt  von  einer  jeden  Tugend. 

Jedoch,  es  giebt  noch  überdiefs  gewisse  besondere 
Tugenden  der  Staatsdiener,  Tugenden,  welche  bald  ihrem 
Wesen  nach ,  bald  in  ihrer  Art  nur  Togenden  dieses  Stau-; 
des  seyn  können.    Dahin  gehört : 

13  Diensttreue  ^3  ^^^  Diensteifer.  —  Beide 
Tugenden  sind  zwar  von  der  Beschaffenheit,  dars  sich 
ihrer  ein  jeder  Diener  zu  befleifsigen  hat.  Denn  Dienst- 
treue besteht  in  der  gewissenhaften  und  beharrlichen  Er- 
füllung aller  der  Pflichten ,  welche  überhaupt  einem  Diener 
obliegen,  und  Diensteifer  in  einer  denselben  Pflichten 
entsprechenden  Thätigkeit,  welche  sich  nicht  erzwingen, 
sondern  nur  dem  guten  Willen  des  Dieners  verdanken 
läfst.  Jedoch  gröfser  sind  die  Versuchungen ,  diesen  Tu- 
genden untreu  zu  werden,  mehr  steht  auf  dem  Spiele, 
mannigfaltiger  sind  die  Verhältnisse,  auf  welche  sie  sich 


*)  Die  Deattehe  Sprache  macht  von  den  Worten  (und  Begriffen:) 
Trea^  Treue,  Yerrath,  einen  besonders  häufigen  und  vielseitigen 
Gebrauch.  Das  hängt  vielleicht  mit  einem  Zuge  des  Deutschen 
Nationalcharakters  zusammen.  Eine  interessante  Anekdote  zur 
Bestätigung  dieses  Satzes  erzählt  Tacitns,  Annal.  XlII,  45. 
Gesandte  d^r  Friesen  schilderten  schon  damals  (in  Nero^s  Zeiten) 
den  Charakter  der  Deutschea  so:  Nttlio«  moitaliam  armit  aut 
flde  ante  Germanos  esse. 
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bezieht!,  in  so  fern  sie  Tugenden  des  8taatsdieners  sind. 
Uebrigens ,  wenn  auch  der  Staatsdiener  sogar  mehr  thun 
soll,  als  von  ihm  dem  strengen  Rechte  nach  gefordert  wer« 
den  kann,  so  darf  sich  doch  seine  Amtsthätigkeit  nicht 
über  die  Grenzen  seiner  Amtsgewalt  hinaus  erstrecken« 
Es  giebt  eine  Vielgeschäftigkeit  der  Staatsdiener ,  welche 
gegen  die  Ordnung  des  Staatsdienstes  nicht  weniger  ver* 
stöfst ,  als  die  Saumseligkeit  der  Staatsdiener. 

2)  Gehorsam  gegen  die  Vorgesetzten. — £ine 
Beamtenhierarchie,  in  welcher  die  niederen  Beamten  den  hö- 
heren nicht  gehorchen,  gleicht  einem  Kriegsheere  ohne  Sub- 
ordination. Wie  ein  solches  Heer  den  Staat  nicht  gegen  seine 
äufseren  Feinde  zu  vertheidigen  vermag ,  so  kann  ihn  ein 
solcher  Beamtenstaat  nicht  gegen  die  Angriffe  seiner  in- 
neren Feinde  schützen.  Jedoch  wird  der  Ungehorsam 
billig  im  Kriegsdienste  härter,  als  im  Staatsdienste,  ge- 
ahndet. Denn  im  Kriege,  auf  welchen  doch  die  Kriegs- 
zucht unmittelbar  zu  berechnen  ist,  kommt  oft  Alles  auf 
die  Benutzung  des  Augenblicks  an,  kann,  wenn  der  Au- 
genblick unbenutzt  vorüber  gegangen  ist,  selbst  die  £xi- 
stenz  des  Staates  gefährdet  seyn,  ist  das  Heer  das 
schlagfertigere,  welches  gleich  als  eine  bewegende  Kraft 
gehandhabt  und  gerichtet  werden  kann.  Dagegen  ist  im 
Staats-  oder  Civildienste  das  Bedürfnifs  des  Gehorsams 
nicht  gleich  dringend ,  der  Ungehorsam  nicht  in  allen  Fällen 
gleich  nachtheilig  oder  Gefahr  drohend.  Es  giebt  sogar  in 
diesem  Dienste  Fälle,  in  welchen  es  einer  Behörde  ver- 
stattet ist,  gegen  die  Vollziehung  eines  an  sie  von  der 
ihr  vorgesetzten  Behörde  erlassenen  Befehles  an  diese 
Behörde  Vorstellungen  zu  richten,  wenn  auch  von  diesem 
Rechte  nur  ein  sehr  behutsamer  Gebrauch  zu  machen  ist, 
da  ein  bedingter  Gehorsam  doch  allemal  dem  Ungehorsame 
verwandt  ist.  Auch  ist  in  derselben  Beziehung  nicht 
ZH  übersehn,  dafs  der  Gehorsam,  je  mehr  er  zu  den  nie- 
deren Stufen  des  öffentlichen  Dienstes  hinabsteigt ,  desto 

Zachariä,  vom  Staate.    VI,  16 
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mehr  das  eigene  Urtbeil  der  in  diesem  Dienste  Angesteil« 
ten  ausschliefst. 

33  Verschwiegenheit,  jedoch  nur  bedingungs- 
weise. —  Was  Alle  im  Staate  angeht,  soll  von  Rechts 
wegen  auch  zur  Wissenschaft  Aller  gelangen  ^  all  e  Staats- 
angelegenheiten also,  d.  i.  alle  die  Sachen,  welche  von 
oder  mit  oder  vor  den  Staatsbehörden  verhandelt  werden , 
sollen  von  Rechtswegen  auch  in  dem  Sinne  öffentliche 
Angelegenheiten  seyn ,  dafs  sie  von  dem  Volke  nicht  mit 
dem  Schleier  des  Geheimnisses  verhüllt  werden.  Ver- 
jschwiegenheit  ist  daher  nicht  schon  von  Rechts  wegen 
oder  als  Regel  eine  Pflicht  der  Staatsbeamten.  —  Je- 
doch leidet  diese  Regel ,  zu  Folge  der  Beschaffenheit  ge- 
wisser Regierungshandlungen,  in  den  Fällen  eine  Aus- 
nahme, in  welchen  eine  bestimmte  Mafsregel  der  Regierung, 
wenn  ihnen  überhaupt  oder  schon  jetzt  Publicität  gegeben 
jvürde ,  ihres  Zwecks  verfehlen  könnte  oder  müfste ,  abge- 
Beben  z.  B.  von  dem  Falle,  da  der  dermalige  Stand  ei- 
ner Untersuchung,  welche  wegen  eines  verübten  Vergehns 
eingeleitet  worden  ist,  geheim  gehalten  werden  mufs,  wenn 
die  Untersuchung  zu  dem  beabsichtigten  Resultate  fuhren 
soll,  und  eben  so  bei  den  s.  g.  geheimen  Staatsausgaben«  ^3 
*—  Eine  andere  Ausnahme  kann  aus  dem  Interesse  gewis- 
ser Staatsverfassungen  entstehn.  Wo  die  Verfassung  das 
Regieren  lediglich  und  allein  der  Regierung  vorbehält, 
sind  Staatsangelegenheiten  in  der  Regel  und  so  viel  mög- 
lich  geheime    Angelegenheiten,    ist   Verschwiegenheit 


^)  Soll  der  Staat  Familien  gelieimnisse  auch  unter  der  Vorans- 
seizang  in  seinen  Schots  nehmen,  dafs  sie  in  dem  Interesse  Drit- 
ter zur  Offenkundigkeit  gelangen  sollten?  Abgesehn  von  dem 
besonderen  Verfassongsrecbte  eines  Staates  dürfte  diese  Aus- 
nahme nicht  anf  einem  genugenden  Grunde  beruhn.  (Es  möchte 
daher  die  Vorschrift  des  Artikels  841.  des  C.  N. ,  welche  aaf 
diesem  Grunde  beruht,  keinesweges  zu  billigen  sejn.  Auch  hat 
sie  der  Rechtsfragen  und  der  Hechtshändel  die  Menge  Teranlafst, 
Man  kann  aber  die  allgemeine  Regel  aufstellen :  Der  Werth  ei- 
nes CiTilgesetzes^  an  welchem  viel  gedeutelt  wird,  ist  aUemal 
zweideutig.) 
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nur  ausnahmsweise  nicht  eine  Pflicht  der  Beamten*  Denn 
ein  Volk,  das  seine  Staatsangelegenheiten  besprechen  darf, 
bat  schon  in  einem  gewissen  Grade  ein  Recht  der  Vorbe- 
rathung.  In  den  Deutschen  Staaten  wurden  vormals  die 
jeweih'gen  Angelegenheiten  des  Staates  überhaupt  als 
Staatsgeheimnisse  betrachtet  und  behandelt;  die  Statistik 
dieser  Staaten  war  gleichsam  eine  verbotene  Wissenschaft» 
In  den  neueren  und  neuesten  Zeiten  hat  sich  jedoch  auch 
in  so  fern  Vieles  in  diesen  Staaten  und  ihren  äufseren  Ver« 
hältnissen  verändert.  Die  Feinde  der  Publicltät  vergafsen^ 
dafs  sie  selbst  zum  Publikum  gehörten. 

43  Unpartheilichkeit.  —  Es  ist  hier  nicht  von 
jener  Partheilichkeit  die  Rede^  welche  wissentlich  d^ 
einen  Parthei  eine  pflichtwidrige  Gunst  widerfahren  läfst« 
Qn  diesem  Sinne  unpartheiisch  zu  seyn ,  ist  nicht  eine  Ta- 
gend, sondern  eine  Schuldigkeit.3  Sondern  von  der  Pac- 
theilichkeit,  zu  welcher  sich  auch  die  Besseren  und  Besten 
durch  ein  Vorurtheil  oder  durch  eine  irrige  Deutung  ihrer 
Amtspflichten,  wider  ihr  Wissen  und  Willen,  verleiten 
lassen  können,  z.  B.  von  der  Partheilichkeit  eines  Rich- 
ters, welcher  die  eine  Parthei  um  deswillen  begünstiget, 
weil  ihre  Sache,  aus  dem  Standpunkte  der  Moral  oder  aus 
dem  der  BiUigkeit  betrachtet,  die  bessere  ist,  oder  von 
der  Partheilichkeit  eines  Beamten,  welcher,  zur  Erhebung 
der  Staatseinkünfte  bestellt,  kein  anderes  Interesse,  als 
das  der  Staatskasse ,  oder  von  der  Partheilichkeit ,  welche 
aus  dem  geheimen  Einflüsse  einer  Vorliebe  des  Privatman- 
nes ^uf  die  Handlungsweise  des  Beamten  entsteht.  Je 
schwerer  es  einem  Beamten  ist ,  sich  auch  von  einer  Par- 
theilichkeit dieser  Art  frei  zu  erhalten,  desto  gröfser  ist 
sein  Verdienst,  wenn  er  sich  der  Unpartheilichkeit  auch  in 
diesem  Sinne  befleifsiget.  Die  Gesetze  können  ihm  hierbei 
kaum  zu  Hülfe  kommen ,  wohl  aber  ihm  zu  einer  Parthei- 
lichkeit dieser  Art  Veranlassung  geben. '*^')  Das  Cölibats- 
gesetz  der  katholischen  Kirche  hatte  vielleicht  den  Ne- 


*)  Beispiele  loluher  GeteUe  ■,  Bd.  IV.  S.  %9  ff. 
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benzweck 9  die  Geistlichen,  als  Richter,  dem  geheimen 
Einflüsse  der  Verwandtschaftsverhältnisse,  sowohl  quoad 
jarisdictionem  externam  als  qaoad  jdct.  internam,  zu  ent- 
ziehn.  Den  Gesetzen  dieser  Kirche  darf  man  allemal , 
anfser  ihrem  Hauptgründe,  noch  einen  Neben^rund,  (^aus- 
ser der  ratio  primaria,  noch  eine  ratio  secundaria,])  unter- 
legen. 

53  Hamanit&t,  (^Schonung,  Milde,  Höflichkeit ,3 
gegen  diejenigen ,  welche  der  Amtsgewalt  des  Beamten 
unterworfen  sind.  —  Ein  Beamter  vergifst  der  Achtung, 
die  er  sich  selbst,  vergifst  der  Achtung,  die  er  seinen 
Amtsbefohlenen  als  Menschen  und  Bürgern  schuldig  ist, 
wenn  er  sich  bei  der  Ausübung  seiner  Amtsgewalt  ohne 
Noth,  —  denn  allgemein  gültig  ist  keine  Regel,  welche 
sich  auf  die  Behandlung  Anderer  bezieht,  —  unfreundlich, 
herrisch  oder  barsch  benimmt.  Er  vergifst ,  dafs  man  von 
Anderen,  wenn  man  sich  ihres  Zutrauns  versichert  hat, 
mehr  erlangen  kann,  als  durch  Furcht.  '3  Gleichwohl 
giebt  es  der  Beamten  nur  zu  viele ,  welche  in  ihrem  Be- 
tragen die  in  Frage  stehende  Tugend  vermissen  lassen. 
Sie  verfallen  in  diesen  Fehler,  bald  aus  einem  geheimen 
Mifstrauen  in  ihren  persönlichen  Werth ,  *3  hald ,  wenn 
ihre  Amtsgewalt  nur  gering  ist,  um,  was  dieser  abgeht, 
durch  die  Wichtigkeit  zu  ersetzen  Q ,  die  sie  sich  selbst 
geben,  bald  aus  Mangel  an  gesellschaftlicher  Bildung  über- 
haupt. Die  zuletzt  angeführte  Ursache  möchte  die  Haupt- 
ursache  seyn.    Daher  sioUte  man  in  den  heutigen  Europäi- 


1)  Die  ▼orzuglichaten  Unteraachungtricbter ,  (s.  B.  P fister  in  sei* 
nen  Kriminalfällen ,)  haben  die  Bemerkung  gemacht,  dah  man 
auch  die  Terstocktetten  Verbrecher,  wenn  man  sie  mit  Schonung^ 
behandelt,  zum  Gettändniete  bringen  kann. 

2)  Ganz  ko  sind  nicht  selten  anch  Privatleute  barsch  und  zurück- 
haltend gegen  ihre  Diener,  um  die  Schwache  ihres  Geistes  und 
Charakters  diesen  zu  Terbergen.    Vergebliche  Sfuhe! 

8^  Die  Humanität  der  Beamten  und  die  relative  Gröfse  ihrer  Amts- 
gewalt stehen  oft  in  umgekehrtem  Verhältnisse  zu  einander* 
(Endlich  —  Tcriiert  sich  der  Rhein  im  Saude!) 
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sehen  Staaten  z.  B.  billig  Bedenken  tragen,  durch  Prämien, 
die  man  auf  das  Studiren  setzt,  (^dureh  Stipendien  u.  s.  w. ,) 
diejenigen  zum  Studiren  aufzufordern  oder  zu  veranlassen , 
bei  welchen  man  nach  ihren  Familien*  und  Standesverhält- 
nissen jene  Bildung  nicht  voraussetzen  kann.  Indem  man 
eine  Ungerechtigkeit  des  Schicksals  gut  machen  will,  ver- 
mehrt man  nur  die  nacbtheiligen  Folgen  dieser  Ungerech- 
tigkeit. 

Endlich:  6])  Beobachtung  eines  der  Würde 
des  Amtes  entsprechenden  Anstandes.  —  So  ge- 
wifs  auch  die  Person  des  Beamten  von  dem  Amte ,  das  die- 
ser bekleidet,  zu  unterscheiden  ist,  so  ist  doch  dieser  Un- 
terschied zu  fein  oder  zu  abstrakt ,  als  dafs  man  hoffen 
durfte,  dafs  er  von  der  Mehrzahl  der  Menschen  gefafst 
oder  ihrem  Verhalten  im  öffentlichen  Leben  zur  Richtschnur 
dienen  würde.  Darum  wird  das  Ansehn,  in  welchem  ein 
Beamter  als  solcher  stehen  soll,  darum  werden  also  die 
Erfolge  seiner  Amtsführung  allemal  'zugleich  von  der  Ach- 
tung abhängen ,  welche  er  sich  für  seine  Person  durch  die 
Würde  seines  Betragens ,  also  namentlich  auch  durch  eine 
anständige  Haltung  und  Tracht,  zu  erwerben  gewufst  hat 
Das  anerkannten  schon  unsere  Altvorderen.  So  enthält 
die  älteste  Gerichtsordnung  der  Stadt  Soest  folgende  hier 
einschlagende  Vorschrift :  Es  solle  der  Richter  auf  seinem 
Richterstuhle  sitzen,  als  ein  griesgrimmiger  Löwe  und  den 

rechten  Fufs  über  den  Linken  schlagen.  ^3  ^^^^  ^^  ^^^ 
es  sich  die  katholische  Kirche  angelegen  seyn  lassen ,  ih- 
ren Geistlichen  die  Pflicht,  den  äufseren  Anstand  nicht  zu 
verletzen,  Qoder  die  honestas  vitae  externa ,3  einzuschär- 
fen ,  obwohl  dieselbe  Kirche  den  Unterschied  zwischen  der 
Person  des  Geistlichen  und  seinen  geistlichen  Amtsverrich- 
tungen ganz  besonders  heraushebt.  —  Eine  von  den  hie- 
her  gehörenden  Vorschriften  des  katholischen  Kirchenrechts, 
die,  welche  den  Geistlichen  eine  Amtstracht  vorschreibt, 
sollte  in  allen  Europäischen  Staaten  auch  von  den  Staats- 


♦)  S.  Lodolf ,  Obu.  for.  App,  8    85. 
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beamten  gelten.  Jedoeh  würde  bei  dieser  Nachahmiing 
oder  Attsdehnang  jener  Vorschrift  der  Unterschied  zwi- 
schen einer  Amtstracht  und  einer  Uniform  nicht  zu 
tibersehn  seyn  *)  Eine  Amtstracht  hat  der  Beamte  nur 
wenn  und  während  er  sein  Amt  verwaltet,  anzulegen , 
eine  Uniform,  so  oft  er  öffentlich  erscheint ;  die  Amtstracht 
ist  ein  Symbol  seiner  Amtsgewalt ,  die  Uniform  bezeichnet 
das  Verhältnifs  des  Dieners  zu  seinem  Herrn.  Amtstrach-^ 
ten  sind  daher  nach  der  Verschiedenheit  der  Aemter ,  Uni- 
formen nach  der  Verschiedenheit  der  Rangstufen  der  Be- 
amten oder  Diener  verschieden. 

Unter  der  Aufgabe  des  vorliegenden  Hauptstäcks  ist 
aoch  die  Frage  begriffen:  Haben  die  Gesetze  zu  verstat- 
ten ,  daPs  ein  und  dasselbe  Individuum  mehrere  Aemter  in 
sich  vereinige?  Allgemeingültige  Kegeln  lassen  sich  zur 
Beantwortung  dieser  Frage  nicht  aufstellen,  da  die  Ant- 
wort so  viele  besondere  Verhältnisse  und  Umstände  zu  be- 
rücksichtigen hat ,  welche  hier  so ,  dort  anders  beschaffen 
seyn  können.  Allemal  aber  hat  das  positive  Recht  eines 
Staates  diese  Frage  durch  besondere  und  ausdrückliche 
Bestimmungen  zu  erledigen,  auf  dafs  nicht  der  eine  oder 
der  andere  Beamte  aus  einem  Privatinteresse  mehrere 
Aemter ,  als  er  versehen  kann ,  oder  Aemter ,  welche  ihrer 
Beschaffenheit  nach  nicht  von  demselben  Individuum  ver- 
waltet werden  dürfen,  in  sich  vereinige.  Das  Recht  der 
katholischen  Kirche  hat  auch  diese  Frage  nicht  unentschie- 
den gelassen.  *) 

In  der  konstitutionellen  Monarchie  (^und  in  der  reprä- 
sentativen Demokratie^  stellt  sich  dieselbe  Frage  noch 
uberdiefs  so:  Ist  die  Eigenschaft  eines  Staatsbeamten  mit 
der  eines  Volksabgeordneten  —  schlechthin  oder  doch  was 
gewisse  Aemter  betrifft,  —  unvereinbar?  Die  Frage  so 
gestellt,  d.  i.  auf  ein  Verhältnifs  bezogen,  in  welchem 


1)  In  mehreren  Europäischen  Staaten ,  jedoch  nicht  in  den  Deatachen, 
gind  Amtstrachten  eingeführt. 

2)  Beneficia  compatibilia  •—  inGomiiatibilia. 
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livefiigstens  das  eine  Glied  genugsam  bestimmt  ist,  lüfist 
eine  vergleichungsweise  allgemeine  Beantwortung  zu.  Die 
Antwort  dürfte  nach  den  Grundsätzen  des  Repräsentativ^ 
Systems  und  in  dem  Interesse  des  Staatsdienstes  so  zu  fas- 
sen seyn :  I3  Die  Regel  ist,  dafs  die  Eigenschaft  eines 
Staatsdieners,  das  Amt  mag  seyn,  welches  es  wolle,  nrit 
der  eines  Volksabgeordneten  rechtlich  *)  vereinbar  ist. 
Denn  nicht  nur  ist  überhaupt  das  Wahlrecht  des  Volks  am 
wenigsten  in  Beziehung  auf  die  Bedingungen  der  1/^  ähN 
barkeit  durch  die  Verfassung  zu  beschränken,  *')  sondern 
es  sprechen  für  die  Wählbarkeit  der  Staatsbeamten  so- 
gar besondere  Gründe.  Würden  die  Staatsbeamten  von 
der  Wählbarkeit  zu  Volksabgeordneten  schlechthin  ausge- 
schlossen, so  würde  diese  Versammlung  der  Einsichten 
und  Erfahrungen  eines  Standes  entbehren,  welcher  den 
Geschäften  der  IL  Kammer  vorzugsweise  gewachsen  ist, 
die  Regierung  aber  eines  Hauptmittels ,  ihren  Gang  mit  der 
Meinung  der  Majorität  der  II.  Kammer  in  Einklang  va 
setzen  oder  im  Einklänge  zu  erhalten.  Ueberhaupt  lätat 
sich  die  entgegengesetzte  Ansicht  nur  unter  der  —  schlecht- 
hin irrigen  —  Voraussetzung  vertheidigen ,  dafs  die  II. 
Kammer  eine  ständige  Opposition  gegen  die  Regierung  zu 
bilden  habe.  Denn  ein  Staatsbeamter,  welcher  zugleich 
Mitglied  der  II.  Kammer  ist ,  ist  an  sich  zur  gewissenhaf- 
ten Abwartung  des  Berufes  eines  Volksabgeordneten  so- 
gar aus  einem  doppelten  Grunde  oder  in  einer  doppelten 
Eigenschaft  verpflichtet.  »)  —  Wenn  das  positive  Verfas- 


1)  Ich  setze  hinzu:  Rechtlich.  Denn  es  können  Fälle  Torkommen, 
in  welchen  die  eine  Eigenschaft  mit  der  andern  (t.  c.  propter 
absentiam  reipublicae  causa)  physisch  unyercinbar  ist. 

2)  Vgl,  Bd.  IlL  S.  252. 

3)  Mir  iRt  nur  ein  Verfassangsgesetz  bekannt,  welches  die  Staats- 
diener  von  der  Versammlung  der  Volksabgeordneten  schlecht- 
hin ausschlösse,  ^  das  des  Fnrstenthames  Schwarzbarg -Son- 
dershausen Tom  24sten  September  1841.  (Die  Eigenthämllchkeit 
der  Verfassung^des  Fürstenthnmes  Seh warmharg  -  Senderaliausen 
dürfte  mit  der  strengen  Sonderung  des  Ktmmergute«  Ton  dem 


gungsrecht  eines  Staates  Ausnahmen  von  der  unter  1.  auf- 
g^estellten  Regel  macht,  so  können  diese  Ausnahmen  nur 
nach  den  von  Kollisionsfällen  geltenden  Grundsätzen  und 
mithin  nur  in  so  fern  vertheidiget  werden ,  als  sie  entweder 
auf  dem  Interesse  der  Staatsverfassung  oder  auf  dem  des 
Staatsdienstes  beruhn.  Der  erstere  Grund  tritt  dann  ein , 
wenn  das  Amt  seiner  besonderen  Beschaffenheit  nach 
(^und  nicht  als  ein  Amt  überhaupt^  dem  Beamten  Pflichten 
auferlegt,  welche  mit  denen  eines  Volksabgeordneten  un- 
vereinbar sind ,  der  letztere ,  wenn  ein  Amt  einerseits 
einer  ununterbrochenen  Verwaltung  bedarf  und  anderer- 
seits nicht  durch  einen  Stellvertreter  (^oder  durch  die 
übrigen  Mitglieder  des  Kollegiums])  versehn  werden  kann. 
Allemal  aber  sind  solche  Ausnahmen ,  sie  mögen  nun  auf 
deip  ersten  oder  auf  dem  zweiten  Grunde  beruhen^  nur  in 
den  dringendsten  Fällen  für  zulässig  zu  erachten.  Denn 
in  wie  fern  das  Volk  (jn  der  konstitutionellen  Monarchie^ 
die  Mitglieder  der  II.  Kammer  wählt,  nimmt  es,  zu  Folge 
der  Befugnisse  dieser  Kammer,  unmittelbar  an  der  Aus- 
übung der  Souverainetät  Theil.  Beispiele  solcher  Aus- 
nahmen kann  man  unter  anderen  aus  dem  Verfassungsrechte 
Grofsbritanniens  entlehnen. ^^  3^  Die  Beamten,  welchen 
das  positive  Verfassungsrecht  des  Staates  die  Wählbar- 
keit für  die  zweite  Kammer  nicht  versagt,  bedürfen,  um 
die  auf  sie  gefallene  Wahl  anzunehmen  oder  vermöge  der- 
selben in  die  zweite  Kammer  einzutreten ,  nicht  schon  von 


Staatsgote,  welche  ein  Grundsatz  dieger  Verfassung  ist,  in  Zu- 
sammenhang stehn.) 

*)  S.  Blackstoae's  commentaries  on  the  laws  of  England*  N.  A. 
B.  I.  cbap.  2.  Ausgeschlossen  sind  %.  B.  (kraft  des  ersten  Grun- 
des) die  Beamten,  welche  über  die  Erhebung  und  Verwendung 
der  Staatseinkünfte  gesetzt  sind,  (ans  dem  zweiten  Grunde)  der 
Vorstand  des  Admiralitätsgerichtshofes.  (Die  zuletzt  angeführte 
Aasschliefsung  ist  erst  neuerlich  eingeführt  worden.  Der  Werth 
derselben  ist  —  wohl  nicht  ohne  Grund  —  gar  sehr  bestritten 
worden.  Dasselbe  möchte  auch  Ton  anderen  Aasschliersangen 
gelten,  wenn  man  sie  nach  dem  heutigen  Stande  der  Britischen 
Verfassong  beurtheilt.) 
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Rechts  wegen  eines  ihnen  hierzu  von  der  Begierang^ 
zu  ertheilenden  Urlaubes.  Denn,  da  die  Verweigerung 
dieses  Urlaubes  die  auf  den  Beamten  gefallene  Wahl  un- 
wirksam machen  würde,  so  wäre  das  Recht,  den  in  Frage 
stehenden  Urlaub  zu  ertheilen  (^oder  ihn  zu  verweigern  ,3 
einem  direkten  Einflüsse  auf  die  Volkswahlen  gleichzu- 
achteo  und  mithin  schon  deshalb  mit  den  Grundlagen  der 
konstitutionellen  Monarchie  unvereinbar«  Es  genügt,  wenn 
der  Beamte  die  Regierung  von  der  auf  ihn  gefallenen  Wahl 
zu  d  e  m  Ende  in  Kenntnifs  setzt ,  damit  die  Regierung  die 
wegen  der  einstweiligen  Verwaltung  des  Amtes  etwa  er- 
forderlichen Vorkehrungen  treffen  könne.  43  Das  positive 
Verfassungsrecht  eines  Staates  kann  auch  diese  Regel 
(S.^  aufzuheben  oder  zu  beschränken  berechtiget  seyn.  ^') 
Denn  es  können  sich  in  der  JErfahrung ,  besonders  in  klei- 
nen Staaten,  die  Verhältnisse  so  stellen,  dafs  in  einem  ge- 
gebenen Staate  die  Wahlfreiheit  des  Volks  in  ihrer  An- 
wendung auf  die  Wählbarkeit  der  Staatsdiener  eben  so 
wenig  dem  Volke  als  der  Regierung  frommt.  Aber  so 
nothwendig  auch  ein  solches  Ausnahmsgesetz  seyn  mag , 
so  liegt  doch  in  der  Nothwendigkeit  desselben  zugleich  der 
Beweis,  dafs  in  diesem  Staate  die  Verfassung  der  konsti- 
tutionellen Monarchie  ihr  Leben  nur  kümmerlich  fristen 
kann. 


SIEBENTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  den  Rechten, 

welche 

den  Staatsdienem  für  ihre  Person  zuzusichern  sind. 

h    Von  der  Besoldung  der  Staatsdiener* 

Staatsdienem  gebührt  im  Allgemeinen  eine  Besol- 
dung.   Denn  sie  sind  für  den  Aufwand  an  Zeit  und  Arbeit 


*)  Wie  in  der  That  dieee  Regel  in   mehreren   Dentechen  Staaten 
von  den  Verfaunngsgoeetsen  aufgehoben  worden  iit. 
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zu  entschädigen ,  welchen  ihnen  die  Y erwaltang  des  Am- 
tes, zam  Besten  des  Gemeinwesens,  verarsacht,  auch,  in 
den  heutigen  Europäischen  Staaten,  für  den  Aufwand, 
welchen  ihnen  die  Vorbereitung  zum  Staatsdienste  geko- 
stet hat. ^3  Auch  in  dem  Interesse  des  Staatsdienstes 
ist  den  Staatsdienern  eine  Besoldung  auszusetzen.  Denn 
sonst  könnten  die  Beamten  durch  Nahrungssorgen  von  der 
freudigen  Verwaltung  ihres  Amtes  abgehalten  oder  durch 
Mangel  selbst  zur  Bestechlichkeit  verleitet  werden ;  auf  je- 
den Fall  aber  würden  sie  der  Gefahr  ausgesetzt  seyn,  nicht 
den  Aufwand  machen  zu  können,  welchen  Meinung  und 
Sitte  von  Männern  ihres  Standes ,  zur  Aufrechthaltung  des 
Ansehns  des  Amtes,  fordern.  Ohnehin  ist  es  eine  allge- 
meine Regel:  Wie  der  Lohn,  so  die  Arbeit;  ein  Herr 
mufs  seine  Diener  gut  stellen ,  wenn  er  von  ihnen  gut  be- 
dient seyn  will.  Daher  ist  auch  die  in  Frage  stehende 
Schuldigkeit  des  Staates  den  heiligsten  seiner  Pflichten 
beizuzählen ,  den  Pflichten ,  von  welchen  er  sich  selbst  in 
aufserordentliphen  Zeiten  nicht  freisprechen  sollte.  Und 
aus  demselben  Grunde  ist  diese  Verbindlichkeit  von  der  Be- 
schaifenheit,  dafs  sie  der  Staat  selbst  mit  einer  gewissen 
Liberalität  zu  erfüllen  hat.  Sparsamkeit  ist  in  diesem  Falle, 
nur  was  die  Zahl  und  nicht  was  das  Einkommen  der  Beam- 
ten betrifft,  an  ihrer  Stelle.  Wenig,  aber  gut  besoldete 
Beamte!  ist  eine  Hauptregel  der  Staatsverwaltung. 

Jedoch,  so  wie  fast  alle  Regeln  der  Regierungslehre ^ 
wegen  der  Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen,  in  dem 
einen  Staate  mit  diesen  in  einem  anderen  mit  anderen  Ein- 
schränkungen anzuwenden,  ja  in  einem  dritten  Staate 
überall  nicht  anwendbar  sind ,  so  gilt  dasselbe  auch  von 
der  Regel ,  dafs  mit  einem  Amte  eine  Besoldung  zu  ver- 
binden sey.  —  Zwar  in  der  Monarchie  behält  es  bei 


*)  Alles  zasamnieii  fe^enommen  ist  das  Kapital^  zu  welchem  ein 
Staatsdiener  anzuschlagen  ist,  (und  Molches  die  Besoldung  als 
eine  Leibrente  zu  rerzinsen  hat,)  weit  gröfsor,  als  in  irgend  ei- 
nem anderen  Stande  der  bürgerlichen  Gesellschaft* 


dieser  Re^  schlechthin  sein  Bewenden.  Als  sieh  dahet 
Octavianus  Augostus  für  den  Plan  entschieden  hatte,  den 
Römischen  Freistaat  in  eine  Einherrschaft  za  verwandeln , 
setzte  er  sofort  den  Obrigkeiten  Besoldungen  aas.  '3  ^^ 
England  giebt  es  noch  immer  eine  gute  Anzahl  unbesolde- 
ter Staatsbeamten ;  ^3  ein  Beweis  mehr,  dafs  sieh  die  Ver- 
fassung Grofsbritanniens  der  eines  Freistaates  nähert  — 
In  den  Freistaaten,  sowohl  in  den  Aristokratien  als  in 
den  Demokratien,  pflegen  dagegen  die  Aemter,  wenig- 
stens die  höheren  und  höchsten,  entweder  überall  nicht 
mit  einem  Amtseinkommen  oder  doch  nur  mit  einem  sehr 
geringen  verbunden  zu  seyn.  ^)  Denn  da  sträubt  sich  die 
Eifersucht ,  mit  welcher  die  herrschende  Körperschaft  auf 
den  Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit  hält,  schon  ge- 
gen d  i  e  Ungleichheit ,  welche  die  unmittelbare  Folge  von 
der  Einzelnen  übertragenen  Amtsgewalt  ist ,  geschweige 
denn,  dafs  sie   noch    itberdiefs  die  Ungleichheit  dulden 


l)Dio  Cassius.  L.  Ill,  15.  —  Es  wurde  interessant  seyn,  den 
ersten  Kaiser  der  Römer  und  den  ersten  (nnd  letzten)  Kaiser  der 
Franzosen  mit  einander  in  Bezicbung  auf  die  Mittel  zu  verglei* 
eben,  welche  sie  zur  Umgestaltung  des  Freistaates  in  eine  Mo* 
narchie  anwendeten.  Auch  in  so  fern  tritt  eine  xiehnlicbbeit 
zwischen  diesen  beiden  Fürsten  ein,  als  sich  beide  bei  der  Aus- 
fährang dieses  Planes  an  die  Vergangenheit  anlehnten,  -^  Aa- 
gast  an  die  Einrichtangen  SuUa's,  (s.  m.  Schrift:  Salla,  ali 
Ordner  der  Römischen  Staatsverfassung  dargestellt.  Heidelberg 
1834.)  Napoldon  an  die  Ueberlieferangcn  des  französischen 
Königtbnmcs. 

2)  „Noch  immer.'^  —  Denn  in  den  neuesten  Zeiten ,  unter  dem  Mi- 
nisterium Melbourne,  sind  für  mehrere  Zweige  der  Staatsver^ 
waltung  zuerst,  (nicht  ohne  Widerspruch  der  konservatiTcn  Par- 
thei,)  bezahlte  Obrigkeiten  angestellt  worden.  Unter  anderen^ 
wohl  ans  dem  Grüilde,  weil  der  Zuwachs  an  Macht,  welchen 
der  demokratische  Bestandtheil  der  Verfassung  durch  die  Reform 
des  Unterhauses  erhalten  hat,  eines  dem  Interesse  der  Monarchie 
entsprechenden  neuen  Gegengewichts  zu  bedürfen  schien. 

3)  Freilich  zuweilen  mehr  dem  Namen,  als  der  Sache  nach.  Die 
obersten  Beamten  des  Römischen  Freistaates  wufsten  sich  wegen 
des  Aufwandes,  welchen  ihnen  die  Verwaltung  ihrer  Aemter  ver- 
ursacht hatte,  inden  ProTinzen,  (oder,  in  früheren  Zeiten,  durch 
die  Nutzniefsung  der  Staatsguter,)  schadlos  zu  halten. 


sollte,  welche,  wenn  die  Aemter  mit  einer  bedentenden 
Besoldung  verbunden  wären ,  zwischen  Beamten  und  Pri- 
.vatpersonen  unausbleiblich  entstehn  wurde.  Da  hat  die 
Verfassung  von  der  Selbstständigkeit  der  Beamten  um  so 
weniger  zu  fürchten,  je  kürzer  die  Zeitfrist  ist,  aufweiche 
die  Beamten  gewählt  werden.  Da  ist  überhaupt  keine  Ein- 
richtung zu  billigen ,  welche  dem  Gemeingeiste  der  Staats- 
bürger Abbruch  thun  könnte.  —  Die  folgende  Erörterung 
des  vorliegenden  Gegenstandes  wird  sich  also  allein  oder 
vorzugsweise  auf  die  monarchischen  Staaten,  —  und  zwar, 
um  die  Frage  zu  specialisiren  und  sie  in  eine  nähere  Ver- 
bindung mit  der  Praxis  zu  setzen,  auf  die  monarchischen 
Staaten  des  heutigen  Europa's ,  —  beziehn. 

Das  mit  einem  Amte  verbundene  Einkommen  kann  ent- 
weder in  einer  ständigen  Besoldung  oder  in  den  Ge- 
bühren ([Sportein 3  bestehen,  welche  der  Beamte  für 
seine  Amtsverrichtungen  von  den  Partheien  zu  erheben 
hat.  —  Die  erstere  Art  des  Amtseinkommens  hat  beson- 
ders das  für  sich,  dafs  sie  den  Beamten  nicht  der  Ver- 
suchung aussetzt,  zur  Vermehrung  seines  Amtseiokom- 
mens  den  Partheien  ohne  Noth  Kosten  zu  verursachen  oder 
auch  ihnen  Gebühren  anzusetzen,  welche  das  gesetzliche 
oder  billige  Mafs  übersteigen.  Dagegen  hat  die  andere 
Art  des  Amtseinkommens  den  Vorzug,  dafs  sie  die  Beam- 
ten zur  Thätigkeit  in  iliren  Amts  Verrichtungen  anspornt. 
Der  Grund  für  die  erstere  und  der  für  die  andere  Art  des 
Amtseinkommens  halten  einander  in  dem  Grade  die  Wage, 
dafs  es  das  Gerathenste  seyn  möchte ,  den  Mittelweg  ein- 
zuschlagen ,  d.  i.  den  Beamten  zwar  eine  ständige  Besol- 
dung auszusetzen,  ihnen  aber  zugleich  einen  sovielsten 
Theil  der  Sportein  zu  belassen.  ^)  —  Als  (ständige}  Be- 


*)  So  aacb  Rehberg.  (Von  der  StaatsTerwaUung  Deaticher  Lan- 
der.) —  Aid  wenigsten  sollten  wohl  die  Amtsverricbtnngen  eines 
Untersucbungarichters  ohne  eine  besondere  Vergütung  bleiben. 
Sonst  wird  dieser  Richter  leicht  die  Mühe  und  Arbeit  scheuen, 
welche  bei  so  Tielen  Verbrechen  zur  Entdeckung  der  Thäter  er- 
forderlich ist. 


soldung  kann  der  Beamte  entweder  gewisse  Grundstöcke 
zu  benatzen  oder  alljährlich  gewisse  Naturalien  oder  eine 
Summe  Geldes  zu  beziehen  haben.    Die  heutige  Staats-^ 
wirthschaft  giebt  den  Geldbesoldungen  den  Vorzug,  und, 
in  dem  Interesse  der  Staatshaushaltung ,  mit  vollem  Rechte. 
Da  jedoch  der  Werth  des  Geldes  weit  veränderlicher  und 
schwankender  ist,  als  der  Werth  der  Frucht,  (vorausge- 
setzt ,  dafs  man  zur  Yergleichung  des  einen  mit  dem  an- 
dern einen  längeren  Zeitraum  wählt  ,3  so  sollte  man  nicht 
vergessen,  alle  Besoldungen,  die  in  Geld  ausgesetzt  sind, 
von  Zeit  zu  Zeit  mit  dem  jeweiligen  Werthe  des  Geldes 
zu  vergleichen  und  sie^  je  nachdem  sich  der  Werth  des 
Geldes  zum  Vortheile  oder  zum  Nachtheile  der  Beamten 
verändert  hätte,  herabzusetzen  oder  zu  erhöhn.  ^3    Wenn 
also  z.  B.  auf  Besoldungen  eine  Steuer  gelegt,  d.  i.  wenn 
von  Besoldungen  ein  Abzug  unter  dem  Namen  einer  Steuer 
gemacht  wird,  (wie  in  den   neuesten  Zeiten  in  einigen 
Deutschen  Staaten  geschehn  ist  ,3  so  ist  eine  solche  Steuer 
oder  ein  solcher  Abzug  —  immer  vorausgesetzt,  dafs  die 
Besoldungen  G e  1  d besoldungen  sind,  —  unter  der  Be- 
dingung dem  Rechte  vollkommen  gemäfs ,  dafs  der  Werth 
des  Geldes  seit  der  Zeit,  da  der  Betrag  der  Besoldungen 
bestimmt  worden  ist,  verhältnifsmäfsig  gestiegen  ist.  Wenn 
dagegen  diese  Steuer  oder  dieser  Abzug  nicht  mit  dem  an- 
geführten, sondern  nur  mit   dem  Grunde  gerechtfertiget 
werden  kann,  dafs  überhaupt  ein  jedes  Einkommen,  ein 
jeder  Erwerb  zu  versteuern  sey ,  so  liegt  in  leiner  Besol- 
dungssteuer offenbar  eine  Verletzung  der  Grundsätze,  nach 
welchen  der  Staat  seine  Diener  behandeln  soll,  so  nimmt 


*)  In  dem  hentig:en  Earopa  ist  der  Werth  des  Geldes  in  den  letzt- 
▼erfloBsenon  50  Jahren  fast  stetig  gesunken.  Alle  Geldbcsol- 
dungen,  die  sich  nicht  aus  der  neucHten  Zeit  herschreiben, 
sind  daher  jetzt  geringer,  als  sie  ursprünglich  waren.  ( Anch 
eine  der  demokratischen  Tendenzen  unseres  Zeitalters!)  —  Die 
katholische  Kirche  verstand  ihr  Interesse  «ehr  gut,  als  sie  ihre 
Aemter  mit  Grundstucken  und  mit  den  Zehnten  auszuAtatten 
suchte. 
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deir  StAat,  indem  er  die  Besoldungen  besteuert,  mit  der 
einen  Hand  das,  was  er  mit  der  andern  gegeben  hat,  und 
«0  huldiget  der  Staatshaushalter  oder  Finanzminisier,  — 
in  den  heutigen  Europäischen  Staaten  überhaupt  der  gröfste 
Oleichheitsmann ,  f  the  greatest  leveller  ,3  —  welcher  eine 
solche  Steuer  in  Vorschlag  bringt,  einer  Maxime,  welche 
nur  dem  Geiste  der  Demokratie  entspricht. 

So  liberal  auch  der  Staat  bei  der  Bestimmung  des  Be- 
trags oder  der  Quantitift  der  Besoldungen  seyn  soll,  so 
versteht  es  sich  doch  von  selbst,  dafs  die  Besoldungen 
mit  der  verschiedenen  Beschaffenheit  der  Aemter,  z.  B« 
mit  dem  Marse  und  mit  der  Wichtigkeit  der  von  einem  je- 
den Beamten  zu  verrichtenden  Arbeit  in  Verbältnifs  za 
setzen ,  d.  i.  nach  Marsgabe  dieses  Verhältnisses  abzustu- 
fen sind.  Jedoch  hat  der  Staat  bei  der  Bestimmung  des 
Betrags  der  Besoldungen  zugleich  die  Elinträglichkeit  des 
Staatsdienstes  im  Ganzen  und  das  Verhältnirs  in  Erwä- 
gung zu  ziehn ,  in  welchem  der  Staatsdienst  als  ein  Gan- 
zes und  als  eine  Erwerbsquelle  betrachtet ,  zu  anderen  Be- 
mfsarten  und  Erwerbsquellen  steht ,  auf  dafs  sich  nicht  die 
besseren  Köpfe  von  dem  Staatsdienste  ab-  und  anderen 
einträglicheren  Beschäftigungen  zuwenden.  Zwar  wird  es 
dem  Staate ,  so  gering  auch  die  mit  seinem  Dienste  ver- 
bundenen Geldvortheile  seyn  mögen ,  nicht  leicht  an  Leu- 
ten fehlen ,  die  sich  um  seine  Dienste  bewerben.  Denn  die 
Macht,  welche  ein  Amt  gewährt,  ist  gleichsam  eine  Zu- 
lage zur  Besoldung.  Ja  es  steht  auch  deshalb  der  Staats- 
dienst, in  Beziehung  auf  die  Aussicht,  Geld  in  demselben 
zurückzulegen  oder  sich  in  demselben  auch  nur  wegen  der 
gehabten  Auslagen  zu  entschädigen,  anderen  Erwerbs- 
zweigen fast  überall  nach.  Aber  nicht  darauf  kommt  es  an, 
dafs,  sondern  darauf,  wie  die  öffentlichen  Stellen  besetzt 
werden.  Auch  hat  Alles  sein  Ziel  und  Mafs.  Die  geist- 
liche Gewalt  verdankt  das  Uebergewicht ,  welches  sie  über 
die  weltliche  während  des  Mittelalters  behauptete,  unter 
anderen  au(ih  der  Aussicht  auf  ein  anständiges  Amtsein- 
kommen ,  welche  sie  denjenigen  eröffnete ,    die  sich  ihrem 


Dienste  widmeten.  So  gelang  es  der  Hierarchie ,  die  be- 
sten Köpfe  in  sich  zu  vereinigen ,  so  grofs  auch  die  Ent* 
behrungen  waren ,  weiche  die  Kirche  den  Geistlichen  durch 
das  Cölibatsgesetz  auferlegte,  f  Da  die  katholische  Kirche 
in  den  neueren  und  neuesten  Zeiten  so  viel  von  ihrem  vor- 
maligen Reichthume  verloren  hat  und  gleichwohl  das  Cö- 
libatsgesetz aufrecht  zu  erhalten  entschlossen  ist,  so  ver- 
dient die  Frage  die  ernstlichste  Erwägung ,  ob  nicht  diese 
Kirche  der  Gefahr  ausgesetzt  sey,  aus  dem  Grunde  in 
Verfall  zu  gerathen,  weil  sie  nicht  mehr  hoffen  darf,  die 
besseren  und  besten  Köpfe  für  den  geistlichen  Stand  zu  ge- 
winnen. Zeugnifs  von  dieser  Gefahr  scheint  der  heutige 
Zustand  der  Gallikanischen  Kirche  zu  geben.} 

Dem  strengen  Rechte  nach  kann  der  Beamte  auf  das 
mit  seinem  Amte  verbundene  Einkommen  nur  so  lange  An- 
spruch machen,  als  er  das  Amt  verwaltet.  Jedoch  sind 
die  Gesetze  zu  loben,  welche  dem  Beamten  einen  Ruhe- 
gehalt für  die  Tage  des  Alters  oder  auf  den  Fall,  dars  er 
durch  Gebrechlichkeit  an  der  ferneren  Verwaltung  des  Am- 
tes verhindert  würde,  zu  sichern;  eben  so  die  Gesetze, 
welche  für  die  Wittwen  und  Waisen  der  Beamten  Vor- 
sorge treffen.  Die  einen  und  die  anderen  befreien  den  Be- 
amten von  Sorgen ,  welche  seinen  Geist  leicht  der  zu  Gei- 
stesarbeiten erforderlichen  Freiheit  und  Spannkraft  beraii« 
ben  könnten ;  die  letzteren  setzen  den  Beamten  noch  über- 
diefs  in  den  Stand ,  dem  Vt^unsche  des  Staates ,  dafs  seine 
Beamten  verheirathelfseyn  sollen,  mit  Verstand  entgegen- 
zukommen. 

II.  Von  der  Amtsehre  oder  von  der  äufseren 
Achtung,  welche  den  Beamten,  als  solchen, 
gebührt. 

Bei  allen  gebildeten  und  selbst  bei  vielen  noch  unge- 
bildeten Völkern  geniefsen  die  Beamten  einer  besonde- 
ren Ehre.  Sie  geniefsen  dieses  Vorrechts,  weil  die  in- 
nere Achtung,  welche  dem  Rechtsgesetze  gebührt,  auf 
sie ,  die  Organe  und  die  Werkzeuge  dieses  Gesetzes ,  als 
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änfsere  Achtung  zu  übertragen  ist ,  aaf  daPs  sie  ihrem  Be- 
rafe  desto  vollständiger  und  leichter  Genüge  leisten  kön- 
nen. Jedoch  erstreckt  sich  dieser  Grund  des  Vorrechts 
nur  soweit,  Aufs  die  Staatsdiener,  wenn  und  in  wie  fem 
sie  in  einem  gegebenen  Verhältnisse  oder  Falle  als  Staats- 
diener zu  betrachten  sind,  nicht  aber  auch  so  weit,  dafs 
sie  schlechthin  oder  für  ihre  Person  auf  jenes  Vorrecht 
Anspruch  machen  können.  Zwar  giebt  es  Gesetzgebun- 
gen, welchen  der  Unterschied  zwischen  der  dem  Amte  und 
der  dem  Beamten  gebührenden  Ehre  unbekannt  ist.  Aber 
diese  Ausnahmen  von  der  Regel  beruhen  auf  besonderen 
Gründen ;  bald  auf  dem  Interesse  der  Staatsverfassung ,  ^3 
bald  auch  auf  dem  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes.  >3 

Das  in  Frage  stehende  Vorrecht  hat  t)  die  Folge, 
dafs  der  Beamte  in  seinen  Amtsverhältnissen  '3  theils  von 
dem  seinem  Amte  entsprechenden  Titel  oder  Ehrennamen 
Gebrauch  machen,  theils  von  Anderen,  dafs  sie  ihm  diesen 
Titel  ertheilen,  verlangen  kann.  In  den  heutigen  Deutschen 
Staaten  geschieht  es  zuweilen,  dafs  einem  Beamten  ein 
Amtstitel  verliehen  wird^  welcher  sich  auf  ein  höheres  Amt, 
als  das  des  Beamten  ist,  bezieht,  oder  dafs  Amtstitel  de- 
nen verliehen  werden ,  welche  überall  nicht  ein  Staatsamt 
bekleiden.  ^3  ^^^  ^^^^  wohl  die  Frage  aufwerfen ,  ob  die 
eine  und  die  andere  Sitte  mit  dem  Interesse  des  Staats- 
dienstes in  Uebereinstimmung  stehe.  Sollte  aber  diese 
Frage  auch  zu  verneinen  seyn,  so  möchte  sich  doch  die 
Verleihung  eines  Amtstitels  ohne  Amt  in  so  fern  rechtfer- 


1)  Z.  B.  in  der  despotischen  £inheri Schaft  wurde  diese  Unterscheid 
dang  nicht  an  ihrer  Stelle  seyn.  Da  repräsentirt  ein  jeder  Be- 
amte den  Souverain  selbst. 

2)  Man  kann  leicht  in  den  Irrthum  verfallen,  (necdesnntezempla!) 
dafs  die  Durchführung  dieses  Unterschiedes  dem  Ansehn  der  Re- 
gierang Oberhaupt  Eintrag  than  könnte. 

3)  „In  seinen  AmtsTerhältnissen*'  —  der  Zusatz  bezieht  sich  auf 
den  mehrerwähnten  Unterschied. 

4)  Die  Professoren  auf  den  Deutschen  UniTcrsi täten  haben  den  gro- 
Tsen  Fehler  begangen ,  nach  solchen  Titeln  zu  trachten.    Als  Pro- 
fessoren sind  sie  vielleicht  etwas,  als  etc.  Räthe  sind  sie  nichts. 


tigen  lassen ,  als  sich  der  Titel  auf  das  Amt  bezieht ,  wel- 
ches ein  aus  dem  Staatsdienste  getretener  Beamter  bisher 
bekleidet  hat. 

83  Diesem  Ehrenvorrechte  ist  ein  anderes  verwandt; 
—  den  Beamten  gebührt  in  allen  den  Fallen,  in  welchen 
sie  als  Beamte  erscheinen ,  der  Vorrang  vor  allen  Privat-^ 
personen.  lieber  den  Rang,  welcher  den  Beamten  in  Ver- 
hältnifs  zu  einander  gebührt,  läfst  sich  im  Allgemei- 
nen nur  so  viel  sagen,  dars  die  grörsere  oder  geringere 
politische  Wichtigkeit  der  Aemter  über  den  Vorrang  eines 
Beamten  vor  dem  andern  entscheide.  ^3 

33  Auf  die  den  Beamten,  als  solchen,  gebührende 
äufsere  Achtung  bezieht  sich  ferner  das  in  mehreren  üiMr* 
ten  bestehende  Herkommen,  dafs  ein  Beamter,  so  oft  er  in 
dieser  Eigenschaft  auftritt  oder  erkennbar  seyn  soll ,  ge- 
wisse äufsere  Zeichen  oder  Insignien  seiner  Amtsgewalt 
anlegt  oder  in  seiner  nächsten  Umgebung  hat.  *3  ^ 
Deutschland  ist  dieses  Herkommen  nicht  so  allgemein,  als 
dasselbe  zu  seyn  vielleicht  verdiente.  Und  doch  hegten 
die  Deutschen  für  Symbole  dieser  Art  von  jeher  eine  be- 
sondere Verehrung.  Sie  legten  z.  B.  bei  einer  zwiespal- 
tigen Kaiserwahl  auf  den  Besitz  der  Reichskleinodien  eine 
besondere  Wichtigkeit« 

43  Die  Vermuthung  der  Rechtlichkeit,  welche  im 
Staate  ein  Jeder  für  sich  hat,  streitet,  als  eine  Huldigung, 
welche  der  Amtsehre  gebührt ,  ganz  besonders  für  die  Be- 
amten und  für  ihre  amtlichen  Handlungen.  Nur  auf  be- 
sonders dringende  Anzeigen  kann  ein  Beamter  wegen  ei- 
nes Amtsvergehns  in  Anklagezustand    versetzt,  nur  auf 


i)  Die  in  Rufsland  (nach  einem  Gesetze  Peters  I)  bestehende  Rang- 
ordnung charakterisirt  ganz  besonders  den  kriegerischen  Geist 
der  Verfassung  dieses  Reichs.  Am  schnellsten  kann  man  im 
Kriegsdiensten  emporstei<re. 

2)  Die  Fasces,  welche  den  Römischen  Konsuln  Torgetragen  wur- 
den. —  Die  Schärpe  der  Municipalbeamten  in  Frankreich.  —  Der 
akademische  Scepter.  —  Der  Gerichtsstab. 
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die  stüricMen  Beweise  kann  er  weisen  eines  solchen  Yer-- 
gekns  9iu  einer  Strafe  verurtheilt  werden«  Dasselbe  gilt 
von  den  Beweisen,  durch  welche  die  Glaubwürdigkeit  ei- 
B^  Öffentlichen  Urkunde  entkr&ftet  werden  soll. 

ft3  ^'a  jeder  Beamte ,  auch  der  auf  der  Stufenleiter  des 
Staatsdienstes  am  niedrigsten  stehende ,  *3  ^^^  ^^^  ^^^  ^^^ 
vorgesetzten  Beamten  und  Stellen  —  und  von  dem  Staats-« 
oberbanpte  selbst  —  mit  Achtung  zu  behandeln»  ([Eine 
Folgerung  aus  dem  Rechte  auf  Amtsehre,  welche,  wegen 
der  Mannigfaltigkeit  der  Beziehungen ,  in  denen  sie  steht , 
von  besonderer  praktischer  Wichtigkeit  ist !  3  Denn  alle 
Beamten  sind  Amtsgenossen,  Kollegen.  Sie  sind  nur  in 
Beziehung  auf  die  Gegenstände  und  nicht  in  Beziehang 
auf  den  Gesammtzweck  ihres  Bernfes  von  einander  ver- 
schieden. In  dem  Ansehn  eines  Beamten  wird  auch  das 
^r  tibrigen,  in  dem  Ansehn  der  Beamten  wird  das  An-* 
sehn  der  Regierung  überhaupt  geschwächt.  Und  wie  kann 
ein  Beamter  auf  den  Gehorsam  seiner  Amtsbefoblenen  rech« 
nen,  wenn  er  von  Männern  seines  Standes  und  Berufes 
hart  oder  selbst  verächtlich  behandelt  wird.  Ein  Verweis 
sehmerzt  ohnehin;  soll  er  durch  die  Art,  wie  er  in  Worte 
eingekleidet  wird ,  noch  mehr  verletzen  ?  Darf  man  nicht 
von  Staatsbeamten  erwarten ,  dafs  sie  sich  der  Sprache  der 
guten  Gesellschaft  in  einem  jeden  Verhältnisse  befleifsigen 
werden?  Endlich ,  wie  der  Beamte  von  seinen  Vorgesetz- 
ten behandelt  wird ,  so  wird  er  auch  seine  Amtsbefohlenen 
behandeln.  *3 


1)  Ja^  das  Ansehn  der  unmittelbar  über  das  Volk  gesetzten 
Beamten  ist  sogar  Torzugsweise  anfreoht  zu  erhalten.  Der 
Feldherr  steht  allein  und  gslahmt  in  seiner  Macht  da,  wenn  die 
«nteren  und  untersten  Befehlshaber  ohne  Ansehn  sind.  Riche- 
lieu tcstam.  polit.  Chap.  8. 

2)  Die  Deutscht)  Geschäftsspraclie  erinnert  zuweilen  noch  an  dio 
Tage  anderer  Jahre.  Beachtung  verdient  die  Französische  und 
die  Englische.  —  Der  Kaiser  von  China  spricht,  zürnend^  in  sehr 
harten  Worten  zu  den  Mandarinen.  Er  schilt  sie  gleich  als  un- 
gehorsame^ als  schlecht  erzogene  Kinder. 
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Endlich  :^63  Nicht  minder  haben  die  Gesetze  die  Aints- 
ehre  der  Beamten  in  Yerhältnirs  zu  dem  Volke,  d.  i.  in 
Verhältnifs  zu  den  Unterthanen ,  als  Einzelnen ,  in  Schutz 
zu  nehmen.  Jedoch  ist  besonders  bei  der  Anwendung 
dieses  Satzes  der  Unterschied  zwischen  der  dem  Amte 
und  der  dem  Beamten  für  seine  Person  gebührenden  Ehre 
nicht  aufser  Acht  zu  lassen.  Zwar  ist  eine  jede  wörtliche 
öder  thStliche Beleidigung ,  welche  einem  Beamten ,  wäh- 
rend er  sein  Amt  verwaltet,  widerfährt,  als  eine 
Verletzung  seiner  Amtsehre  oder  Amtsgewalt  zu  betrachten 
und  deshalb  mit  besonderer  Strenge  zu  ahnden.  Aber,  ab- 
gesehn  von  diesem  Falle ,  sind  diejenigen ,  welche  sich  an 
Beamten  durch  Worte  oder  Werke  vergehn ,  nur  so  zu  be- 
strafen ,  als  wenn  sie  sich  an  einer  Privatperson  vergan- 
gen hätten ;  ^3  ®s  wäre  denn ,  dafs  das  Vergehn  seiner  Be- 
schaffenheit nach  die  xAmtsehre  getroffen ,  *)  oder  nach  der 
Absicht  des  Thäters  dem  Beamten,  als  solchem,  gegolten 
hätte.  •)  Wenn  ein  Gesetz  der  katholischen  Kirche  *) 
Gewaltthätigkeiten ,  welche  an  einem  Geistlichen  verübt 
worden  sind,  besonders  streng  (]mit  der  Exkommunika- 
tion3  bestraft,  so  enthält  dieses  Gesetz  nicht  eine  Aus- 
nahme von  der  obigen  Regel.  Denn  das  Gesetz  bezieht 
sich  nicht  auf  die  Amts-,  sondern  auf  die  Standesehre 
der  Geistlichen. 


1)  Das  Römiscbe  Recht  ist  daher  im  Irrthume,  wenn  es  (§   !).  J. 

de  injariis)  unbedingt  sagt:    „Atrox  injuria  aestimatnr, 

Tel  ex  persona^  velnti^  si  magistratus  injuriam  passiis  fuerit/^ 

2)  Z.  B.  wenn  dein  Beamten  Torgeworfen  wird,   dafs  er  sich  habe 
bestechen  lassen. 

3)  Z.  B.  wenn  ein  Richter  wegen   einer  zuerkannten  Strafe  geniirs* 
handelt  wird. 

4)  c.  29.  C.  XVII.  q.  4. 
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ACHTBS  HAUPTSTÜCK. 

Von  den  Gewährleistungen 

für 
die  Amtstreue  und  den  Amtseif e^'  der  Staatsdiener. 

Die  beste  Gewährleistang  für  die  Treue  and  den  Eifer 
der  Beamten  in  der  ErfüUang  ihres  Berafs  —  zugleich  die 
Gewährleistang,  welche  anter  einer  jeden  Voraassetzung* 
unentbehrlich  ist,  —  liegt  in  derMoralität  der  Beam- 
ten überhaupt.  Und  diese  Gewährleistung  setzt  wieder 
eine  andere  voraus,  die  Moralität  des  Volkes,  dieses 
als  ein  Ganzes  betrachtet.  Denn  aus  dem  Volke  hervor- 
gegangen, können  die  Beamten,  obwohl  eine  Auswahl, 
dennoch  nicht  frei  seyn  von  den  Schwächen  und  Gebre- 
chen des  Nationalcharakters.  (^Darum  kann  man  auch  um- 
gekehrt aus  der  Moralität  —  und  noch  mehr  aus  der  Immo- 
ralität  —  der  Beamten  eines  Volkes  einen  ziemlich  siche- 
ren Schlufs  auf  den  moralischen  Werth  des  Volkes  ziehn.3 

Jedoch,  sey  es  auch,  dafs  der  und  der  in  der  Erfahrung 
gegebene  Staat  auf  die  Moralität  seiner  Beamten  rechnen 
kann,  allemal  kann  diese  Gewährleistung  für  die  Dienst- 
geflissenheit  der  Beamten  durch  die  Gesetze  des  Staates 
und  durch  die  Mafsregeln  seiner  Regierung  entweder  ver- 
stärkt oder  geschwächt  werden.  Und  eben  so  und  auf  die- 
selbe Weise  können  umgekehrt  die  Nachtheile  entweder 
vermindert  oder  gesteigert  werden ,  mit  welchen  die  Immo- 
ralität  der  Beamten  den  Staat  bedroht. 

In  dem  einen  und  in  dem  andern  Falle  kann  der  Staat 
das  Interesse ,  das  für  ihn  die  Moralität  seiner  Beamten  hat, 
wahrnehmen,  indem  er  13  alles  das  vermindert  oder  be- 
seitiget, was  die  Beamten  zu  einer  pflichtwidrigen  Ver- 
waltung ihres  Amtes  verleiten  könnte ,  indem  er  2)  Ein- 
richtungen trifft ,  welche  die  Beamten  zu  einer  gewissen- 
haften oder  wenigstens  legalen  Amtsführung  veranlassen 
und  auffordern  können,  indem  er   3^  die  Beamten  einer 
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zweckmäfsigen  Aufsicht  und  Kontrole  unterwirft,  indem 
er  4)  im  äufsersten  Falle  gegen  die  Verbrechen  und  Ver- 
gehen Strafen  verhängt.  Unter  diesen  Mitteln  sind  die 
beiden  ersten ,  (^welche  man  auch  auf  ein  einziges  Mittel 
zurückführen  kann,3  die  vornehmsten.  Denn  diese  Mit- 
tel nehmen  die  Neigungen  der  Beamten  in  Anspruch ,  die 
anderen  beiden  wirken  durch  Furcht. 

Die  besonderen  Folgerungen ,  die  sich  aus  diesen  vier 
allgemeinen  Maximen  ableiten  lassen,  sind  wieder  nach 
der  Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen,  auf  welche 
diese  Maximen  angewendet  werden ,  verschieden.  Bei  der 
folgenden  Erörterung  dieser  Maximen  wird  vorzugsweise 
die  Verfassung  der  Monarchie  zum  Grunde  gelegt  werden ; 
unter  anderem  deswegen ,  weil  diese  Verfassung  in  Be- 
ziehung auf  die  Ordnung  des  Staatsdienstes  unbestreitbare 
Vorzüge  vor  den  republikanischen  Staatsverfassungen  hat. 

Diese  Folgerungen  sind  auch  in  so  fern  von  einander 
verschieden,  als  einige  derselben  von  allen  Staatsdienern 
überhaupt ,  andere  nur  von  der  einen  oder  von  der  andern 
Art  der  Staatsdiener  gelten.  So  sind  z.  B.  die  Beamten, 
welche  die  öffentlichen  Gelder  zu  verrechnen  haben,  einer 
besondern  Kontrole  zu  unterwerfen.  (]Sie  haben  über  Ein- 
nahme und  Ausgabe  Buch  zu  halten,  von  Zeit  zu  Zeit 
Rechnung  abzulegen ,  die  gegen  die  Rechnung  zu  stellen- 
den und  gestellten  Erinnerungen  zu  beantworten  u.  s.  w.3 
Hier  wird  jedoch,  zur  Abkürtzung  des  Vortrages  nur 
von  den  Folgerungen  der  ersteren  Art  die  Rede  seyn. 

L  Der  Staat  hat  alles  das  zu  vermeiden  oder 
zu  beseitigen,  was  die  Beamten  zu  einer 
pflichtwidrigen  Verwaltung  ihres  Amtes 
verleiten  könnte. 

Zu  Folge  dieser  Maxime  hat  der  Staat  13  alles  das  zu 
vermeiden  oder  zu  beseitigen ,  was  das  Privatinteresse  des 
Staatsdieners  mit  dem  Interesse  des  Staatsdienstes  in  einen 
Widerspruch  versetzen  könnte.  Es  schlägt  daher  das, 
was  in  dem  vorigen  Hanptstucke  von  der  Besoldung  der 


Staatsdiener  gesagt  worden  ist,  auch  in  die  vorliegende 
Lehre  ein.  Ueberdiefs  aber  sind  zuweilen  gewisse  Amts- 
verrichtongen  oder  Verhältnisse  des  einen  oder  des  andern 
Beamten  von  der  Beschaffenheit,  dafs  sie  die  Uneigen- 
nützigkeit  oder  die  Unpartheiligkeit  dieses  Beamten  einer 
besonderen  Versuchung  aussetzen.  Alsdann  haben  die  Ge*- 
setze  den  Beamten  vor  dieser  Versuchung  durch  eine  be- 
sondere Vorschrift  zu  bewahren.  Daher  verbiethen  meh- 
rere Gesetzgebungen,  z.  B.  die  Gesetzgebung  des  Fran- 
zösischen Reichs ,  ^3  ^^^  ^^^  einem  Gerichte  angestellten 
Beamten ,  Rechtshändel  kaufsweise  -an  sich  zu  bringen , 
welche  zur  Kompetenz  des  Gerichts,  bei  welchem  diese 
Beamten  angestellt  sind,  gehören.  Aus  einem  ähnlichen 
Grunde  untersagte  das  Römische  Recht  den  Beamten  ^ 
welche  in  einer  Provinz  des  Römischen  Reichs  angestellt 
waren,  ein  Frauenzimmer  zu  ehelichen,  das  aus  dieser 
Provinz  gebärtig  oder  in  derselben  wohnhaft  war.  *) 

Zu  Folge  derselben  Maxime  darf  der  Staat  seine  Die- 
ner 2)  nicht  mit  Arbeiten  überhäufen  und  gleichsam  er- 
drücken. Sonst  entsteht  in  den  Beamten  Muthlosigkeit , 
aus  dieser  Lässigkeit.  Am  wenigsten  versteht  der  Staat 
seinen  Vortheil,  wenn  er  seinen  Beamten  eine  Masse  von 
blos  mechanischen  Arbeiten  aufbürdet.  Denn  diese 
Arbeiten  töden  den  Geist.  Sie  verkümmern  die  Lust  am 
Amte. 

33  In  einer  jeden  Gewalt  liegt  die  Versuchung,  sie 
über  ihre  gesetzlichen  Grenzen  auszudehnen ;  und  je  grö- 
fser  die  Gewalt  ist,  desto  mehr.  Darum  kann  es  rathsam 
seyn,  die  Erledigung  gewisser  Staatsangelegenheiten  von 
dem  Zusammenwirken  mehrerer  Staatsbehörden  abhängig 
zu  machen ,  auf  dafs  diese  Behörden ,  da  eine  jede  dersel- 
ben die  Rechte  ihrer  Amtsgewalt  mit  Eifersucht  bewachen 


1)  S  den  C.  civ.  Art.  1597.  Eine  ihrem  Gründe  naeh  ähnliche  Vor- 
schrift enthält  der  Art.  1596  desselben  Gesetzbuches. 

2)  1.  38.  57.  ()$.  D.  de  ritn  naptiaram.  1.  nn.  C.  si  rector  prov. 
.Doch  möchten  sich  gegen  diese  Antremlatig  der  Maatime  Ein- 
wendangen  machen  lassen,) 


wird ,  einander  gegenseitig  von  einer  angebäiirlielien  Aa»- 
dehnong  dieser  Gewalt  abhalten«  Ein  Verhältnirs  dieser 
Art  besteht  nnter  den  obersten  Stellen  des  Chinesisciieii 
Reiefas.  ^  Derselbe  Grund  spricht  noch  dringender  fär  die 
Trennnng  des  Kriegs  <*•  von  dem  Friedensbefehle ,  der  €i^ 
vii  -  von  der  Militärgewalt ,  *}  wenn  anch  die  Vereinigong 
beider  Gewalten  in  derselben  Person  ausnahmeweise)  ^^ 
in  gewissen  Verfassungen ,  %.  B.  in  der  despotteehen  Eta«- 
herrschaft,  '3  ^^^^  ^^  aufserordentlichen  Zeiten  ^^  den  Yor*- 
zug  verdienen  kann.  Die  Trennung  der  einen  Gewalt  von 
der  andern  bewahrte  schon  das  altpersische  Reich ,  unge- 
achtet seiner  grofsen  Ausdehnung,  lange  Jahre  hindurch 
vor  inneren  Unruhen,  dem  Erbäbel  so  vieler  Asiatischer 
Reiche.  Erst  dann,  als  die  Beherrscher  dieses  Reichs 
schwach  genug  waren,  den  Kriegs-  und  den  Friedensbe- 
fehl denselben  Händen  anzuvertrauen,  entstanden  die 
inneren  Spaltungen  und  Unruhen,  welche,  (wie  oft  der 
Fall  ist! 3  dem  auswärtigen  Feinde  die  Eroberung  de» 
Landes  erleichterten.  ^}  Denselben  Grundsatz  der  Treit«- 
nung  der  einen  Gewalt  von  der  andern  befolgte  Diokletian 
und,  (wie  überhaupt,  so  auch  in  dieser  Beziehung  die  Po- 
litik dieses  Kaisers  nachahmend  ,3  Konstantin  bei  der  Um«- 
gestaltung  der  Verfassung  des  Römischen  Kaiserreiohs  j 
und  das  neue  Gebäude  hatte  vor  dem  andern  wenigstens 
den  Vorzug  der  gröfseren  Festigkeit.  ^3  Dagegen  waren  4it 


1)  Da  Halde,  ausfuhrlicho  Befichreibang  des  Cbineciscben  Reicb« 
(Noch  immer  das  Hauptwerk  Aber  die  Statistik  ditaes  R'eicbiiy^ 
Theil  II. 

2)  Moatesquien,  Esprit  des  loi«.     V,  19. 

3)  In  der  Türkei  trennte  der  letstTerstorbene  Saltan  wcni{;;8tens  die 
ErheboDg  der  öfFentlicben  Einkünfte  von  der  Amtsgewalt  der 
Paacha's ,  —  ein  Th«il  de«  Planes ,  welcbea  dieser  Sultan  befolgte,' 
die  despotiscbe  Verfassung  seines  Reichs  in  eine  Monarchie  am- 
zugestalten.  (Unter  dem  jetzt  regierenden  Saltan  soll  diese  Mafs- 
regel  wieder  aarückgenommea  worden  se^n.) 

4)  Heeren,  Ideen  über  die  Politik  etc«  ilcr  ▼omebaiatea  Völker 
der  alten  Welt.    Abth.  1. 

5)  Erat  im  lOten  Jahrhanderte  rerliefs  man  diesen  Grondtat»»    Heff* 
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Lehnsverfassungeo  des  Europäischen  Mittelalters  hanpt- 
säcblich  deswegen  mit  der  inneren  Ruhe  der  Staaten  un- 
vereinbar 9  weil  sie ,  das  Recht  zu  befehlen  und  die  Macht 
dem  Befehle  Gehorsam  zu  verschaiFen  denselben  Händen 
anvertrauend,  zum  Mifsgebrauche  beider  reitzten.  Das 
Uebel  würde  noch  gröfser  gewesen  seyn ,  wenn  nicht  die 
Sonderung  der  geistlichen  Gewalt  von  der  weltlichen  Fol- 
gen gehabt  hätte ,  welche  dem  praktischen  Resultate  je- 
nes Grundsatzes  verwandt  waren« 

IL  Der  Staat  hat  Einrichtungen  zu  treffen, 
welche  die  Beamten  zur  gehörigen  Ver- 
waltung ihres  Amtes  veranlassen  und  auf- 
fordern können. 

Diese  Maxime  befolgt  der  Staat,  wenn  er  z.  B.  die  Be- 
rufsthätigkeit  der  Beamten  auf  eine  angemessene  Weise 
belohnt ,  —  durch  die  Versetzung  des  Beamten  auf  eine 
höhere  Stelle ,  durch  das  Aufrücken  im  Staatsdienste  nach 
dem  Dienstalter,  durch  eine  Gehaltszulage,  durch  eine 
öiFentliche  Belobung,  durch  die  Verleihung  eines  Ordens 
u.  s.  w. ,  wie  nun  nach  der  Verschiedenheit  der  Personen 
oder  der  Verdienste  bald  die  eine ,  bald  die  andere  Art  die- 
ser Belohnungen  den  Vorzog  verdienen  kann.^ —  Dabei 
ist  besonders  der  Anspruch  nicht  zu  übersehn,  welchen 
einem  Beamten  eine  lange  untadelhaft  zurückgelegte 
Dienstzeit  auf  eine  Belohnung  giebt.  Das  Verdienst ,  das 
sich  ein  Beamter  auf  diese  Weise  erworben  hat,  ist  nicht 
selten ,  verglichen  mit  dem  Verdienste  derer ,  welche  sich 
durch  eine  einzelne  verdienstliche  That  ausgezeichnet  ha- 
ben ,  man  mag  das  eine  und  das  andere  Verdienst  ans  dem 
Standpunkte  der  Moral  oder  aus  dem  des  Staatsinteresses 
betrachten,  das  gröfsere,    wenn  auch  das  bescheidnere. 


tiger  wurde  der  Andrang  der  äufteren  Feinde;  man  mnfste  vor 
allen  Dingen  anff  die  mechanische  Vollkommenheit  fler  Ver- 
faunng  Bedacht  nehmen.  Gibbon,  hiatory  of  the  decUne  etc. 
X,  56, 


Schau  deswegen  ist  -^  in  der  Monarchie  '--  bei  der  Be- 
setzung der  Aemter  auf  das  Dienstalter ,  (^auf  die  Ancien- 
netät  im  Dienste  ,3  ^i^  besonderes  Gewicht  zu  legen.  Die- 
selbe Regel  hat  aber  auch  das  für  sich,  dafs  sie  der  Ge- 
fahr willkührlicher  Beförderungen  am  besten  vorbeugt. 
Wegen  jenes  Anspruchs  verdiente  vielleicht  auch  dejr  Ge- 
danke Beachtung,  dafs  man  für  Beamte,  welche  eine  ge- 
wisse (^gesetzlich  zu  bestimmende}  Anzahl  Jahre  lang 
ihr  Amt  untadelhaft  verwandelt  hätten ,  einen  eigenen  Or- 
den stiften  sollte.  >3 

Derselben  Maxime  kann  und  soll  der  Staat  auch  da- 
durch huldigen ,  dafs  er  seinen  Beamten  innerhalb  des  Ge- 
schäftskreises eines  jeden  einzelnen  Beamten  eine  gewisse 
Selbstständigkeit  bei  ihren  Amtsverrichtungen  läfst ,  in  der 
Erwägung,  dafs  die  Menschen,  als  Maschinen  gebraucht, 
unter  allen  Maschinen  die  schlechtesten  sind ,  —  dafs  der 
Staat  die  Yortheile,  welche  ihm  das  eigene  Urtheil  der 
Beamten  gewährt,  zwar  verscherzen,  aber  durch  nichts 
entbehrlich  machen  kann,  —  dafs  gar  viele  Gegenstände 
weit  richtiger  in  der  Nähe  als  aus  der  Ferne  beurtheilt 
werden.  Daher  z.  B.  die  Verdammlichkeit  des  sogenann- 
ten Centralisationssystemes.  *3  Daher  können  ferner  Ge- 
setze, welche  so  bestimmt  gefafst  sind  oder  in  dem  Grade 
auf  Einzelheiten  eingehn ,  dafs  sie  das  Ermessen  der  Be- 
amten, von  welchen  sie  anzuwenden  oder  in  Vollziehung 
zu  setzen  sind,  gänzlich  ausschliefsen,  einen  Eißflufs  auf 
die  Amtsführung  dieser  Beamten  haben ,  dessen  Nachtheile 
die  Yortheile  bei  weitem  übersteigen ,  welche  man  durch 
diese  Gesetze  oder  durch  diese  Fassung  derselben  zu  er- 
zielen beabsichtigte.  Dieser  Tadel  trifft  z.  B.  die  Civilge- 
setze,   welche  sich  unterfangen,    auch    die  speciellsten 


1)  In  den  Heeren  einiger  Staaten  besteht  eine  ähnliche  Einrichtaog 
für  die  Veteranen. 

2)  Eine  intereaiante  Anelidote  zur  Beitäti^nng  dieies  Satzes  findet 
man  in  einer  —  za  ihrer  Zeit  (1806.  1807.)  Tielgelesenen  —  Zeit- 
schrift: Von  Co  In,  Fcnerbränd«. 
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Streitfragen  des  bürgerlichen  Rechts  £u  entscheiden,  --*- 
dto  Strafgesetse  ^  welche  auf  ein  jedes  Vergehn  oder  Ver* 
brechen  eine  sowohl  dem  Grade  als  der  Art  nach  bestimmte 
8trafe  setzen,  ^3  —  ^^^  Schulordnungen,  welche  den 
Lehrern  nur  den  Ruhm  des  Gehorsams  oiFen  lassen.  ([Zwi- 
schen Gesetzgebung  und  Gesetzgeberei  ist  ein  Unter- 
sehied!^  —  Es  ist  sogar  rathsam,  die  Selbstständigkeit 
der  Beamten,  als  solcher,  selbst  die  der  niederem,  auf 
gewisse  Vergünstigungen  zu  erstrecken,  z.  B.  auf  das 
Recht,  gewisse  Dispensationen  zu  ertheilen,  oder  von  ei-^ 
ner  zuerkannten  polizeilichen  Geld  -  oder  Gefängnifsstrafe 
einen  Theil  zu  erlassen. 

III.    Von  der  Beaufsichtigung  der  Beamten. 

Die  Aufsicht  oder  Kontrole  über  die  Beamten  kann  I3 
von  den  höheren  und  höchsten  Beamten  über  die 
ihnen  untergeordneten  Beamten  geführt  werden.  —  So 
sehr  sich  auch  diese  Art  der  Aufsicht  sowohl  durch  ihre 
allgemeine  Anwendbarkeit  als  durch  ihre  direkte  Wirk- 
samkeit zu  empfehlen  scheint,  so  ist  sie  doch  mit  Be- 
hutsamkeit ins  Werk  zu  setzen,  wenn  sie  nicht  zum 
Nachtheile  des  Staatsdienstes  ausschlagen  soll.  Denn  ihr 
liegt  ein  Mifstrauen  zum  Grunde,  welches  den  Beamten 
ihren  Beruf  verleiden  und  selbst  dahin  führen  kann ,  die 
Selbstständigkeit  der  Beamten  über  die  Gebühr  zu  be- 
schränken. ^3  —  Es  hat  sich  also  z.  B.  die  Regierung  in 
der  Regel  mit  der  Gelegenheit  zu  begnügen ,  welche  ihr 
der  ordentliche  Geschäftsgang  darbiethet,  Kenntnifs  von 
der  Amtsführung  der  Beamten  zu  erlangen ,  nicht  aber  von 
anfserordentlichen  Mitteln,  (^als  da  sind  Untersuchungs - 


1)  Sehr  allgemein  iit  in  Frankreich  die  Klage,  dafs  die  neuen  Fran- 
Köaiichen  Gesetzbücher  einen  nachtfaeiligen  EinflofB  auf  die  Sta- 
dien derer  haben,  welche  sich  der  Rechtswüsenschafi  Cin  der 
engeren  Bedeutung)  widmen. 

2)  „Dum  Teritati  ooaanUtur,  libettas  cerrumpiturk*'  Tacit  Annal. 
K  75.    (Worte,  an  die  maa  in  sehr  vielen  Fällen  erinnert  wird!) 
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oder  Bevisioaskoinmissionen  u.  s.  wO  Gebrauch  zu  ma^en. 
Am  wenigsten  darf  sich  eine  Regierung  erlauben ,  um  ihre 
Beamten  zu  bewachen^  ein  förmliches  8pionirsystem  su 
organisiren ,  ^3  ^^^^  ^^^  geheimen  Anschuldigungen  feiger 
Angeber  zu  begünstigen .  Eine  Regierung ,  die  aus  dies^ 
Quelle  schöpft,  ist  der  Gefahr ,  sich  in  dem  Urtheile  üh&t 
ihre  Beamten  zu  irren,  nur  desto  mehr  ausgesetzt,  fordert 
diese  nur  desto  dringender  auf,  ihre  pflichtwidrigen  Hand« 
Inngen  in  das  Dunkel  des  Geheimnisses  zu  hallen«  •--  Auf 
keinen  Fall  darf  sich  eine  Regierung,  welche  von  dem 
Uebelverhalten  eines  Beamten  benachrichtiget  wird,  so 
sehr  vergessen ,  dafs  sie  den  Beamten  ungehört  verurtfaeüt« 
Es  wurde  daher  das  Herkommen,  welches  in  einigen  Deut- 
schen Staaten,  (z.  B.  in  dem  Oesterreichiscben  Kaiser- 
staate, in  dem  Grofsherzogthome  Baden ,3  besteht,  dafs 
der  Fürst  an  einem  bestimmten  Tage  der  Woche  einem 
Jeden  seiner  Unterthanen  Gehör  giebt ,  damit  Bitten  und 
Beschwerden  an  ihn  unmittelbar  gelangen  können,  sehr 
nachtheilige  Folgen  haben ,  wenn  es  nicht,  was  Beschwer- 
den über  Beamte  betrifft,  Mos  den  Zweck  hätte,  die  Prü- 
fung dieser  Beschwerden  zu  verbürgen  oder  zu  beschleu- 
m'gen.  —  Besondere  Regeln  sind  bei  der  Beaufsichtigung 
der  Beamten  der  richterlichen  Gewalt  zu  beobachtet. 
Wenn  sich  auch  das  Beaufsichtigungsrecht  der  Regierung, 
(der  vollziehenden  Gewalt  ,3  eben  so  wohl  auf  diese  als 
auf  andere  Beamte  erstreckt,  so  ist  doch,  zur  Wahrung 
der  Selbstständigkeit  der  richterlichen  Gewalt ,  die  Ahn- 
dung der  pflichtwidrigen  Handlungen,  deren  sich  ein 
Richter  schuldig  gemacht  hat,  von  der  Regierung  den  Ge- 
richten selbst  anheim  zu  stellen.  —  Ueberhaupt  aber  hat 
man  sich  von  der  in  Frage  stehenden  Art,,  wie  Beamte 


*)  Die  Staatiinquisitoren  des  Freistaates  von  Venedig  hatten  nicht 
veniger  aU  60000  Spione  im  Solde.  Le  Bret,  Vorleiungen 
über  die  Statistik.  1.  Theil.  Venedig.  Stuttg.  1763.  (Jedoch 
nicht  die  Beamten  allein ,  «ondeni  Alle  und  Alles  ward«  von  die- 
sen Ansspähern  beobachtet) 
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kontrolirt  werden  können,  nicht  goldene  Berge  zu  ver- 
sprechen. Ist  auch  der  kontrolirenden  Behörde  nicht  zu 
trauen ,  so  beschreibt  die  Kontrole  einen  Cirkel.  '3 

83  Di^  Gesetze  können  den  Beamten  eines  und  des- 
selben Geschäftszweiges  die  Organisation  einer  Körper- 
schaft; zu  d e m Ende  geben,  damit  diese  Körperschaft 
selbst  eine  gewisse  Kontrole  oder  Disciplinargewalt  aber 
die  Einzelnen  ihres  Mittels  ausübe.  Diese  —  gewifs  sehr 
zweckmäfsige  —  Verfassung  hat  z.  B.  das  Französische 
Notariat.  *3  Vielleicht  kann  man  als  ein  Beispiel  einer 
ähnlichen  Mafsregel  die  Einrichtung  anfuhren,  welche 
einst  in  dem  Römischen  Freistaate  bestand,  dafs  ein  jeder 
Beamte  den  ihm  gleichstehenden,  der  höhere  Beamte  dem 
niederen ,  ein  Volkstribun  allen  Beamten  durch  seine  Ein- 
sprache Einhalt  thun  konnte.  '3  —  Allemal  aber  und  wenn 
auch  die  Gesetze  den  Beamten  nicht  förmlich  den  Auftrag 
ertheilen ,  sich  gegenseitig  zu  beaufsichtigen,  liegt  da ,  wo 
in  den  Beamten,  als  solchen,  Gemeingeist  oder  ein  Standes- 
geist lebt ,  in  diesem  Geiste  die  Aufforderung  oder  Anre- 
gung zu  einer  Kontrole  dieser  Art.  Denn  unter  dieser 
Voraussetzung  wird  das  Verdienst,  welches  sich  ein  ein- 
zelner Beamte  erwirbt,  die  Ehre,  welche  einem  einzelnen 
Beamten  zu  Theil  wird,  gleich  als  ein  Gemeingut  aller 
Standesgenossen,  die  Schande,  welche  einen  einzelnen 
Beamten  trifft,  als  eine  Verminderung  des  Ansehns  des 
gesammten  Standes  betrachtet.  ^3  Uebrigens  bildet  oder 
entwickelt  sich  dieser  Standesgeist  da,  wo  die  Beamten 
theils  auf  Lebenszeit  angestellt  sind ,  theils  gewisser  ihnen 
gemeinschaftlicher  Vorrechte  geniefsen^  von  selbst. 


1)  Interessante  Tfaatsachen  zur  Erläuterong  and  Bestätigung  dieses 
Satzes  findet  man  in   Bentzenberg's  Schrift  vom  Kataster. 

2)  S.  m.  Handbuch  des  Franz.  Civilrechts.    §•  18* 
8)  Bach,  historia  juris  Rom.    L.  II.  Cap.  1.  S.  9* 

4)  Ganz  so  darf  man  sowohl  die  yerdienstlichen  als  die  schändlichen 
Handlongen  Einzelner  der  Nation  anrechnen ,  zu  welcher  diese 
Einzelnen  gehören. 
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Endlich:  3^  In  den  Staaten,  in  welchen  Prersfreiheit 
herrscht,  sitzt  oft  noch  überdiefs  die  öffentliche  Mei- 
nung über  die  Handlungen  der  Beamten  zu  Gericht.  Mit 
der  gebührenden  Vorsicht  und  Biäfsignng  ausgeübt,  ^3  ^^^^^ 
diese  Gerichtsbarkeit  die  Regierung  in  den  Stand,  auch 
ohne  dafs  sich  diese  anderswo ,  als  bei  der  Tagespresse , 
Raths  zu  erholen  brauchte ,  den  Werth  der  Beamten  oder 
derer,  die  sich  zum  Staatsdienste  melden,  genügend  zu 
beurtheilen.  Denn  das  Publikum,  dessen  Stimme  die  öf- 
fentliche Meinung  ist,  bewacht  mit  tausend  Augen  die 
Handlungen  der  Beamten ;  seinen  Blick  schärfen  die  man- 
nigfaltigsten und  verschiedenartigsten  Privatinteressen ; 
seine  Wachsamkeit  erstreckt  sich  auch  auf  solche  Handlun* 
gen  der  Beamten ,  welche  vor  keinem  andern  Richterstuhle 
als  vor  dem  der  öffentlichen  Meinung  gerügt  werden  kön- 
nen. —  Dieser  Kontrole  verwandt  ist  die,  welche  in  der 
konstitutionellen  Monarchie  die  Kammern,  (die  Reichs- 
oder  Landstände,3  über  die  Beamten  führen ,  um  entweder 
mit  jenem  Organe  der  öffentlichen  Meinung  gemeinschaft- 
lich zu  wirken  oder  dasselbe  zu  ersetzen.  Je  wichtiger 
dieses  Recht  der  Kammern  ist,  desto  gröfser  ist  ihre 
Pflicht,  den  besonnensten  Gebrauch  von  demselben  zu 
machen. 

lY.  Der  Staat  hat  seine  Beamten  wegen  einer 
Verletzung  ihrer  Amtspflichten  —  nöthi- 
genfalls  —  zu  bestrafen. 

Zu  diesem  Mittel  mufs  eine  Jede  Gesetzgebung ,  wenn 
kein  anderes  Mittel  gefruchtet  hat ,  ihre  Zuflucht  nehmen^ 
Aber  darin  unterscheiden  sich  die  Gesetzgebungen  ver- 


^)  Nur  ein  Volk,  daa  Prersfreiheit  zu  haben  verdient^  darf  hof- 
fen, diese  Freiheit  za  erlangen,  oder  sie,  wenn  es  schon  in  dem 
Besitze  derselben  ist,  auf  die  Dauer  zu  behaupten,  flarum  hat 
man  die  Freunde  der  Prefsfreiheit  gewarnt ,  dafs  sie  sich  nicht 
in  Feinde  dieser  Freiheit  Terwandeln  sollen.  Wo  es  eine  Censur 
giebt,  sollte  sie  ihren  Eifer  wenigstens  auch  gegen  die  Schinäh- 
sucht richten.  —  Vgl.  über  die  Grenzen   des   Rechts,   diu  amt- 
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schiedener  Staaten  bei  der  Anwendang  dieses  Mittels  von 
einander,  dafs  einige  die  Vergebungen  der  Staatsdiener 
mit  besonderer  Milde ,  andere  sie  mit  besonderer  Strenge 
ahnden.  Eine  Gesetzgebung  der  ersteren  Art  ist  z.  B.  die 
der  katholischen  Kirche.  Diese  Kirche,  —  bei  Fragen 
welche  in  die  Staatswissenschaft  einschlagen ,  allemal  eine 
Aoktorität  der  ersten  Klasse,  —  geht  sogar  so  weit,  dafs 
sie  die  Vollziehung  der  Strafen,  welche  sie  etwa  gegen 
Geistliche  zu  verhängen  genöthiget  seyn  könnte ,  vor  den 
Augen  des  Publikums  möglichst  zu  verbergen  sucht.  Eine 
Gesetzgebung  der  letzteren  Art  ist  z.  B.  (um  das  Un- 
gleichartigste zu  paaren  ,3  die  Gesetzgebung  des  Reiches 
Japan.  Selbst  auf  Amtsvergehen,  welche  nach  unseren 
Begrilfen  zu  den  leichteren  gehören  wurden ,  setzt  diese 
Gesetzgebung  die  Todesstrafe.  Die  Ehrlosigkeit ,  welche 
die  Folge  von  dieser  Strafe  ist ,  trifft  selbst  die  Familie 
des  Schuldigen,  wenn  sich  dieser  anders  nicht  selbst  (^dnrch 
das  Auilschlitzen  des  Bauches}  freiwillig  den  Tod  giebt.  ^} 
— ^  Kein  Zweifel,  dars  nach  allgemeinen  Grundsätzen  die 
strengere  (^wenn  auch  nicht  die  in  Japan  übliche  3  Bestra- 
fung den  Vorzug  verdiene.  Denn  ein  Beamter,  der  sich 
als  solcher  eines  Vergehns  schuldig  macht,  verletzt  beson- 
dere Pflichten ,  Pflichten  von  einer  besonderen  Heiligkeit. 
Aber  das  Interesse  der  Staatsverfassung  kann  einer  Ab- 


lieben Handlungen  der  Beamten  zu  tadeln:  Beherzigungen  bei 
der  £infähraug  der  Prefsfreiheit  in  der  Schweiz  etc.  Zürich 
1829. 
*)  ^8^1*  Alanners  and  custoins  of  (he  Japanese  in  the  lUth  Century. 
London.  1841.  Auch  bei  Zweikäni|ifen  kommt  der  Gebranch 
Yor,  dafs  «ich  die  eine  Parthei  den  Bauch  aufichlitzt  und  so  die 
andere  Parthei  nöthiget,  (um  gleichen  Muth  an  den  Tag  zu  le- 
gen,) dasselbe  zu  thun.  Sonderbarkeiten,  welche,  wie  so  manche 
andere,  die  bei  anderen  Völkern  vorkommen,  aus  der  Verschie- 
denheit der  Stimmungen  oder  Richtungen  zu  erklären  sind ,  in 
welchen  sich  das  Ehrgefühl  äufsern  kann.  Dafs  übrigens  die 
Sitte  des  Bauchaufschlitzens  in  Japan  gar  sehr  im  Schwünge  ist, 
ergiebt  sich  daraus,  dafs  das  Erlernen  dieser  Operation,  (welche 
Kara  —  fiiri,  d.  i.  the  happj  dispatoh,  die  gluekliche  Beförde- 
rung genannt  wird,)  ein  Theil  des  Jugendunterrichtes  ist! 
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weichun^  von  jen^n  Grundsätaen  das  Wort  sprechen.  Eß 
kann  z*  B.  in  dem  einzelnen  Beamten,  welcher  ein  Amts« 
vergehen  verübt  hat,  das  Ansehn  des  Standes  zii  schonen 
seyn,  zu  welchem  der  Beamte  gehört. 


NEUNTES  HAUPTSTÜCK. 

Von  den 
(teni  Staate  %u  leistenden  Kriegsdiensten. 

Die  Kriegswissenschaft ,  ^')  ~  die  Wissenschaft  der 
Grundsätze,  nach  welchen  Kriege  zu  fähren  sind,  damit 
der  Erfolg  ihrem  Zwecke  entspreche,  —  ist  unter  dem 
Gattungsbegriffe  der  Staatswissenschaften  unter  der  Vor* 
auasetzung  begriffen,  dafs  man  unter  den  Staatswissen-» 
Schäften  alle  die  Wissenschaften  versteht,  welche  tiber 
die  Art  und  Weise ,  wie  der  Zweck  des  Staates  zu  errei- 
chen sey ,  unmittelbar  Auskunft  geben.  Nimmt  man  da- 
gegen das  Wort:  Staats  Wissenschaften ,  in  seiner  enge- 
ren Bedeutung,  d.  i.  beschränkt  man  den  Begriff  dieser 
Wissenschaften  auf  diejenigen  Wissenschaften,  welche 
auch  die  Lösung  der  Aufgabe,  wie  der  Zweck  des  Staa- 
tes zu  erreichen  sey ,  aus  dem  Zwecke  des  Staates  ent- 
lehnen, welche  also  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  Reehts- 
grundsätze  aufstellen,  wenn  sie  auch  zugleich  das,  was 
Rechtens  ist ,  aus  der  Politik  ergänzen ,  so  ist  die  Kriegs- 
wissenschaft,  Qgknz  so  wie  die  Land  wir  thschaftsl  ehre, 
wie  die  Technologie,  wie  die  Lehre  vom  Münzwesen, 
u«  s.  W.3  ungeachtet  der  Beziehung,  in  welcher  sie  auf 
den  Zweck  des  Staates  steht,  eine  selbstständige,  eine 
von  den   Staatswissenschaften    gesonderte  Wissenschaft. 


*')  Man  yerwechsle  mit  iler  Kriej^swissenschaft  nicht  die  Kriegs- 
kunst Diese  ist  eine  jener  Wissenschaft  entsprechende  Praxis, 
Sie  ist,  ans  dem  Standpunkte  des  Stnatsinteresses  betrachtet, 
die  Krone  aller  Künste. 
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Denn  sie  entlehnt  nur  ihre  Aufgabe ,  nicht  aber  die  Lö- 
sung derselben  aus  dem  Zwecke  des  Staates  d.  i.  aus  der 
Rechtswissenschaft.  Wie  sie  daher  oben ,  im  Völkerrechte, 
(^im  Yten  Bandet  unberührt  geblieben  ist,  so  bleibt  der 
Vortrag  derselben  auch  hier  den  Männern  vom  Fach  über- 
lassen, wenn  sich  auch  ein  jeder  gebildete  Mann  eine  all- 
gemeine KenntniTs,  der  Staatsmann  aber,  und  vorzugs- 
weise der  Diplomat,  sogar  eine  genauere  Kenntnifs  von 
einer  Wissenschaft  zu  erwerben  hat,  welche,  insbeson- 
dere in  dem  heutigen  Europa,  in  so  viele  Berechnungen 
eingreift,  den  Schlüssel  zu  so  vielen  politischen  Begeben- 
heiten und  Zuständen  enthält.  *3 

Jedoch  ist  hier  über  den  Inhalt  oder  Charakter  dieser 
Wissenschaft  so  viel  zu  bemerken ,  als  zum  besseren  Yer- 
stehn  der  folgenden  Untersuchung  erforderlich  ist.  —  Die 
Kriegswissenschaft  also  enthält  eine  Anwendung  der 
Grundsätze  der  Mechanik  auf  eine  bestimmte  Art  der  be- 
wegenden Kräfte;  sie  gehört  in  den  Kreis  derjenigen 
Wissenschaften,  welche  man  zusammen  mit  dem  Namen 
der  angewendeten  Mechanik  bezeichnet.  Die  bewegende 
Kraft,  welche  die  Kriegswissenschaft  zu  ihrem  Gegen- 
stande hat,  ist  das  Heer,  die  Hülfskraft  sind  die  Waffen. 
So  verschieden  auch  die  Heere  ihrer  körperlichen  und  gei- 
stigen Beschaffenheit  oder  ihrer  Organisation  oder  ihrer 
Ausrüstung  nach  sind  oder  seyn  mögen,  und  so  gewifs 
auch  die  gröfsere  oder  geringere  Tüchtigkeit  eines  Heeres 
zum  Kampfe  von  allen  diesen  Bedingungen  und  ihren  Ver- 
schiedenheiten abhängt,  so  läuft  doch  am  Ende  alles  auf 
den  Einflufs  hinaus,  welchen  diese  Bedingungen  und  ihre 
Verschiedenheiten  auf  das  Heer,  dasselbe  als  eine  be- 
wegende Kraft  betrachtet,  ausüben.     Die  Aufgabe  der 


^}  Aus  der  (sehr  reichen)  Literatur  dieser  Wissenschaft  wähle  ich 
hier  nur  Tolgende  (theils  Uterarische,  theils  encjklopädischc) 
Schriften  aus:  Von  Hoyer,  Literatur  der  Kriegswissenschaften. 
Berlin  1832.  Krug,  System  der  Kriegswissenscbaften  und  ihre 
Literatur.  Lj»z.  1815.  Handbibliothek  für  Officiere.  Ebend. 
1834  ff. 
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Kirtegswissensehaft  ist  daher  in  einer  jeden  Beziehung 
die,  einem  Heere  die  Eigenschaften  zu  geben,  von  wel- 
chen die  Vollkommenheit  einer  bewegenden  und  einer  nach 
Gefallen  beweglichen  Kraft  überhaupt  abhängt.  Es  ist 
z.  B.  diejenige  Aufstellung  des  Heeres  die  vollkommnere, 
welche  dem  Heere,  unbeschadet  der  Festigkeit  seiner 
Stellung,  die  gröfsere  Beweglichkeit  giebt.  '3  Eben  so 
wird  ein  Angriffs-  oder  Invasionskrieg  desto  gewisser 
gelingen,  wenn  alle  Kräfte  d.  i.  alle  Abtheilungen  des 
angreifenden  Heeres  auf  einen  Punkt,  (^auf  ein  Opera- 
tionsobjekt, auf  die  Hauptstadt, 3  gerichtet  werden.  >3 
Hit  einem  Worte  ,•  so  wohl  die  Strategik  als  die  Taktik 
gelangen  zu  den  Regeln ,  welche  sie ,  die  erstere  für  den 
Plan  eines  Feldzuges ,  die  letztere  für  den  einer  einzelnen 
Kriegsoperation,  aufstellen,  so,  dafs  sie  die  Gesetze  der 
Bewegung  in  Mittel  zur  Erreichung  eines  bestimmten 
Zwecks  verwandeln.  Aehnliche  Betrachtungen  liefsen  sich 
über  die  Verschiedenheit  der  Waffen  anstellen.  Die  Ver- 
änderungen, welche  z.B.  das  Pulver  in  dem  Kriegswesen 
hervorgebracht  hat,  waren  die  Folgen  von  der  Treibkraft, 
—  von  der  Kraft,  die  Bewegung  zu  verstärken,  zu  be- 
schleunigen und  zu  verlängern,  —  welche  das  Pulver,  auf 
Geschosse  angewendet,  hat  0 

1)  FoljbiQS  setzt  da,  wo  er  den  Macedonischen  Phalanx  mit  der 
Römischen  Legion  vergleicht,  den  Hauptvorzug  der  letzteren  in 
ihre  grofiere  Beweglichkeit.  —  Gaetav  Adolph  Terdankte  aeiDe 
Siege  unter  anderem  der  Neuerung,  dafs  er  Ton  der  tieferen 
Schlachtordnung  abgieng,  welche  vor  ihm  allgemein  im  Ge- 
brauche war.  —  Ein  anderes  Beispiel  kann  aus  der  neueren 
Kriegskunst,  Ton  den  Angrififen  in  Kolonnen,  entlehnt  werden. 

2)  Vgl.  T.  BnloWf  Geist  des  neueren  Kriegssjstemes.  II.  Aufl. 
Hamb.  1805.  £bend.  Lehrsätze  des  neueren  Krieges  oder  reine 
und  angewandte  Strategie.  Berl.  1805.  Grundsätze  der  Strate- 
gie erläutert  durch  die  Darstellung  des  Feldzuges  y.  J.  1796. 
(Von  Sr.  K.  U.  dem  Erzherzoge  Karl.)  Wien.  III  Thle.  1814. 
Von  Bieberstein,  die  Taktik  hergeleitet  aus  der  Combina- 
tionslehre.    Magdeb.  1806. 

8)  Eben  so  werden  Dampfschiffe  und  Eisenbahnen  deswegen  in  Krie- 
gen eine  so  grofse  Rolle  spielen,  weil  sie  die  Beweglichkeit  der 
Heere  unmittelbar  steigern. 

Zachariäy  vom  Staate,     VI.  18 


X.' 


«^4 

At)^,  so  ^eWife  atfch  die  Krjegswissetisebaft  eine 
selbsfi^Siidige  Wissenischaft  ist,  so  enthält  sie  doch  einige 
Lehren ,  welche  zugleich  in  das  Gebieth  der  Staatswis- 
senschaft gehören.  Von  dieser  Art  ist  insbesondere  die 
Lehre  V<yn  den  Kriegsdiensten ,  —  der  Gegenstand  des  vor- 
liegenden Ilaiiptstücks. 

Zavörderst  von  den  verschiedenen  Arten  dieser 
IDieiii^te.  —  In  mehreren  Europäischen  Staaten  giebt  es 
theil's  titie  Kriegsmannschäft  zur  Bekämpfung  der  in- 
neren Feinde,  die  Gensd'armerie ,  theils  eine  Kriegs- 
ttfan^hi^chaft  ^ur  ^Bekämpfung  der  äufseren  Feinde. 
Fitr  di^se  Verschiedenheit  der  bewaffneten  Mannschaft 
ispriefaft  d^r  Grundsatz  der  Vertheilung  der  Arbeiten  nach 
>3er  Vierschiedeiiheit  der  Gegenstände  auch  In  so  fern ,  als 
der  eine  Dienst  in  einem  andei'n  Geiste  als  der  andere  ^u 
Verrichten  ist.  Wenn  auch  die  Polizeisoldaten,  (jdder 
Wächter  oder  ivie  man  sie  sonst  nennen  mag, 3  ^i*  Waf- 
fen zti  versehn  läind,  so  dürfen  sie  doch  nicht  vergessen, 
dafti  sie  vGin  ihren  Waffen  nur  in  den  äufserst^n^  Fällen 
€>ebrauch  machen,  ja  überhaupt  nur,  wenn  Milde  nicht 
iirttchtet.  Strenge  oder  Härte  anwenden  sollen.  Denn  sie 
Iftekämpfen  in  den  Feinden  zugleich  ihre  Mitbürger;  sie 
sollen  die  Feinde  nicht  besiegen,  sondern  nur  den  Gesetzen 
den  Sieg  über  sie  möglich  machen.  Da  sich  die  Vollmacht 
dieser  Sicherheitswächter  so  weit  erstrecken  mufs ,  als  das 
-Gebieth  der  Polizeigewalt ,  da  ihre  Vollmacht,  je  weiter 
sii^  sich  erstreckt,  der  individuellen  Freiheit  desto  gefähr- 
licher werden  kann,  da  zur  Abwendung  dieser  Gefahr  die 
Gesetze  nur  wenig  thun  können ,  so  ist  die  Geschäftigkeit 
dieser  Kriegsmannschaft  einer  desto  strengeren  Aufisicht 
zu  unterwerfen.  Ja  auch  diese  wird  zur  Abwendung 
j^nter  Gefahr  nicht  hinreichen,  wenn  nicht  für  diesen  Dienst 
Männer  ausgewählt  werden,  welche  sich  ebensowohl  durch 
iihe  gewisse  ^Bildung ,  als  durch  die  Tugenden  des  Krie- 
gers auszeichnen.  *)     In  der  Folge  wird  nur  von  dem 


*)  Die  Kriegsmannschäft,  welche  Gensfl^armerie  genünrit  wird,  varde 
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Kriegsheere  die  Rede  seyn.  —  Die  Europäischen  Staa- 
ten,  deren  Länder  an  die  See  grenzen,  unterhaltea  fast 
insgesamnit  sowohl  eine  Kriegsflotte,  als  ein  Land- 
heer. So  zersplittern  sie  zwar  ihre  Kraft.  (^Frankreich 
würde  weit  mächtiger  seyn ,  als  es  ist ,  wenn  es  nur  eine 
Landmacht  wi(re.  Prenfsen  oder  der  Preufsische  Mauth- 
verein  könnte  keinen  unglücklicheren  Gedanken  fassen, 
als  den,  eine  Kriegsflotte  aufzustellen.  Non  omnia  pos- 
sucLus  omij^s!^  Aber  bisher  stellten  sich  die  Verhältnisse 
so,  dafs  jene  Staaten,  zur  Beschützung  ihres  Handels, 
besonders  wenn  sie  Kolonien  hatten,  einer  Kriegsflotte 
bedurften.  Jedoch  haben  sich  diese  Verhältnisse  in  den 
neueren  Zeiten ,  (^theils  durch  das  Uebergewicht,  zu  wel- 
chem Grofsbritannien  zur  See  gelangt  ist ,  tbeils  durch  die 
Stürme,  welche  den  Kolonialbesitz  mehrerer  Europäischer 
Mächte  getroffen  haben ,3  in  dem  Grade  verändert,  dafs 
es  für  einige  dieser  Mächte  eine  Lebensfrage  seyn  möchte, 
ob  fi|ie  nicht  ihre  Kriegsflotten  wesentlich  vermindern  oder 
sie  auch  gänzlich  eingehen  lassen  sollten.  Uebrigens  wir4 
in  der  Folge  nur  noch  von  dem  Dienste  im  Landheere  die 
Rede  seyn.  "^3  —  ^^^  Kriegsdienste  (jm  Landheere3  sind 
ferner  iiach  der  Verschiedenheit  der  Waffen  arten  ver- 
schieden. (^Dienst  unter  dem  Fufsvolke,  in  der  Reiterei 
u.  s.  w.3  Jedoch ,  so  wichtig  auch  dieser  Unterschied  für 
die  Kriegswissenschaft  und  die  Kriegskunst  ist,  so  kommt 
er  doch  in  rechtlicher  Hinsicht  nur  in  so  fern  in  Betrach- 
tung, als  er  (]in  mehreren  Europäischen  Staaten3  auf  die 


zaent  in  Frankreich  (schon  in  älteren  Zeiten)  eingeführt.  Sie 
liesteht  in  diesem  Reiche  auch  jetzt  noch.  (Unter  Napoldon  gaii 
es  eine  6.  auch  für  die  Armee  während  eines  Feldzages.)  —  Sie 
hat  dann  in  dem  laufenden  Jahrhunderte  in  mehreren  Deatschen 
Staaten  Nachahmung  gefunden.  —  Auch  in  England  hat  man 
einen  Anfang  mit  der  Einführung  hewaifneter  Polizeisoldaten 
gemacht.  ( Mussitantibus  multis;  —  aber  auctis  delictis,  au- 
gesda  snnt  remedia  malornm  )  —  Vgl.  ▼.  Kamptz,  Gensd*ar> 
merie- Codex. 
*)  Die  Bemannung  der  Englischen  Kriegsschiffe  besteht  wieder  theils 
aus  Matrosen,  theils  aus  Socsoldaten. 
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längere  oder  kürzere  Dauer  der  Dienstzeit  Einflufs  hat.  ^J 
-^  Endlich  sind  die  Kriegsdienste  entweder  Staats- 
dienste in  der  engsten  Bedeutung^  die  Dienste  der 
Kriegsoberen,  (oder  Officiere^)  oder  gemeine  Dienste, 
die  Dienste  der  Gemeinen.  *3  ^^^  Bestellang  der  Kriegs- 
oberen ist  in  der  Regel  nach  der  Analogie  der  Amtsgewalt 
der  Staatsdiener  zu  beurtheilen.  Der  folgenden  Erörterung 
der  Lehre  vom  Kriegsdienste  wird ,  in  Beziehung  auf  die- 
sen Unterschied,  der  Gattungsbegriff  der  Kriegsdienste  zum 
Grunde  gelegt  werden. 

Das  Recht  des  Staates,  Kriegsdienste  zu  fordern,  ob- 
wohl ein  Ausflnfs  der  Dienstgewalt,  hat  dennoch  mehrere 
Eigenthümlichkeiten ,  durch  welche  es  sich  von  der  An- 
wendung derselben  Gewalt  auf  andere  Arten  der  Dienste 
unterscheidet.  —  Ein  Staat  kann  zwar  bald  dieser  bald 
einer  andern  Art  der  Dienste,  nie  aber  der  Kriegsdienste 
entbehren.  Die  Wiege  oder  der  Keim  der  Staaten  ist  der 
Krieg;  ein  Stamm  sey  auch  noch  so  ungebildet,  Kriege 
werden  von  ihm  gemeinschaftlich  beschlossen  und  geführt. 
—  Das  Recht,  gewisse  andere  Arten  der  Dienste  zu  for- 
dern, kann  der  Staat  auf  den  einen  oder  den  andern  sei- 
ner Unterthanen  übertragen ,  nicht  aber  das  Recht ,  Kriegs- 
dienste zu  fordern,  nicht  das  jus  armorum.  Daher  wird 
ein  Eingriff  in  dieses  Recht  billig  den  schwersten  Staats- 
verbrechen beigezählt.  Daher  ist  ein  Staat,  welcher  nicht 
in  dem  ausschlierslichen  Besitze  dieses  Rechtes  ist,  C^ie 
die  Geschichte  der  Germanischen  Staaten  des  Mittelalters 
lehrt, 3  entweder  in  einem  Zustande  der  Auflösung  oder 
im  Uebergange  zu  einer  andern  Verfassung.  —  Endlich 
ist  das  in  Frage  stehende  Recht  auch  in  so  fem  eine  ei- 


1)  Z.  B.  der  Dienst  za  Rofs  kann  nicht  so  schnell  «rlernt  und  ein- 
geübt worden,  als  der  zu  Fufs.  Vgl.  in  diesem  Haaptstäcke 
unten  vom  Konskriptionssysteme.  — -  Ist  im  Kriege  der  erstere 
oder  der  letztere  der  lebensgefährlichere?  Auch  eine  Rechts- 
frage ! 

2)  S.  oben  Sk  12^  dieses  Bandes. 
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genthümliche  Anwendung  der  Dienstgewalt  des  Staates, 
als  im  Kriegsdienste  Leben  und  Gesundheit  auf  dem  Spiele 
steht. 

Wie  das  Recht,  Kriegsdiensie  zu  fordern,  unter  den 
Hoheitsrechten  des  Staates  obenan  steht,  so  kommt  auch 
umgekehrt  der  Verbindlichkeit ,  Kriegsdienste  zu  leisten, 
unter  den  Unterthanenpflichten  die  oberste  Stelle  zu.  Wer 
sich  der  Erfüllung  dieser  Pflicht  entzieht,  kann,  (]zu 
Folge  des  Grundsatzes  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit,) 
auf  den  Schutz  und  Beistand,  den  er  Anderen,  seinen 
Mitbürgern,  versagt,  eben  so  \^enig  zur  Yertheidigung 
seiner  Rechte  Anspruch  machen.  Er  handelt  überdiefs 
nach  einer  Maxime ,  mit  welcher ,  wenn  sie  zu  einem  Ge- 
setze erhoben  oder  von  allen  Mitgliedern  des  Staatsver- 
eines befolgt  wurde,  die  Selbstständigkeit  des  Staates 
unmöglich  bestehen  könnte.  Ein  Volk  aber,  das  seine 
Selbstständigkeit  verliert,  verliert  Alles,  was  es  als  Volk 
verlieren  kann!  Die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  ist 
zugleich  eine  Ehrensache;  '3  nicht  nur  in  dem  Sinne, 
weil  nur  der  einen  Anspruch  auf  Ehre  machen  kann, 
welcher  ehrenhaft  überhaupt  handelt,  sondern  auch  in  so 
fern,  als  auf  der  thätigen  Theilnahme  an  der  Vertheidi- 
gung  des  Vaterlandes  die  Mannesehre  wesentlich  be- 
ruht. >) 

Jedoch  begreift  die  Regel,  dafs  die  Verbindlichkeit, 
Kriegsdienste  zu  leisten,   einem  jeden  Bürger  obliege. 


1)  Wohl  dem  Volke,  bei  welchem  diese  Ansicht  vom  Kriegsdienste 
durch  das  Urtheil  der  öffentlichen  Meinung  bestätiget  wird !  — 
Das  Mittelalter  stand  in  dieser  Beziehung  höher,  als  die  Zeit, 
welche  ihm  folgte. 

2)  Daher  auch  der  fiinßufs,  welchen  bei  so  vielen  Völkern  die 
Kriegsverfassung  auf  die  Begriffe  von  Ehre  und  Schande  über- 
haupt hatte;  z.  B.  bei  den  Germanischen  Völkern  das.  Lehns- 
wesen. Vgl.  Wciske  Abhandlungen  aus  dem  Gebiethe  des 
Deutschen  Rechts*  Leipz.  1830.  (Von  den  7  Heerschilden.)  Ze- 
per  nick,  Miscellaneen  zum  Lehnrechte.  III,  10.  (Ueber  den 
Einflufs  des  Lehnswesens  auf  die  Abneigung  gegen  unstandes- 
mäfsige  Ehen.) 


nicht  aach  diejenigen  unter  sich,  welchen  das  zur  Lcl- 
atxmg  dieser  Dienste  erforderliche  physische  Vermögen 
abgeht;  also  nicht  die  Frauen,  nicht  Kinder  und  Greisi^, 
«ieht  kranke  oder  gebrecliliche  Personen.  Denen ,  welche 
14  diese  Kategorie  gehören,  kann  nicht  schon  deshalb  ^3 
d^e  Leistung  irgend  eines  Schadenersatzes  angemotbet 
•der  die  Ausübung  irgend  eines  (slr  die  Eigenschaft  eines 
im  Heere  Dienenden  nicht  ausdrücklich  gebundenen3  Rechts 
abgesprochen  werden. 

Da,  (zu  Folge  des  Grundsatzes  der  ausgleichenden 
Ciereehtigkeit ,  in  welchem  zugleich  der  Grundsatz  der 
Cfegenseitigkeit  der  Rechte  enthalten  ist  ,3  durch  die  Lei- 
stung der  in  Frage  stehenden  Dienste  ein  Recht  auf  Tbeii-* 
nähme  an  den  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Rech- 
ten begründet  wird,  welche  die  Gesetze  des  gegebenen 
Staates  seinen  Unterthanen  zusichern,  so  sind  in  einem 
jeden  einzelneu  Staate  diejenigen  vom  Kriegsdienste  aus- 
gesehlossen,  welchen  in  diesem  Staate  jene  Rechte 
nicht  zustehn.  —  Also;  i')  Diejenigen,  welche  durch  ein 
Verbrechen  diese  Rechte  verwirkt  d.  i.  sich  der  Ausübung 
dieser  Rechte  unwürdig  gemacht  haben.  0  Ehen  so  83 
Fremdlinge  als  solche ,  d.  i,  wenn  sie  nicht  durch  den  Ein- 
tritt in  den  Kriegsdienst  eines  Staates  zugleich  die  Eigen- 
schaft eines  Bürgers  dieses  Staates  erwerben.  Den  Frem- 
den steht  auch  das  entgegen ,  dafs  der  Mensch  über  Leib 
und  Leben  nicht  nach  Gefallen  verfügen  kann.  Die  Deutr 
sehen  jedoch  haben  das  Kriegshandwerk  von  jeher  als  eine 
freie  Kunst  betrachtet  und  getrieben.  *3 


1)  Nicht  «Ghoii  deshalb  —  Denn  aas  einem  andern  Grunde  kann 
mit  diesem  physischen  Unvermögen  die  eine  oder  die  andere 
Folge  allerdings  verbanden  sejn.  Z.  B.  die,  welche  sich  selbst 
Terstümmelt  haben,  können  einer  Strafkompagnie  einverleibt 
werden.  —  Frauen  haben  auf  das  Staatsbnrgerrecht  überhaupt 
keinen  Ansprach. 

2)  Die  positiven  Gesetze  haben  die  Verbrechen,  mit  welchen  diese 
Folgen  verbunden  seyn  sollen,  etc.  genauer  za  bestimmen. 

8)  Schon  die  ersten  Römischen  Kaiser  hatten  in  ihrer  Leibwache 
auch  Deutsche,    S.  Tacit.  AnnaL  I,  24.     Nach  und  naeh  Ter- 
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Abgese'hn  von  diesen  beiden  Ausnahmen  ist  die  Ttfr«^ 
btndHchkeit ,  Kriegsdienste  zu  leisten ,  eine  unbeding^te  nnä 
mithin  allgemeine  Bürgerpflicht;  kann  also,  Noth-  Qoä^ 
KoIlisions-3  Fälle  ausgenommen,  auch  der  Staat  liieht 
eine  Befreiung  vom  Kriegsdienste  bewilligen,  z.  B.  nil^ht 
die  Kriegsdienstpflichtigkeit  nur  gewissen  Ständen  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  aufbürden.  Wenn  auch  sonst  die 
Regel  die  ist,  dafs  der  Staat,  um  Zwangsdienste  in  frei^ 
willige  zu  verwandeln,  Abgaben,  (^ vergleichungswelse 
die  leichtere  Last,])  zur  Lohnung  freiwilliger  Arbeiter 
dein  Volke  aufzuerlegen  habe,  so  ist  es  doch  mehr  ald 
zweifelhaft,  Ob  diese  Regel  auch  auf  Kriegsdienste  an- 
wendbar sey. 

Gleichwohl  sind  es  fast  nur  kleinere  Staaten ,  —  is.  ft. 
kleine  Frdstaaten  oder  wenig  zahlreiche  (]noeh  überdiefs 
ungebildete)  Völkerschaften,  —  welche  dem  Gründsätise, 
dafs  ein  jeder  ireieMann  auch  ein  Wehrmann  seyn  möidäe, 
schlechthin  treu  bleiben.  Die  meisten  übrigen  Staaten  und 
Völker  verwenden  nur  einen  Theil  der  Gemeindeglieder, 
einige  sogar  nur  ein  aus  Fremdlingen  bestehendes  Heer, 
zum  Kriegfnhren ;  —  bald ,  weil ,  zu  Folge  der  in  der  Er- 
fahrung eintretenden  Verhältnisse,  schon  ein  kleineres 
Heer  zum  Siegen  ausreichend  ist,  bald  um  den  Aufwand 
zu  mindern,  welchen  der  Krieg  und  die  Rüstung  zum 
Kriege  verursacht ,  bald  weil  sie  die  Verfassung  des  Staa- 
tes oder  der  Organismus  der  bürgerlichen  Gesellschaft  nö- 
thiget,  den  Grundsatz  der  Vertheilung  verschiedenartiger 
Arbeiten  unter  verschiedene  Arbeiter  auch  auf  die  WalTen- 
arbeit  anzuwenden. 

Man  kann  die  verschiedenen  Systeme,  welche  in  Be- 
ziehung auf  den  Bestand  der  Heere  bald  von  diesem  bald 
von  einem  andern  Volke  oder  auch  von  demselben  Volke 
zu  verschiedenen  Zeiten  befolgt  worden  sind ,  auf  folgende 
drei  Hauptsysteme  zurückführen:    Entweder  wird  der 


niehrto  sich  die  Zabl  diefter  Leibwächter.    So  wurde  der  Fall  de« 
wcRtrömischco  Reiches  Torbercitet. 
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Krieg  mit  der  gesammten  dienstfähigen  Mannschaft  des 
Volkes,  —  oder  er  wird  mit  einem  stehenden  Heere,  — 
oder  er  wird  mit  einem  stehenden  Heere  und  mit  einer 
Landwehr  zugleich  geführt.  0  C^as  erste  und  das  dritte 
dieser  Systeme  lassen  wieder  mehrere  Modifikationen 
zu.  *)3  '^  Deutschland  (]uud  in  mehreren  andern  Germa- 
nischen Staaten^  sind  alle  diese  Systeme,  das  eine  nach 
dem  andern,  versucht  worden.  '3  ^^  ^^^  geschichtlichen 
Vorzeit  der  Deutschen  war  ein  jeder  freie  und  waffen- 
fähige Mann  auch  Wehrmann ;  ^3  ^^  g^^  ^^  viele  Völker- 
schaften so  viele  Landwehren.  Auch  unter  den  Fränki- 
schen Königen  dauerte,  bis  zur  Einführung  des  Lehns- 
wesens ,  diese  Kriegsverfassung  fort.  Dann  traten  an  die 
Stelle  der  Landwehr  nach  und  nach  die  stehenden  Heere. 
(Zuerst  die  Lohns-  und  Dienstmannschaften ,  welche ,  mit 
Erbgütern  besoldet,  gleichsam  ständige  Heere  waren;  end- 
lich die  stehenden  Heere  der  heutigen  Zeit,   deren  un- 


1)  Dos  Wort:  Landwehr,  kommt  Rchon  in  den  Kapitalarien  der 
Fränkischen  Könige  TOr.  (Landwehr  und  Landsturm  sind  nicht 
ihrem  Wesen  nach  9  sondern  nnr  in  Beziehnng  auf  die  allgemei- 
nere oder  beschränktere  Anwendung  desselben  Grundsatzes  tob 
einander  Terschiedcn.) 

2)  So  giebt  es  in  Schweden  eine  Landwehr,  die  fiel  Eigenthümli- 
ches  hat. 

3)Carrion-Nisas,  allg.  Geschichte  der  Kriegskunst.  A.  d.  Fr. 
Ton  Rumpf.  Lpz.  II  Bds.  t.  Bärenhorst,  Betrachtungen 
Aber  die  Kriegskunst  etc.  Lpz.  III.  Aufl.  1827.  Stenzel,  Ver- 
such einer  Geschichte  der  Kriegsverfassung  Deutschlands,  Tor« 
züglich  im  Mittelalter.  Berl.  1820.  —  Auch  darf  hier  folgende 
Schrift  nachträglich  angeführt  werden,  welche  erst  nach  dem 
Abdrucke  des  Vten  Bandes  der  40  Bücher  etc.  erschienen  ist. 
Wheaton,  histoire  des  progrös  qtt*a  fait  le  droit  des  gens  en 
Enrope  depuis  la  paix  de  Wcstphalie  jusqu^au  congrös  de  Vienne; 
avec  un  pr4$cis  historiqne  des  progr^s  du  droit  des  gcns  en  En- 
rope avant  la  paix  de  W.    Leipz.  1841. 

4)  Daher  wurden  die  Landgüter  auch  Weh  ren  genannt.  (Und  noch 
jetzt  führen  sie  in  einigen  Ländern  diesen  Namen.)  —  Doch  gab 
es  schon  damals  eine  Kriegsmannschaft,  welche  eine  Aehnlich- 
keit  mit  einem  stehenden  Heere  hatte,  —  das  Gefolge  der 
Könige  und  Fürsten. 


unterbrochene  Eidstenz  auf  dem  freiwilligen  oder  gezwun- 
genen Eintritte  Einzelner  in  das  Heer  beruht.  Den  Ueber- 
gang  von  den  Lehns-  und  Dienstmannschaften  zu  diesen 
stehenden  Heeren  vermittelte  der  Miethsoldat.3  In  den 
neuesten  Zeiten  endlich  ist  in  mehreren  Deutschen  Staa- 
ten, z.  B.  in  Oesterreich,  in  Preufsen,  zu  dem  stehenden 
Heere  eine  Landwehr  hins&ugekommen ,  ist  also  die  älteste 
Deutsche  Kriegsverfassung  gewissermafsen  wiederherge- 
stellt worden.  Wie  überhaupt  der  Lauf  der  Begebenhei- 
ten so  oft  nur  ein  Kreislauf  zu  seyn  scheint^  so  dafs  der 
Geschichtsforscher  zu  dem  Gedanken  verleitet  werden 
könnte ,  dafs  von  den  Menschen  immer  nur  dasselbe  Drama 
aufgeführt  werde,  wenn  auch  die  Schauspieler  unaufhör- 
lich wechseln. 

Betrachtet  man  diese  drei  Systeme  in  dem  Zusammen- 
hange, in  welchem  sie  mit  der  Kriegsdienstpflichtig- 
keit  stehn,  —  also  aus  dem  Gesichtspunkte,  aus  welchem 
der  Kriegsdienst  in  dem  vorliegenden  Hauptstücke  über- 
haupt in  Betrachtung  gezogen  werden  sollte,  —  so  bie- 
thet  sich  besonders  die  Frage  dar,  wie  ein  stehendes 
Heer  auf  eine  dem  Zwecke  seiner  Aufstellung  und  den 
Grundsätzen  des  Rechts  entsprechende  Weise  zu  ergän- 
zen sey.  —  Nachdem  man  in  Europa  mehrere  Lösungen 
dieser  Frage  versucht  hatte,  ohne  dafs  auch  nur  einer 
dieser  Versuche  der  Aufgabe  Genüge  geleistet  hätte,  ist 
man  endlich  auf  einen  vollkommeneren,  ja  vielleicht  aaf 
den  einzig  richtigen  Plan  gekommen,  —  auf  das  soge- 
nannte Konskriptionssystem.  Zuerst  in  Frankreich  wäh- 
rend der  Revolution  eingeführt ,  "^3  ^^^  seitdem  dieses  Sy- 
stem seine  Herrschaft  über  mehrere  andere  Europäische 


*)  Es  hieng  diese  Neoerang  mit  der  UoigestaltaDg  aaf  dai  genaneste 
zusammen,  welche  die  Europäische  Kriegskunst  überhaupt  durch 
die  Kriege  der  Französischen  Revolution  erfuhr.  Vgl.  ▼.  Ochs« 
Betrachtungen  über  die  neuere  Kriegskunst,  über  ihre  Fort- 
schritte und  Veränderungen  und  über  die  wahrscheinlichen  Fol- 
gen, welche  für  die  Zukunft  daraus  entstehen  werden.  Frkf.  u. 
Lpz.  1817. 

Xachariä,  vom  Staate.     VI.  19 


Staaten  verbreitet.  Da  in  dem  heutigen  Europa,  wenn 
ein  Volk  in  der  Kriegskunst  einen  bedeutenden  Fortschritt 
macht,  die  übrigen  nicht  zurückbleiben  können,  so  darf 
dasselbe  System  neuen  Siegen  entgegensehn;  zumal  da 
es,  seit  der  Zeit,  da  es  zuerst  in  Frankreich  eingeführt 
yvurde,  eine  wesentliche  Verbesserung  —  im  Königreiche 
Preufsen  —  erhalten  hat.  *)  Von  dieser  wird  jedoch  erst 
'weiter  unten  die  Rede  seyn. 

Es  beruht  das  Konskriptionssystem,  dasselbe  einst- 
weilen in  seiner  ursprünglichen  Gestalt  d.  i.  in  der  Ge- 
stalt betrachtet,  in  welcher  es  in  Frankreich  zuerst  ein- 
geführt wurde,  auf  folgenden  Grundsätzen:  Die  gesammte 
waffenfähige  Mannschaft  des  Landes  ist  verpflichtet^ 
in  dem  stehenden  Heere  zu  dienen.  Jedoch  nicht  alle  waf- 
fenfähige Männer  dienen  auch  wirklich  —  eine  längere  oder 
kürzere  Zeit  lang  —  in  dem  stehenden  Heere.  Sondern 
dieses  Heer  besteht  nur  aus  einem  T heile  der  waffen- 
fähigen Mannschaft  des  Landes  und  ist  daher  eben  so  nur 
mit  einem  Theile  dieser  M^nschaft  von  Zeit  zu  Zeit  zu 
ergänzen.  Die  Regel  für  diese  Ergänzung  ist  nun  die, 
dafs  alle  Mannspersonen  nach  ihrem  Alter  (^oder  na(^ 
ihren  Geburtsjahren}  in  Klassen  eingetheilt  sind  und  dafs 
das  Heer  alljährlich,  (^oder  so  oft  eine  neue  Konskription 
notbweudig  wird ,}  aus  einer  dieser  Klassen  und  zwar  (^in 
der  Regel3  aus  derjenigen  Klasse,  deren  Mannschaft  das 
kriegsdienstfähige  Alter  in  dem  Jahre  erst  erreicht  bat, 
vollzählig  gemacht  oder  nach  Befinden  vermehrt  wird, 
dafs  aber,  wenn  die  Mannschaft  dieser  Klasse  zahlreicher 
ist,  als  die,  welche  in  dem  Jahre  zur  Ergänzung  oder 
Vermehrung  des  stehenden  Heeres  erfordert  wird,  das 
Loos  diejenigen  heraushebt,  welche  nun,  nach  Abzug  der 
Dienstunfähigen ,  in  das  Heer  einzutreten  verpflichtet  sind. 

Die  Zweckmäfsigkeit  dieses  Systemes,  seine  Vorzüge 
vor  anderen  Arten,   wie  man  in  Europa  die  stehenden 


*)  £ine  ähnliche  Umgestaltung  des  Konskriptionssjetemee  ist  der- 
malen in  Frankreich  im  Werke. 
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Heere  ehemals  ergänzte  und  sie  hin  und  wider  noch  er- 
j^linzt,  liegen  am  Tage.  '3  Dieses  System  befolgend 
kann  der  Staat  seine  Kriegsmacht  in  dem  Grade  vermeh- 
ren^ in  welchem  diese  Vermehrung  nach  dem  Stande  der 
Bevölkerung  des  Landes  nur  überhaupt  möglich  ist  Ein 
Heer,  welches  nach  diesem  Systeme  ergänzt  wird,  ist 
ein  wahres  Nationalheer ,  ist  ein  Heer ,  in  welchem ,  weil 
es  alle  Stände  des  Staates  und  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft in  sich  vereiniget ,  die  Kultur  der  Gebildeteren  auch 
den  Uebrigenzu  statten  kommt,  die  Einen  dieses  die  An- 
deren ein  anderes  Privatinteresse  bestimmt ,  den  Kampf  für 
das  Vaterland  zugleich  als  ihre  Privatangelegenheit  zu  be- 
trachten, ist  ein  Heer,  in  welchem  sich  das  Volk,  aus  dem 
es  hervorgegangen  ist,  gleichsam  wiederholt. 

In  einer  Beziehung  jedoch  leidet  dieses  System, 
(^dasselbe  fortdauernd  nur  in  seiner  ursprünglichen  Gestalt 
betrachtet  ,3  an  einem  Grundgebrechen.  Auf  dem  Grund- 
satze der  rechtlichen  Gleichheit  beruhend,  verletzt  es 
gleichwohl  diesen  Grundsatz  wesentlich  in  so  fem ,  als  es 
nicht  alle  die,  welche  zur  Konskription  eines  und  dessel-^ 
ben  Jahres  (^oder  zu  derselben  A}tersklasse3  gehören, 
sondern  nur  einen  Theil  dieser  Klasse  zum  Dienste  im 
stehenden  Heere  wirklich  einberuft,  dafs  es  also  die  Last, 
welche  von  Rechtswegen  auf  alle  waffenfähige  Männer  die- 
ser Klasse  fallen  sollte,  nur  Einigen  dieser  Klasse  anfbür- 
del.  Wenn  auch  die  Auswahl  nicht  den  über  die  Konskrip- 
tion gesetzten  Behörden,  sondern  dem  Loose  überlassen 
ist,  die  Ungerechtigkeit  ist  und  bleibt  dennoch  dieselbe« 
Denn  vom  Staate  hat  das  Loos  sein  Entscheidungsrecht.  ^^ 


i)  Gelegentlich  darf  hier  noch  des  Nebenvortheiles  erwähnt  werden, 
welchen  die  Konskription  in  so  fern  gewahrt,  als  sie,  (wie  x.  B. 
Quetelet  gezeigt  hat,)  zur  VerTollkomninung  nnd  Erweiterung 
der  politischen  Natur  lehre  benutzt  werden  kann;  z.  B^ 
zur  Beantwortung  der  Frnge,  ob  und  in  wie  fern  sich  die  phy- 
sische Konstitution  eines  Volkes  ▼erschlechtcre  oder  verbessere. 

2)  Doch  darf  ich  nicht  unerwähnt  lassen,  dafs  ich,  mit  der  Kon* 
skription  aus  eigner  Erfahrung  bekannt,  über  die  Vngercch- 


1 
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Man  kann  zwar  die  Folgen  dieser  Ungerechtigkeit  mil- 
dern, indem  man  z*  B.  das  Alter,  in  welchem  die  Mann- 
schaft einer  und  derselben  Klasse  der  Konskription  unter- 
worfen ist,  früh,  die  Dienstzeit  kurz  ansetzt,  '")  (^denn 
ein  jedes  einzelne  Lebensjahr  hat  seinen  besonderen  Werth 
für  den  Menschen ,3  indem  man  ferner  denjenigen,  welche 
das  Loos  zum  Dienste  berufen  hat,  verstattet,  einen  tang- 
lichen Ersatzmann  zu  stellen.  Und  man  kann  nicht  blos  j 
sondern  man  soll  billig  von  diesen  und  von  ähnlichen 
Mitteln  Gebrauch  machen ,  um  die  drückenden  Folgen  der 
in  Frage  stehenden  Ungerechtigkeit  zu  ermäfsigen.  Man 
sollte  vielleicht  sogar  so  weit  gehn,  dafs  man  denjenigen, 
welche  das  Loos  von  dem  Dienste  im  stehenden  Heere  bei 
der  dermaligen  Konskription  freigesprochen  hat ,  und ,  zur 
Aushälfe ,  dem  Staate  die  Verbindlichkeit  auflegte ,  denje- 
nigen, welche  in  demselben  Jahre  das  Loos  getroffen  hat, 
eine  Entschädigung  in  Geld  zu  leisten.  Aber  alles  dieses 
beseitiget  nicht  den  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit,  welcher 
dem  Konskriptionssysteme  (^in  seiner  ursprünglichen  Ge- 
stalt3  seinem  Wesen  nach  gemacht  werden  kann. 

Daher  ist  die  neue  Gestalt ,  in  welcher  dieses  System 
in  dem  Königreiche  Preufsen  (zu  Anfang  des  laufenden 
Jahrhuuderts3  eingeführt  worden  ist,  zugleich  ein  wesent- 
licher Fortschritt ,  welchen  das  System  überhaupt  ge- 
macht hat.  In  Preufsen  sind  alle  waffenfähige  Mannsper- 
sonen, nachdem  sie  das  gesetzlich  bestimmte  Alter  er- 
reicht haben ,  (^wenn  sie  also  zur  Altersklasse  des  Jahres 
gehören  ,3  nicht  nur  der  Konskription  unterworfen ,  son- 
dern auch  gehalten ,  im  stehenden  Heere  eine  Zeit  lang  >3 


tigkeit  des  Konskriptionssystemes  noch  nie  eine  Klage  hörte. 
Wen  das  Loos  getroffen  hat ,  sagt  gewöhnlich  nar :  Ich  habe  es 
Terspielt.  (Die  Menschen  sind  geneigt,  in  einer  Entscheidung 
durch  das  Loos  ein  Gottesurtheil  zu  ahnden.) 

1)  Hierbei  kann  eine  neue  Ungleichheit  entstehn ,  wenn  die  Dienst- 
zeit nach  der  Verschiedenheit  der  Waffenarten,  welchen  die  Kon- 
skribirten  zugetheilt  werden,  von  verschiedener  Dauer  ist. 

2)  Die  Ausnahme,  welche  wegen  der  Zeitdauer  des  Dienstes  zum 
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wirklich  zu  dienen.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  treten  sie  in 
die  Landwehr  ein,  welche  daher,  aus  schon  jB:edienten 
Leuten  bestehend,  mit  dem  stehenden  Heere  desto  gewisser 
wetteifern  kann.  In  dieser  Gestalt  also  ist  das  Ronskrip"* 
tionssystem  mit  dem  Grundsatze  der  rechtlichen  Gleichheit 
vollkommen  vereinbar.  In  derselben  Gestalt  ist  es  noch 
überdiefs  mit  besonderen  Vortheilen  verbunden.  '3  Bben 
so  lassen  sich  mit  ihm  auch  in  dieser  Gestalt  einige  von  den 
Mafsregeln  verbinden,  durch  welche,  wie  oben  bemerkt 
worden  ist ,  der  Druck  des  Konskriptionssystems ,  dieses 
in  seiner  ursprünglichen  Gestalt  betrachtet,  gemildert  wer- 
den kann. 

Ueberall ,  wo  es  ein  stehendes  Heer  giebt ,  z.  B.  in  den 
Staaten  des  heutigen  Europa's,  hat  dieses  Heer  gewisse 
besondere  Rechte,  zuweilen  auch  gewisse  Vor- 
rechte. ^3  C^^  ^^^  gesammte  waffenfähige  Mannschaft 
in's  Feld  rückt,  kann  von  besonderen  Rechten  und  von 
Vorrechten  des  Heeres  höchstens  in  besonderen  Fällen  und 
Beziehungen  die  Rede  seyn.  Dagegen  ist  in  solchen  Staa- 
ten die  Staatsverfassung  nicht  selten  die  Grundlage  der 
Organisation  des  Heeres  oder  umgekehrt  diese  die  Grund- 
lage jener.  In  diesem  Verhältnisse  standen  einst  beide 
z.  B.  im  Römischen  Freistaate ,  auch  in  den  Städten  des 
Mittelalters,  zu  einander.}  Es  beruhen  jene  besonderen 
Rechte  und  jene  Vorrechte  bald  auf  dem  Interesse  des 
Kriegsdienstes,  bald  auf  einem  Interesse  der  Staatsver- 
fassung ,  bald  auf  der  Pflicht  des  Staates ,  die  bürgerliche 
Freiheit ,  wenn  sie  in  einem  gewissen  Verhältnisse  von  be- 


Vortheilc  derer  statt  findet,  die  auf  eigene  Kosten  den  Dienst 
Terrichten,  läfst  sich  ebenfalls  genügend  rechtfertigen. 

1)  Einflufs  auf  den  kriegerischen  Geist  des  Volkes.  —  Aussicht  auf 
die  Verminderung  der  stehenden  Heere.  —  Entbehrlich  wird  ein 
„bewaifneter  Friede.'^ 

2)  Besondere  Rechte  ( jnra  singularia)  entstehen  aus  der  Anwen- 
dung allgemeiner  Rechtsgrundsutze  auf  ein  besonderes  Verhält- 
liifs.  Vorrechte  (privilegia)  sind  Ausnahmen  Ton  einem 
allgemeinen  Rechtsgrundsatze. 
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sonderen  Gefahren  bedroht  ist,  in  seinen  besonderen  Schutz 
KU  nehmen.  '3  —  ^^  liegt  z.  B.  am  Tage ,  dafs ,  zu  Folge 
des  ersten  Grundes,  den  im  stehenden  Heere  Dienenden  ein 
ihren  Dienstleistungen  entsprechender  und  beziehungsweise 
ein  standesmäfsiger  Sold  auszusetzen  ist.  Erwägt  man 
daher  einerseits,  wie  lästig  der  Kriegsdienst  im  Frieden 
und  wie  gefährlich  er  für  Gesundheit  und  Leben  im  Kriege 
sey,  und  andererseits,  wie  niedrig  der  Sold  in  den  heuti- 
gen Europäischen  Staaten  stehe,  so  kann  man  den  Wunsch 
nicht  unterdrücken,  dafs  die  Ursache  dieses  Mifsverhält- 
nisses  beseitiget,  d.  i.  der  Stand  der  stehenden  Heere  her- 
abgesetzt würde.  Auf  jeden  Fall  darf  der  Staat  nicht  der 
besonderen  Pflichten  vergessen,  welche  er  gegen  die  im 
Kriegsdienste  Verwundeten  oder  Gealterten  auf  sich  hat. 
Eine  Nation  kann  sich  kein  schöneres  Denkmal  errichten , 
als  wenn  sie  diesen,  —  laeso  sed  invicto  militi,  —  eine 
Wohnstätte  erbaut ,  welche  einem  Palaste  gleicht.  —  Wenn 
es  dagegen  in  so  vielen  monarchischen  Staaten,  auch  in 
den  Europäischen  Monarchien,  eine  Leibwache  (^oder  Garde) 
giebt,  welche  vor  dem  übrigen  stehenden  Heere  bevor- 
rechtet ist,  so  dürfte  diese  Einrichtung,  da  sie  in  dem 
stehenden  Heere  selbst  eine  Spaltung  stiftet,  mit  dem  In- 
teresse des  Kriegsdienstes,  wenigstens  in  Europa, 
schwerlich  vereinbar  sevn.  Auch  die  Gründe  der  Ver- 
fassungspolitik,  welche  man  für  diese  Einrichtung  in 
dem  einen  oder  in  dem  andern  Staate  anführen  kann, 
möchten  sich  nicht  auf  die  Europäischen  Monarchien  an- 
wenden lassen;  nicht  zu  gedenken  der  Gefahren,  welche 
eine  Leibwache  da,  wo  sie  dem  Geiste  der  Verfassung 
entsprach ,  dem  Throne  so  oft  bereitet  hat. 

Die   Tugenden   eines   Heeres  ^3    ^^^^  Gehorsam 


1)  Ein  besonderes  Recht  der  letzteren  Art  ist  s.  B.  das  Recht  der 
Soldaten ,  unter  gewissen  Umständen  ein  von  allen  oder  Ton  .ge- 
wissen Föriulichkcitcn  befreites  Tcstaineut  zu  errichten. 

3)  leh  nehme  hier  das  Wort:  Tugend,  in  dem  Sinne,  in  wcil-^ 
ehern  e«  eine  jede  Eigenschaft  einer  Person  oder  Sache  bczeich- 
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gegen  diejenigen ,  welche  über  das  Heer  gesetzt  sind  und 
Tüchtigkeit  znm  Kampfe.  Die  letztere  Tugend  setzt 
wieder  zwei  Bedingungen  voraus,  —  Körperkraft  und 
Tapferkeit.  ^3  Ein  Heer,  welches  zu  der  Hoffnung  er- 
mächtigen soll ,  dafs  es  den  Sieg  an  seine  Fahnen  fesseln 
werde,  bedarf  aller  dieser  Tugenden.  ^")  Es  bedarf  der- 
selben an  sich  in  gleichem  Grade.  Es  bedarf  ihrer 
unter  allen  und  jeden  Umständen,  d.  i.  von  wel- 
cher Art  und  Beschaffenheit  auch  seine  Kriegskunst  seyn 
möge.  Es  ist  daher  z.  B.  ein  Irrthum,  wenn  man  glaubt, 
dafs  seit  der  Erfindung  des  Pulvers  die  persönliche  Be- 
schaffenheit des  Heeres  weniger,  als  ehemals,  über  den 
Ausgang  der  Schlachten  und  der  Kriege  entscheide.  '3  Nur 
Einzelne  können  sich  jetzt  weniger,  als  vormals,  durch 
Grofsthaten  auszeichnen. 

Diese  Tugenden  eines  Heeres  sind  von  dem  Umfange, 
sie  hängen  mit  dem  gesammten  physischen  und  moralischen 
Zustande  eines  Volkes  so  genau  zusammen,  dafs  man, 
um  die  Gewährleistungen  für  dieselben  nachzuweisen^ 
von  der  Yolkserziehung  überhaupt  zu  handeln  hätte*  Je- 
doch giebt  es  eine  Bedingung  der  Wirksamkeit  jener 
Tugenden  eines  Heeres ,  von  welcher ,  da  sie  in  ihrer  Art 


net^  welche  diese  Person  oder  Sache  za  etwas  taa glich  macht. 
(Dieselbe  Bedeutung  hat  auch  das  Lateinische  Wort:  Virtns.) 

1)  Ich  gedenke  nicht  der  £hrliebe  und  ähnlicher  Neigungen.  Diese 
sind  nur  Triebfedern  zur  Tapferkeit. 

2)  Man  kann  daher  umgekehrt  annehmen,  dafs  ein  Volk^  (oder  der 
Kern  eines  Volkes,)  welches  in  einer  Reihe  von  Kriegen  den 
Sieg  davon  getragen  hat,  besonders  wenn  es  sein  Gebieth  all- 
mählig  Tergrofsert  hat,  durch  alle  diese  Tugenden  sich  aus- 
zeichnete. 

3)  Nicht  das  Geld  also  ist  der  nervus  belli.  (Eisen  läfst  sich  in 
Goid  und  Silber  verwandeln.}  Die  Römer,  die,  welche  durch 
ihre  Siege  Roms  Gröfse  gründeten ,  wurden  auch  jetzt  noch  sieg- 
reich seyn.  Machiav.  Abhdgon  über  den  Livius.  II,  10«  17. — 
Eben  so  wechseln  die  Regeln  der  Strategie  nicht  mit  den  ¥faf- 
fen.  Cäsars  Lager  im  nördlichen  Frankreich  ist  auch  jetzt  noch 
eine  treffliche  Stellung.  —  Vgl.  Seume,  D,  comparatio  inter 
arma  Teternm  et  recentiorum.    Lips. 
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nur  die  Erfolge  eines  Heeres  bedingt,  und  da  sie  über-^ 
diefs  jene  Tugenden  sogar  in  einem  gewissen  Grade  er- 
setzen kann ,  hier  noch  besonders  die  Rede  seyn  mufs ,  — 
die  K r i  eg  s  z  u  c  h  t.  *)  Obwohl  das  Bedürfnifs  eines  jeden 
Heeres ,  kann  doch  die  Kriegszucht  vorzugsweise  in  einem 
stehenden  Heere  ausgebildet  werden  und  beruhen  doch  die 
Vorzüge  eines  stehenden  Heeres  vor  einem  jeden  andern 
besonders  auch  auf  der  Vollendung ,  zu  welcher  in  ihm  die 
Kriegszucht  gebracht  werden  kann«  (^Daher.  wird  in  dem 
Folgenden  von  der  Kriegszucht  nur  in  Beziehung  auf  ste- 
hende Heere  die  Rede  seyn.) 

Die  Kriegszucht  hat  Wunder  gewirkt  und  sie  wirkt 
fortdauernd  Wunder.    Ihr  verdankten  einst  die  Römer  ihre 
Siege  und  die  lange  Dauer  ihres  Reichs  zu  einem  grofsen 
Theile.    Dasselbe  gilt  von  dem  Uebergewichte ,   welches 
die  heutigen  Europäischen  Völker  und  die  Völker  Europäi- 
scher Abkunft  über  alle  andere  Völker  der  Erde  behaupten. 
—  Auch  ist  es  nicht  schwer ,  die  Ursachen  zu  entdecken , 
welchen  die  grofsen  Erfolge  der  Kriegszucht  beizumessen 
sind.    Wenn  ein  Heer  nach  der  Analogie  einer  bewegen- 
den Kraft  zu  beurtheilen  ist  und  daher,  je  mehr  Einheit  in 
demselben  herrscht,  desto  wirksamer  seyn  wird,  so  mufs 
die  Kriegszucht ,  da  sie  die  einzelnen  bewegenden  Kräfte, 
aus  welchen  ein  Heer  besteht ,  zu  einem  Ganzen ,  gleich- 
sam in  einen  Mittelpunkt  der  Bewegung,  vereiniget,  die 
Kraft  des  gesammten  Heeres  bis  zu  dem  Grade  steigern, 
bis  zu  welchem  sie  nur  überhaupt  gesteigert  werden  kann. 
Wenn  auch  die  Stärke  oder  Macht  dieser  Kraft  von  der  Be- 
schaffenheit der  einzelnen  in  ihr  vereinigten  Kräfte  abhängt, 
so  liegt  doch  in  der  Einheit  des  Ganzen  zugleich  ein  Grund 
zur  Verstärkung   der  Kräfte  der  Einzelnen,  als  solchen. 
Denn  mit  einander  vereiniget  können  Arbeiter  nicht  selten 


*)  Der  Lateinische  Aasdruck:  Disciplina  militaris,  bedeutet  die 
KricgsverfasBung  überhaupt.  Lange  blieb  bei  dem  stehenden 
Heere  des  Römischen  Reichs  die  disciplina  Angnsti  in  Gebrauch. 
S.  1.  12.  §.  1.  D.  de  re  milit. 
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er- 
er- 


den 


die 


efaie  Arbeit  liefern ,  welche  sie  einzeln  zu  liefern  nicht  im 
Stande  seyn  wurden.    Unter  derselben  Voraussetzung  wird 
der  einzelne  Arbeiter  thätiger  seyn ,  als  er  vereinzelt  seyn 
wurde,  bald  weil  er  seinen  Mitarbeitern  nachschreitet,  bald 
^^     aus  Scheu  vor  ihrem  Urtheile,  bald  weil  er  einer  strenge- 
^^     ren  Aufsicht  unterworfen  werden  kann  und  unterworfen  ist 
Weit  eher  könnte  es  befremden ,  wie  es  bei  so  vielen 
Völkern  gelungen  ist,  das  Heer  der  Kriegszucht  in  ihrer 
ganzen  Strenge  zu  unterwerfen,  selbst  bei  solchen  Völkern, 
welche,  —  wie  z.  B.  die  Römer  und  die  Engländer, "^3  *^ 
den  Werth  der  persönlichen  Freiheit  sonst  recht  wohl  zu 
^^      schätzen  wnfsten.    Jedoch  läfst  sich  diese  Erscheinung  s  o 
^       erklären ,  dafs  sich  einem  Volke ,  so  bald  es  in  der  Kriegs«- 
0       kunst  einige  Fortschritte  gemacht  hatte,  das  Gefühl  oder 
'       die  Ueberzeugung  aufdringen  mufste,  dafs  nur  eine  strenge 
Kriegszucht  nicht  nur  für  die  Erfolge,  sondern  auch  für  die 
eigene  Sicherheit  des  Heeres   Bürgschaft  leisten  könne. 
Einmal  eingeführt  hatte  dann  die  Eariegszucht  in  sich  selbst 
ein  Lebensprincip.    Was  der  Fortdauer  einer  jeden  öffent- 
lichen Gewalt  zur  Stütze  dient ,  —  dafs  Niemand  in  dem 
Ungehorsame  oder  in  dem  Widerstände  gegen  eine  solche 
Gewalt    der  Erste    seyn  will,  weil  er  nicht  weifs,  ob 
ihm  ein  Zweiter  nachfolgen  werde,  —   das  mufste  der 
Kriegszucht  wegen  der  Strenge  ihrer  Strafen  besonders 
zu  statten  kommen. 

Obwohl  der  allgemeine  Charakter  der  Kriegszucht  eine 
besondere  Strenge  ist,  so  ist  doch  das  Mafs  und  die  Be- 
schaffenheit dieser  Strenge  theils  mit  der  Denk  -  und  Sin- 
nesart des  Volkes  überhaupt,  theils  mit  dem  Charakter 
desjenigen  Theiles  des  Volkes ,  aus  welchem  das  Heer  er- 
gänzt wird ,  in  Uebereinstimmung  zu  setzen.     In  Ueber- 


*)  Bei  den  Römern  worden  Vergehnngen  gegen  die  Kriegtsucht 
mit  körperlichen  Züchtigungen  (durch  Stöcke  aus  Weinreben 
(e.  Ta  cit.  Annal.  I,  28.)  bestraft  Auch  in  den  Britttcban  Hee- 
ren eind  körperliche  Züchtigungen  in  Gebrauch. 
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einstioimaiig  intt  diesem  Grundsätze  werden  in  Frankreich 
Verletzungen  der  Kriegszucht  nicht  mit  körperlichen  Züch- 
tigungen bestraft;  ja  ersta'eckt  sich  in  Frankreich  die 
Kriegszucht  sogar  nur  auf  die  Zeit ,  während  welcher  der 
Dienst  wirklich  verrichtet  wird.  In  einem  strengeren  Ge- 
horsam wird  das  Britische  Heer  gehalten ,  wegen  der  Art, 
wie  dieses  Herr  ergänzt  wird. 

Bis  hieher  ist  in  dem  vorliegenden  Hauptstücke  der 
Kriegsdienst  nur  in  d  e  m  Verhältnisse  betrachtet  worden  y 
in  welchem  er  zu  seinem  Hauptzwecke ,  zu  der  Kriegsver- 
fassung steht  Jedoch  der  Kriegsdienst  und  das  Kriegs- 
wesen überhaupt  stehen  noch  in  mehreren  anderen  Bezie- 
hungen. Von  diesen  sollen  jetzt  noch  diejenigen  herausge- 
hoben werden,  welche  dem  Einflüsse  nach,  den  sie  auf 
die  Kriegsverfassung  oder  sonst  .auf  den  Staat  haben,  die 
wichtigeren  sind. 

Also  —  das  Kriegswesen  und  die  Verfassung  eines 
Staates  stehen  überall  in  dem  Verhältnisse  der  Wechsel- 
wirkung zu  einander.  —  Wie  könnte  es  anders  seyn  ?  da 
eine  jede  Staatsverfassung ,  wie  sie  auch  sonst  beschaffen 
seyn  möge,  der  Stütze  einer  Macht  bedarf,  welche  sie 
gegen  ihre  Feinde  vertheidigen  könne,  in  den  äufsersten 
Fällen  aber  der  WafFenmacht  eine  jede  andere  Macht  nach- 
steht? da  überdiefs  die  Art,  wie  die  Staatsbaushaltung  ein- 
gerichtet ist,  auf  beide  zusammen,  auf  das  Kriegswesen 
and  auf  die  Staatsverfassung,  einen  entscheidenden  Ein- 
flofs  hat?  —  Es  ist  daher  dem  Kriegswesen,  nach  der 
Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen,  in  dem  einen 
Staate  diese  in  einem  andern  eine  andere  Gestalt  zu  geben. 
Dem  Geiste  der  Demokratie  entspricht  nur  eine  Kriegs- 
Tcrfassung,  welche  die  gesammte  waffenfähige  Mannschaft 
zum  Kriegsdienste  beruft,  also  die  Vertheidigung  des  Lan- 
des einer  Landwehr  anvertraut.  Darum  ist  z.  B.  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ein  jeder  Bürger 
auch  ein  Landwehrmann.  Zwar  giebt  es  in  diesen  Staa- 
ten auch  ein  stehendes  —  besonders  zur  Besetzung  der 
festen  Plätze  bestimmtes  —  Heer.    Aber  so  gering  ist  der 


m 

Bestand  desselben ,  dafs  die  Verfassung  von  dieser  Seite 
scblechterdings  nichts  zu  furchten  hat.     Dagegen  ist  ein 
stehendes  Heer  in  der  Monarehie  an  seiner  Stelle.    Denn 
in  dieser  Verfassung  steigert  ein  stehendes;  Heer  die  Macht 
des  Forsten,  ohne  dafs  es  ihr,  wenn  es  anders  nicht  durch 
unmärsige  Begünstigungen  übermnthig  gemacht  wird ,  zu-* 
gleich  gefährlich  werden  könnte«  ^3  Z^^r  in  der  konsti- 
tutionellen Monarchie  scheint  sich  das  Verhältnifs  des 
stehenden  Heeres  zur  Verfassung  anders  zu  stellen;  wie 
auch  in  Grofsbritannien  das  stehende  Heer  von  der  Volks« 
parthei,  wenigstens  ehemals,  mit  verdachtsamen  Augen 
bewacht  wurde.    Aber ,  auch  zugegeben ,  dafs  in  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  der  Fürst  versucht  seyn  könnte, 
seinen  Befehl  über  das  Heer  zum  Umstürze  der  Verfassung 
zu  benutzen,  so  hat  sich  doch  diese  Gefahr  in  dem  heuti- 
gen Europa ,  seitdem  die  Europäischen  Staaten  von  ihrem 
Kredite  einen  so  umfassenden  Gebrauch  gemacht  haben  und 
da  sie  fortdauernd  genöthiget  sind,  ihren  Kredit  in  An- 
spruch zu  nehmen,  nicht  wenig  vermindert.    Denn  Gewalt- 
streiche sind  nicht  das  Mittel ,  den  Kredit  eines  Staates  zu 
befestigen  oder  zu  steigern.  —  Die  V^echselwirkung  zwi- 
schen dem  Kriegswesen  und  der  Verfassung  eines  Staates 
tritt  auch  in  der  Geschichte   unzweideutig   hervor.     Als 
Octavianiis  Augnstus  den  Römischen  Freistaat  in  eine  Ein- 
herrschaft verwandelt  hatte ,  errichtete  er  sofort  ein  ste- 
hendes Heer.    In  Deutschland  hatte  eine  jede  wesentliche 
Veränderung  in  dem  Kriegswesen  auch  eine  Veränderung 
in  der  Staatsverfassung  zur  Folge.  ^)    Die  Französische 
Revolution  gab  sowohl  der  Kriegs  -  als  der  Staatsverfas- 
sung Frankreichs  eine  neue  Gestalt. 

Eben  so  unverkennbar  ist  der  Einflufs,  welchen  dje 
stehenden  Heere  auf  Kultur  und  Civilisation  über- 
haupt ,  namentlich  in  den  heutigen  Europäischen  Staaten,  *3 


1)  Brecht,  das  Kriegftwesen  in  Monarchien.    Frankf.  1611. 

2)  S.  Band  V.  S.  89  f. 

3)  Nicht  hloi  von  den  Heeren  dieser  Slaaten  gilt  der  Satz,   wen« 
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haben.  Der  Di^et  in  einem  stehenden  Beerte  ist  eine  Eia-< 
Übung  gewisser  Tugenden ,  —  der  Achtung  für  die  Vor- 
gesetzten, der  Ordnungsliebe,  der  Rührigkeit ,  der  Pünkt- 
lichkeit. Derselbe  Dienst  kann  auch  dazu  benutzt  werden^ 
und  er  wird  in  mehreren  Staaten  auch  dazu  benutzt ,  die 
Mannschaft  in  gewissen  gemeinnützigen  Kenntnissen  oder 
Leibesübungen  zu  unterrichten ,  z.  B.  im  Lesen  und  Schrei- 
ben ,  im  Rechnen,  im  Schwimmen,  im  Turnen.  Ein  stehen- 
des Heer  sieht  fast  unausbleiblich  auf  diejenigen  mit  einem 
gewissen  Stolze  herab,  welche  nicht  zu  ihm  gehören« *3 
Wenn  auch  dieser  Stolz  seine  Schattenseite  hat,  so  wirkt 
er  doch  im  Stillen  der  Alleinherrschaft  entgegen ,  zu  wel- 
cher sonst  in  unserem  „der  Industrie^^  verfallenen  Zeital- 
ter die  Sucht ,  Geld  zu  machen ,  (^to  make  money,3  leicht 
gelangen  könnte.  Ueberdiefs,  wo  das  Heerwesen,  wie 
im  Königreiche  Preafsen  organisirt  ist,  mnfs  sich  jener 
Stolz  zum  Nationalstolze  erweitern. 


er  auch  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Heere  dieser  Staaten 
erläutert  werden  wird.  —  In  dem  Römischen  Reiche  scheint  be- 
sonders das  stehende  Heer  dazu  beigetragen  zu  haben ,  die  Herr- 
schaft der  Römischen  Sprache,  Kultur  und  CiTÜisation  anfalle 
Provinzen  dieses  Reiches  auszudehnen.  Als  das  Römische  Reich, 
als  ein  Römisches  Reich  schon  längst  in  der  Nationali  tat  der 
Griechen  untergegangen  war,  blieb  dennoch  die  Lateinische 
Sprache  die  Sprache  der  Legionea.  Gibbon,  XVH.  47  (Basler 
Ausg.) 

*)  Schon  ein  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  angeworbenes  Heer  hegt 
diesen  Stolz.  Julius  Cäsar  unterdrückte  einen  Aufstand  seines 
Heeres  mit  einem  einzigen  Warte.  Er  nannte  die  Widerspensti- 
gen: Qnirites    Tacit.  Annal.  I,  42. 
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EINLEITUNG 

in  di0 

Lehre  von  dem  Staaisobereiifenthume^- 

' öäer  '        • 

m  die  StaaUwitthickaftsleKre  ^J. 

(Bach  86-40.) 

I.    Betriff  —  Eintheilvng  der  SiaftUwtrlh-« 

Schafts -Lehre. 

"er  Gegenstand  der  folgendeu  fänf  Bacher  (At»  SfisteA 

bis  408ten}  ist  das  Staatsobere igenthum.*^)  ^*  ^^ 
Recht  des  Staates ,  seinen  Bedarf  an  Braocblichkeiten  5^ 

1)  Introdaetory  lecture«  on  political  econoiqy.  B^  Rieh.  Wha- 
tely.  Lond.  1881.  —  Kanm  ein  anderer  l'beil  4^r  StaatsiHi-« 
•ensehaft  ist  fast  bei  allen  earapäiachen  Kaiionen  ran  deaSohtill- 
•tellern  eo  eifrig  bearbeitet  worden,  aU  diese  WisMnichaft.  Dief. 
englische  Literatur  ist  besonder  reich  an  Schriften  dieses  Inhalfa 
und  äberhanpt  in  dem  Fache  de^  Sfaatswirthschaftslehr^  die' 
Torznglichste.  (Das  erhlirt  sieh,  wenigsten*  lAm  Theil,  atto  d^ns 
inneren  Zustande  und  aus  den  auswärtigen  V^hAltnissen  des 
Britischen  Reichs.  Wie  viele  Materialien  und  Aufgaben  für  die 
Staatswirthscbaftslehre  liegen  da  schon  In  der  taglichen  Praxist 
Bei  diesem  Reichthnme  der  staatswiHhsohaftlichen  Literatur  weMe 
ich  mich  in  dem  vorliegenden  Werke  um  so  riMnr  aaf  eini^« 
wenige  literarische  Notiaen  beschränken.  Uebrigens  wenn  wir 
auch  noch  kein  einigermasseu  vollständiges  Werk  über  die  Lite- 
ratur dieser  Wissenschaft  besitsen,  so  helfen  doch  diesem  Man* 
gel  die  Schriften  über  die  Geschichte  der  Wissenschaft,  (die 
ich  zu  Ende  der  Einleitung  anfuhren  werde)  in  einem  gewissen 
Grade  ab.  S.  auch:  Schlotte r,  Handbuch  der  juristiscben  nad 
staatswirthschaftlichen  Literatur.  Grimma,  1841.  (t^ird  fortge- 
setzt'. —  Dafs  ich  eine  Bahn  betrete,  auf  welcher  ich  so  viele 
Vorgänger  habe  ,  kann  nur  der'  Erfolg  des  Unternehmens  ent- 
schuldigen. 

2)  Vergleiche  die  Einleitung  zum*  VI.  Bande  des  vorliegenden  Werkes. 

3)  So  dürfte  das  in  den  staatswirthschaftlichea  SebrHtea  der  .Eng- 
länder so  oft  vorkommende  Wort:  Commoditios,  in»  Deutsche  zu 

Zachariä,  vom  Skiaie.  Vif.  i 


kraft  des  ihm  an  dem  Vermögen  des  Volkes  oder  der 
Nation  (^denn  aoch  in  der  Staatswirthschaftslehre  werde 
ich  beide  Worte  als  gleichbedeutend  gebraochen^^  zusteh- 
enden Eigenthumsri^b^s^^p,  liefirif  dig^n«  Ich  sage :  Kraft 
des  dem  Staate  an  dem  Verm,q^e;i.  des  Volkes  zustehenden 
Eigenthumsrechtes.  Zwar  kann  der  Staat  auch  kraft 
eines  anderen.  Hohe|tsrecbtes,  z.  B«^kraft  seiner 'Strafgewalt, 
Einkünfte  aus  dem  VermögeA  ,d^s  Volkes  beziehen.  Aber, 
wenn  auch  di^  .l^]i!anfte..die£|^r..A  Einkommen  des 

Staates  {jih  effectu^  vermebr^jD,  s,o  siind  sie  doch  nicht  nach 
den  Grundsätzen  der  Staatswirthschaftslehre,  sondern  nach 
den  C!rpnds»t«en  zu.heprt^eikn,^ welche  von  demHoheits- 
rechte  gelten,  kraft  desseo.eine.  jede,  einzelne  dieser  Ein- 
künfte bezogen  wird. 

'  Das  Staalsobereigenthnm  beruht  auf  demselben  Bechts- 
gtniide,  wie.  die  StaatsoberherrMehkeit.  Die  Staatsgewalt- 
(i4ih  seinem  Wesen  nach  unbedingtes  Recht^  ist  nicht  ohne 
eine  ihr  entsprechende  Macht,  diese  nicht  ohne  eine£(err- 
scpaft . djßnkba]^ ,  welche  siph  sowohl  auf  die  Kraft,  als 
auf^das  Vermögen  des  V4)lkes  erstreckt..  Zwar  kann  es 
Staaten  geben ^  und  esgiebt  in  der  Erfahrung  Staaten, 
we/che  nur  yoaidqm, einen  oder  von  dem. anderen  jener 
Rechte. GebraocbN machen.  Ja^  dem  Interesse  der  indivi- 
dndlen  Freiheit  wurde  derjenifire  Staat  am  vollkommensten 
epts^recbep^  welcher  ni;r  Abgaben  und  nicht  Dienste  von 
dmfoU^^Qri^Kif!.^  Aber. dw. Recht  dßs  Sil;aate^  kann 
man  wieder  aiif  die  Nationalkraft  noch  «uf  das  Nationalver- 
m()g^n  beschränken,  ohne  .das  Wesen  des  Staates  aufzu-- 
.hej|»en., 


lU 


übersetzen  sejn.  Di«  UjBbersetznvir  ist  den  Wprten:  Gemach- 
lichkeiieB,  Bf  junemlichkeiten ,  Baulichkeiten  etc.  nachgebildet. 
Das  Wort  Güter,  ist  wejg^en  der  AUgemeiiiheit  seiner  Bedeatnng 
das  Wort :  S  ä  c  h  ir  ü  t  e  r ,  ist  als  ein  znsamniengesetxtes ,  nicht 
ein  Aequivalent  für  das  Wort:  Brauchlichkeiten.  Nipht  besser 
sind  die  Aasdrücke:  Sachliche  materielle  Güter.  —  Das  Wort 
Bedi^rfnisse,'  ist  in  der  Folge  ohne  Zusatz  gebraucht 9  jeder- 
zeit TOD  den  BedärAiisseii  an  Temlohon,  welche  Braachllchkeiten 
au«  Gegenstände  haben. 


v 


Die  Stäftt«wirthBchftft8lehr«  ist  die 
Schaft  der  Gmndsfitze  und  Regeln,  naeh  welchen  der  Staat 
sein  Ei^enthum  an  dem  Vermögen  des  Volkes  aaszaCiben^ 
—  oder'sdhen  Bedarf  ah  l^raac&lichkeifen  aus  dm  VermS- 
gen  dbs  Volkes  zh  befriedigen  —  oder  die  Pflichteif ,  weicht^ 

dem  Volke '(^und  einem  jeden  Einzelnen  im  Volke}  in'Be^ 
ziefafan'g'  atfif  seih'  Vermögen  g^geii  den  Staat  obliegen^  in 
Vd^i^iehung  zu  selzfeh  hat/ 

Die  StäätäWirthscbkftslehre  begreift  Wieder  zwb!  Wi^-»' 
sehi^chaft^nf  Hinter  sichV —  die  ^f  a  t  i  d  n  a  I  -  oder  die  Vo  1  k  s^ 
wirthschäftslehre  und  die  iSiaatsh'aiidhaltnnigs^ 
lehre  oder  die  Finairz Wissenschaft    jietie  hat  die' 
Bewirflischaftung^   (}die '  Erwerbung ,  £!rhaltiuig  nhff'die 
Beniiitzani^}  des  Volks  Vermögens,  weif  und  in  wiefern  sief' 
dfe^ Angelegenheit  des  »Staates  ist,'  diese  hat  die  Üe^irth^ 
sehjEiftuhg'  des  Staats  Vermögens,  dfeses  Wort  in  seiner 
eiligeren 'ti^deatahg'  0  9  ^*  ^*  ^°  der  Bedeotüng  genöm-^ 
men,  in  .welcher  eis  das  von'  dem  Vermögen  des  Volkesf^ 
atisgeiäehiedene,  für  die  Bedürfnisse  des  Staates  unmittelbar' 
bestimmte  Vermögen  bezeichhei,  zu'  ihrem  Cfegenstande/ 
Die  Bewirthschaf^ang  des  Volks  -  und  die  des  Staätsver'^ 
mögchi^  —  ntid  mithin  auch  die  Volks wirthschafts-  tind  die' 
StaatshäuiäHalfuhgslehre' —  verhalten  sich' zu  einander  ge-^ 
genseitig,  wie  das  Viittel  zu  seinem  Zwecke.  Der  Bfaushalt 
ded'Stäates  kann  nicht  wohl  bestellt  seyn,  wehif' der  Staat ' 
das  Volks  vermögen  schlecht  betvirthschäftet ,  und  nmge-' 
kehrt    In  der  Theorie  können 'und'  sollen  beide  iVisseh-^ 
Schäften,  die  Volkswhrthschafts-«  Ad'  die  Staatshaushalt 
tungslehre,  von  einander  gesondert  werden^  im  Lbbehsind 
beide  Wissenschaften  oder  s b  11  e n'  sie ' nur  eine  Wissen-» 
schäftseyn. 


1)  In  der  weiteren  Bedentottg^  begreift  das  Wort  beide,  eowohl 
däeTdlki-  als  dik  StaätaVermogen;  unter  sieb/  In  der  Folge 
wird  jedölii  üak  Wort  Jedetzelt  in  seiner  iBogerenBedentiing  ge- 
nolnmeft  werden«  Dbgegeft  eiiid  die  Worte;  StsitewirtiMteii; 
StaattwirtlMcbaftelebre,  eowoM  ton  der  BewirtbacjhaftQBg  dm 
Yolbe- ,  als  Ton  der  de«  StaaUTennögetie  e«  Teiretelieii/ 


IL    Von  dem  wissenschaftlichen  Charakter  der 

Staats  wirthschaft  sichre. 

Bei  dem  Vortrage  der  Staats wirthschaftslehre  kann  man 
(^wie  bei  dem  der  Staats  Wissenschaft  überhaupt,])  zwei 
an  sich  verschiedene  Methoden  befolgen.  —  Ent^ 
weder  kann  man  die  Aufgabe  dieser  VTissenschaft ,  — 
wie  hat  der  Staat  das  Vermögen  des  Volkes  und  das  seinige 
zu  bewirthschaften,  —  als  eine  Aufgabe  behandeln,  deren 
Lösung  sowohl  in  das  Gebiet  der  Wissenschaft,  als  in  das 
der  Politik  oder  der  Staatsklugheitslehre  gehört.    Alsdann 
ist  in  einer  jeden  einzelnen  Lehre  jener  Wissenschaft  die 
Vorfrage  die:  Was  ist  in  dieser  Lehre  Rechtens?  Dage-. 
gen  hatnach  dieser  Methode  die  Politik  nur  die  Aufgaben  zu 
beantworten,  welche  die  Rechtswissenschaft  zwar  aufstellt, 
aber  der  Politik  zur  Beantwortung  übemsst.    Die  Politik 
hat  also  nach  dieser  Methode  nur  das  zu  ergänzen,  was  der 
Antwort,  welche  die  Rechtswissenschaft  auf  die  Aufgabe 
der  Staats wirthschaft  ertheilt,  an  Vollständigkeit  abgeht, 
und  zwar  das  s  o  zu  ergänzen ,  dafs  die  Regeln  der  Politik 
nicht  mit  den  Grundsätzen  des  Rechts  in  Widerspruch  ste- 
hen dürfen.    (^Wenn  z.  B.  das  Rechtsgesetz  die  Forderung 
aufstellt ,  dafs  die  Staatsauf  agen  unter  die  Einzelnen  im 
Volke  nach  dem  Verhältnisse  ihres  Vermögens 
vertheilt  werden  sollen,  so  hat  die  Politik  die  Mittel  an  die 
Hand  zu  geben ,  durch  welche  dieser  Forderung  am  voll- 
kommensten genügt  werden  kann.3  —  Oder  man  kann  die 
Aufgabe  der  Staätswirthschaftslehre ,  ohne  auf  die  Grund- 
sätze des  Rechts  Rucksicht  zu  nehmen,  lediglich  und  allein 
als  eine  der  Politik  (]und  mithin  der  Erfahrung^  anheim- 
fallende Aufgabe  betrachten  und  behandeln;  wenn  auch 
die  Politik  alsdann  noch  immer  gewisse  Voraussetzun- 
gen, z.  B.  die  Voraussetzung  des  Sondereigenthums ,  aus 
der  Bechtslehre  zu  entlehnen  hat.  —  Beide  Methoden  sind 
jedoch  mehr  als  Methoden  des  Vortrags  ajs  ihren  Resul- 
taten nadh  von  einander  verschieden.  Denn,  was  der  Politik 
(^an  sie h  gsi^s^in^ thesi])  vollkommen  gemäfs  ist,  ist  eben 


deswegen  auch  Rechtens.  Daher  werde  Ich  auqh.  bei  der 
Darstellung  der  Staatswirthschaftslehre  v<»rzugsweise  die 
letztere  Methode  anwenden. 

Man  mag  aber  die  eine  oder  die  andere  Methode  bei 
der  Bearbeitung  der  Staatswirthschaft^lehre  befolgen,  alle- 
mal ist  diese  Wissenschaft  vor  allen  Dingen  als  eine  selbst- 
ständige Wissenschaft d. i.  so  vorzutragen, daifs lediglich 
und  allein  die  dieser  Wissenschaft  eigen thäinlicbe 
Aufgabe  —  wie  sich  der  Staat  seinen  Bedarf  an  Brauch- 
lichkeiten  am  besten  verschaffen  könne,  —  ohne  Rücksicht 
auf  irgend  einen  anderen  Zweck ,  welchen  sich  der  Staat 
noch  sonst  bei  derBewirthschaftung  des  Nationalvermögens 
und  des  seinigen  setzen  kann  und  nach  Befinden  setzensoll, 
in'sAuge  zu  fassen  ist.  Zwar  greift  die  Staatswirthschaft  in 
das  gesammte  Sejrn  und  Leben  des  Staates  in  einem  Grade 
ein ,  wie  kaum  ein  anderer  Zweig  der  Staatsverwaltung. 
Aber  ein  jedes  Hoheitsrecht  kann  man  nur  unter  der  Be^ 
dingung ,  dafs  man  es  zuvörderst  seiner  eigenthämliöhen 
Beschaffenheit  nach  inBetrachtung  gezogen  hat,  auch  dem 
Zusammenhange  nach,  in  welchem  es  mit  der  Staatsver- 
fassung oder  mit  anderen  Hoheitsrechten  steht,  gehörig 
beurtheilen.  ([Dasselbe  gilt  von  dem  Gegenstande  einer 
jeden  Wissenschaft.") 

Uebrigens  kann  man  die  Staatswirthschaftslehre  auch 
in  die  Staatswirthschaftslehre  in  der  engeren  Bedeutung 
und  in  die  Lehre  von  der  Bewirthschaftung  des  Vermögens 
der  Gemeinden  ([und  anderer  im  Staate  bestehender 
Körperschaften3  eintheilen.  In  dem  Folgenden  wird  jedoch 
von  der  letzteren  Wissenschaft  weiter  nicht  die  Redeseyn, 
da  sie  kaum  eine  fruchtbare  Behandlung  zuläfst,  wenn 
man  nicht  zugleich  auf  die  (so  grofse^  Verschiedenheit 
Rücksicht  nimmt,  welche  unter  den  Gemeindeverfassun- 
gen nach  der  Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen  ein- 
tritt. 


j 
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III.    Die  Vorsebnle  (oder  PropÜdeuHk^  der 
J9tafrtsw!rthsi>haft&lehre,  die  (allgemeine) 

Wirthsphaftslehre. 

>Viedia  St^At8erziefaiiii|:j9leliredie  ^U^e^Cfine  fjr- 
sfeliaii^lehre  zor.Gcniuila^ehat,  so  ,ist  üe  allgemeitie 
yVixih$^cha(tB}eiirfi  odgrdie  Wirthscbd(t§le)i]:e,fBf^hlechtr 
bin.—  die  Lehre  vpj^  i;rwerl>e,ii)l>erhan^t,  —  ^ie.Gii^qdliagß 
d^i;  g|tmt9>virthscj^afjtsldire.  —Jiie  allgemeine  Wirthi^bafts^ 
/elic^  ist  ki^ipeiswegp  eine  4Mm  Inhalte  iificb  gjsm  ^!^W 
^j^seif^h^.  ;ilfwi  hJlt  npr  j)i^er  i^ie  .Gi;{pya^9ä^e  diese/ 
>y4$.9efis€bfift  in  der  i^tnat^^i^ii^thscbaftslebre  m^  insbeson- 
dc^rß  ,in  der  yolkjBi^^rtbscihfiftelfihre  ypr^fefragw  ,,gteiqh,«ls 
yiäxw  ,h^ideWissenschaQ;en,.die  allgemeine  und  die  St^i^ts-* 
)[ iuabejiQndere  die  Volks-)  Wirthscbfiftslebre  jaiur  ei^ie 
liyjis^eivsichftft;  jein^  4^rt  ,4c;r  ^|ur^,tellpng ,  welche  offenbar 
S^e^  ^e  BegeJln  ^^iner  .pchti^n  Mfethode  yerstöfet.  .  In 
^em  yorliej^enden  Werke  ^rd  ^e^  .die  eine  Wissiens€ihaf[t 
yj^n  dßr  anderen  gesondert,  4je  fdl^emeine  WirthschaJ[ts- 
l^hjr^e  deriStaa^wiithsch}|ft$^^  die  Ettdeitiuig  iadie^e, 

^jQtraosgescibickt  werden*  (Weiin  gleichwohl  in  der  weiter 
.unten  folgeji^dc^n  ^aristtell^iig  der  aU^^meioen  Wirthi^c^^ftS'- 
]iehre  Sätze  vori&ommen  werden,  welche  in  4ie  Staats wiivtb- 
^^aftßlebre,  wd  p^psondc^e  in  die  Vojlk^wirjtb^cbairtelehre 
js^p  gebpi:enscb€;inen,$psi]{iddiei^Sft.tzenur  als  Beispiele 
pde/A^r  als  Anw.pnduj^gejpi  zu  betrachten,  wei^cbe  von 
^e^  |legeli)i  der  allgefD^eineiTt  -Wiribscbaftslehre  scboipi  yor- 
läo^^,  ^Pjtn  liYie^ef bolan^en  zfiyc^rpeidjsq^giemacbli;  werdei^.} 

JE?  W4p  a^w  ,d^e  fdlgei^ejggip  Wirtbsicb^tslebr.e  ^  fjwi 
iti^p  Wiß9ßWcWp  !?pcjt  geqaue^  zjf.  charalk^tepsiren.,])  zn- 
ypr,defst  dip  Yerscbjedei^eiüt  der  Personen  oig^b^acbtet) 
von  welQb®9  4^jr  Erwerb  gema.cbt  wird,  oder  gemacht 
werden  ;$pU,  niit  andere^  W^rtf^n :  Die  Grundsätze  dieser 
Wissenschaft  sind  (^bedingungsweise 3  sowohl  auf  die 
{Staats-  als  auf  die  Privat  wirthscbaft  anwendbar.  Indem 
jene  Wissenschaft  den  Erwerb  jn  disser  Allgemeinheit  be- 
trachtet, legt  sie  zugleich  den  Grund  zu  dem  Unterschiede, 


Eben  so  zieht  die  'iUl^erf^^  W^MÜftgi'^fe  "iU 
▼e^ehiedeti^n  mö^ti^fieh'e^^H'^tMdetlökl^dM^s  nicht 
fQ-r  ^ieh  oder  ihrer  ^|/^^iNy^he'h  ^esctiafg&lteh  tfi^6h, 

hl'lf  e>meifte'fa  Büdi'hg^ggh  m'kr^Pßäs  A^drs^eä^ttSr 

Ärt^sffad-,  iii  mmcmig.  '■  mm(iim  ,'^.  %Mät  m^mt 

Ur  VröäHkÜSby  incfa>t  SH)h  'Sdii  vä^Biti^S^en  Akät  Br 
Faliräceh/i$bi&dertt'inir  Von ^r'ti'^bfikfüitWn. '^Ofe^Mb  V^ 
<a^  äiinseM^n  Ari^  der  ^rif&tit^bh  Wd  'MMflktttifti 
febdrt'in'ffie'h'iis'bH^e^d'eye  Wä-th^chühs^B?^.  '(ßk^t 
■■•%,  B.  'die  Aufgabe  der  'L^ntH^Ümc^Wf^^r^,  ker  fier^- 
wei!(!«wi^ett^chki^,'ä^r  l^e^tfloliö.) 

b<^tiiniirfeArmr%^auäflin^t,lW^^(lti^d%eH^^ 
möglichen ErweiVsa^en 'imirf^  Blef2fieMf%  k^f  tteseti 'tf^i(- 
'täng^egrür  in  Iftetrachtan'g  z^eht,  kacfa'äie'Fra'g^e,  vljii  #era 
b^er  »I  Wessen  Interesse  äerEÜ^efb  gä^äcVit  ^IMs,  '^^.~ 
lieh  ita  ihreh  Ort  ^este/h  'se^b  iafst,  kö  Vrfrd  WJm  W^ät 
die  Aiiürs^i^g  nicht  za  g'eW^t  itiiäar,'äai*s''die'M%^y^äe 
Wä>«(dshkftslefai'e  ^n  dem  'l^^ge  'iMt  ^e^geb  Wi^^- 
i^dwft  erhöben  Veirdiern  kÖMite.  Ycb  '^Iftttbt'e  ^eSoch  liei  der 
Darstellung  dieser  Wissenschaft  derjenigen  UtethOide  treu 
bleiben  zii  mfiäsen ,  Welclife  !öh  fn  i^  flbrt^en  "BSitidin  des 
vorliegenden  Werkes  befolgt  hab"e.  , 

lY.Üiar  GescMchie  deVlSUatswthhVcl^afts'lehre 
bei  den  heutigen  Europäischen  YölkerB  *3* 

So  viiel  ahcTi  äÖnst  die  Wissenscl&af'tien  bei/dieh  heutigen 
Europäischen  Yölkern,  insbesondere  bei  denen  Germanischer 


1)  Wi^en  der  Schriften  über  die  CieiicJiicVite  dieser  ^iscenschaft 
beziehe  ich  mich  iiiTÖrderit  auf  Bau's  G^quasätit«)  der.  Volks- 
virthsclialtitlehre.  (IV.  Aufl.  Heidelberg,  1641).  —  Verrl.  ober- 
dieae:  Oeavrea  de  Turgot.  Te.  HI.  F.  1808.  S;  ftii.  Eph^mi- 
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AUuui^  46aGffie<^n  und  ilen  Römem  ^  oder  den  „ Atten^^ 
—  verdanken,  die  Staatswirthschiifjltislehre  entwickelte  sich 
fast  selbsts.tfindig  bc^  jenep  Völkern. 

Zwar  ^gen  die  Griechischen  Weltweisen,  welche  die 

/S,taatswis8en8cjbaft  (pder  die  Politik^  überhaupt  als  einen 

iy(Bseptliphe^  SestandtbeiJ   der  Philosophie   betrachteten, 

Jiucli  die  Wirthschaftslehre  in  den  Kreis  ihrer  Untersach- 

,ßBg.en.  (piß  Q'ömer  haben  sich  um  die  Staatswirthschafts- 

lebre  we^er  diir<ch  Schriften  noch  durch  die  Praxis  verdient 

l^emachti)    Man.  könnte  sogar  geneigt  seyn,  sich  von  den 

iBtaatswirthschaJftlichen  Arbeiten  der  Griechischen  Philoso*» 

.  phen  Grofses  zu  versprechen.  Demi  ihre  Upigßbongen  boten 

Ihnen  Erscheinungen  dar,  welche  insbesondere  auch  auf 

4ip  mögliche  Verschiedenheit  der.  staatswirtbschaftlichen 

Systeme,  so  wie  auf  den  wesentlichen  Zusammenhang ,  in 

wejtehein  «ein  jedes  dieser  Systeme  mit  dem  gesammten  Zu- 

^  Stande  des  Staates  stehe,  unmittelbar  verwiesen.  Die  Macht 

der  Athepienser  beruhte,  in  den  Zeiten  der  Bläthe  ihres 

Freistaates ,  hauptsächlich  auf  ihrem  Seehandel  und  auf  der 

Abhängigkeit,  ip  welcher  sie  durch  ihre  Kriegsflotten  ihre 

Kplpnien  und  die  Inseln  des  Archipelagus  erhielten.    Ihre 

Handels  t  und  Kolonfal-Pplitik  hatte  die  gröfste  Aehnlicb- 

Jkeit  mit  der  der  heutigen  Europäischen  Seemächte  ^3.  ([Die 

A-thenien^er  entschlossen  sich  zu  dem  Kriege,  welcher  den 

tarnen  des  Peloponnesischeii  IBLneges  fährt,  hauptsächlich 


-y«" 


ridfit  |lu  citoyen.  Jahrgang  liaV.  (Zar  Gesebichie  dei  phy- 
«ioknitischen  Systems).  — -  Ganilfi)  des  systömes  de  üecono- 
mie  politique.  Par;  II.  ^it.  1821.  Mc.  C  dl  loch,  introdac- 
tory  discparse  lu  der  neuesten  (von  ihjn  besorgten)  Ausgabe  vpn 
A.  Smith'«  Wealth  ofnations.  (Lond.  1839.  S).  H.  Winter, 
Pvof.  sa  Kasan,  die  wiesensehaftfiche  Bearbeitong  der  Staats- 
Wirthschaftskunst  nach  dem  literatargeschicbtlichen  fintwicke- 
Ipngsgange  des  Staatswirthschafts- Systems  und  des  Finanzwesens. 
Kasan  1S37'  ~  80  aneh  die  Schriften  über  die  Literatur  der 
*  3teatswissenschaft  überkaapt  (1.  B.  Reidel^  Bibliothek  für  mo- 
dern« Politik  und  Staatswissenschaften»  Da|rmst»  1841.)  npd  die 
ober  die  beschichte  der  Philosophie. 
1)  Vergl.  Böe)[h's  trefflicbes  Werk;  Die  Staatshaiishaltnng  der 
Athener. 
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in  item  Interesse  ihres  Handels.}  'Eines  ^anz  andern ,  |a 
des  iperade  entg^egengesetzten  Geistes,  war  die  Staats  wirtb^ 
Schaft  des  Spartanisehen  Freistaates.  Nur  der  Landbaaer 
hatte  vor  den  An^en  des  Gesetzgebers  der  Spartaner:  Gnade 
gefunden.  Im  Uebrigen  ging  Lykurg^s  Plan  dahin ,  die 
Spartaner  von  der  Beschäftigung  mit  Handwerks-  und 
Kunstarbeiten  möglichst  abzuhalten,  sie  gegen  den  Handelsh 
verkehr  mit  dem  Auslände  möglichst  abzuschliersen.  Gl^h- 
wohl  entsprechen  wenigstens  d  i  e  ökonomischen  Schriften 
der  Griechen,  welche  auf  uns  gekommen  sind,  *)  den  Er- 
wartungen, welche  man  von  ihnen  hegen  könnte,  keineswegs* 
Die  bei  den  Griechen  fast  allgemein  herrschende  Aüi^cht 
von  der  Allgewalt  des  Staates,  —  die  bd  ihnen  nicht  min- 
der verbreitete  Meinung ,  dafs  die  Macht  des  Staates  weit 
weniger  von  dem  Reichthum«,  als  von  der  Kraft  der 
Nation  abhänge,  —  endlich  die  Verachtung,  welche  bei 
demselben  Volke  auf  dem  Stande  der  Handwerker  lastete,  '.^ 
—  -waren  die  Ursachen^  dafs  die  Griechischen  PhilosOphe^ 
die  Staatswirthschaftslehre  mit  geringerem  Erfolge ,  als 
andere  Theile  der  Staatswissenschaft,  bearbeiteten.  Auf 
jeden  Fall  war  die  Welt  der  Germanischen  Völker,  auch  in 
staatswirthschaftlicher  Hinsicht ,  eine  andere ,  als  die  A^ 
Griechen  der  Vorzeit.  Auf  keinen  Fall  al^o  waren  jene 
Völker  in  der  Lage,  dafs  sie  in  der  Staatswirthsehaftslehre 
ein  von  diesen  schon  aufgeführtes  Gebäude  nur  auszur 
bauen  oder  nur  neu  einzurichten  gebraucht  hätten. . 

Um  so  weniger  darf  es  befremden,  dafs  die  Schriftstel- 

1)  Dahingehören:  Xenophontis  liber oeconomicns.  (Hier  findet 
»•o  unter  anderem  eine  inter«80anie  Anweisung  über  die  Art, 
wie  man  seine  Frau  na  einer  gaten  Haasfran  erziehen  könne.) 
Idem  de  reditibaa  Atheaiensinm.  S.  aoch  Ebend.  Politik.  7« 
S«^!!.  Aristo telis  Oeconomicoram  libri  II.  (Diese  Schrift 
des  Aristoteles,  wenn  sie  anders  den  Aristoteles  sum  Verfasser 
hat,  enthält  eine  Sammlang  Ton  Beispielen  aufser ordentlicher 
Finanzmafsregeln.) 

2)  Xenpph.  liber  oecon.  cap.  7.  Aristot.  PoliL  IlL.  2.  8»— Die- 
selbe Meinung  herrschte  bei  den  Römern.  Cic.  de  ofßc«  III., 
2.  3.  (Daher  hatten  die  tribus  rustica«  dem  Vorrang  Tor  den  tri« 
bas  orbanis  ) 
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ier  d6S'(;EiiropSi9cheii^  Miitehilters,  -vrdche  tfberiiaiipl^nnr 
in  die  Pufstapfen  der  Griechischen  and  Römischen  Sdirift- 
«telkr  fa'aten ,  fär  die  Staatswi^thschaftslehre  wenig  öder 
l^ar  nichts  leisteten.  >}  Wie  in  aiidereirF%lten,  iso  arbeitete 
«lieh  in  diesem  Wille  das  Leben  der  Wissenschaft  voh 

Zwar  in  der  Geschichte  der  ersten  «Jahrhunderte  d^ 
-Germanischen  Staaten,  welche  ans  SemGewin-e  dergröfteü 
TSlkerwanderniig  hervorgingen , -(höher  l^ann  ibftn  bei'd<5r 
vorliegendem  Aufgabe  in  der  Geschichte  nicht  init  Sii^hißi'- 
'heit  >hinatifsteigen,3  findet  man  in  diesen  Maaten 'kilnm 'et- 
wa», was  an  eine  ^planmäflsige  oder  i^st(^mat}is<^he  SStiiatsr- 
Whrthschaft  grenzte  oder  erinnerte.  Vorsorge  f&r  den 
Wohlstand  des  Volkes  war  in  jenen  Staatefidaimats  kieiiim 
(dem  Namen  nach  bekannt.  Der  Staatshaushalt  war  deiti 
iBanshalte  dertwidheirrn  d.  i.  dem  der  Öei^täser  d^r  größten 
Gnmdlierrschaften  des  Ltfades  nachgebildet.  Der  Kfmig 
lie^tritt  mit  dem  firtrage  seines  Stammgates  nnd  mit  dem 
^gewisser  lautzbarer  Hobeitsrechte ,  (^derlle^aHeii^  wificfae 
haaptsSchKdh  auf  dem  Eigenthnme  beruhten ,  das  ihm  an 
>4tem  liei^enldsen  Theile  ^les  Grnfid  und  des  Böde'rib  iaü- 
^0taiMl«}  tticht  Yimr  den  Aiifwand  für  seine  Hofhaltung,  son- 
dern «uch  »mehrere  andere  -öffentliche  Ausgatieh.  Stenei^ 
M  »entrichten ,  warde  lät  tmve^inbftr  mit  der  'Eigenschaft 
tüm^  fteim  lAanäes  ei^chtet.  Aber  die  herkömmlichen 
9HSnMe  M>uf«M«»i  sowohl  jn  Kriegs-  als  M Fi1ed[eii^^.6iVe^ 
auch  dieG^u^herren  und  zwar  auf  ihrcEosten  verrichttett  *3. 

Attt  der  iBntatehnng  der  StSdte  in  deft  Staate  Germa- 


l)Lnig*iCi¥r«rio,  MIa  eeohomhi  poHtfca  d«l  medio  cto.  1SS9. 
8.  Bmck  S«liön,  de  ntemtnra  politica  medii  nevi*    Bretl.  1838. 

t|)$ttab^h.  N«b«tisttindett.  II,  ti.  nällniaiin^  Oetchlchte  de« 
Vivpnitigs  der  Regalien  ib  Detft^hland.    Frnalcf.  a.  d.  O.   1806. 

S)K.  R.  iiaikg,  hfatoritdie  Entwickelong  de^  Deatschen  Stener- 
▼erfaMaag.  Berlin  1798.  Montag,  Goscliichte  der  staatsbur- 
gcrlicben  Freiheit.  Bamb.  und  Würxburg  1SI2.  Abth.  I.  $, 
8.  -^  D2e  sehr  üorgfilftf^  bearbeitete  Geschichte  der  fi^anzSsiechea 
Ftftanten  (i.  B.  Von  Atnonld,  1806,  Ton  ßreeton,  18!^,  yon 
bailLyv  18S0.)  ist  toglelch  für  die  Geachichtc  dbr  üeaUchen 
StaatswirtbKhaft  Ton  grofeem  Interesse. 


Bischen  Urspr^uigs  lUiderte.stdi,  wttm  jnehmiirinieh  iMhI 
nach,  dieisf^r  Zustand  der  Dünge  dieser  ^Itaiiteii.  »Lanfe 
yorher,  ehe  es  in  denselben  eine  .Stftfttsrmrthsdiaft 
gib,^  weldie  diesen  Namen  verdient  hatte,  :g»ib  eettn 
ihiiien,^ine  regelma&ig  geordnete -St adti^itthsehalt.  — 
j^nd  ßkUH  diestcr  entwic^keHe^ich /damn  mit  deir 
Zeit  eine  l^.tailtswirthtS.chaCt,  w.e.lfche  idesadl*^ 
ben  GeistCiS,  wie  jene  jB;tadtW'irlhflQh)aM,  w.a^r. 
Das  ging  so  «n:  Die  Gemeinschaft  .des  Wtihn{iliit9ie8lbnt 
alleaial  nntei:  den  tEünwohner n  eines  und  (desselben  tOrtes 
.eme.gewisaerGemeinsohaft . d^Interessen/nnB  eine.gpeindii^ 
same  Yerwaltpng  dor  .gemoinacbaftliehen  dkngelegenhdten 
^pr  Fiflgt»  Schon  deswegen  also  mufaten.,  lals  laich  .die 
Stadtwirthschaft  vm  deri«andwirthscbaft,  —  tdie  iKabrika^ 
^tion  und  der  Handel  von  der  iRroduktien,  -**-.  mtBom  aatär'- 
Uchäi  J4ittfe  der  JBkigebenheiten  losrifs,  idiefitadtgenieindeii 
lanf  den  Gedai^en  verfallen,  tdie  dSrireichung  ides  iSw^eokes, 
/örweldien  sie  ^bestaniden ,  d-a*  <die  8ichera&g  und  Beför^ 
jElerpng  der  stad^sdien  ^^(ewerbe  als  ein  äßen  .MitglieAeRp 
,der  Bürgerschaft  gernrnnsobaßüebes  Aiiliegen  am  belracb^ 
ien  and  $ds  .eine  j^emeuischaftlicbe  und  dff»tticke  Angeie«- 
^enheijfc  fsu  behandeln«  iJM  «eben  so  bra«bte  es  laelian  »der 
jallgeweifie  Charakter  einer  JKiMrpe«»QiMtft,,  vrelober  «ns 
JEbMQd  werjkera  ni^d  Kleinhändlern  besteht,  tatt  sich^  dafe  die 
/Stadtgemeinden  si^h  m  den  ausschiie&licben  Besita  dar 
JFjabi^katijOin  and  des  Handels  jku  setzen,  .die  Tbeünahnw  an 
Äeffi  sMi4tisphen  Gewenbea  zvl  erschweren  und  suäk  tiber^ 
h^ßpt  gegm  eine  jede  9Iit^w^bnng  wngliehst  %n  aichem 
apphjten,  mit  einem  Wpi^ ,  da/s  sie  ihren  ISrnrerb  ift 
^jn^f  jeden  9e^ie-hang  in  eJnen  privil^giriien 
SKU  verwandeln  begabt  waren#  flierzn  konmen 
noch  einige  besondere  Umstände,  welche  die  Stadtgemein- 
den in  diesem  Bestreben  bestärkten,  und  bei  demselben 
begünstigten*    Mit  den  Städten  fast  gleichseitig  entstan-» 

})  Sie  waren  zogleich  arieg8geno«t«nBcliafteo  do4  aU  solche  die 
Stütveji  der  Selbstständigkeit  des  ßurgei-alandea.  Blan  wendete 
sich  an  Zunftgenossen^  wenn  man  £idesheller|  duismeramentales. 


n 

denin  denStädten,  ans  den  Zeitumständen  hervorgehend  ^^, 
2änfte  und  Innungen,  kleinere  Gemeinden,  in  welchen  der 
engherzige  Geist  der  8tadtgemeinden  zu  seiner  vollsten 
Blüthe  gelangte.  Es  gab  nicht  wenige  Städte,  welche, 
da  sie  ihren  Ursprung  nicht  der  naturgemäfsen  Entwicke- 
lung  der  Y olkswirthschaft  verdankten ,  ohne  Privilegien 
überall  nicht  im  Stande  gewesen  seyn  würden,  ihr  künst- 
liches Leben  zu  fristen.  Allen  aber  machte  die  fast  feind- 
JichcT  Stellung,  in  welcher  der  Landadel  zu  ihnen  stand, 
znr.Sicherung  und  Beförderung  ihres  Erwerbes,  der  Quelle 
ärer  Macht,  Privilegien  zum  Bedürfnisse.  (Wie  weitaus- 
sdiend  die  Pläne  der  Städte  waren,  kann  man  am 'besten 
aus  der  Geschichte  der  Hansa  abnehmen.^  —  Fast  in 
aUen  Germanischen  Staaten,  wenn  auch  in  d^m  einen 
Sjtaate  früher  .oder  entschiedener ,  als  in  dem  anderen,  ^1 
machten  nun  die  Regierungen  das  Erwerbsinteresse  der 
.Städte  zu  dem  ihrigen,  mit  anderen  Worten,  entstand 
eine  Staatswirtbschaft,  welche  die  Erwerbs- 
politik  zur  Grundlage  hatte.  Fast  alle  Regierun- 
gen begünstigten  im  Ifinern  des  Gebietes,  so  weit  sich 
ihre  Macht  erstreckte,  die  Stadt  wirthschaft  vor  der  Land- 
wirthschaft.  Fast  alle  dehnten  mit  der  Zeit  die  Gunst,  in 
welcher  bei  ihnen  die  Städte  standen ,  auch  auf  das  Ver- 
kältnifs  zwischen  dem  In-  und  dem  Auslande  aus.  Das 
btachte  die  damalige  Stellung  der  Fürstengewalt  zur 
Macht  des  Adels,  das  der  Yortheil  der  fürstlichen  Kam- 
mer mit  sich.  Die  Fürsten  bedurften  und  sie  bedienten 
sich  der  Städte,  um  den  Adel  des  ungewohnten  Gehor- 
sames zu  erinnern.  (^Dena  die  heutige  Lehre ,  dafs  der 
Adel  der  geborne  Vertheidigerder  Throne  sey,  verdankt 
erst  dem  Emporkommen  des  Bürgerstandes  ihren  Ursprung. 

t 

ZU  stellen  hatte.    Auch  die  Kirche  hatte ^  wo  nicht  auf  di«  Ent* 
■tehung,  doch  auf  die  Befestigung  der  ZunftTerfassung  Einflufs. 

1)  Auch  die  Deutschen  Kaiser  ergriffen  diese  Politik;  aber  als  diekai- 
serliehe  Gewalt  schon  zu  geschwächt  war^  als  dafs 'der  Plan  hätte 
gelingen  können.  (Ohnehin  ist  an  die  standhafte  Verfolgung  ei- 
nes und  desselben  politischen  Planes  am  wenigsten  in  einem 
Wahl  reiche  zu  denken.) 
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Allein  mächtig,  ist  er  der  geborne  Feind  der  Färstenge->> 
walt ,  vielleicht  der  /g^efährlichste.^  Auch.  Kammerhälfen: 
waren  von  dem  Bürgerstande  am  ersten  zu  erlangen« 
Denn  die  Bevölkerung  der  Städte  bestand  anfangs  aus 
einer  Mischung  von  Freien  und  Unfreien;  und,  auch  als 
persönliche  Freiheit  das  Gemeingut  des  Bürgerstandes 
geworden  war,  blieben  noch  Erinnerungen  an  die  Vorzeit 
in  der  verschiedenen  Stellung  des  Adels  -  und  des  Bär- ; 
gerstandes  zum  Fürsten  übrig.  Eben  so  bestand  der 
Reichthum  des  Bürgerstandes  hauptsächlich  in  Geld  und- 
anderer  fahrender  Habe.  Abgaben  in  Geld  konnten  daher 
leichter  von  dem  Vermögen  derJBürger  als  von  dem  Grund- 
besitze erhoben  werden.  Das  Aufblähen  der  Städte  eröff- 
nete den  Regierungen  die  Aussicht,  die  öffentlichen  Lasten^ 
die  bisher  zum  Theil  Naturalleistungen  gewesen  waren,  ^ 
insgesammt  in  Geldabgaben  zu  verwandeln.  Auch  war 
der  Handel  schon  seit  den  ältesten  Zeiten  durch  Zölle 
besteuert  gewesen. 

In  derselben  Richtung,  wie  die  Entstehung  der  Städte 
und  das  Verbältnifs  der  Städte  zu  den  Regierungen  w^irkte 
noch  eine  andere  Ursache;  eine  Ursache,  welche  zwar 
anfangs  nur  auf  die  staatswirthschaftliche  Politik  der 
Europäischen  Seemächte ,  in  der  Folge  aber ,  durch  das 
Ansehen  des  von  diesen  gegebenen  Beispiels,  auch  auf 
die  Politik  der  übrigen  Europäischen  Staaten  einen  ent- 
scheidenden Einflufs  hatte.  —  Gegen  das  Ende  des  15ten 
Jahrhunderts  wurde  von  den  Spaniern  ein  neuer  Welttheil, 
Amerika ,  von  den  Portugiesen  ein  neuer  Weg  nach  Ost- 
indien ,  der  Weg  zur  See  entdeckt.  Von  denselben  Völ- 
kern und  nach  und  nach  auch  von  anderen  Europäischen 
Seemächten,  wurden  hierauf  in  den  nun  zugänglichen  oder 
neu  entdeckten  Ländern  Kolonien  angelegt  oder  Erober- 
ungen gemacht.  Die  neueren  Verhältnisse^  in  welche  so 
die  Europäischen  Seemächte  traten,  veranlafste  diese  Mächte, 
in  Beziehung  auf  den  auswärtigen  Handel,  eine  Politik 
zu  befolgen ,  welche  desselben  Geistes ,  wie  die  aus  dem 
Interesse  der  Städte  hervorgegangene,  auf  diese  manigfal- 
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tig^^ariekwiilsAe  oder  ndt  cUesiätt  asir  efiieift  Gtmz^n'zuautik^ 
nenscbmolfi.     Die  kohMnisirteti'IJSiider  wardeix   von  der 
liaeht,  der  sfeabd&e  Ecning'enselMilt  >}  gehörten ,.  ans^ 
sehMefdich  avsgebentet,  asf  den  Handel  mit  denr  Matterlände 
bncfariAktr   Der  Glaabe,  der^  sehen-  frfiher  in  Europa  ge^ 
herrsdit  hatte')  ^3  dafs  der  Rtiehthnm  einer  Nation  hanpt- 
sieUieh^,  wohrseIbfiit<aUeitt  in  den  edleren  MetalKn  bestehe, 
l^eldie"  die  Nation  besitze,  erhielt  neue  Nafanmg^  erhielt 'ein' 
ncnes 'poUtisehes  Gewicht.  DinnGoMdinrstMrareine  Hai^^ft*-- 
ttiebfeder  zn  den  meist  sehr  gewagten  Unternehmnngen; 
welchen  die  E^c^ier  ihre  Ekroberongen  und  Niederlassütf'* 
gen  in  andren  Welt flieilen  verdankten.'    Auch   spendete 
sehr  bald  besonders  Södamerika 'seinen  neuen  Hii^rren' Gold*- 
nnd  Saber  mit  so  freigebiger  Hand,  dafs  das  neue Liebetf, 
welches  deshalb  durch  das  Steigen  der  Geldpreise  aller 
.WiBflren  in-  dem  Eiiropftischen  Handelt  verkehre  geweckt  ^ 
liWde,  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  von  neuem  auf  dön" 
'staatswirthschaftlichen  Werth  der  edlerenBfetaHe  hinlenkte/ 
Endlieh  stand  aach  die  EolOnialpoütik-  der  Ekiropäisdien 
Seemächte  in^  dem  genauesten  Zusammenhange  niit- den' 
Bfaftregeln,  welche  dieselben  Mächte  im  Interesse  ihrer" 


IJ  DcrUnterschiei,  welöben  dmaUileiiiseheReeliir  zwlMhcnnSittmlii^ 
gdlera  und  ISlrruBgeptoliafteii  madite,-  »ehelnt  nicht  "olme  £iBfinfe 
auf  die  Anticliteii  gewesen  kq  eeyp  ^  -welche  man  Ton  dem  Ver- 
hältnisse iwischen  dein  Motterlande  und  seinen  Kolonien  hatte. 
IMe  Helden ,  welchen  Spanien  seine  £h»helPttng0tt  in  SüdäntelrikA 
▼erdaokte»  worden  CoB^uistadaMki  genaiiBl.  (Voa  co^qniaat«« 
oder  acqnaettm  —  ErrnngensclMift;)  -     . 

2)  Schon  in  einem  Vertrage^  welchen  im  «Jahre  1411 'Kflslilien  and 
Portugal  mit  einander  schlorsen ,  steht  die  Klausel ,  dafs  nicht 
Chald  aiM^deiB  einen  Lande  inf'das  andere  ausgeführt  werden' 
■oUe.  I>iimont,  corps  nniir.idiplamtttl^aev  T«- II.  P.  I.'p.-  Z^ 
Dag^en  wnrde  in  einem  Vdrirage*  zwischen  Engltfnd  nnd'Biif- 
gund  T.  J.  1473  ausdrücklich  Terahredet,  daf«  die  Auafahr 
der  edleren  Metalle  gegenseitig  gestattet  seyn  solle.  Ebend.  T. 
lU.  F.  II*  p»  28.  —  Darnm  beschäftigte  sieh  anch  die  Chemie 
des  Mittelalters  hauptsachlidi  mi#  der  Anfgabej  „den  Stein  der 
Weisen^'  zu  fioden.  (Auch  in  mehreren  anderen  Fächern  des 
VTissens  oder  des  Strebens  pflegt  den  Miensehen  e  in  geheimnifa- 
▼ollesZiet'^oisilichwebeny  walcheysie  «nerreicheli  beiüähf  iiindO^ 
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Sebiifiibirt  ergpüfeat  noAizni  ergreifen  buttern  Jfc490|^iii«hi! 
auf .ileaanswärtigeA Handel  bßschräntLte  sieh; der JBtetlojfo) 
d^^eTiPioJitik»   Un«. sieb  die  Vcurtheile  im,6iehem:^  wdelie  I 

die  Koioiiifia  dem .  MuUerUuide  ^e>w lifarteA  oder<  verUeraeii^ 
rauGsteadie  Eoropluscbeii jSeemäehte^ehimlDwmitarer* 
Steatea .  Eäarichtungea  treffen ,  welehe  >  dem-  Interesse  vdts  > 
Soloiual-  nnd  äbevhiuipt  des  .answärti^a  Haadels^entsprai» 
cken.  Sie  mufsteaz.  B^Limlalandie  dueiVabrikatiän  faagäi»«. 
stiigen^  auf/daCs.  sie  ihre  Kolonien  mit  deaFabrikatefi^  doeii;;  I 

die  C^uf  die  Prodaktion  verwieseaear)  Koltak»  biedivftca^ 
aussehlierslich  vevsecgSA'köaateati.Sie  mufsten  dtwe  Qtnst 
den  -st&dtisehea  ^Gewerben,  auch  t  zm  dem;  Bnda^  angedciheiti 
lassen^  damit  sie  4ie.  edierea  Metalle,  deren  Werth  aie  mahv" 
undimebC'kennen  lernteniy  in'sXand  zögen:,  oder  im  lünde* 
erbieltenw.   Mit  einemi^Worte  j  da,  wie  in:  derNatar^eiatGe^*»* 
s^-mit  dem  anderen,  so  ia  dev  Staatskimst  eine  Mafisregel  i 
mit  der- anderen  aof.  das  genaueste  zusammeohängt ^  so-' 
iiHifsteajeneMjSchte.aaf  der  Baba,  auf  voelche  sie  zuerst^ 
dnrcb  dasjnteresse^  der  JStiidte  and  dann  ilmrckdenfifandel') 
mit  den  Kolonien  ;gelenkt  ^worden  waren,  immer :  weiter  iond  i 
weiter  fortschreiten  und  so  nach  und  nach  zu  ein^r  staater 
wirthi^qhafUicben  Politik  gelangen ,  welche,  sich  der.  VoU-» 
kommenheit  eines  «taatswürthschaftlichea  System  es  nä- 
herte. Je  glänzender  die  Erfolge  waren,  welche  insbesondere 
England  imd  Frankreich  ^3   dieser  Politik  zu  verdanken 
schienen,  desto  leichter  und  gewisser  mufste  dieselbe  Poli«- 
tik  auch:  bei  den  Baropjuschen  Landmächten,  so  weit  sie  in 
dem  Bereiche  dieser  Mächte  war,  Eingang*  finden. 

Die  Staats wirthschaftliehe  Praxis,  welche  sich  so  ia 
den  .Germanischen  Staa^n,  —  schon  im  l6ten  Jabrbunderte^ 
und  noch  allgemeiner  und  in  einer  nodi  voUkanuaeneren 
Gestalt  im  17tbn  Jahrhunderte  —  aus  dem  gesammten  po- 
litischc^n  .Zustande  dieser  Staaten  entwickelt  hatte  ^  gi^S 
von  dem  Grundsätze  aus^  dafs  die  inländische  Fabrieation 


1)  Ia  Frmnknich  wurde  dieses  ayttooi  beaood^s  durch  denMimiter 
Colbert  (uDtor  Lndvig  MV.)  «niCi^^il^^ 
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möglichst zahegüMtigen^  AUes,  was  sich nnr  im  Itthmde 
fabriziren  liefee ,  im  Inlande  za  fabriziren  und  der  auswar- 
tige Handel,  ([die  Hauptquelle  des  Reichthnms  einer  Nation,) 
wenn  er  nicht  in  ein  Monopol  verwandelt  werden  könne, 
doch  so  zu  leiten  sey ,  dafs  die  Handdsbalance  zum  Yorü^ 
theil  des  Inlandes  stehe,  ^')  mit  einem  Worte,  dafs  die  Re^ 
gierung  die  edleren  Metalle  auf  alle  Art  und  Weise  in  das 
Land  zu  ziehen  und  in  demselben  zu  erhalten  habe.  Zu- 
gleich war  dieser  Grundsatz  für  die  8  teuer  Verfassung 
von  entscheidender  Wichtigkeit 

Da  diese  Praxis  mit  der  Zeit  so  künstlich  und  so  sys- 
tematisch ausgebildet  wurde,  dafs  sie,  um  einer  wissen- 
schaftlichen Bearbeitung  der  Staatswirthschaftslehre  zur 
Grundlage  zu  dienen,  nur  in  ein  anderes  Gewand  umgeklei- 
det zu  werden  brauchte,  da  sie  sich  überdiefs  sogar  durch 
ihre  Eünstlichkeit  der  Spekulation  empfehlen  mufste, 
so  wurden  die  Grundsätze  dieser  Praxis,  oder  die  Grund- 
Sätze  des  s.  g.  Kommercial-  oder  Handels-Systems  auch  in 
der  Wissenschaft,  welche  nun  ihre  Untersuchungen  auch 
auf  die  Staatswirthschaftslehre  ausdehnte,  ^3  vorherrschend, 


1)  Der  Finanzminleter  murste  ein  schlechter  Rechner  teyn,  der 
nicht  nachzuweisen  wufste,  dafs  diese  Balance  zum  Vortheil  des 
Inlandes  stehe.  Mir  ist  aoch  hein  Beispiel  von  einem  solchen 
Finauzminister  Torgekommen.  Aof  wen  fällt  denn  am£nde  der 
Verlast  ? 

*2)  Den  Anfang  machten  die  Italienischen  Schriftsteller.  Vrgl.  Leo, 
Lehrhnch  der  Geschichte  des  Mittelalters.  Halle,  II.  Thle.  1S30. 
II,  594.  682.  (Auch  in  anderen  Fächern  der  Staatswissensehaft 
Tcrdankte  das  neue  Europa  seinen  ersten  Unterricht  den  Staats- 
männern und  Schriftstellern  Italiens.)  Dann  folgten  auch  die 
Schriftsteller  anderer  Nationen.  Ein  Werk,  das  für  die  Deutsche 
staaiswirthschaftliche  Literatur  tou  geschichtlichem  Interesse 
hat,  ist  T.  SeckendorfTs  deutscher  Fürstentaat.  (Erste  Ausgabe 
1655.)  Doch  bleibt  die  staatswirthschaftÜobe  Literatur  lange 
hinter  der  Literatur  anderer  staratswissenschaftlicher  Fächer  zu- 
rück. Das  erste  vollständige  Werk  über  die  StaaUwirthschafts- 
nach  den  Grundsätzen  des  Handelssystems,  —  Steuart's  inquirj 
into  the  princeples  of  political  economy,  —  erschien  sogar  erst 
im  Jahre  1767.  (Obwohl  von  A.  Smith  nirgends  genannt ,  tcv- 
dient  es  doch  noch  immer  gelesen  zi^  werden.) 


ob  sieh  wohl  von  Zeit  zu  Zeit  einzelne  StinüBteii  g&gea 
einzelne  Lehren  der  neuen  Wissenschaft  erhoben.  ^)  (yVet 
dem  Eigennütze  der  Menschen  (Schmeichelt,  darf  des  Bei« 
f alles  gewifs  seyn.3 

Jedoch  der  Geist  der  Opposition,  welcher  fn  dier  Deut- 
schen Nation  in  keiner  Periode  ihrer  Geschichte  gänzlich 
geruht  und  gerastet  hat  ^  (^man  kann  ihn  den  Sdintzgeist 
dieser  Nation  nennen^3  ^^^  endlich  auch  in  der  Staats  wiYth<^ 
Schaftslehre  eine  neue  Theorie  in's  Leben ;  eine  Theorie, 
welche  fast  in  einer  jeden  Hinsicht  das  gerade  Gegentheil 
von  derjenigen  war,  die  in  den  Schulen  der  StAatswirth-^ 
Schaftslehrer  bisher  geherrscht  hatte.  —  Diese  neue  Theo* 
rie  stellte  um  die  Mitte  des  18ten  Jahrhunderts  Franz  Quesnay,- 
Leibarzt  des  Königs  Ludwig  XV • ,  auf.  ^')  Nach  Quesnay 
ist  die  einzige  Quelle  des  Reichthum^  einer  Nation  der  Grund 
und  Boden  ihres  Landes,  die  einzige  Arbeit,  weichein  der 
That  und  Wahrheit  productiv  ist,  d.  i.  in  der  That  und 
Wahrheit  die  Masse  der  Brauchlichkeiten  (^unmittelbar 3^ 
vermehrt,  der  Landbau.  (Daher  der  Name:  Physiokratisches 
System ,  welchen  diese  Theorie  fährt}  Quesnay  läugnet 
zwar  nicht ,  dafs  durch  die  Fabrikation  der  Tausehwerth 
der  verarbeiteten  Naturprodukte  erhöht  werde*  Aber,  liach 
Quesnay  übersteigt  dieser  Mehrwerth  nicht  den  Tausch-^ 
werth  der  Unterhaltungsmittel,  welche  die  Arbeiter  während 
der  Fabrikation  nähren*  Eben  so  wenig  spricht  Quesnigr 
der  Fabrikation  einen  jeden  vortheilhaften Einflüfs  auf  deii 
Wohlstand  einer  Nation  ab.  Aber  er  beschränkt  diesen 
y ortheil  auf  die  Anregung  zur  Produktion  ^  welche  in  der 
Fabrikation  liege,  und  auf  die  Zeitersparnifs,  welche  für 


1)  Vrgl.  M'  Callocii^4n  der  oben  (S.  8  Afiin.  1>  a.  Ablundliitilig. 

2)  Mehrere  intereeeante  Nachrichten  aber  diesen  Mann  findet  nian 
in  dem  Buches  M^morlrei  de  Madame  deHauMet  fenime  deeham- 
bre  de  Madame  de  Pompadour.  Par.  Idl4.  —  Mit  QueeaSy 
atlmml  in  mehreren  Lehren  einer  seiner  Zettgeaoeeen,  Oonrnaj^ 
fiberein.  <Essat  ifnr  Pesprit  de  Ifl  IfCgislation  üiToraMe  ä  l'agrl- 
ctiUnre.    Par  de  Gournay.    Par.  IIM) 

^achuriä^,  voni  Sttääie.  Vih  ^    S 
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TVodncfehlen  "daher  ehfsfthfe.  dafs  die  Fabrikation  von  einem 
WiÄe/en  Stande  dbcrnöinmen  werde.  Dasselbe  System  pre- 
tilget  die^Fi-eihfeit  der  Cewerte  und  des  Handels,  sowohl 
die  Freiheit  des  inneren  als  die  des  auswärtigen  Handels, 
tia  durfch  Monopole  irgend  einer  Art  entweder  denProdu- 
'benten-^die Mittel  znr  Löhnung  der  Fabrikanten  oder  diesen 
^die 'Mlifel  zürBezahlnnor  d^'P^odukte  der  Landwirthschaft 
'vetknriii  werden  innssen.  Ferner,  wie  dieses  System  nmr 
'eine  einzige  Quelle  des  Natiönalreichthums  kennt ,  so  ist 
^niit  demselben  auch  nur  eine  Steuer,  die  Grundsteuer, 
Tiwipöt  territorial,  vereinbar.  ^3  Endlich  kann  man  aus  dem 
"jihysiokraiischen  Systeme  sogar  eine  für  das  Verfassungs- 
r^fcfit  wichtige  Folgerung  ziehen,  —  dafs  die  höchste  Gewalt 
'Vion  Rechts  wegen  in  den  Händen  der  Grundeigenthümer 
'seyn  solle ,  wenn  auch  diese  Folgerung  von  Qüesnay  und 
Ton  seinen'unmittelfoaren  Schulern,  in  Erwägung  der'fn 
'dei-  Ei^fähmng^bestehenden'Verhältnisse ,  mehr  angedeutet 
'als  ausgeisffrochen  wurde. 

Jedoch,  das  physiokrätrsche  (System  würde  von  dem 
Ansehen  "tfn<!rkannter  fhatsachen  zu  wenig  unterstützt, 
als  dars  es' ilelbst  in  der  Wissenschaft  allgemeinen  Eingang 
'hätte  finden  können.  Noch  weniger  konnte  es,  ohne  den 
lisfaerigen  '  wirtbschaftlichen  Zustand  der  Europäischen 
^Staaten  gäni^lich  umzukehren,  in  diesen  Staaten  in  Voll- 
ziehung g'esetzt  werden.  >)  Da  erschien  (im  Jahre  1776, 
'öhngefähir  sfcwanzig  Jahre  nach  der 'Bekanntmachung  des 

*lphysiokratischen'iSysteniSj3  das  berühmte  Werk  des  Schott- 
länders  Adam  Smith  aber  die  Natur  und  die' Ursachen  des 


1)  S.  über  den  Versuch,  welchen  Karl  Friedrich,  Marltgraf  kq  Ba- 
de», machte,  in 'eläigen-^Gf^einden  aeinea  Lande«  dietea  -  Bettene- 
rungs-Syatem  einzuführen:  Von  Drais,  Geschichte  der  Regie- 
rung und  Bildung  T09  Baden  unter  Karl  Friedrieh.  (Karl»ruhv. 
1816.)    L,  315  ff. 

iZ)  Und  doch  wurden  in  Frankreich  (biftaondera  i^on-Turg«t)  Versuche 
gennacht,  die  StaattWiHhsdiaft  in  i  dem  Geiate  dieses  Systems 
umzugestalten.  Auch  in  den  .ersten  iJahren*  der  RcTolntion  hatte 
es  einen  nicht  geringen  fiiuflufs  «uf  die  «tiaatswirthschaftUche 
Politik  der  Regierung. 


i^lit^s.^  ^ßr^all  iiiif  Th*t^iM?jhe»  geb^t  «114  ,sicb  .durch  di^B 
^HSly^ß  die^€ir  Tfeats^oJie/ij^SÄei^jtineadj.  wgle^^^^ 
Utel  j^as  i^ysiokr^ti^clf e  ?Sjstß|Hi ,  ajujf  dle^  Praxis  t^if ^«^hpf jf 
?»rw.  Adam  Smith  weicht  gl^e^ph  ja .  4e;n  obersten  CrKlfn«!?^ 
satf^ '  der .  Staafewp'thfiicJlMkft^E^re  |v(f iji  seinem  Y oijgä^gejr 
4ih.  N^Jh  Adaui  Swttt  ist  fwpx  n/i^  dijß  Natur  o^er .  d.?r 
Orand  pud  Bode«  «IJejlp,,  i9]9^efp,a#ch  dip. Arbeit  eipesY 
kw  die  ö»^lc  d^s  N||<^9iialcfiicWJt^i»|9s.  )J^  Sclfi:i% 

«tßllfyrJhi^tr^iihtßtrSögfM^  die  Arbeit  der  Me^SfJien,  WP  «icjl^f 
als  die  einzige  ^  doch  als  die  HauptqueU^^jdcs.>Q^ent]:ich^p 
mA4m  J?c*Y4MiWobl8ta^Jie[|.  »J  D€ii%  e^og^t  er  gjl^ich  zu 
•Aj|fe«^r>9ßiiieß  Weiifcfl*;  ^^,Ptiß  A^hejLtj  ijÄelcjte  eipe  .Na|i|[}R 
«Uljihi^ch  w w<*tet5,  >^t  dip  ftji^JÄe,  j^pfif b;  Reiche  df e  Na^iofl 
mil^leü  dw  äVojthwend^eJJfii»  u«d  i|esifle;pjii9hlf,eifen^  jiei:^ 
sie  :*^TO  ilÄhr. w>*»br,heädvA.Tfefi^«r»* W^^^  !)^'(^ 


i)  -Die  neueite-Att^tl«  <d«ttl^«i4[e4  ki  &iiTon:iW)t4l\{i<ilf}ii'V»Mt 
18»^,  in»einewi^Wd^'r«W«ft^,  3li|U,^i59i*'4|ingpn  und  fij^g^B., 
Zungen  des  Herausgebers.  In  derselben  findet  man  zugleich  *A< 
Smith's  Leben.— f^tfi*  schträcluteVheil^idea  Ji^0tkfif^M  vNlpicht 
^er,  trel<;lier  ftm  dett  >Ali|ral^<»n  hmdeit.  GegcrnAisn  T.a4«),  wel->^ 
tfhen  man  sonst  neoh  «iber  «iiiMl««  'tii..deiii  WorJ^e  .^^AilpaUene 
Lehren  oder  Sä t«e  ausgesprochen  hat^  «aö^Üiteijskh  jSmUh.gtdrs-' 
tentheils  vertheidigen  lasfteii. 

t)  Auf  jeilen  Fall  lanii  maa  ihW  den  Vorwurf  üfiMlieH,  dals  er  den 
Anteil,  den  die  Beschaffenheit  des  Grundes  und  des  Bodens  an 
dein  Wohlstande  einer  Nation  hat,  nicht  genüg  heransheht  oder 
nicht  hodh  gepng  anschlägt. 

jft)  N»«h  .ftn4«chi|5d#ii€r  jjrpckt  «Ich  W  XJaU)q>ch  (»«  seineti  pnricipiie« 
of.p.  e*  P.ll.. !$<;«(.  t^.)^ber  dieselbe  Fragte  ann.,  wenn  er  sagti 
^Arbeit,  durch  .welehe  wir  uns  Körper  ifnd  Stqffö  zueignen  oder 
«te  iiiodificirien,  i  s  t  di,e.€^f  nafiig^  Quelle  desReichthums. 
»ie  Na^ur  ffiBW;a|irt  u^n  .4en  Stoff  zu  allen  Brauchüchkeiten. 
Aher  die^tfr  ^i^ff  ist  qhn^e  Werth>ist  nicb.t  Bei^hthnrnj  his  Ar-< 
heil  «laroiif  verwendet  w<^v^cn  ist  Sonst .  könnte  man  mit  dem- 
.«elbenj^ehte  «figeo,  ^afs  wir  Gemi^lde  und  Steinbilder  ebenfalls 
(der  IS^9tnr.voi^ai|kqn.  Sonst  wftrde  man  in  den  alten  Irrthnm 
4er  OekonQmis4en  zurückfallen".  (Sehr  richtig!  Ohne  Arbeit 
.1i#uiEKW(»rb!  Aber  folgt  hieraus,  dals  Arbeit  die  einzige  Quelle 
4^8  iSr^ieri^es  .sey  V  Die  Natur  Ist  eben  sowohl  die  conditio  sine 
qua  nou  des  Erwerbes^) 


so 

daher  das  Smith'sche  System,  um  es  von  dem  physiokra« 
tischen  auch  darch  einen  Namen  zu  unterscheiden,  das 
System  der  Antfaropokratie  oder  der  Ponokratie  uettnen.3 
Mit  dem  Grundsatze  der  Wissenschaft  zugleich  :fielen  auch 
die  Folgerungen ,  welche  die  Physiokratie  aus  demselben 
abgeleitet  hat.  Jedoch  ist  Adam  Smith  ein  eben  so  entschie- 
dener Vertheidiger  der  Erw^bsfreiheit,  als  Quesnay«  Der 
eine  wie  der  andere  entlehnt  seine  Schatzrede  für  die  fir- 
werbsfreiheit  nicht  sowohl  aus  seiner  Ansicht  von  den 
Quellen  des  Reichthames,  als  aus  den  Menschen ,  diese  als 
Arbeiter  betrachtet. 

Das  Smith'sche  System,  (^  auch  das  Industrialsysteiti 
genannt  ,3  gelangte  bei  den  Staats wirthschaftslehrern  sehr 
bald  zu  einem  Ansehen^  dafe  es  aus  ihren  Schulen  die  bei- 
den anderen  Systeme  fast  verdrängte.  Bei  allen  den  Eu- 
ropäischen Nationen,  welche  ib-  dem  Besitze  einer  National- 
Literatur  sind ,  wetteiferten  die  Schriftsteller  mit  einander 
in  der  Bearbeitung  und  Vervollkommnung  des  Smith'schen 
Systemes.  i~)    Dasselbe  System  behauptet  auch  jetzt  noch 

1)  Unter  den  fnnBÖtUchen  Werken ^  in  welchen  da«  Ganze  derStaaU* 
virthscbftft  im  Oeitle.  de»  SniUh\iehen^y»teaie8  bearbeitet  worden 
ist,  neiehnen  sieh  die Staatewirthacbaftflehre  von  J.  ß.  Say  Cbeson« 
den  durch  die  Gemein fafttichkeit  de«  Vortrags,)  unter  den  Deut- 
schen  Werken  derselben  Art  Bau' s  Lehrbnoh  der  politischen 
Oekonomie,  von  welchem  eben  jetzt  die  4.  Auflage  erscheint,  (be- 
sonders durch  den  Fleifs^   mit  welchem  der  Verfasser  die  IV  is- 
senschaft  ihrem  heutigen  Stande  nach  dargestellt  hat,)    vor  an- 
deren ans.  Jedoch  den  grdfsten  Reichthum  an  staatswirthschaft- 
lichen    Werken  und   Schriften  besitzt    die  Englische    Literatur. 
(Wie  mannigfaltig  und  wie  grofsartig  sind  in  England  die  staats- 
wirthschaftlichen  Probleme,  zu  deren  Beantwortung  die  Praxis 
auffordert?)  Auf  die  Wichtigkeit,  welche  in  England  die  Zeitun- 
gen und  die  zahlreichen  Plugschriflren   unter   anderem  auch  für 
die  Staatswirthschaftslehre  haben,  kann  ich  hier  nur  hindeuten. 
Von  den  Englischen  Werken,    die  sich  über  das  Ganze  dieser 
Wissenschaft  erstrecken,  führe  ich  (nachträglich  s.  S.  S  Anm.  1) 
folgende  an:  Atkinson,  on   the  State  of  the  science  of  p.  e. 
1835.     Weyland,  the  Clements  of   p.  e.  1888.     CazenoTO» 
anelementary  trcatise  onp.  e.  1840.  Ramsay,  oa  4he  distribution 
of  wealth.  1840.  besonders  durch  seine  Polemik  sich  auszeichnend. 
Broadhurst,   political  economy.  1842.    (Alle  diese  Bucher  sind 
in    London  erschienen.) 
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•einen  Supremat  in  der  Literatur,  Und  wenn  sich  auch  noch 
iininer  von  Zeit  zn  Zeit,  und  selbst  in  den  neuesten  Zeiten 
noch,  einzelne  Stimmen  für  das  Merkantilsystem  erhoben 
haben,  Qias  physiokratisehe  spielt  fast  nur  noch  in  der 
Geschichte  eine  Rolle^^  ^^  vertheidigen  sie  doch  jenes  Sys- 
tem nicht  als  eine  schlechthin,  sondern  nur  als  eine  beding«- 
ungs-  und  beziehungsweise  gültige  Lehre.  <J 

Nicht  elben  so  vollständig  ist  der  Sieg,  welchen  das 
Smith'sche  System  und  namentlich  der  für  die  Praxis  be- 
sonders wichtige  Grundsatz  dieses  Systemes,  der  Grundsatz 
der  Elrwerbsfreiheit ,  im  Leben  bis  jetzt  davongetragen 
hat.  —  Zwar,  in  der  inneren  Verwaltung  der  Europäischen 
Staaten  hat  es  bereits  Wunder  gewirkt  In  einer  Menge  dies^ 
Staaten  sind  die  Binnenzölle  gefallen ,  ist  der  Grund  und 
Boden  von  den  privatrechtlichen  Leistungen,  welche  auf 
ihm  hafteten,  entlastet ^^  der  Zunftzwang  entweder  aufge- 
hoben oder  doch  gemildert  worden.  Noch  weiter  ist  der 
Preufsische  Q  oder  Deutsche ")  Mauthverein  gegangen ,  in- 
dem er  unter  den  Yereinsstaaten  auch  gegenseitig  die 
Grenzzölle  oderMauthen  aufgehoben  hat.  (^Vielleicht  die 
glänzendste  Seite  dieses  Vereins. '}  Sonst  aber  lebt  in  der 
auswärtigen  Handelspolitik  noch  derselbe  Geist  der  Feind- 
seligkeit und  des  Erwerbsneides,  wie  ehemals.  Ja,  es  scheint 
dieser  Geist  seinen  Einflufs   noch  verstärken  zu  wollen, 


1)  Fr.   Liit,   das    nationale  SjBtentf'  der    poiititchen  Oekonomie 
Stattgart  und  Tübingen.  1S4I.    (Diu  fi och  hat  in  einem  Jahiv 

/  a  Allflagen  erlebt.  Ich  werde  siui  .^awfißje  unten  Barucklcomiiieii.) 
S.  dagegen  Brüggemann,  das  wahre  und  wirkliche  National- 
System  der  politischen  Oekonomie.  Berl.  1S42.  VrgL  auch: 
Lafaurie,  die  materieUen  Interessen.  Eine  kritische Beleuch- 
tnng  der  politischen  Oekonomie  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestal- 
tang  als  Wissenschaft.  Kiel  1841.  ^Riedel,  Nationalökono- 
mie oder  Volkswirthschaft.  Berlin.  3  Thle.  Der  letzte  Band 
1842.  '  fngleichen  Fichte 's  geschlossenen  Handelsstaat  und 
Scnderi  principjdi  ciVile  economia.    Neap.  1831^.    IV.  Vol. 

3)  Rufs^and  hat  dieses  System  erst  in  ziemlich  neuen  Zeiten  ha 
sich  eingeführt.  Es  fürchtete  wohl  hinter  anderen  Europäischen 
Staaten  zurnckzobleihen. 


theiis  weil  sicH,  w^nti  eiirl^teat  den  aUü^^gtH  Hunilel 
unbilUgen  Öe^chr&nlliingen  ntiterwirft,  dib  äbri^eti  znt 
Wiediervefgeltang  für  berecfiligietbalteft,  «leife*  well  sidi, 
^enn  ^in  St&i^t  den  äuswärttgen  Karidel  ünbiflig;eii  Ein«» 
scUränkungen  onterwiirft,  dieäbHgeA  leicht  zur  Wiedbrvei^ 
geltung*  eritsebliefsdn ,  iheils  weil  die  ReprääenttitivveriBd^ 
suDg,  der  heilige  Anker  nitseres  Zeitalters,  dic^m  R«iehtfaum€f 
fast  iiiimer  einen  politischen  Knitfars^  verleiht ,  Welcher  der 
ftegiemng  die  Erhaltung  oder  Wicderhersttellanj^  der  Er-* 
l^erbsfireiheit  erschwert,  wer  nicht  unmöglich  macht  *) 
i)eftnoch  h$Lt  die  FVeiheit  d€$s  answartigen^  Handeli^  ^hon 
Jetzt  mehi'  als  einen  Grand ,  auf  gänsti^eird  Zeiten  wenfg*^ 
^tieiis  za  hoffen.  Die  Ordnung  der  Natur  widersefet  fltfeh 
einer  Handelspolitik,'  welche  die  Välker  nnter  einander  ver-< 
feindet ,  anstatt  dafs  der  A'andel  ein'  friedliches  Verhäftnifo 
unter  ihnen  vermitteln  sollte.  Schbn  in  dem  iSfamen ;  S  ci  h  u  tz«» 
zolle,  hinter  welchein  man  jetzt  die  ProhiBitivzoIle 
verbirgt,  liegt  das  Bekenntnife,  diafk  man  sieb  scheue,  dKe 
hackte  Wahrheit  auszusprechen, 

Während  nun  der  alte  j^eit  arischen  den  (*jretindeii 
und  Igelnden  dier  ErWcrlJgfli'eiheif,  —  zwischen  den  WSigi 
liiid  Tories  —  noch  immeir  fortdauert y  hat  sich,  besonifers 
iii  Grorsbritännien  und- noch  entschiedener  in  Frankreich, 
eine  d'ritte  Pärthei  gefiödfet,  die  radikale  oder,  fwie  man 
sie  charakteristischer  bezeichnen  kann, 3  die  Part  hei  der 
Kommunisteuw  *3  Die  Freunde  und  die  Feinde  der  Er** 
werbsfreiheit  streiten  auf  demselben  Boden.  Beiden  ist  die 
beistehende  Ordnung  der  btitgerKchetf  Gesellschaft,  beiden 
4as  Sondereigenthum  heilig,  ^  f)er  iStreit  untei^  ihnen  gilt 


.'.  1}  Zur   Bestätigoag   dieses    Satset   dient    die    neuesle    äeachtchte 
};   f^cankreichs  nnd  GrofsbritaoDieais. 

(•rillt))  Vrgl.  meine  AbtiofldlitBgen  aas  dein  Gebiete  d^r  Staatawirth- 
''  ächafttletire.  Heidelberg:  ]iS36.  Alihdl;  V.  Ueber  die  Regene-p 
ration  der  bnrg'erlichcn  Gesellschaft  durch  die  Umgestaltung 
des  Eigenthumsrechts.  —  S.  duch  eine  A  aeige  de^  S^riften 
über  den  St.  Simonismns  in  d'er  Hall.  Lit.-Zeifg.  Ja^i^t  1838. 
Nro.  97, 


uar  der  Art ,  wie  der  £iru&elne  sein  V^rmilgeq  unter  der 
Obhut  oder  Leitung  des  Staates  verwaljfen  und  benät^^en 
fioil.  jpie  Kommunisten,  oder  wenig;steni^  die  Konsequenteo 
dieser  Parthei,  (denn  aaEinstimiuigkeit  unt^r  ihnen  ist  um 
so  weniger  zu  denken,  da  sie  ein  blos  visionaires  Ziel  ver-^ 
fo)gen,3  verlangen  eine  gänzliche  Reorganisation  der  bür~ 
gerlicben  Gesellschaft,  die  Umgestaltung  des.  Staatsvereins 
in  eine  allgemeine  Gemeinschaft  der  Güter.  In  diesem  neu- 
gestalteten Vereine  soll  ein  jedes  eins^elne  Mitglied  nicht 
auC  seine  Rechnung,  sondern  auf  Rechnung  der  Gesammt* 
heit  arbeiten.  Dagegen  sollen  die  einzelnen  Gßsiellschafts- 
genossen  ihr  Einkommen  aus  der  Gesellschaftskasse ,  — ^ 
sey  es  gleichheitlich  oder  nach  dem  Maafse  ihres  Bedürf- 
nisses, sey  es  nach  dem  ihrer  Verdienste  um  die  Gesellschaft, 
([denn  auch  darüber  herrscht  nicht  Einigkeit  unter  den 
Kommunisten,}  —  beziehen.  Und  achon  bat  die  Lehre  der 
Kommunisten  in  den  genannten  Ländern  bei  einem  bedeu- 
tenden Theile  der  Fabrikarbeiter  so  wie  anderer  von  ihrem 
Lohne  lebender  Arbeiter  Eingang  gefunden.  —  Wenn  auch 
diese  Lehre ,  ihrem  Grundsatze  nach  oder  als  ein  Angriff 
auf  das  Sondereigenthum ,  nicht  zu  den  in  der  Geschichte 
neuen  Erscheinungen  gehört,  (^denn  wie  oft  standen  die 
Armen  gegen  die  Reichen  auf,  um  eine  neue  Vertheilung 
der  Glttcksgöter  durchzusetzen  ?3  so  hat  man  sie  doch  in 
so  fern  als  eine  neue  Lehre  zu  betrachten  und  von  ihr  in 
so  fern  neue  Gefahren  zu  befürchten ,  als  das  volkswirth- 
schaftliche  System,  welches  den  Erwerbsfleifs,  (in  der  That 
die  Fabrikation,}  auf  alle  Art  und  Weise  im  Innern  des 
Landes  zu  befördern  und  i^u  Jbegünstigen  gebiethet,  mit  ihr 
in  ursachlichem  Zusammenhange  steht.  Dieses  System  führt 
durch  die  Uebervölkerung ,  die  in  seinem  Gefolge  ist ,  und 
durch  die  drückende  Lage ,  in  welche  es  die  Lohnarbeiter 
versetzt,  auf  geradem  Wege  zu  dem  Stande  der  Dinge, 
welchem  die  Lehre  der  Kommunisten  hauptsächlich  ihren 
Anhang  und  ihre  eifrigsten  Anhänger  verdankt.  Dahin 
kann  dieses  System  sogar  plötzlich,  fuhren;  z.  B.  wenn 
in  Feind  in  das  Land  hereinbricht. 
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Ich  M^e  des  Zosiuiimeiihaiiges ,  in  welchem  die  Ent- 
fltehnng  and  der  Wechsel  der  verschiedenen  Systeme  der 
Staatswirthschaft  mit  den  Yerindemngen  stand,  welche 
sich  in  den  letztverHossenen  fänfj^ig  Jahren  mit  dem  po- 
litischen Zustande  von  Europa  ereignet  haben,  nnr  gele- 
gentlich gedenken  können.  Diesen  Zusammenhang  voll- 
ständig darzustellen  9  wurde  in  einer  Geschichte  jener 
Systeme  die  Hauptsache  seyn.  Jedoch  zu  einer  solchen 
Darstellung  war  hier  der  Ort  nicht*  Vielleicht  ist  auch 
noch  ^cht  die  Zeit  gekommen,  wo  sich  die  nächste  Ver-^ 
gangenheit  mit  einem  freien  Blicke  öberschauen  lifst. 


DAS  SECHS  UND  DREISSIGSTE  BUCH. 

Die  ättgememe  Wtrthschaßslehre. 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Be$tmmung  Qllefmiäon)  der  Orundkegriffe  dieser 

WissemchafL 

Erste   Abtheilnng. 

Von 

dem  Enoerbe  im  AUgemeineru 

MLine  Sache  ist  ein  Körper ,  welchem  die  Eigenschaft 
eines  freien  Willens,  —  oder  die  der  Persönlichkeit  -^ 
nicht  zukönunt  Ein  Körper  ist  ein  Gegenstand,  welcher 
einen  Räum  erfällt,  also  ein  Theil  der  Materie  ist,  in  wie 
fern  er  bestimmte  Gränzen  nnd  mithin  eine  Figur  hat. 
(Nor  Sachen,  das  Wort  in  der  so  eben  bestimmten 
Bedeutimg  genommen,  sind  Gegenstände  des  Erwerbes. 
Also:  13  Nicht  Natnrkräfte,  wie  z.  B.  Wasser,  Feaer, 
Lnfi,  Magnetismus.  Naturkräfte  leisten  zwar  dem  Menschen 
bei  seinem  Erwerbe  Beistand.  Sie  selbst  aber  können 
nicht  erworben  werden,  ausgenommen,  wenn  sie  an  ei- 
nem Körper  haften  oder  von  einem  Körper,  wie  z.  B.  ein 
Flufs  oder  ein  Bach  von  seinem  Bette  oder  eine  Gasart  von 
einer  Flasche  umschlossen  sind.  S^  Nicht  Personen. 
Also  nicht  Menschen,  Q  ausgenommen ,  wenn  und  wo  sie 
das  urkundliche  Becht  als  Sklaven  den  Sachen  gleich- 
steUt} 


1)  Aoch  aicht  ihre  Handlaogen.  Nemo  ad  faciendoiii  cogi  potest 
Was  der  Mensch  nicht  seiner  Bf  acht  nntenrerfen  kann ,  kann  er 
eben  so  venig  erwerben«    Vrgl.  den  Code  civil.  Art.  114S, 
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Ein  Gut  ist  ein  Gegenstand,  welcher  sieh  zu  einem 
gewissen  Zwecke  als  ein  Mittel  oder  als  das  Mittel  zur 
Erreichung  desselben  verhält,  welcher  also  für  einen  ge- 
wissen Zweck  benutzt  werden  kann.  0  —  ^^^^  Brauch- 
iichkeit  ist  eine  Sache,  welche  und  in  wie  fern  sie  zur 
Erreichung  irgend  eines  Zweckes  verwendet  weriieakmiiis 
Der  Begriff  einer  Brauchlichkeit  unterscheidet  sich  also 
von  dem  Gattungsbegriffe  eines  Gutes  durch  drei  Merk- 
male. 13  Eine  ßraucblichkeit  ist  eine  Sache.  Guter 
überhaupt  können,  z.  B.  auch  in  unkörperlichen  Gegen- 
ständen bestehen.  83  Der  Gattungsbegriff  eines  Gutes 
läfst  den  Zweck,  für  welchen  der  Gegenstand  als  ein  Gut 
tanglich  ist  und  tauglieh  $eyn  mufs,  fuir  uns  unbestimmt. 
Dagegen  liegt  in  dem  Begriffe  einer  Brauchlichkeit  das 
Merkmal,  dafs  ein  Gegenstand  die  Eigenschaft  einer  Brauch- 
lichkeit schon* dann  habe,  wenn  er  nur  zu  irgend  ei- 
nem Zwecke  tauglich  sey.  Woraus  folgt,  dafs  die  Frage 
vonden  Zwecken,  för  welche  Brauehliehkeiten  zu  benuteen 
sind,  wenigstens  nicht  in  das  Gebiet  der  allgemeinen 
Wirihschaftstefcre  gehöre.  ([Eine  BrauchKcbkeit  hat  in 
do  fem  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  dem  Gegenstände 
eines  Rechts.  Der  Gegenstand  des  Rechts  ist  ab  solcher 
ein^  Gegenstand  der  Willkühr  überhaupt,  eben*  so  wird 
zu  dem  Wesen  einer  Brauchlichkeit  nur  das  erfördert, 
dafs  sie  zu  i  rg  e  n*  einem  Zwecke  benutzt  werden  könne. 
Aber  der  unterschied  ist  der,  dafs  ein  Recht  an  einer 
Sache  nicht  deswegen  erliseht^  weil  die  Sache  aufhört, 
brauchbar  und  mithin  eine  Brauchlichkeit  zu  seyn  Z.  B. 
Dem  Eigenthumer  einer  Wiese  verbleiben  seine  Efgen- 
tliumsreehte,  mag  auch  die  Wiese  bei  einer  üeberschwem- 
mung  noch  so  hoch  mit  Sand  und  Steinen  bedeckt  worden 
seyn.)  3)  Nicht  eine  jede  Nutzbarkeit  oder  Benutzung 
macht  die  Sache  zu  einer  Brauchlichkeit.  Sondern  zu  dem 


))  Wtiun  ich  in  der  Folge  den  i^nsdruck  gebrau c^^:  Die  Güter 
dieser  Erde,  «o  verstehe  ich  dqranicr  die  Schätze  und  Erzeug- 
nisse der  Erde« 


Bei^iffe  einer  BraucMiehkeit  wkd  veraüsgeis&tet  ^  dalh 
die  Saehe  za  dem  ZwecRe,.  ffir  welchen  sie  beaattst  wind^ 
Terw endet  d.  i.  in  das  Verhältnirs  eines  Mittels  veri- 
setzt  worden  ist,  dafs  also  die  in  Frage  steAtesde  Be- 
autznng^der  8ache  die  W  i  r  k  n  n  g  einer  auf  diesen  CrebraaeH 
jier  Sache  gerichteten  Handlung  ist.  Z.  &  So  grofs  auch 
die  ITdrtheile  sind,  welche  die  Menschen  dem  Blonde  ver^ 
danken ,  gleichwohl  ist  der  Mond  keine  BraMMidikidt» 
Sin  Prachtgefoäude,  mag  den  Vorübergehenden  einen  aitdl 
noch  so  herrlichen  Anblick  gewähren,  nur  für  d^i  Eigm^ 
thiimaroder  für  dessen  Stellvertreter  ist  es  eiaeBraoeil«» 
Udik^it» 

Euie  W  a  a  r  e  «st  eine  Branchliöhkeit ,  welekd  und  ia 
wie  fern  sie  für  ihren  Besitzer  nnr  um  deswillen;  etp« 
Hrauehlichkeit  ist,  weil  er  sie  vertauschen  ^verkaofen?) 
kann.  Nicht  blos  bewegliche  Sachen,  sondern  aueh^Lie»* 
genscbaften  können  Waaren  seyn.  Se  waren^  au  Anfaag 
des  huifenden  Jahrhunderts  im  Grofsherzogthume  Mecktem» 
borg  cHe  Landgüter  eine  Waare  geworden«^ 

fiirwerben  heifst machen^  bewirken,  daf9 eine Sarin^ 
^  an  sich  oder  relativ  dl  i.  für  eine  bestimmte  Person,  -* 
eine  Brauchlichkait  werde.  Unter  dem  Erwerbe  v^^ 
steht  man'^  bald  euie  einzelne  Handhing,  dovch  weich« 
eine  Sache  erworben  wiird,  ^oder  eine  Erwerbusigr,]p  baid 
den  InbegriiF  der  Handlungen,  durch  welche  ekie  bestiniite 
Pierson  erworben  hat  oder  erwerben  kiuniK  Mit  denselbum 
Worte  wird  zuweilen  auch  das  Erworbene  benamili  {Dft 
mdi  als<»  der  Erwerb  zu  dem,  was  eine  Pb'sow  erwirbt^ 
%vie  die  Ursache  zu  ihrer  Wirkung  verhäU^  und  tei^atten 
mu^,  80  gehören'  in  die  Wirthsebieftslehre?  i.  u  in  dli 
Lehre  vom  Erwerbe  nicht  die  Fälle,  da  der  Gebrauchs- 
und  mithin  auch  der  Tauschwerth  einer  Sache  durch  die 
Entdeckung  einer  neuen  Brauchbarkeit  der  Sache  gestei-« 
gert  wird,  *)  oder  da  das  Vermögen  einer  Person  durch 


i)  Sd^Rr  bann  dnrüh  eift«  fintiledfctitig'  eInieSaUhe  «inöii  Wtfrflk  ^eis 
erst  ^rlmlt^n.  9n  die'  Knonheii ,  ■eltd^m  mtiil  Im*  Kno^bcnmolila 
«in  Torzugliches  Dungungtmittel  gefunden  Imt 
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die  Freigebi^eit  einer  anderen ,  durch  Schenkungen  oder 
Fermächtnisse,  vermehrt  wird.  In  beiden  Fallen  ist  zwar 
ein  Erwerb  gemacht  worden,  aber  ein  Erwerb,  welcher 
eine  Gunst  des  Glückes,  nicht  im  Sinne  der  Wirthschafts- 
lehre  ein  Erwerb  ist/)  —  Der  Erwerb  ist   entweder   ein 
ursprünglicher  oder  ein  abgeleiteter  Erwerb,  je 
nachdem  durch  die  Handlung  entweder  die  Sache  allererst 
9£u  einer  Brauchlichkeit  gemacht  oder  doch  in  eineBrauch- 
lichkeit  verwandelt  wird ,  oder  aber  eine  Sache,  die  schon 
eine  Brauchlichkeit  ist,  von  ihrem  bisherigen  Herrn  auf 
einen  anderen  übergeht.    Der  ursprungliehe  Erwerb  wird 
auch  die  Produktion  (in  der  weiteren  Bedeutung^  ge- 
nannt Der  abgeleitete  Erwerb  wird  nach  den  Grundsätzen 
der  Wirthschaftslehre ,  allein  mittelst  des  Tausch  -  (^oder 
des  Handels  "3  Verkehres  bewerkstelliget.  '^  —  Sowohl 
der  ursprüngliche  als  der  abgeleitete  Erwerb  ist  entweder  ein 
unmittelbarer   oder  ein  mittelbarer  Erwerb.     Der 
ursprüngliche  Erwerb  hat  die  erstere  Eigenschaft,  wenn 
oder  in  wie  fern  er  durch  Arbeit,  die  letztere  Eigenschaft 
aber,  wenn  oder  in  wie  fern  er  durch  die  Benutzung 
eines  Kapitales  gemacht  wird;  mit  anderen  Worten,  er 
hat  die  erstere  oder  die  letztere  Eigenschaft,  je  nachdem 
ei  keinen  anderen  Erwerb, oder  einen  schon  früher  gemach- 
te Erwerb  voraussetzt.    Der  abgeleitete  Erwerb  ist 
ein  unmittelbarer  Erwerb,  wenn  die  Brauchlichkeiten 
ihrer  sp eci fisch e n  BeschaiTenheit  nach,  ein  mittel- 
barer aber,  wenn  sie  gegen  Geld  vertauscht  M'^erden. 
(Auf  eine   ähnliche  Weise  unterscheidet  sich  auch  der 
Tau  seh  verkehr  in   der   engeren  Bedeutung  und   der 
Handelsverkehr  von  einander. — Das  Wort  Industrie,  ^3 


1)  Der  nnprÜDglicIie  Erwerb  im  Sinne  der  Wirthst;hafUle|ire ,  ist 
also  niebt  gleichbedeatend  mit  dem  im  Sinne  der  RechUlehre. 
In  dem  erateren  liegt  nicht  das  Merkmal  einer  herrenlosen  Sache, 
einer  res  nnllins» 

^,  Q  Dieses  Wort  hat  wieder  aar  Bildung  anderer  ihm  verwandteii 
Worte  Veranlassung  gegeben«  Man  spricht  z.  B,  von  grofseo 
Indostriellen.  (!) 


das  Modewort  unsereir  Tage,  bedeutet,  seiner  Etymologie 
nach,  den  Erwerbsfleifs  überhanpt.  Jedoch  in  vielen  Fällen 
scheint  es  in  einer  beschränkteren  Bedeutung^  Cnamentlidl 
blos  von  der  FabrikAtion^  oder  auch  in  einer  gänzJieh  mtr 
bestimmten  Bedeutung  gebraucht  zu  werden.  Nidit  selten 
kleidet  man  in  Fremdworte ,  was  man  sich  schämt,  in  dar 
Muttersprache  ausziuspreohen. 

Die  Eigenschaft  eines  Gegenstandes,  vermöge  weicher 
der  Gegenstand  ein  Gut ,  also  für  einen  gewissen  Zweck 
tauglich  ist,  wird  mit  dem  Worte:  W  erth  bezeichnet  >3  lo 
der  Wirthschaftslehre  f  und  in  der  Folge^  bedeutet  das  Wmrt 
die  Eigenschaften  einer  Sache,  vermöge  welcher  die  Sache 
euie  Brauchlichkeit  ist  d.  1.  zu  irgend  einem  Zwecke  ver^ 
wendet  werden  kann.  —  Der  Werth  einer  Sache  ist  ent- 
weder ein  Gebrauchs-  oder  ein  Tausch- Werth.  Der 
erstere  kömmt  einer  Sache  in  sofern  zu,  als  sie  zu  ei- 
nem durch  ihre  Beschaffenheit  bestimmten  Zwecke,  (z.  B»  eiil 
Pferd  zum  Reiten,  Holz  zum  Verbrennen,^  verwendet  wer- 
den kann;  der  letztere  in  so  fern,  als  sie  gegen  eine 
andere  Brauchlichkeit  vertauscht  (|oder  verkauft^  werden 
kann.  Eine  Sache  kann  nur  unter  der  Bedingung  eiaen 
Tauschwerth  haben,  dafs  sie  einen  Gebranchswerth  hat 
Aber  der  Tauschwerth  einer  Sache  steht  nicht  nothwendig 
mit  ihrem  Gebrauchswerthe  im  Verhältnisse.  Z.  B.  Wasser 
hat  nur  selten  einen  Tauschwerth ,  so  grofs  auch  der  €fe-^. 
brauchswerth  des  Wassers  ist  .  >• 

Der  Preis  einer  Brauchlichkeit  ist  der  Aufwand,  geg^i 
welchen  die  Brauchlichkeit  erworben  worden  ist ;  ateo,  ur« 
sprunglich  die  Arbeit,  welche  die  Erwerbung  der  Brauchlich- 
keitgekostet  hat  oder  kostet.  —  DerPreis  einer  Brauchlichkeit 
ist  entweder  ihr  ursprünglicher  Preis,  (jwekher  auch  ihr 
Kosten,  oderihr  Produktions-Preis  genannt wird,l 
oder  ihr  Tau  seh -Preis.  Jener  ist  der  für  den  ursprüng- 
lichen Erwerb,  dieser  der  für  den  abgeleiteten Elrwerb 
gemachte  (^oder  zu  ihachende}  Aufwand.    Der  Preis  einer 


1)  Lloyd,  a  leeture  on  valoe.    Lond.  IS34. 


■mndiliciikeit,  aowoU  der  PFodiiktfons '^  als  tder  Yaoseti- 
pp€i»9  üiCreMaiis^edräekt,  wird  aacli,{;wegeivder  Unsiohefrr«* 
keit  dieser  BesÜfliiiiaii^  des  Preiees,}  der  ne^ra  in  eil  e  iPireia 
j^amit  '-^  ßer  Tüusehwerth  nnd  der  Taus chpr^its 
eiaer  Braachliebkeit  sind  Weehselbegriffe.  Dena  .eine 
flrauehliebkeit  hatiim  deswillen  und  in  «o  fern  «einen  Taiiseli-^ 
werth,  weil  und  in  wie  fern  sie  einen  Tausühpreis  bat ,  und 
lUDg^kehrL  9er  Produktionspreis  stebt  weder  zu 
äteat  Gebraaebsi-  noch  zu  dem  Tausehwertbe  in  demselben 
Kelhältnisse«  Dean  beide  sind  ^von  dem  Brodnktidnspceise 
nicht  wesentlich  abbingig.  W^der  der  eine  noch  der  anw- 
idere Werth  also  ist  wt  iem  Produktionspreise  gleiolh» 
gidtend.  /(^Die  Identität  des  ¥ansdh>we>r>t}i'e«s  und  des 
Tausch pr^eis-es  hat  mehrere^chriftsteller  txt  deorlfrtbaine 
vefanlafst,  «die  Worte  Werlh  und  Preis  überHiaüupt  als 
^leMibedeutend >BU  gebranefaen.)  —  Wohlfeilihert  nnd 
IThanerang  sind  Vergleicfaung^begriffie.  Für  Wohl^* 
feilhek^^und  /fheoerung  diso  giebt  es  ikdnen  allgMidngäl«- 
tigon  Mafisuütab. 

Arheitäst  eine  absichtliehe  Kraftäufseruag  eines'Men'* 
sehen,  .wew  mid  in  wie  fem  sie  mit  Anstrengung  'verbunden 
iJBt*  Arbeit  idso  ist  eine  Sesehräiikiuig  der  ^Freiheit -der 
WiUköbrf.sieist  an  sich  eine  Last,  w^in  sie  auch  fär  den 
Einen  oder  den  Anderen -ein  Spielyf^r 'Gegensatz  ^der  Ar«* 
beit,J  seyn-kann.  ([Bildlidi  sagt  man  auch  von  fNaturkräf*- 
ten,  von  Thieren,  von  Maschinen,  u.  s.  w.  dafs  sie  aifbeiten  ^ 
*^  Die  von  den  Menschen  su  verrichtende  Aitbeit  ist  nicht 
ansieh,  sondern  nur  ihren  Wirkungen  nadi  d.  i.  nar^in  so 
fern  ein  •  Gegendtand  der  Wirtbschaftslehre  d.  ^i.  «IderJLehie 
vom^Erwei^be^  als  sie  die  einevon  den  beiden^Grund-  und 
Hsuptbeding^nfgen  ist,  von  welchen  der  Ei' werb' Oberhaupt 
aUiängt.  In  dieser  Eigenschaft  betrachtet  oder  nach-  den 
Grundaät^en  der  Wirthscbaftslehre  betrachtet,  ist  daher  die 
ATbeltentweder  produktive!  oder  unproduktive  Ar*- 
beit,  je  nachdem  sie  die 'Ursa^^he  eines  Erwerbes,  euaes^nr- 
sprünglichen  oder  eines  abgeleiteten,  ist.'oder  einen  Erwerb 
nicht  bewirkt.     Die  Arbeiten  der  produktiven  Art  sind 
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-Wi^er  ^entweder  anmittetbar  oder  nur  mittejibar 
prddiiktive  Arbeiten,  je  nacbdem  sie  för  sich  oder  Burdurdh 
ibren  fiinflttfs  auf  eine  andore  Ursache  eine  Prodnktion  ssiir 
V^Olge^haben.  (In  der  Folge  werden  jene  Arbeiten  auofa 
prodakt ive  Arbeiten  s  c  b  1  e  e  h  t  b  in  genannt  werden.^  ^Eine 
iiiiiiitielbar  produktive  Arbeit  i£it  z.  B.  inBef&iebung,auf:dmi 
ursprünglichen  Erwerb ,  die  Arbeit  des  Landmannes ,  die 
lies  -fiergmannes^  die  des  Handwerkers,  eine  mittelbar 
^produktive  Arbeit  dre  des  iStaatsdieners,  die  >der  Sehsif^ 
steller,  insbesondere  derer,  welche  sich  mit  derlBe^beitiin^ 
der  in  den'Erwerb  unmittelbar  einschlagenden  Wiss^nstiha^ 
ten  beschäftigen.  Ja,  in  der  Menscbenwelt  ist  alles  so  >in 
'einander  verschlungen,  dafs  nur  wenige  Arbeiten  RU:don 
schlechthin  unproduktiven  (in^thesij  gereefaaet  werden 
können.  Auch  kann  eine  und  dieselbe  Arbeit .:  (rwie  x.H. 
die  des  Schriftstellers,  die  des  Malers  oder  Bildhauora,^ 
beziehungsweise  mittelbar  und  unmittelbar  produktiv  izur 
gleich  seyn.  Die  mittelbar  produktiven  Arbeiten  ^tiragen 
nicht  schon  als  solche  weniger,  als  die  Arbeiten  der  ent*- 
gegengesetzten  Art,  zu  dem  Wohlstände  einer  Nation  bei. 
Man  wird  in  der  Geschichte  kein  Volk  nachweisen  köojieii) 
"welches,  obwohl  unwissend  und  uncivilisifft,. dennoch ]0^a 
einem  bedeutenden  Wohlstände  gelangt  wäre.  Wobl^b6r 
kann  eine  mittelbar  produktive  Arbeit  nur  wter  d  e.r  HedinT- 
'gnng' eine  Produktion  wirklidi  zur  «Folge  habendi  dafs  «ton 
Ihr  eine  unmittelbar  produktive  Arbeit  befnaehtet  wird« 
'Denn  ein  jeder  Erwerb  fordert  seinem  Wesen  nach  eitve 
Einwirkung  auf  die  Aufsenwelt ,  auf  eifien  bestinunten  Ans*- 
seren^Kcyrper.  *)  Woraus  zugleich  folgt,  dftf«  aHb  Er** 
^^'Crfrsarbeiten  als  solche,  auch  dlie  unmittielt» 
bar  produktiven  Arbeiten  ^nter.</:en'£r!e.«6tz;eai 
~iätehen,  welche  von  fi^^n^arbeiten  gelten,  da^Ce 
also  die  Wirthschaftslebre  alleErwerbssarbei- 
ten  vor  allen  Dingen  al&  ffancfarbeiten  zu  be- 


1)  Mary  Sonierville,  ou  thc  connexion  of  the  scienccs. -*IIL  ed* 
Lond.  1827. 


trachten  hat.  (YrgLimten  die  Lehre  von  dem  urspriing- 
liehen  und  unmittelbaren  Erwerhe.3  —  Die  Eintheilan^ 
der  Arbeiten  in  unmittelbar  und  mittelbar  productive  Ar- 
beiten ist  übrigens  für  die  Begrenzung  der  Wissenschaft 
der  Wirthschaftslehre  von  entschiedener  Wichtigkeit.  Diese 
Wissenschaft  hat  nur  mit  den  Arbeiten  der  ersten  Art  zu 
schaftn. 

Die  Brauchlichkeit  oder  die  Quantität  von  Brauchlich- 
keiten,  welche  der  Arbeiter  durch  seine  Arbeit  oder  gegen 
seine  Arbeit  erwirbt,  wird  der  Arbeitslohn  oder  der 
Lohn  des  Arbeiters  genannt.  ^3  Wenn  dieser  Erwerb 
dea  Werth  der  Arbeit  iibersteigt  oder  wenigstens  nidit 
hinter  demselben  zurückbleibt,  so  lohnt  die  Arbeit*  Wenn 
es  einen  Arbeitslohn  giebt,  ohne  welchen  keine  andere  Ar- 
beit lohnen  könnte  and  würde,  so  ist  dieser  der  uranfäng- 
liche Arbeitslohn  zu  nennen.      (^S.   unten  die  so  eben 

a.  Lehre.3 

Ein  Erwerb giebt einen  Ueberschufs,  wenn  jer mehr 
beträgt,  als  der  Aufwand,  welcher,  um  zu  diesem  Erwerbe 
zu  gelangen ,  gemacht  worden  ist.  Ob  ein  Erwerb  einen 
Ceberschufs  gewähre,  kann  nur  unter  d  er  Bedingung  aus- 
gemittelt  werden,  dafs  es  einen  MaHsstab  giebt,  mittelst 
dessen  beide,  der  Werth  des  Aufwandes  und  der  Werth 
des  Erwerbes  (^oder  des  Erworbenen3,  ihrem  Beträgenach 
mit  einander  verglichen  werden  können.  Dieser  Mafsstab 
ist  im  Handelsverkehre  das  Geld.  Offenbar  nur  ein  kon- 
ventioneller Mafsstab,  welcher  schon  das  Daseyn  eines 
anderen  und  allgemein  gültigen  Mafsstabes  voraussetzt.  — 
-Ein  Erwerb  mufs  nicht,  um  ein  Erwerb  zu  seyn,  einen IJe- 
berschttfis  geben.  Schon  der  macht  im  Sinne  der  Wirth- 
schaftslehre einen  Erwerb  und  einen  (Grewinn,  welcher  z.  B. 
gegen  eine  Brauchlichkeit  einer  gewissen  Art  eine  Brauch- 
lichkeit einer  anderen  Art  eintauscht 


1)  D«r  entere  Aasdruck  ist  in  Besiehnng  auf  den  artprünglichen^ 
der  letztere  ia  ßesiehoiig  suf  den  •bgeleiteten  Erwerb  der  pat« 
cendere. 


m 

IHe  Wirthscbaftdehre  Qfltemditet  in  iet  Knmt^  r^ieif 
jsfi  werden^  d.  i.  zu  dem  Besitze  eloes  Vermög^is  zu  gelaiH 
|reii^  welche»  grats  genug  ist^  um  seinen  Eig^enthiimer  in 
den  Stand  za  setzen,  alle  seine  Bedürfnisse  und  Wünscbe 
zo  befriedigen.  Zwar  ist  aacb  derjenige  reich ,  welchem^ 
ob  er  wohl  noi'  so  viel  hat^  als  zur  Notbdorft  erforderlicb 
ist,  dennoch  das ,  was  er  hat^  vollkommen  gentigt  Daher' 
nble  Diogenes  von  Sinope  die  Kunst,  reich  zu  werden,  aus, 
als  er  den  hölzernen  Becher  wegwarf,  womit  er  bisher 
Wasser  geschöpft  hatte ,  weil  er  die  Entdeckung  machte^ 
dafs  ihm  seine  Hand  denselben  Dienst  leisten  könne.  Jedoch 
ein  Reiehthum  dieser  Art  ist  nicht  der  Beichthum  der 
Wirthschaftslehre. 


aiWElTES  HAÜPTStÜCK:. 

Von  dem 

Zwecke  des  Erwerbes^ 

oder 

voü  den  Gründen,   teelche  die  Menschen  mtm  tirwerbd 

besimmen. 

Der  ErWerbstrieb  hat  seinen  Zweck  nicht ,  Wie  z.  B. 
der  Geschlechts-  oder  der  Ehr -Trieb,  insich  selbst. 
Sondern  das  Dichten  und  Trachten  des  Menschen  geht  auf 
das  Erwerben,  weil  der  Mensch  von  allem,  was  er  erwirbt^ 
irgend  einen  Gebrauch,  bald  diesen,  bald  einen  anderen,  ma- 
chen kann ,  weil  es  kaum  irgend  einen  Zweck  giebt ,  zu 
dessen  Erreichung  nicht  die  eine  oder  die  andere  Brauchlich*« 
keit  erforderlich  oder  dienlieh  wäre.  (^Selbst  der  Geizige 
d.  i.  der,  welcher  erwirbt,  um  das  Erworbene  zu  besitzen 
macht  nicht  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel.  Ihm  gilt  nur 
die  Macht,  von  seinen  Schätzen ^inen  jeden  ihmbeliebi-« 

Zacharia,  vom  Staate,  VII,  3 
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l*w  GelMMDk  MM  marim,  stell  des  GdNraoeltes  sellnst]) 
üi^  Uerf^eiitlt,  weklie  des  Brwerhstiieb  aber  d«s  Genvatk 
4e8  Meiiaehw  «nsabt^  beraht  ebeB  anf  der  MannigftUigkeil 
des  Gebrauches,  wichen  derMenaeh  von  denfirworbencn 
waebea  kann.  0  Mi^amdi  ein  gewisaar  Gebrauch,  welcboft 
der  MenMh  von  seiner  HabemacU,  ans  aadrm^n  GjrQiide% 
fik  B.  ans  Grinden  der  Moral,  vepwerflicb  aeyn,  de«  Erwerbs* 
triebe  «nd  mitbin  den  Erwerbe  konunt  ein  jeder  Gehraiioli 
an  stattea,  welcher  von  einer  Sache  gemacht  werden  kai»* 
las  sey  z*  B.  da(b  der  Luxus  oder  Prunkaufwand ,  -^  der 
Aufwand,  welcher  demjenigen ,  der  ihn  macht ,  keinen  an*« 
deren  \oftheil gewährt,  als  da(s  er  dem  Stolae  oder  der 
Eitelkeit  desselben  schmeidielt,  ^3 — ^^U  ^  leicht  znrVer« 
schwendung  verleitet  und  sonst  nachtheilige  Folgen  hat, 
verwerflich  ist ,  in  der  vorliegenden  Beziehung  ist  er  nicht 
minder  nutzlich,  wie  ein  jeder  andere  Aufwand. 

Der  Zweck  des  Erwerbes  oder  der  Grund, 
welcher  die  Menschen  zur  Produktion  —  unmit- 
telbar oder  mittelbar93  '^  bestimmt,  ist  also 
die  Verwendung  des  Ertoorbenen  oder  des  %u 
Erwerbenden,  die  Art  der  Verwendung  mag  übrigens 
seyn,  welche  sie  wolle.  —Diese  Verwendung  einer  Brauch- 
lichkeit  geschieht  entweder  so,  dafs  ihr  Gebrauchs- 
werth,  oder  so,  dafs  ihr  Tausch werth  ([durch  einen 
Tausch  oder  Verkauf)  verwirklichet,  realisirt  wird.  Von 
der  ersteren  Art  der  Verwendung,  welche  auch  Verwen- 
dung in  der  engeren  Bedeutung  oder  Gebrauch  der 


1)  So  wie  daher  ein  Velfc  ▼od  dein  TontoliT^rkelire  ««im  HiiBdoler 
Terkehre  (oder  zum  Waarenverkelure  mittelst  eines  Geldce)  über- 
geht, steigt  bei  ihm  die  Macht  des  Erwerbstriebes,  der  Hab- 
sacht.  Denn  für  Geld  ist  eine  jede  andere  Brauchlichkett  xs 
halben. 

2S)  9ie  Auge II  anderer  Leute  siail  aa,  die  uua  m  Grund«  vichleis 
sagt  Franldjn.  S.  dessen  Leben  und  Sichriften.  Von  B  i  n  i e  r. 
Kiel  1829.    IV.  Tbl.    IV,  64. 

9)  Unmittelbar  oder  mittelbar.  »  ^er  abgeleitete  Erwerb  setat 
allemal  einen  ursprünglichen  Torani.  Auch  jener  also  bestimmt 
—  mittolbar  —  nur  Produktion. 


Saehe  ^danntwird,  Wird  hier  einstweilen  allein  dteRe^e 
aeyn.  Diese  Verwendnng  kann  entweder  die  Brauchllch-^ 
keit  für  sieh  Kiim  Gegenstände  haben 5  also  entweder  in 
der  Vemutsiing,  (^Konsumtion, J  oder  in  der  Abnutzung 
oder  in  der  jBenut!Kaag  der  Sache  bestehen,  *3  ^^^  ^ber 
dnreh  die  Verwandlang  einer  BraachHchkett  in  eine 
andere  oder  in  den  BestandtheB  einer  anderen  in's  Werk 
gesetzt  werden«  Eine  Jede  Verwendung  der  tetzsteretf 
Art  ist  znfiHeieh  ein  Erwerb  oder  eine  Produktion  und 
daher  in  einer  doppelten  Eigenschaft  zu  betrachten^  Als 
eine  Verwendung  unterscheidet  sie  sieh  nicht  von  ihrer 
Gattung.  Von  allen  diesen  Arten  der  Verwendung  aber 
gilt  der  Sats,  dafs  die  Verwendung  der  Braitehlichkeit 
der  Zweck  und  der  Grund  des  Erwerbes  oder  der  Pro» 
diÜLtion  sejr« 

Zwar  kann  auch  eine  Produktion  dieselbe  Folge,  Wie 
die  Konsumtion,  *Ji  haben  d.  i.  eine  neue  oder  eine  gestei*« 
gerte  Produktion  bewirken ;  -^  s.  B*  wenn  sie  die  Kon- 
sumenten mit  einem  ihnen  bisher  unbekannten  Bedtirßiisse 
oder  mit  einem  ihnen  bisher  unbekannten  Mittel  ^  ein  Be-* 
dörfnifs,  das  sie  schon  hatten^  zu  befriedigen^  bekannt 
macht,  oder  wenn  sie  den  Preis  ehier  Waare  herabsetzt^ 
oder  wenn  sie  ein  gewisses  Produkt  TerVölIkommnet« 
Eine  hi^er  gehörige  Anekdote  erzählt  Franklin.  ^  Ein 
8chifer  hatte  der  Familie  FrankhVs  mehrere  GefSliigkei-« 
ten  erzeigt,  ohne  dafs  er  dafür  eine  Vergütung  in  Geld 
hätte  annehmen  wollen.  Franklin's  Frau  schenkte  daher 
dar  Tochter  des  Schiffers  eine  neue  Haube  von  der  Art 
derer,  die  damals  in  Philadelphia  gerade  Mode  waren«  Die- 
ser Putz  setirfe  alle  Weiber  und  Mädchen  des  Ortes,  in 


1)  V^mutzt  werden  s.  B.  Lebeneraittel ,  abgenntst  Kleider^ 
benutzt  Statnen  oder  Gemälde,  die  man  aafstelU. 

2)  Um  Worte  au  «paren,  verde  ich«  (d0n  Beispiele  anderer  folgend,) 
mit  dem  Werte;  Heneanftion  (Ycraekr)  diei  VerireMking  der 
Brnnchliclikeiteii  «berhaiipt  beaeiehnen« 

a)  In  dem  (8.  34  Anm.  2.)  a.  Werke.  IV,  &7« 
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welehem  der  Schifer  wohnte,  in  Bewe^^n^.  Alle  wollten 
ihnllche  Hauben  haben ;  alle  liefsen  sieh  solche  Hauben  aus 
Philadelphia  kommen.  (Ber  Ort  lag  in  der  NShe  dieser 
8tadt.3  Schon  machte  sich  Franklin  Vorwurfe  wegen  der 
Veranlassung,  die  er  zn  diesem  Luxus  gegeben  hatte. 
Doch  bald  erfahr  Franklin,  dafs  nun  die  Weibier  und  Mäd- 
chen jenes  Ortes  wollene  Handschuhe  strickten ,  welche  sie 
in  Philadelphia  absetzten,  um  mit  dem  Erlöse  die  neue  Aus- 
gabe bestreiten  zu  können.  *}  ^^^^  ^^  ^^^^  Fällen  dieser 
Art  wirkt  die  Produktion  nur  mittelst  des  Einflusses ,  wel- 
chen sie  auf  die  Konsumtion  hat. 

Wenn  hiernach  der  höchste  und  letzte  Grund ,  welcher 
die  Menschen  zum  Erwerbe  bestimmt,  die  Konsumtion 
ist ,  so  sollten  die  Regierungen  über  eine  jede  staatswirth- 
schaftliche  Mafsregel,  welche  sie  zu  erreichen  beabsichtigen, 
vor  allen  Dingen  die  Konsumenten  hören.  (IJnd  gleich- 
wohl wird  an  diese  nicht  selten  zuletzt  gedacht  !3  Erkla- 
ren sich  die  Konsumenten  gegen  die  Mafsregel,  so  mafs 
^ese  wenigstens  einen  sehr  entscheidenden  Grund  für  sich 
haben ,  wenn  der  Regierung  zu  ratben  seyn  soll ,  bei  der 
Mafsregel  zu  beharren.  Nach  den  Konsumenten  durftai 
\or  allen  Andern  die  Grofshändler  zu  hören  seyn.  Denn 
diese  stehen  sich  desto  besser ,  je  lebhafter  der  Handels- 
verkehr und  mithin  die  Konsumtion  ist.  Die  Fabrikanten 
und  die  Fabrikherren  durften  dagegen  bei  einer  Frage  die- 
ser Art  nur  auf  die  letzte  Stimme  Anspruch  machen  kön- 
nen.   Denn  ihr  Element  sind  Monopole. 

Jedoch  so  grofs  auch  die  Macht  des  Erwerbstriebes 
und  das  Heer  seiner  Bundesgenossen  ist,  dieser  Trieb  hat 
gleichwohl  in  einem  anderen  Triebe  einen  Feind ,  welcher 
ihm  den  Sieg  allemal  streitig  macht  und ,  wenn  auch  nicht 


1)  Der  Kolonialhandel  hat  die  EuropaUchen  Völker  weit  weniger 
dadureh  bereichert,  daf«  er  ihnen  nene  Produkte  (oft  zu  einem 
niedrigeB  Preiee)  safahrte^  als  dadurch,  daf«  er  eie  pothigte,  ih* 
ran  Erwerbefleifa  an  ateigem  oder  aof  neue  Arten  der  Produktion 
snamdehnan,  um  jene  Produkte  an  basahlnn*  Den  Beweia  liefert 
Spanien. 


•^ 
> 
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«ntringt,  doch  verkümmert,  —  den  Han^  zum  Mäfsig« 
g  a  n  ^  e ,  den  Hang  zu  einem  Genüsse  des  Lebens,  welcher 
nicht  durch  Arbeit  verdient  ist.  Denn  kein  Erwerb  ohne 
Arbeit,  keine  Arbeit  ohne  eine  mehr  oder  weniger  peinliche 
Anstrengung  unserer  Kräfte.  ')  (^Nur  der  Gegenstand  der 
Arbeit  oder  Gewohnheit  können  aus  dem  Arbeiten  eine  Lust 
machen!}  Die  Stärke  jenes  Hanges  läfst  sich  aus  dem 
Genüsse  abnehmen,  welchen  ungebildete  Stämme  und  Na*- 
tionen  imNichtsthun  finden.  Ja,  offenbart  sich  nicht  auch 
bei  den  kultivirtesten  Völkern  derselbe  Hang  in  dem  Stre* 
ben  der  Mächtigeren ,  ihr  Arbeiten  auf  das  Regieren  und 
auf  das  Waffen  werk  zu  beschränken  ? 

Was  nöithigte  nun  die  Menschen  dennoch ,  was  nöthigt 
sie  fortdauernd ,  zu  arbeiten  ?  Warum  ist  diese  Nöthigung 
sttrker  und  daher  wirksamer  iu  dem  einen  Lande ,  als  in 
dem  anderen  ?  ([Indem  man  diese  Frage  beantwortet ,  Jegit 
man  zugleich  den  Grund  zu  einer  natttrlieh.en  Ge- 
schichte des-  Er  werbes.3 

Die  erste  und  die  Grundursache  jener  Nöthigung 
war  die  Unentbeiirlichkeit  der  Arbeit  zum  £r- 
.werbe  derjenigen  Brauchlichkeiten,  dercfr  der 
«Mensch,  um  sein  Leben  zu  fristen  und  z^u  ver- 
thejdigen,  bedarf,  war  also  eine  unmittelbare  Folge 
vondemTriebe  der  Selbsterhaltung.  Der  Mensch 
bedurfte,  um  zu  leben,  der  Nahrung,  er  bedurfte  der  Klei- 
dung und  eines  Obdaches ,  er  bedurfte  der  Waffen,  überall 
gegen  seine  Mitmenschen ,  in  einige  Ländern  gegen  die 
.  wilden  Thiere  in  seiner  nä<;hsten  Umgebung.    Keines  von 
.  diesen  Bedürfnissen  hatte  schon  die  Natur  durch  die  Aus- 
stattung und  Ausrüstung  des  Körpers  des  Menschen  befrie- 
diget.   Ihnen  allen  mufste  ^r  Mensch  selbst  durch   seine 
Arbeit  abhelfen.   Auch  konnten  ihn  noch,  überdiefs  gewisse 
.  seinem  Wobn)aiide  oder  Wohnorte  eigenthündicbe  Nator- 
erscheinungen,  welche  seinem  Leben  Gefahr  drohten,  nötbi- 


i)  Da»  Arbeiten  itl,  wie  (nach  Brown)  4ae  Leben,  ein  erswnnge 
ner  Zustand. 
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geil ,  gegen  sie  besondere  Yorkehrnngen  sku  trelfen.  (I« 
dieser  Lage  waren  z«  B.  die  Bewohner  des  Nilthales.3  ^^ 
Nicht  ein  jedes  jener  Bedürfnisse  ist  jedoch  an  einem  jeden 
Orte  der  Erde  schlechthin  oder  in  gleichem  Grade  limmt^ 
behiüch  ]  Kleidung  z.  B#  nicht  nberall  in  der  heirsen  Zone, 
l^or  der  Nahrung  bedarf  der  Mensch  an  einem  jeden  Orfe 
der  Erde ,  wo  er  sich  auch  aofhalte ;  und ,  uninittelbar  nach 
der  Nahrung  9  wie  die  Geschichte  lehrt ,  der  WaiTen.  9 
(;Wie  wörde  es  mit  der  Erwerbsthütigkeit  der  MenscfteHi 
stehen,  wie  armselig  würde  ihre  Habe  seyn,  —  ohne  Han^ 
ger  vnd  ohne  Krieg  1}  Eben  so  bat  die  Natur  in  dem  einen 
Lande  reichlicher,  in  dem  anderen  spärlicher  für  die  Mittel 
Vorsehung  getroffen,  von  welchen  die  Erhaltung  und  Ver- 
theidigmig  des  Lebens  abhängt;  ti,.  B«  am  freigebigisten  in 
den  Ländern  der  heirseri  Zone,  am  kärglichsten  ifi  den  Po«-> 
larländem^f  2uglei<^  hat  die  klimatische  Vef^kAiiedeithelt 
der  Länder  durch  den  Einflnfli ,  den  sie  ätif  die  kdit^rlie^e 
Beschaffenheit  der  Einwohner  ausübt  5  hier  eine  grdfseri^, 
dort  eine  geringere  Dringlichkeit  dei'  wesentlichen  Bedürf-* 
nisse  des  Menschen  zur  Folge.  Der  Südländer  tt4  B.  be-» 
darf  dtt  Hube  mehr,  als  der  Nordländef,  dieser  ein^  ^6^- 
seren  Quantums  Ydn  Lebensmitteln,  als  jeHteh  ^^  Nimmt 
man  hiemn  noch  die  Verschiedenheit  der  Mittel,  dureh  welche 
ein  und  dasselbe  BedOrfiiirs  befriediget  wei^den  käitn,  so 
kann  man  sich  leicht  die  Terschiedeilheit  der  Resultate  er^ 
klären ,  2ü  welchen  die  ih  Frage  stehende  Ndthigi/tig  zvia 
Arbeiten  nach  der  Yerschiedenh'eit  del*  VMker  Und  ihrer 
WobnplätKe  filhfen  mnfe^  und  dm  so  mehr'fühi'en  mttfs,  dia 
die  Ursachen  dieser  Nötbfgttng  ScIioülndemKindesaltef  der 
Völker  wirksam  sind,  aMo  in  eifietai  Alter,  In  treleheikt  ein 
Volk,  wie  der  Mensch,  am  bildsaiäsfen  ist.  Je  ifiäehdeü  ein 
Volk  durch  alle  ihm  tinentbebrliehen  Bedü^fhlssie  odei"  tifur 
durch  eihi^e  derselben  UMI  ATbeiteh  htttgetörittt  ühd  gt^ 


1)  Auch  die  rohesten  Völkerschaften  sind  doch  mit  irgend  einer  Art 
Vdn  Waffen  rereefaen.  0enn  Kampf  und  ttri^^  l«t  da«  Ldmtufrmr 
vprt  des  Natnrmenschen. 
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nMtngtt  wird ,  Je  naehdem  d«  Mais  der  AntArmgung  be- 
sehaf en  ist^  welche  ihm  die  Ariieit  kostet ,  wird  da$  Volk 
^rörsere  oder  ^eriogere  Fortsehritte  in  seinem  BfweHb# 
macheti.  Weder  wo^  die  Natur  zu  viel,  noch  wo  sie  %a  we- 
nig für  den  Menschen  zar  Befriedignng  s^er  wesentlichen 
Bedarfnisse  gethan ,  darf  man  die  Völker  tei  Wohlstande 
an  finden  erwarten.  Ein  Mittelsfiustand ,  der  Aafenthalt  in 
iest  gemafeigten  Zone^  istför  ihr  Erwerbsinteresse  der  vor-* 
tbdlhafteste. 

Jedoeh^  so  gfofs  nnd  so  ständig  aneh  der  Einünfs  «»t, 
welchen  die  in  dem  Obigen  erfirlerte  Ursaehe  der  Erwerbs^ 
thitigkeit  der  Menschto  aaf  den  Kampf  »wiächen  dem  Et-* 
wer bstridbe  dnd  dem  Buge  zum  Mfifsiggange  hat ,  dies^ 
VnBache  int  gleichwohl  nicht  hinreichend,  amdiesogrofsen 
Verschiedeobeilen  zwischen  den  ökonomischen  Zuständest 
der  Völker  und  nm  insbesondere  das  8tillei»tehen  der  ebien^ 
das  Fortsdureiten  der  änderen  in  ihrem  Erwerbe,  geitdg^nd 
eder  in  allen  Fällen  eu  erkldreu.  Um  die  vorliegende  Ai^> 
gäbe  vollständig  Kii  löMn^  ist  noch  eine  zweite  UrsAcbe 
in  Reehnung  au  nehmen^  eine  Ursache,  welche,  ob  sie 
wohl^  wie  di^  erste  5  auf  deni^Triebe  der  Selbst  er  *< 
haltnng  beruht,  dennoch  einerseits  nur  bedingungsweise 
eintritt,  und  andererseits  in  mehr  als  einer  Einsieht  einen 
ihr  eigenthämllchen Charakter  hat,  —  die  Zunahme  der 
Bevölkerung  und,  diese  Ursache  in  ihrer  höchsten 
Potenz  betrachtet^  die  Uebervölkerung  eines  Lan«* 
des«  —  JNese  Ursache  ist  nur  bedingungsweisi 
wiricsam.  Denn  nicht  überall  i^  die  Volkszahl  im  Zäneh*^ 
nehaiea ;  hoch  weniger  ist  ein  Jedes  Land  übervölkert« 
Ja  es  scheinen  sogar  alleifl  oder  vorzugsweise  die  Län- 
der, deren fiSriwobner  vom  Ackerbau  leben,  derOefMor 
der  Uebervölkerung  ansgesetsit  zu  seyn.  *3    Aber^  nash- 


1)  Die  Fragen :  Ist  der  GeachUchUtrieb  nach  der  Vertchiedenbeit 
der  Nationen,  iat  er  nach  der  Verecbiedenbeit  der  Nahrungs- 
mittel, von  welchen  ein  Volk  lebt,  stärker  oder  «chwftcher  Y 
•ind  noch  winaig  oder  gar  nicht  nntertncht.  Der  Einftors  der 
Lebensart  (oder  des  Berufs)  auf  den  Zengnngstieb  ist  schön  mehr 
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dem  ^e  aweite  Ursache  einmal  in  Wirksamkeit  iretreteii 
ist,  treibt  sie  sogar  mächtiger  zum  Arbeiten^  als  die  erste 
oder  entwickelt  sie  erst  die  ganze  Macht  der  ersten  Ur« 
Sache*  *  Qenn  in  einem  Lande ,  welches  übervölkert  ist, 
in  einem  Lande  also,  in  welchem  mehr  Menschen  geboren 
werden,  als  das  Land  zu  ernähren  im  Stande  ist,  reiht 
sich  an  den  Kampf,  welchen  der  Mensch  mit  der  Natvr 
zu  bestehen  hat,  um  von  ihr  die  Befriedigung  der  ihm  un-« 
entbehrlichsten  Bedürfnisse  zu  erringen,  ein  anderer  Kampf, 
ein  Kampf  finter  den  Menschen  selbst,  ein  Kampf  auf  Leben 
und  Tod^  Da  mnfs  der  Einzelne,  wenn  'er  anders  nicht 
von  schon  erworbenem  Gute  leben  kann ,  seinen  ganzen 
Scharfsinn,  seine  ganze  Geschicklichkeit  aufbieten,  am  jcs 
Anderen  in  den  Künsten  des  Erwerbes  zuvorzuthun,  mkf 
dabf  da  .nicht  alle  leben  und  gedeihen  können,  er  täf 
seine  Person  wenigstens  nicht  dem  Mangel  und  dem 
iUende  preisgegeben  sey.  So  bedauerlieh  auch  dfeser 
Kampf  in  mehreren-  anderen  Beziehungen  ist  oder  aeyn 
mag,  für  d^n  Erwerbsfleifs  der  Völker  hat  er  dennoch  die 
wohltbätig^ten  Folgen,  Folgen ,.  welche  die  Bedürftigkeit 
des  Menseben  für  sich  ([oder  die  erste  UrsacheJ  entweder 
überall  nicht  oder  nicht  in  demselben  Mafae  haben  wurde. 
Pa  «Ue  Bevölkerung  eines  Landes,  wenn  sie  dnmal  eine 
Tendenf^  z«r  Uebervölkerung  hat,  im  natürlichen  Laufe 
der  Dinge  in  einem  stetigen  Fortschreiten  ist,  so  notbiget 
dieses  Fortschreiten  den  Menschen  zu  immer  neuen  und 
gröfseren  Anstrengungen.  Und  da  in  diesem  Zustande 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  der  Grund  und  Boden  schon 
getheiU,  nicht  Allen  aber  ein  Theil  des  Erdbodens  zu 
ihrem  Lpose  gefallen  ist,  da  also  nicht  Alle  die  ihnen  un-» 
emtbehrliehen  Bedurfnisse  unmittelbar  befriedigen  kön-« 
nen^  so  isieht  sjch  die  übers^hüfsige  Bevölkerung,  um  dem 


in  QeUachtuiig  gezogen  worden.  3*  aurier  dem  Bd.  II.  8.  107. 
angef.  Schriften :  Bernonlli,  Handbach  der PopulationigUk oder 
der  Völker-  mid  Men«o|ien1iiii)de  nipch  «tatittif^hen  firgehpiMoii, 
yim  1840. 
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Aicbicksale  der  Knechtschaft  za  entgehen ,  genAthiget,  auf 
Erfindungen  aller  Art,  auf  die  Fabrikation  neuer  oder  auf 
die  Vervollkommnung  der  schon  bekannten  Waaren  Be- 
dacht zu  nehmen ,  auf  dafs  sie  die  Kauflust  ihrer  Herren? 
der  Grundeigenthumer,  reitze  und  sie  befriedigen  könne« 
Perselbe  Kampf  wiederholt  sich  mit  seinen  Folgen,  und 
aus  ähnlichen  Ursachen,  in  der  überschnfsigen, Bevölker«» 
wg  selbst.  Darum  wird  ein  Volk,  wenn  die  Zahl,  seiner 
IkUtglieder  stetig  im  Zunehmen  ist,  durch  diese  Zunahme 
gleichsam  in  das  I^and  der  Freiheit  versetzt,  d.  i«  der 
Fesseln  entlediget,  in  welchen  seinErw^erb,  so  lange  die^ 
ser  fast  nur  im  Produciren  ([in  der  engeren  Bedeutung) 
besteht,  von  der  Natur  enthalten  wird.  —  Alles  dieses 
wird  auch  durch  das  Zeugnifs  der  Geschichte  auf  das  un- 
zweideutigste besiStiget.  Die  am  wenigsten  bevölkerten 
Länder,  die  am  wenigsten  zahlreichen  Völkerschaften  sind 
zugleich  die  ärmsten.  Denn  ihnen  gebricht  es  an  einem 
Hanpthebel  des  Arbeitsfleifses»  Das  Gegentheil  gilt  von 
den  Ländern  und  Völkerschaften  der  entgegengesetzten 
Ari,  z.  B.  von  China.  Jh  mehreren  Europäischen  Ländern 
ist  die  Bevölkerung  in  den  neueren  Zeiten  bis  zur  lieber- 
Völker ung  gestiegen.  Aber  gleichzeitig  und  fast  verhäli- 
nifsmäfsig  hat  auch  der  Reichthum  dieser  Länder  zuge- 
nommen. (^Allerdings  ist  Uebervölkerung  eines  der  gröfsten 
Uebel ,  welche  ein  Volk  heimsuchen  können.  Aber  viel- 
leicht sollte  es  dem  Staate  genügen ,  dieses  Uebel  nicht 
hervorzurufen  oder  zu  befördern.  So  weit  sich  auch  die 
Macht  des  Menschen  über  die  Natur  erstrecken  kann? 
slo  Schwierig  fet  doch  die—  noch  nicht  genugsam  erörterte 
—  BVage,  wie  weit  sich  diese  Macht  erstrecken  soll?) 

'  Wenn  in  dem  Obigen  der  Arbeitsflefrs  der  Menschen 
alat  ^iii  Kiild  der'Nötli  dargestellt  worden  ist,  so  ist  das 
nicht  s  0  zu  verstehen ,  als  ob  auf  denselben  nicht  auch 
andere  Ursachen  EinfluHs  haben  könnten  und  Einflufs  hät- 
ten. Aber  alle  anderen  Ursachen  sind  doch  nur  unterge- 
ordneter Art;  sie  sind  unmittelbar  nur  in  so  fern  wirksam, 
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als  sie  sich  an  die  oben  aogeftihrten  Ursadien  anreflien, 
dieHacht  derselben  entweder  verstariLen  oder  schwächen. 
Uebrigens  ergiebt  sieh  ans  der  vorstehenden  Unter- 
snchan^  das  fär  die  Praxis  wichtige  Resnltat ,  dars  es,  nm 
die  Menschen  zum  Arbeiten  zu  bestimmen,  des  Einschrei- 
tens des  Staates  dberali  nicht  bedarf.  Die  Mensdien  ar- 
beiten, weil  sie  nach  Natorgesetnen  Sfbeiten  mdssen. 
Sie  atbeiten  am  besten^  wenn  ihnen  die  Wahl  dar  Arbeit 
tberlassen  wird.  Denn  sie  sind  Menschen.  Auch  irren 
sie  nichi  leicht  in  der  Wahl  der  Arbeit.  Denn ,  wo  es 
dem  eigenen  Vortheile  gilt,  ist  dn  Jeder  scharfsinnig  genug. 


t       • 


DRITTES  HAVPTSrrOCK. 

Von  den 

UrfueUen  äes  BhoerheB. 

Die  Urquellen  des  Erwerbes  oder  die  Quellen  des 
ursprünglichen  Erwerbes  sind  die  Arbeit,  welche  die  N  a- 
tjir^  C^'j''  ^^  Aursenwelt  oder  die  Erde,  als  die  Welt 
des  .Menschen,}  für  den  Menschen  und  die  Arbeit,  welche 
der  Mensch  selbst  verrichtet  oder  verrichtet  hat.  Q  — 
Qie  Aj;|)6it,  welche  die  Natur  für  den  Menschen  fortdau- 
ernd verrichtet,  sind  die  „Erzeugnisse^^  ihrer  or- 
ganischen Kräfte,  Thiere  und  Pflanzen ;  die  Arbeit,  welche 
die^N^tujr  für  den  Menschen  ein  für  ali^mal  verrichtet  hat^ 
sind,  die  Schätze,  welche  sie  auf  oder  in  der  Erde  für  den 
Menschen  gesammelt  hat^  die  für  den  Bfenschen  branch- 
bac^n  Mineralien.  C'^ucb  die  Naturkräfte,  welche  der 
Mensch  für  den  Erwerb  benutzen  kann,  gehören  in  die 
erster^  Kategorie.)  Es  ist  in  ökonomischer  Hinsicht  von 
gjroiser  Wichtigkeit,  diese  beiden  Arten  der  Arbeit  von 

X)  pie  Arbek  des  Menschen,  iMigt  ein  Englischer  SchrifUtcUer  ( W. 
Petty,  treatise  on  taxes  and  eontribations.  LoilJ.  l^iit.  p.  47) 
ist  der  Vater,  die  Erde  die  Matter  de«  Reicbthums. 
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etnander  z»  unterscheiden.  Die  Erde  eraewit  von 
astt  Zeit  ihn  Erseugnisse,  nicht  aber  (^ader  doch  nur  mu^ 
ntthmswetoe  «ad  nnr  höchst  lasgiMan)  fbre  Sehätse.  <^ 
Einmal  gehoben^  sind  diese  für  ummer  erschöpft  In  Bra«^ 
silien  sind  ganze  Bezirke,  in  welchen  ehmals ,  als  sie  nodi 
eine  reiche  Ausbeute  an  Gold  gewährten ,  Wohlstand  und 
Udierflufs  herrsehte,  jetzt,  nachdem  die  Goldqnelle  erschuft 
ist,  verarmt.  Man  hatte  vergessen,  die  aus  dem  Bodea^ge^ 
Sftogenen  Kapitalien  wieder ,  wenigstens  zum  Tbeil ,  in  dem 
Ifoden  d.  i.  im  Laadbane  anzulegen.  *)  -^  Die  Arbeit,  weldhe 
der  Mensch  verrichtet,  wird  Arbmt  oder  Mefis<$henarbeit 
schleehthtn,  die  Arbeit  aber,  welche  der  Mensch  ver- 
richtet hat,  wenn  ihr  Produkt  aufgespart  von  dem  Menschen 
fortdauernd  beiiutet  w^den  kanti,  Kapital  geimnnt« 

Keine  von  diesen  Quellen  ist  für  Mich  zum 
Efwerbe  hinreichend.  Der  Mensch  kann  nicht  Stoffe 
»eh äffen«  Die  Erde  giöbt  dem  Menschen  nichts  ganz 
mnsonst,  nichts  ohne  eine  von  ihm  an  vorrichtende  Atbett. 
<Sich  selbst,  ate  den  Anfenthaltsoft  der  Menschen,  jedoch 
ausgenommen.  DanAm  reichen  die  Orfinde ,  welche  für  das 
Sondeireigenthnm  sprechen ,  nicht  so  weit ,  dafs  nicht  dem 
Verkehre  unter  den  Menschen  Land-  Und  Wassei'strafseii 
alü  Gemelngtit  vorauibehalten  9  einem  jeden  einzelnen  Mei«- 
sch*n  eine  Heimath,  d.  i.  ein  Ort,  aas  welchem  ihn  Niemand 
vertreiben  darf)  zu  sichern  wären.)  Es  kann  daher  ein  VoBt, 
^adselb^  verekizelt  d*  i  abgesehen  von  seinem  Taoschveif- 
ketere  mit  anderen  Völkern  betrachtet,  ~  wte  ehi  jeden 
Volk  in  Beülehttng  auf  den  ursprünglichen  Erwerb  vorallw 


1)  Die  ErzeogDifse  der  Erde  können  mit  der  Arbeit,  welclie  dev 
»lensch  verriclitet,  die  Schätze  der  Erde  mit  deh  tön  den  Mes^ 
•eben  geiammelten  Kapitalien  Terglichea  werden* 

2)A.  de  Saint-Hilaire;"  Voyage düng  rliitdrienr  dü^rMX.  Pa». 
iSSe.  -*  Matt  hat  die^eit  berÄhildt,  irt  #eleher  die  St4»iltkohlMi^ 
graben  in  England,  die  dermalen  im  Baue  sind,  erschöpft  seya 
werden.  Nach  Taylor  können  die  Steinkohlengrnben  in  NorthiMtt- 
berland'  und  Ddilism  nacbl1S7,  nach  Bnokknd  oor  ao«h  400 
Jahre  lang  dieselbe  Ausbeate,  wie  bisher,  al^iftirlidl  gehen. 


Itwgen  auf  4iMe  Weise  zu  betrachten  ist,  —  des  WoUstaii«» 
4e8,  wefcher  ttinr  Üierhau^  erreichbar  ist,  nor  uirter  der  Be^ 
äln^Biij^  tbeilkaft  werden^  dafs  der  Reidithm  «seines  Landes 
nicht  mindjer  ^rofs  ist,  als. der  Erwerbsfleifs,  mit  welchem  es 
diesen  Beijben  benntast. 

;  Wenn  änch  der-  Wohlstand  eines  Volkes  sowohl  von 
dem .  Beichthume  des  Landes  als  von  .dem  Grade  des  Er- 
WjCrbsfleisres  fies  Volkes,  abhängt ,  soisterdoch  nicht 
vonrder  einen  and  von  der  anderen  Bedingung 
in  gleichem  Grade  abhängig.  Die  Haoptbedingang 
ilit  der  Er-werbsfleifs  des  VoJkes.  Denn  dieser  kann 
den  Boden  selbst  ergiebiger  machen.  Wenn  aber  a&wei 
oder  mehrere  Völker  ihrem  Erwerbsflei(sie  nach  einander  un- 
gefähr gleich,  stehen,  so  ist  der  Vortheil  anf  jäeite  desj^«» 
gen  Volkes,  welches  den  reicheren  und. daakbAreren  Boden 
besitzt  In  Sioilien  und  in  Island  steht  es  mit  der  Arbeits- 
tbätjgkelt  der.Einwohnei:  schlecht  besftellt ;  in  beiden  Ländern 
Uieils/wegenf  der  Beschaffenheit  des.K]ima's,tbeils,  (]beson-* 
d^s  in  Sioiliea,}  wegen  der  Fehler,  welche  sich  die  Regie-i^ 
»lig,.  zu  Schulden  kommen  läfst.  Dennoch  herrscht  ia 
Sidlieh.der  grölserer  Wohlstand*  In  Sicilien  leben  auf  einer 
iQuadratmeile .  85  Men$cben^  in  Island  ;lebt  auf  demselben 
flkuimi  nur  ein  Mensch.  '3  ^^^  ^^^^  giröOsero  Fruchtbarr 
ikeit  des  erster«n  Landes  bewiirkt  diesen  Unterschied.  — 
Man  katnn.  sieh  den  Fall  denken ,  dafs  einige  Völker  durch 
ihreArbejtsföhigkeit  und  durch  denReichthum  ilures  Wohn- 
dahd^es,  in  dem  Grade  über  andere  Völker  hervorragten, 
idafs  sie.  selbst  die  politische  Selbstständigkeit  dieser  Völker 
bedrohten.  In  der  Erfahrung  dürften  jedoch  die  Beispiele 
häufiger  vorkommen,  dafs  ein  Volk,  in  der  einen  Beziehung 
anderen  Völkern  nachstehend .  in  der  anderen  desto  reich* 
lieber  ausgestattet  ist 

Beide,  die  Natur  und  der  Mensch,^  verrich- 
ten die  zum  Erwerbe  erforderljcbe^Arbeit  mit 


t    i  ]^9,  &.  H'oflmaaii,  die  Iielire  von  4mi  SIeieni.'   Berlin  IS46. 
•.SO..- 
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einander  gemein^chaftli€h.  DieNatar  Itefertoiidit 
etwa  blos  den  Stoff  för  die  Arbeit  des  Menschen,  und  diese 
besehrftnktsiehnieht  etwa  auf  die  Ariieiten,  durch  WekheSa*^ 
ehen  inBrauehlichkeiten  verwandelt  werden.-  Sondern  beide, 
dJeNatar  und  derMensch,  sind  auch  in  Beziefaang  auf  die  Be- 
schaffenheit der  Arbeit  Mitarbeiter.  {Z,,  B*  durch  die 
Arbeit  des  Menschen  kann  auch  die  Produktion  des  Ekdr 
bodens  gesteigert,  bei  der  Fabrikation  könne»  auch  die 
Kr&fte  der  Natur  benutzt  werden.^  E}s  scheint  uberdiefs 
zwischen  beiden ,  zwischen  der  Natur  nnd  dem  Menschen^ 
in  Beziehung  auf  den  Erwerb  eine  Art  von  vorausbestimm- 
ter Harmonie  einzutreten.  Daher  gehen  audi  die  Menschen 
bei  ihren  Erwerbsanternehmungen  von  der  Voraussetzung 
aus:  Alles  in  der  Natur  ist  führ  den  Menschen  zu  etwas 
brau<Abar ;  es  steht  in  der  Macht  des  Menschen^  von  einem 
jeden  Naturkörper  und  von  einer  jeden  Natnrkraft  irgend 
einen  Gebrauch  zu  machen. 

Diese  Gemeinschaft,  welche  zwischen  der  Natur  und  dem 
Menschen  in  Beziehung  auf  den  Erwerb  eintritt ,  ist  jedoch 
nicht  mit  einer  Gesellschaft  zu  vergleichen.  Der  Mensch 
ist  der  ArbeitsAerr.  Für  ihn  arbeitet,  für  ihn  soll  die 
Natar  arbeiten.  Er  kann  die  Arbeit  bestimmen,  welche  die 
Natur  für  ihn  verrichten  soll.  Ja  die  Natur  verrichtet  nur 
die  Arbeit  für  ihn,  die  er  von  ihr  fordert.  (Die  Brauch- 
lichkeit  einer  Sache ,  welche  dem  Menschen  nicht  bekannt 
ist,  existirt  nicht  für  ihn.3  Eben  so  kann  er  die  Natur  bei 
der  Arbeit ,  die  sie  für  ihn  verrichtet ,  leiten ,  beherrschen. 
Er  kann  und  er  soll  sogar  die  Arbeit ,  die  er  selbst  verrich- 
ten könnte,  der  Natur ,  so  weit  nur  seine  Macht  über  diese 
reicht  /aufbürden.  „Der  Mensch^^ ,  sagt  Fichte ,  '3  „soll 
arbeiten ;  aber  nicht  wie  ein  Lastthier,  das  unter  seiner  Bürde 
in  den  Schlaf  sinkt  un/l  nach  nothdürftiger  Wiederherstel- 
lung seiner  Kräfte  zu  neuer  Arbeit  aufgestört  wird.  Er 
soll  mit  Lust  und  Freudigkeit  arbeiten  und  Zeit  übrig  be- 


1)  In  4er  Schrift:  Der  geschlotsene  HandelMtaat    Tubingen  1800. 
S.  66. 
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halten,  sein  Auge  und  seinen  Geist  zum  Hinmel  zo  erheben^ 
an  dessen  Anschaaen  er  ^bildet  ist  Seine  Naiining  nnd 
Pflege  soH  nicht  die  seines  Lastthieres  seyn^  sondern  seine 
Speise  soll  sich  von  dem  Futter ,  seine  WobnaBg*  von  dem 
Stalle,  wie  sein  Kirperban  von  dem  seines  Lastttiieres^ 
nnterscheiden.  Das  ist  sein  Recht ;  darum,  weil  er  nun  ein- 
mal ein  Mensch  ist^. 

Zwar  kann  man  auch  die  Natur  als  den  Arbeitslierm 
betrachten.  Denn  auch  die  Brde  ist  ein  mit  Leben  begab«- 
tes  Wesen ,  anch  sie  hat  ihre  Zwecke.  Sie  verlangt  von 
dem  Menschen  Arbeit,  auf  dafs  sie,  denkenden  Wesen  zum 
Wohnplatze  bestimmt,  nicht  zu  einer  Einöde  odar  znm  Tum* 
melplatze  fir  reifsende  Thiere  werde.  Auch  sie  verlangt  Ar«« 
beit  von  dem  Menschen,  auf  dafs  er  durch  den  Anbau  und  durch 
die  Yerschönernng  der  Länder  die  Vorsorge  erwiedere,  die 
sie  für  ihn  getragen  hat  Aber  wenn  schon  diese  Ansicht, 
welche  von  der  Religion  der.  Griechen  so  reitzend  ausge- 
schmückt ward,  auch  mit  dem  Christentbume  vollkommen 
dbereinstimmt,  so  ist  sie  doch  nicht  die,  welche  die  Wirth- 
Schaftslehre  bei  der  Bestimmung  des  V erhiltnisses  des  Men«« 
sehen  zu  der  Natur  zum  Grunde  zu  legen  hat 
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VIERTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von   dm 

einzelnen    Arten    des    Erwerbes. 

Erste  Unterabthe  ilnng. 

Von 

dem  ursprünglichen  Erwerbe. 
EBSTBR  ABSCHNITT. 

VoH  dem 
unmittelharen  urtprüngikhen  Erwerbe,  ^3 

Sachen  werden  urspränglich  erworben  d.  i. 
in  Braachlichkeiten  verwandelt  durch  Arbeit,  welche 
auf  sie  verwendet  wird.  Alle  Guter  dieser  Erde, 
sagt  schon  der  Griechische  Dichter  Epicharmos ,  verkaufen 
uns  die  Gotter  nur  um  Arbeit.  *])  ^Uebrigens  ist  in  der  Lehre 
vom  ursprünglichen  Erwerbe,  wie  schon  oben  bemerkt  wor* 
den  ist,  unter  Arbeit  nur  Handarbeit  zu  verstehen.^ 

Hiernadi  seheint  es  aber  überall  nicht  einen  Ursprung* 
liehen  Erwerb  au  geben  und  geben  zu  können.  Denn ,  da* 
mit  der  Mensch  arheitsfähig  werde  y  ist  auf  ihn ,  anf  seine 
Pflege  und  auf  die  Entwicklung  seiner  Anlagen ,  ein  Ka* 
pital  zu  verwenden^  und ,  ist  er  arbeitsfihig ,  so  ist  auf  ihn 
schon  ein  Kapital  zu  diesem  Ende  veiwendet  worden«  Das 
Erzeugnifs  der  Arbeit  des  Menschen,  die  Brauchlichkeit,  ist 
also  allemal  zugleich  ein  Zins  von  dem  in  ihm  angelegten 


1)  Um  Worte  za  sparen,  werde  ich  diesen  Erwerb  in  dem  Torlie* 
f^enden  Abschnitte  nach  den  ursprünglichen  Erwerb  schlecht-^ 
hin  («nd  ohne  weiteren  Beisatx)  nennen.  In  der  That  gebahrt 
ihm  auch  das  Beiwort:  UrsprüngUch,  schlechthin ,  da  er  nberall 
nicht  einen  anderen  Erwerb  Toraussetft«  ^  Uebrigens  übersehe 
man  nicht,  dafs  in  dem  vorliegenden  Abschnitte  die  Arbeit  ledig- 
lich in  Bexiehnng  auf  ihren  Gegenstand  in  Betrachtung  kommt« 

t)  Xenoph.  AEcmorabiUa»  U,  5. 
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Kapitale.  Diese  Einwendan^  lirst  sich  Jedoch  so  heben : 
Wenn  auch  auf  einen  jeden  Arbeiter,  damit  er  arbeitsfähig 
würde,  ein  Kapital  verwendet  worden  ist,  so  kann  doch  das 
verwendete  Kapital  weder  von  den  Eltern ,  noch  von  den 
Kindern  bei  dem  Arbeitslohne  in  Anschlag  gebracht  werden« 
nicht  von  jenen ,  weil  sie  verpflichtet  waren ,  die  Verwen- 
dang  zu  machen,  nicht  von  diesen,  weil  sie  Pflege  und 
Unterricht  unentgeltlich  erhalten  haben.  Sondern  dieser 
Aufwand  ist  gleich  als  eine  Ausstattung  zu  betrachten,  welche 
der  Mensch  der  Natur  verdankt,  oder  gleich  als  ein  Darle- 
hen, welches  der  Mensch  dereinst  seinen  Kindern  erstat- 
ten soll. 

Die  Arbeit,  als  eine  Erwerbsart  betrachtet,  begreift 
wieder  drei  Erwerbsarten  oder  drei  Arten  von  Er- 
wefbsarbeiten  unter  sich.  1])  Die  Okkupation  oder  die 
Besitzergreifung,  die  Arbeit,  durch  welche  man  sich 
einer  Sache  äufserlich  bemächtiget,  sey  es  um  sie  unmittel- 
bar zu  gebrauchen,  >])  sey  es  um  sie  bei  oder  zu  einer  anderen 
Erwerbsart  zu  benutzen.  *)  83  ^^'^  Prodaktion,  di^ 
Arbeit,  durch  welche  die  organischen  Kräfte  der  Natur  ge- 
nöthifiret  werden«  eine  neue  oder  fruchtbarere  oder  vollkomm- 
nere  Arbeit  für  den  Menschen  zu  verrichten ;  also  z.  B.  die 
Viehzucht,  die  Baumzucht ,  den  Feldbau.  *3  Nicht  selten 
geschieht  es ,  dafs  im  Verlaufe  der  Zeit  an  die  Stelle  einer 
blosen  Okkupation  eine  Produktion  tritt  Z.  B.  Wiesen 
werden  gedüngt,  bewässert;  es  werden  Wälder  angelegt; 
Teiche  für  die  zahme  Fischerei  gegraben.  *)  S^Die  Fabri- 


1)  Z.  B.  am  Fruchte,  die  wild  wachsen,  zu  Terzehren. 

2)  Z.  B.  um  die  aus  der  £rde  geförderten  Metalle  zur  Fabrikation 
zu  verwenden. 

3)  An  cncjclopedia  of  agricnlture  etc.  By  J«  6.  Loudon.  II  Edit. 
Lond.  I88i.  Eisner,  die  Politik  der  Landwirthschaft  Stutt^. 
1886.  —  Die  Landwirthschaft  der  alten  Volker,  mit  Aaaschlnrs 
der  Römer.  Von  B  e  y  n  i  e  r.  A.  d.  Frans,  von  O  a  m  a  n  c  e.  Hei- 
delberg 1888. 

4}  Die  Okkupation  im  Sinne  der  Wirthschaftslehre  ist  ttTso  nicht 
mit  der  im  Sinne  der  Rechtslehre  z»  verwechseln-. 
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kation,  die  Arbeit,  dafdi  welche  Naturprodukte,  (^oder 
ancfa  Produkte  der  Kunst,])  um  sie  brauchbar  oder  brauch- 
barer zu  machen,  in  irgend  einer  Art ,  z*  B.  ihrem  Zusam- 
menhange, ihrer  Gestalt,  Mischung  oder  Farbe  nach  ver- 
ändert werden.  ^])  —  Uebrigens  begreift  das  Wort :. Pro- 
dukt! on  in  seiner  weiteren  Bedeutung,  sammt  den  Ihm 
verwandten  Worten,  alle  diese  drei  Erwerbsarten  unter 
sich.  (Jn  dieser  weiteren  Bedeutung  wird  das  Wort,  ohne 
Beisatz  gebraucht,  in  der  Folge  genommen  werden.3 

So  gewifs  auch  diese  drei  Erwerbsarten  und  die  unter 
einer  jeden  derselben  begriffenen  besonderen  Arbeiten ,  als 
TheUe  eines  und  desselben  Ganzen,  einander  gegenseitig 
stutzen  und  fördern ,  ein  Volk  *3  also ,  um  wohlhabend  zu 
werden,  seinen  Erwerbsfleifs',  so  weit  es  ihm  seine  Lage 
gestattet,  auf  alle  diese  Erwerbsarten  und  Arbeiten  auszu- 
dehnen hat,  so  giebt  es  doch  eine  Erwerbsarbeit, 
welche  anderen  vorausgehen  mufs. 

Die^e  ist  die  Arbeit,  welche  zum  Erwerbe  der  zum 
Lebensunteriialte  unentbehrlichen  Nahrungsmittel  erforder- 
lich ist.  (^Zwar  giebt  es  noch  andere  Brauchliehkeiten, 
welche,  nach  Zeit  und  Umständen,  zur  Unterhaltung  des  Le- 
bens nicht  minder  nothwendig  sind.  Aber  nur  Nahrungs- 
mittel sind  schlechthin  und  überall  Bedürfnisse  dieser  Art.3 
Diese  Arbeit  mufs  vor  allen  Dingen  lohnen,  zuvörderst  in 
dem  Sinne ,  dafs  sie  den  Arbeiter  in  den  Stand  setzt,  die- 
selbe Arbeit,  d.  i.  den  Erwerb  der  ihm  unentbehrlichen 
Nahrungsmittel,  fortzusetzen,  und  dann  in  dem  Sinne, 
dafs  sie  dem  Arbeiter  einen  Ueberschufs  an  Nahrungs- 
mitteln gewährt,  welcher  ihm  nach  verrichteter  Arbeit  und 
nach  Abzug  seines  Verzehres  verbleibt,  wenn  anders  der 


1)  Daf  Fabrikweten.  Bearb.  tod  Ure.  A,  d.  Frant.  von  Diei- 
mann*    Lpz.  1835 

2)  Man  erinnere  sich,  dafa  in  der  Torliegenden  Lehre  die  Volker 
Tereinseityd.  i.  ohne  Rücksieht  anf  denfiinflufs,  welchen  der 
answärtige  Handel  auf  ihren  ökonomischen  Zostand  haben  kann, 
betrachtet  werden. 

Zaehariäj  wm  ßtaa$€.  Vth  4 


Arli0it€r  im  Stfinde  9eyii  m!&,^  «ifser  diesen  Arbeiten  n^cli 
mi^w  Arbeite»  an  yerriebtea»  (^Mnif  kann  i^h^  dme 
Eirwi^lisiirbeit  die  praQf^ngliehe,  den  h9hn  den  uran- 
finj: lieben  Arbeitslohn  nennen«} 

Hienins  felgt  :i  Ein  Yolk  kann  nicht  wohlbaliend  nnd 
ncieh  weniger  reich  werden^  ol^ne  dars  ihm  die  Arbeit ,  die 
w  .auf  die  Produktion  der  sa  seiner  Nahrung  dienenden 
Mittel  verwendet,  einen  mehr  oder  weniger  luedeutenden 
UebersichAfo  gewährt.  0  ^^  Betrag  dieses  Ueberschosses 
richtet  sich  i}  nach  der  BeschaCenheit  der  Arbeit  y  die  zur 
ProdiriitioA  der  Nahrungsmittel  verwendet  wird.  Die 
sicherste  und  ergiebigste  Art  dieser  Produktion  iat  der 
itaadbau.  Ohne  diesen  kann  kein  Volk  zu  eine»  nan« 
halten  Wohlstände  gelangen  und  hat  nie  ein  Yolk  dieaes 
2äei  erreicht.  D^  Betrag  je»ea  Ueberschnssest  h&agt  9} 
von  der  Beschaffenheit  der  pcodnzirten  Nahrungsmittel, 
\on  der  Quantität  dea  ni  ihnen  enthaltenen  Nahrnngsstoffes, 
9ih.  0  Gewohnlidh  macht  ein  und  dasselbe  Volk  von  meh- 
reren Arten  der  Nahrungsmittel  auglei<^  Gehraudu  Jedoch 
ist  es  alsdann  der  Wisaensdiaft  erlaubt,  hei  den  die  Nah- 
rongsmittel  heiarefenden  Fragen  der  Wirthschaftslehre,  be- 
sonders das  vornehmste  und  aiigemeinste  Nahraagsmitte] 
ih  Betrachtung  zu  ziehen ,  ^3  ^*  B.  in  den  Kuropäisehen 
Staaten  die  Brodfrächte.  Von  dem  Betrage  des  Ueher- 
Schusses  kann  man  sich  am  besten  durch  daa  Yerhftlitnifs 
nnterridite%  in  welchem  in  einem  Lande  die  Zahl  der  Laäd- 


1)  In  io  fem  gebohrt  dem  Landbaae  vor  allen  anderen  Erwerbsar^ 
beilea  der  P«cn.  (Dunch  die  Heinnsliebang  disfe«  Satcea  cr^ 
warb  aich  die  PhysloicraÜA  ein  aicbt  geringe«  Verdienal  am  did 
Wirthschaftslehre !)  Britanniens,  on  the  economy  of  nation«, 
beingan  attempt  to  thow,  tbat  onr  agricnltare^  trade  and  mana'- 
IkuJlnret  origioate  ooly  uk  th»  teftrch  of  food  asd  cetnli  «nljr  in 
tbe  distribntion  of  the  crop.    Lond.  1832. 

8)  8.  abec  die  Teiaebiedene  Quantität  dioseg  Stoffe«  in  den  Terecbie- 
deoien  Astern  der  HuleenCrdebt«:  Preatinafi»  HamUrach  der 
GaiiM^khemie.    Heidalbeiip.    U  Thle.  I9lä^  S*  14»* 

S)  Anders  hat  man  bei  der  Beorthellung  einaelner  Fälle  nttd  in  Aar 
angewendeten  Wirthtchaftslehre  sa    etfahrea« 


baa  treibeBdeii  Bevolkeruag  mr  Gesammtzahl  des  y<^lk«8 
fteht.  Je  g^riB^er  die  Zahl  Jener  Bevölkeran^  vergHchaA 
mit  diefter  Zahl  ist ,  desto  günstiger  steht  das  Yerhiltnifs 
jfSr  den  Wohlstand  des  Volkes  überhaupt«  Man  hat  bereeh- 

net,  0  ^^^^  ^^^  1^  ^'^^  i^^^^  Bevölkerung  in  England  800, 
in  Fradijreieb  $0  und  in  Italien  30  kommen ,  die  nicht  vom 
^ckerbaue  leben ;  und  ungefähr  ifi  demselben  Verhältnisse 
nachten  diese  Länder  ihrem  Wohlstände  nach  zu  einander 
stehen»  -—  Jedoch  ist  ein  Volk  einerseits  nicht  schon  des- 
wegen reich ,  weil  ihm  die  Produktion  der  Nahrungsmittel 
einen  grofsen  Ueberschufs  gewährt.  Denn  Nahrungsmittel 
werden  durch  den  Gelnrauch  verbraucht.  Und  andererseits 
wird  ein  Volk  dadurch  reicher ,  dafs  es  jenen  Ueberschufe 
zur  Fabrikation  benutzt  d.  i.  mit  demselben  die  Aibeiter, 
welche  die  Fabrikation  verrichten,  unterhält  Denn  das 
Fabrikat  ist  von  den  während  der  F^rikation  verbrauch- 
ten Nahrungsmitteln  nicht  nur  seinMi^GebraMbswerthe  nach, 
sondern  auch  in  so  fern  verschieden,  als  es  aufs^  diesen 
liebensmitteln  foder  aofser  diesem  Kapitale)  noch  eine  neue 
Arbeit,  die  Arbeit  der  Fabrikation,  vergütet.  >}  (Die  Fabri- 
kation ist,  wo  nicht  die  einzige,  doch  die  Hauptquelle,  wel- 
cher ein  Volk  seinen Reichthnin,  in  wie  fern  dieser dordi 
Arbeit  erworb^i  wird,  verdanken  kann.3 

jSo  wie  Sachen  durch  Arbeit  ursprunglich  erworben  wer- 
d^,  ao  ist  auch  Arbeit  der  Preis  d.  L  der  Aufwand,  fär 
weichen  ane  Sache  ursprünglich  erworben  wird.  Jedoch 
als  Erwerbungmrt  betrachtet,  ist  die  Arbeit  nur  eine  Art 
d^  Erwerbung  d.  i.  giebt  es  aufser  ihr  noch  andere  Erwer- 
bungsarten. In  der  anderen  Eigenschaft  aber  d.  i.  als  der 
Preis  der  Erwerbung  betrachtet,  ist  sie  der 
ursprüngliche    Preis    «//er    Brauchlichkeiten, 


1)S.  Babbage  Tom  Mascbioenweien.  (Doch  darf  maa  den  SU- 
tistikern  nicht  immer  nachrechnen.) 

2)  Der  Satz  bezieht  tich  auf  das  Syatem  der  Phjrsiokratie.  Dieses 
System  Terwechselt  die  conditio  sine  qna  non  mit  der  caasa  ef- 
fteisas  den  Srwerbes. 


diese  mogren  schlechthin  ursprünglich  oder 
auch  auf  eine  andere  Weise  erworben  worden 
seyn.  Denn  zu  einer  jeden  Erwerbung  wird  eine  schledit- 
bin  oder  unmittelbar  ursprüngliche  Erwerbung  vorausgesetzt, 
auf  diese  läfst  sich  eine  jede  andere  Erwerbung  zuräck- 
fähren*  (^Die  Erwerbung  mittelst  eines  Kapitales,  -^ 
weil  ein  Kapital  eine  in  einer  Braucblichkeit  aufgesparte 
Arbeit  is^.  Die  abgeleitete  Erwerbung,  —  weil  mittelst 
derselben ,  was  die  eine  und  was  die  andere  Parthei ,  in 
Person  oder  durch  ihren  Vormann ,  ursprunglich  erworben 
hat,  nur  einen  neuen  Herrn  erhält.} 

Wenn  aber  Arbeit  der  ursprüngliche  Preis  aller 
Brauchlichkeiten  ist,  so  ist  sie  auch  der  Maf99tab 
tat  den  ursprünglichen  Preis  aller  Brauchlich- 
keiten, also  derMafsstab,  an  welchen  alle  Brauchlich- 
keiten zu  halten  sind,  um  diesen  Preis  an  sich  und  vergleich- 
ungsweise  zu  bestimmen.  (]Z.  B.  Eine  Braucblichkeit  steht 
höher  oder  niedriger  im  Preise,  je  nachdem  die  Produktion 
derselben  mehr  oder  weniger  Arbeit  gekostet  hat.}  —  Es 
fragt  sich  nur,  ob  die  auf  den  Erwerb  verwendete  Arbeit^ 
an  sich  und  für  die  Praxis,  tauglich  ist,  den  Dienst  eines 
solchen  Mafstabes  zu  verrichten  ?  ob  und  in  wie  fem  man 
von  diesem  Mafsstabe  Gebrauch  machen  könne  ? 

Nun  kommt  zwar  diesem  Mafsstabe  nicht  eine  unbe- 
dingte oder  mathematische  Vollkommenheit  zu.  Doch  leistet 
er  so  viel ,  als  man  von  ihm  seinen  Grundlagen  nach  for- 
dern kann.  Er  leistet  doch  so  viel,  dafs  man  auf  ihn  die 
Berechnungen  und  Vergleichangen ,  welche  zur  gehörigen 
Leitung  der  Erwerbsthätigkeit  erfordert  werden ,  mit  der 
im  Handel  hinreichenden  Wahrscheinlichkeit  gründen  kann. 
Denn :  1}  Der  obige  Mafsstab  legt  nicht  einen  Gegenstand 
zum  Grunde,  welcher  selbst  eine  Braucblichkeit  ist, 
(z.  B.  nicht  Gold  oder  Silber ,}  sondern  einen  Gegenstand, 
welcher  von  den  Brauchlichkeiten,  deren  Preis  der  Mafsstab 
bestimmen  soll,  der  Gattung  nach  verschieden  ist,  die 
Arbeit  des  Menschen.  Allerdings  kann  mau  auch  eine 
Braucblichkeit,   und  zwar  eine  jede  Braucblichkeit  zum 
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Mabdtabe  QoAer  zum  YergletehHn^pnnkte}  ffir  die  Preise 
aller  anderen  Branchlichkeiten  gebranchen.  Aber  ein  Mafs- 
stab  dieser  Art  fuhrt  unausbleiblich  im  Kreise  hernm.    Da 
ist  nirgends  ein  fester  Punkt,  nirgends  ein  Anfang.  Wenn 
gleichwohl  fast  bei  allen  gebildeten  Völkern  Gold  und  Silber 
als  Geld  die  Eigenschaft  eines  allgemeinen  Preismafses  hat, 
so  ist  der  Grund  der,  dafs  dann  das  Metallgeld  gleichsam 
eine  Uebersetzung  (^versio}  des  ursprünglichen  Mafsstabes 
in  einen  anderen  ist.  9')  Die  Arbeit  d.  i.  die  Handarbeit  hat» 
für  sich  betrachtet,  ihr  bestimmtes  Mafs.    Dieses  ist 
die  längere  oder  kürzere  Zeit,  welche  zur  Verrichtung  der 
Arbeit  erforderlich  ist  oder  erforderlich  war.    (Die  Preise 
der  Branchlichkeiten  verhalten  sich  also  zu  einander  wie 
die.  Zeiten,  welche  auf  die  Produktion  der  Branchlichkeiten 
zu  verwenden  waren.3    3}  ^^^  k^nn  annehmen,  dafs  bei 
einer  und  derselben  Nation  die  Arbeit  der  Einzelnen  im 
Durchschnitte  (^und  abgesehen  von  der  Verschiedenheit  des 
Geschlechts}  denselben  Werth  hat  d.  i.da(s  unter  die- 
sen Voraussetzungen  ein  Erwachsener  so  viel  als  der  an- 
dere schafft.    Nun  tritt  zwar  unter  Arbeitern ,  welche  ver- 
schiedenen Nationen  angehören,  nicht  dieses  Verhältnifs 
der  Glekhheit  ein.    Man  hat  z.  B.  berechnet,  dafs  ein  Eng- 
lander in  einem  Tage  achtmal  mehr  Arbeit  als  ein  Hindu, 
ein  Nordamerikaner  ein  Viertheil  mehr  Arbeit  als  ein  Eng- 
länder, verrichte ;  ^3  femer,  dafs  die  Ar  beit  eines  Chinesen 
5  pCt.  mehr,  als  die  eines  Hindu's,  und  100  pCt  mehr,  als 
die  eines  Malayen,  werth  sey .  *3    ^^^^  ^^  dieses  beweist 
in  Beziehung  auf  den  in  Frage  stehenden  Mafsstab  nur  so 
viel,  dafs  derselbe  nur  mit  der  Einschränkung  in  Anwendung 
zu  bringen  sey ,  welche  sich  aus  der  Verschiedenheit  der 
Nationalitftt  der  Arbeiter  ergiebt.  (^Der  Preis  einer  Brauch- 
lichkeit ,  welche  ein  Hindu  in  10  Tagen  producirt  hat ,  ist 
allerdings  geringer,  als  der  einer  Brauchlichkeit,  welche,  in 
derselben  Zeit  producirt ,  die  Arbeit  eines  Engländers  ist. 


1)  N.  W.  Senior,  on  ihe  cott  of  obUining moaey  etc.  Lond«  1880. 
t)  MorgenUftlt  Jthrg»  IMI     Nro.  S09. 


Aber,  betraehtet  nan  die  Hindit's  unter  sieb  and  die  Enf- 
lindef  mter  itieh  ^  so  bleibt  dennocb  jeaeBi  Mafbstabe  stiMi 
Oatigkeit/)  Endlich :  4)  Der  in  Frage  stehende  Malbstd» 
ist  und  bleibt  in  der  Regel  za  allen  Zeiten  derselbe. 
Demi  die  physische  Kraft  einer  Nation  bleibt,  abgesebenifOii 
anrserordentlidien  ViXlen^  ungeachtet  des  Wechsels  der 
Zeiten^  nnveHindert.  (^Wenn  also  k.  B.  vor  tOO  oder  mehr 
Jahren  10  Tage  Frohmnteit  auf  ein  Grnndsttek  gelegt  wer«- 
den  sind,  so  haben  diese  Vrohntage  noch  Jetzt  denselben 
Werth  und  so  sind  sie  noch  jetzt  dieselbe  Last,  wie  zur 
Zeit  ihres  Ursprunges.} 

Was  hier  Ton  der  Arbdt ,  als  dem  Mafsstabe  fär  den 
Preis  der  Branchlielikeiten ,  gesagt  worden  ist,  gilt  aoeh 
(^mit  Vorbebidt  der  ans  der  gegenständlichen  Yersdiieden'-' 
faeit  des  Mafsstabes  sieh  ergebenden  Modifikationen )  von 
den  Nahnmgsnätteln.  Aach  die  Nahrunffsmitiel  hn-^ 
ben  diefiigenschaft  eines  allgemeinen  nnd  (mit^ 
telbar}  nrsprtinglichen  Preismarses;  der  Preis 
einer  jeden  Braochlichkeit  steht  an  sich  und 
vergleichungsweise  anch  mit  dem  Quantum  Ton 
Nahrung imitteln  im  VerhSltnisse^  deren  der 
Prodncent  wilbrend  der  Produktion  zu  seinem 
Lebensnnterbalte  bedurfte«  Denn  der  Verbrauch 
dieses  Quantums  von  Nahrangsmitteln  war  die  Bedingung, 
"unter  welcher  er  rilein  diese  Arbeit  verrichten  konnte,  war 
also  die  conditio  sine  qua  non.  Jedoch  liefert  dieser  Mafs-* 
Stab  nur  da  ein  vea^gleichuagsweise  sicheres  Resultat,  wo 
die  Nahrung  oder  doch  die  Hauptnahrung  der  Nation  in 
Cerealien  besteht,  wellte  von  der  Nation  gebaut  werden, 
z«  B.  in  Kom,  in  Reis*  Denn  eine  jede  andere  Nahrung  ist 
den  Wechsdflllen  der  Witterung  ete.  zu  sehr  untarweri^ 
ids  dafs  sie  dem  Zwecke  eines  Preismafses  genügen 
könnte. '")  ^  Vorausgesetzt  aber^  dars  die  Nahrung  einer 


1)  Oageiren  g;eben  die  Ernten  der  Cerealien  im  Darcbschnitte  einen 
mitÄeren  Ertraf.  9.  Tfr.  Toi» Ire,  history  of  prices,  and  öf  the 
State  of  theoircnlatioD,  firon  ITSS^ISS?  «ta>  Loai^  11^  Vsl.  18S8 


Natteti  Vdti  j^nerBeseMffenlieit  !sf,  no  tsishb  e&t  i&fftttlä&i^ 
der  tMgfUeher  Mftfsstab  fut  den  Pf ets  der  B)raiiclllfclikefte&) 
als  die  Arbeit.  Detm:  1}  Kwfti^i^ird  hier  an  eifter  Braüi^b«*' 
iiehkeit  der  Pi-els  anderer  Branehliefakeiteh  ^tnesseii. 
Aber  diese  Brauehliehkeit  tetnlebt  äoi^ieh,  sdnderli  kHiftded 
Verbälttitoi^fi^  iia  welchen!  sie  tm  Arbeit  sttfht,  d^i^  Mäib- 
Stiib.  ff 3  DieNahraiigsniittelliab6i!Kätttelt  für  idicb^  —  Itidenl 
Bedäfffiisse  der  Menschen ,  —  einen  bestlnimf en  Maflääiab. 
(^Man  w&hlt  statt  der  Fracht  häitfi^  dcii  Tägetofaii  ttit  ^e- 
recbann^  des  Preises  einer  BfändilicJbkeit,  ~  tveil  der 
Tagelßhöei»  de1t«i  läehr  Lifhn  etMt^  «Is  er,  nm  id  leben, 
imdseinOesebleehtrerfKtiI^ai^en,er&aItenä^fe^^  hj  2£war 
fibniM  det*  6m^  it^r  oder  Wenl^^i*  Bptil^  in  Isidh ,  äU  der 
Aiiderew  Aber  bei  eüier  Dtirehsefaniitsreehriang 
versebWitid^t  trieder  dieser  Untersdiied.  Üitd  febefa  ^o 
vetiMdihYindet  4)  der  Uhterscbied  zwiseben  Vericbiedetien 
Zeiten^  wettn  inaü  nach  einem  Dorehscbniti^  rcfehnet 

ZWEITER  ABSCHNITT. 

mitte tbär&n  i^sprünffBehen  Bnoerba. 


Ein  Kapital  ([«der  ein  StanunJ  irt  emb 
keit^  die  Vm  Denen  ^  wedcUe  sie  erw^en  babe«,  «afge«- 
spart  (a)s^  niebt  Ter^ehrt!)  ivcrrdttt  ist,  oder  ancrh  ebi 
Inbegriff  solcher  BraacUichkeiten.  i])  (ZoweilM  wird4oek 
die  Arbeitskraft  eines  Menschen  Mkar  die  eines  Valkes 
sein  Kapital  genannt  ^  -^  wegen  der  llegliebkek,  dafdy 
ArtKeftt  K^ilal  bervorj^ubringen.)  Da  der  Erdbaden  tww 
die  Qn^\^  eines  Jeden  Ej^werbee  (and  nutibin  ekwv  jede« 
Kapitale^sf}  isty  zmr  Benatzang  desselben  aber  Arbeit  0a# 
in  M  £rra  erftrieriich  »t^  als  der  Mensph  iKaScbMM  nad 


-*  In  ^em  F<4jg;eoden  wir4  daher  von  der  im  Tsxio  .geidiiclijl^ii 
Vöt$t]r8»eiftail^  ütatg^gailgeit  weraen« 

1)  ifier  iilt  6iMtir^ilciii  nöck  fifcht  an  fieidkapitolied  tu.  d^jAtif. 
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ErzeagBissie  des  Erdbodens  verarbeiten  oder  bewegliche 
Saeben  an  demselben  befestigen  will,  so  ist  der  Begriff 
eines  Kapitales  noch  liberdieGs  anf  bewegliche  Sachen  zu 
beschranken.  Wo  jedoch  der  Grand  und  Boden  Sonder- 
eigenthum  -^  Eigenthum  der  Einzelnen  —  ist,  sind  auch 
Grundstücke  .unter  dem  Kapitale  ihres  Eigenthumers  be- 
griffen. Denn  sie  können  alsdann  mit  einem  Kapitale 
erworben,  auch  ihrem  Tauschwerthe  nach  zu  einem  Kapi- 
tale angeschlagen  werden. 

Sollen  sich  bei  einem  Volke  Kapitalien  sammeln,  so 
mu(s  demselben  vor  allen  Dingen  die  ursprungliche ,  — 
die  zum  Erwerbe  der  Nahrung  und  Nothdurft  erforderliche, 
—  Arbeit  einen  Ueberschurs  gegeben  haben,  und  sodann 
dieser  Ueberschufs  zur  Produktion  anderer  Brauchlichkei- 
ten  verwendet  worden  seyn  oder  verwendet  werden  kön- 
nen.   So  gewifs  der  Wohlstand  eines  Volkes ,  dieses  für 
sich  betrachtet,  von  seinem  Kapitale  abhängt,  so  gewifs 
kann  ein  Volk  nur  unter  der  ersteren  Bedingung  reich  wer- 
den, nur  unter  der  letzteren  seinen  Reichthum  erhalten 
und  vermehren.    Daher  gehören  z.  B.  diejenigen  Völker- 
schaften zu  den  ärmsten,  welche,  von  der  Jagd  lebend 
den   Wechselfällen    dieser  Lebensart  unterworfen    sind- 
Daher  verarmen  so  leicht  diejenigen  Völkerschaften,  wel- 
che>  ein  weit  fruchtbareres  und  kullivirteres  Land,  als  ihr 
bisheriges  Wohnland,  erobernd,  der  Känste  und  Mittel  ver- 
gessen, denen  die  bisherigen  Bewohner  dieses  Landes  ih- 
ren Wohlstand  verdankten. 

Die  Kapitalien  sind  entweder  Erwerbs-  oder  G e - 
br  auch s- Kapitalien,  je  nachdem  sie  von  ihrem  Besitzer 
zum  Erwerbe  oder  aber  zur  Befriedigung  seiner  Bedürf- 
nisse benutzt  werden.  Ein  Kapital,  welche  seinem  Gegen- 
stande nach  ein  und  dasselbe  ist ,  z.B.  ein  Kapital,  das  in 
Diamanten  besteht,  kann  von  seinem  Besitzer  sowohl  die 
eine  als  die  andere  Eigenschaft  erhalten ;  die  erstere,  indem 
er  z.  Bl  das  Kapital  verkauft ,  die  letztere ,  indem  er  es  als 
einen  Schmuck  an  sich  trägt.  Ein  Kapital ,  welches  von 
seinem  Besitzer  weder  in  der  einen  noch  in  der  anderen 
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Ei^enschAft  benutzt  wird,  wird  ein  todtes  Kapital  ^nannt. 
Hier  wird  nur  von  dem  Erwerbskapitale  die  Rede seyn. 
Die  Erwerbskapitalien  können  so  viele  and  so  verschie« 
denarti^e  Arbeiten  mit  dem  Menschen  verrichten ,  dafs  es 
schon  deswegen  zweifelhaft  ist,  ob  der  Wohlstand  einer  Na- 
tion mehr  durch  ihren  Arbeitsfleifs  oder  mehr  durch  ihr  Ka- 
pital gefordert  werden  kann»  0  ~  ^^  gieht  Kapitalien  ^ 
welche  durch  ihre  organischen  Kräfte  sich  selbst  vermehren, 
oder  mittelst  derselben  Kräfte  zugleich  andere  Brauchlich- 
keiten  produciren.  (Pflanzen,  Thiere, — Haare,  Wolle, 
Hom.")  ^  Andere  erhöhen  nur  die  Produktivkraft  dar  er- 
steren,  (^z.B.  der  Dung,}  oder  arbeiten  statt  des  Menschen 
oder  helfen  dem  Menschen  bei  seinen  Arbeiten.  (Z.  B.Zug- 
und  Lastvieh,  Werkzeuge«}  —  ^it  einem  Worte,  so  mäch- 
tig und  mannigfaltig  ist  der  Beistand,  welchen  der  Mensch 
bei  seinen  Arbeiten  von  seinen  Kapitalien  erhält ,  dafs  er 
ohne  ein  Kapital  eben  so  arm  seyn  und  bleiben  würde,  wie 
ohne  Hände. 

Zweite   Unterabtheilung. 
Van  dem  abgeleiteten  Enioerbej 

oder 

van  dem  Tmusch''  und  dem  Handebverkehre,  >} 

Niemand,  —  weder  der  einzelneMensch  noch  ein  gan- 
zes Volk,  beide  far  sich  d.  i.  unabhängig  von  dem  Einflüsse 


1)  In  England  rechnet  man ,  dafs  ZO  Millionen  200,000  Pferde  die 
Arbeit  Ton  Menschen  Tcrrichten.  Times,  Jahrg«  1885.  Monat 
Mai.  —  Daher  wieder  die  Frage,  ob  Maschinen  anch  anf  den 
Wohlstand  einer  Nation  einwirken  Icönnen.  Vrgl.  Anslie,  on 
ihe  importance  and  neceisity  of  introdncing  machinery  into  the 
woUen  mannfactory.  Lond.  180S.  The  resnlts  of  machinery« 
Lond.  1881.  Senior^  three  lectnres  on  wages,  Lond.  1880. 
Babbage,  in  dem  a.  Werke,  de  Morognes,  de.rntilit^  de« 
machines,  de  leara  inconTdniens  et  des  moyens  d'y  remödier.  Par.  1882« 

2)Osiani|«rt  über  den  Handelarerkehs  der  Völker.    Stattg.  184L 
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betr  Achtet,  w^ridien  ein  M#ii«di  oder  etti  Volk  auf  den  Wcftd- 
fltaiid  des  ander^i  haben  kanii^  --^  Nienfafid  kAim  f^msh 
werde»)  ohne  dafs  er  «rspt^nglkh  erwirbt  d.  i.  oteie  dafs 
er  Sachen  in  Brauchlichkelten  verwandelt. 

Utti^kehrt  kann  Nlenrand ,  da*  fär  sieh  oder  verdniMlt 
ateht,  ZQ  dem  Wohlstande  gelangen,  20  weichem  er^  wenn 
er  mit  dem  nrsprnn^chen  Verketire  den  abg^eleiteten 
verbinde,  gelangen  kfinnte.  Oen^  obwohl  c^e  Yerthei- 
Inn^  dea  ÜrdbodM« ,  seineif  SohfttKe  vnd  Er^en^iaae  und 
noch  mehr  ekie  ans  dieser  Thellong  mit  der  Zeit  hervor«» 
gehende  Tbeilnng  der'  Beschäftigangen  der  Menschen  dem 
Ek^erbsinteresse  im  Allgemeinen  eirtsprleht,  so  kttinen 
doch  diese  Eiririchtfingen  ntchtnnbedhigtnndniebtallgeiaein 
anf  das  Lob  dar  ZweckmärsigkeH;  Anspruch  machen^  Wie 
wenn  bei  jener  Theflang  nicht  das  auf  die  Mineelneii  ge- 
fallen ist ,  was  sie  am  besten  beärbdten  kSnnen ,  oder  am 
liebsten  bearbeite  wollen  ?  (Met  wie  wenn  sich  dasT  Ter- 
hältnifs  über  kurz  oder  über  lang  verändert,  in  wdchem  dfte 
Theile  zu  dem  Arbeitsgeschicke  oder  zu  der  Arbeitslust 
der  Einzelnen  urspränglicb  standen  ?  Auf  jeden  Fall  aber 
kann  nicht  mehr  ein  Jeder  alle  Theile  der  Erde,  alle  ihre 
Guter  nach  GefaUen  benutxea^  Was  der  Ein^lne  an  Sicher« 
heit  seines  Erwerbes  gewonnen  hat,  hat  er  an  Ausdehnung 
desselben  verloren.  Auch  die  ursprüngliche  Gemeinschaft 
der  Güter  hatte  ihre  Vortibetle  ^  den  Erwerb.  Diese  hat 
nun  der  Mensch  aufgegeben.  Er  hat  sie  um  so  gewisser 
und  um  so  allgemeiner  aufgegeben ,  da  bei  jener  Theiinng 
selten  oder  nie  planmftfsig  verfahren  wurde. 

Es  ist  also  in  dem  Interesse  des  Erwerbes 
anfein  MittelBedacht  tsn  nehmen,  dieursprfing- 
liche  Gemeinschaft  der  Güter  in  so  fern  wie- 
der her;»ustellen,  als  diesea,  unbeschadet  je- 
ner Theiinng,  geschehen  kann*  Dieses  Mittel  ist 
nun  der  Tau  seh  verkehr  unter  den  Menschen.  (Der 
Tausdi  -  und  der  Uanddsverkehr  unteiüscbeiden  ^ich  von 
einander  so,  dafs  jener  ohne  Geld  betrieben,  dieser 
dnrch  am  Geld  venoiltelt  wird.  Inder weitemHedentnag 


jedoeh  b^etdiiiet  das  Wort:  Tausch  Verkehr ,  atieh  itn 
Qaitang^hegriS  und  e^thMt  dann  fiowohl  den  TaaschTer- 
kehr  in  der  engeren  Bedentnng  als  auch  den  flfandelsrer-* 
kdir  anter  rieh.}  —  Durch  den  Tanschverkehf  werden  alle 
Branchlichkeit^n  wieder  in  einem  gewissen  Grade  und  Sinne 
Gemeingut  Denn  ein  Jeder  kann  gegen  eine  jede  Brauch^ 
lichkeit,  die  er  selbst  (^oderunmittelbar^  erworben  hat,  eine 
jede  andere  Branchlichkeit  eintauschen. 

Indem  jedoch  der  Mensdi  vom  ursprünglichen  zum  ab- 
geleiteten Erwerbe  fcn'tschreitet ,  entfernt  er  sich  schon 
mehr  und  mehr  von  dem  Wege ,  welchen  ihm  die  Natur  für 
den.  Erwerb  vorgeseidinet  hat.  Er  wird  m^r  und  mehr 
in  dieser  Beziehung  sdn  eigener  Herr.  *^  Ihifcer  giebt  es 
auchjetztekie  Menge  Völkerschaften,  welche  diesen  Schritt 
noch  jetzt  entweder  tlberall  nicht  oder  nur  s&ögemd  gefhan 
haben*  (Jtim  der  auswärtige  Handel  macht  etwa  eine  Atäs^ 
nähme  von  dci*  Regel ,  da  auf  denselben  die  WillkAhr  der 
BfeMchen  weniger  ffiinflurs  haben  kann.3  Es  giebt  andere 
Völker,  welche  JkaMdlese»,  bald  einen  andern  Ausweg  ein« 
gcscUagen  iiabeii ,  um  sich  di^  Vortheile  zu  verschaiTen, 
walübe  naturgentifo  imr  dinreh  einen  freien  Tauschverkehr 
erreichbar  sind ;  welche  also  z«  B^  f  wie  einst  die  R^mer 
und  wie  nach  jetzt  die  Völker ,  die  sich  zum  Islam  bekett'« 
aen^^  zn  ein^r  persönMcb-erblichen  Dienstbarkeit,  oder,  f  wie 
die  Deutsche«,^  zu  euusr  an  den  Gmnd  und  Beden  fesseln« 
den  Leibeigenschaft  ftare  Zulkicht  genettmen  haben,  um  das 
zwaagj^weise  im  erbngen ,  was  sie  nicht  durch  Aufopfer- 
«ng  eines  Tbeales  ihrer  Freiheit  erlangen  wollten^  Ueber- 
imagfft  aber  sind  die  Fortacfaritte ,  die  ein  Volk  im  Tausch«^ 
.verkehre  gMiacht  faaty  ein  siidiefes  Zeichen  von  seiner  Kuitor 
überhaupt« 

Es  müfirte  iidwessant  seyn\  aUe  diese  versehicfdenen 
bimsen  des  Taasch^rerkebres  nach  der  lUihe  durchzugehen, 
-^  dieUrsacbett  zuerftrsdten,  warum  der  Tauschverkehr 
liier  fiese  dort  eine  imdere  6estalt  tmaahm,  -^  den  fiinflnfe 
imdiasvweiseB^  welchen  diese  VerscUedenheit  dei'  Fälle  atf 
*oa  liEMiwA4mf  MrgierM^en  ^tOMflaehafl  und  dealStaates 


fiberhanpt  hatte.  Eingedenk  jeiloeh  des  Zweckes,  zu  wd- 
chem  die  vorliegende  Untersachnng ,  als  eine  Einleitung 
in  die  Staatswirthschaftslehre ,  angestellt  wird ,  werde  ich 
sie  auf  den  unmittelbaren  Tauschverkehr,  und  auf  den  Ein- 
flufs ,  welchen  das  Geld  auf  den  Tauschverkehr  hat ,  be- 
schränken. 

ERSTER  ABSCHNITT. 

Von  dem 

unmittelbaren  Tanschverkehre. 

Was  von  dem  unmittelbaren  Tausch  verkehre  gilt,  gilt 
auch  von  dem  mittelbaren.  (^Nicht  umgekehrt.}  Es  ist 
z.  B.  einerlei,  ob  ich  ein  Messer  eintausche ,  oder  ob  ich  es 
kaufe.  Denn  mit  dem  Kaufgelde  kann  sich  der  Käufer  die 
Sache  anschaffen,  die  er  für  das  Messer  haben  wollte.  Es 
kann  daher  einstweilen  der  Unterschied  zwischen  dem  un- 
mittelbaren und  mittelbaren  Tauschverkehre  gänzlich  aufser 
Acht  gelassen  und  mithin  vom  Tauschverkehre  überhaupt — 
und  nicht  blos  von  dem  ilhmittelbaren  — gehandelt  werden. 

Zu  einem  Tausche  wird  eine  Bedingung  wesentlich 
vorausgesetzt,  —  dafs  die  Partheien  die  Brauch- 
Irchkeiten,  die  sie  gegen  einander  vertauschen 
wollen,  nicht  in  gleichem  Grade  bedürfen.  Es 
ist  z.  B.  kein  Tausch  möglich ,  wenn  der  einen  Partei  die 
Brauchlichkeit,  welche  der  Gegenstand  des  Tausches  seyn 
soll,  schlechthin  unentbehrlich  ist.  Schon  dann  hat  ein 
Tausch  seine  Schwierigkeiten ,  wenn  die  eine  Partei  mehr 
bei  dem  Behalten  ihrer  Brauchlichkeit ,  als  bei  dem  Haben- 
wollen der  Brauchlichkdt  der  anderen  Partei  betheiligt  ist. 

Daher  richtet  sich  der  Tauschpreis  einer  Brauchli^- 
keit  nicht  nach  ihrem  Kostenpreise.  Es  kann  z.  B.  der 
Tauschpreis  einer  Brauchlichbeit  eben  so  wohl  den  Kosten- 
preis unverhältnifsmäfsig  übersteigen ,  als  hinter  demselben 
nnverhältnifsmäfsig  zurückbleiben.  Der  erstere  Fall  tritt 
z.  B.  ein  bei  Lebensmitteln  in  Zeiten  einer  Theuerong, 
der  letztere  bei  Modewaaren,  die  aus  d^.  Mode,  gekommen 
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sind.  Aller  Handel  ist  daher  mehr  oder  weniger  ein  Spe- 
knlationshandel.  Die  eine  und  die  andere  Partei  will  den . 
äarsersten  Preis  für  ihre  Waare  erlangen.  Es  entsteht 
ein  Kampf  anter  ihnen  und  der  Preis,  aber  welchen 
sie  äbereinkemmen,  der  Preis,  welcher  aus  dem  Ver- 
hältnisse zwischen  dem  Angebote  and  dem  Bekehre  her- 
vorgeht, ist  der  Aasgang  dieses  Kampfes. 

Obwohl  der  Tauschpreis  einer  Brauchlichkeit  keine 
feste  Regel  hat,  so  neigt  er  sich  doch  zu  dem  Kos- 
tenpreise hin«  Denn  übesteigt  er  den  Kostenpreis,  so 
wenden  sich  Andere  der  Produktion  dieser  Brauchlichkeit 
zu ;  bleibt  er  hinter  demselben  zurück ,  so  vermindert  sich 
a^ch  oder  wird  die  Produktion  dieser  Brauchlichkeit  selbst 
gänzlich  eingestellt.  Bleibt  der  Begehr  derselbe,  so  wird 
er  nur  als  eine  Aufforderung  an  die  einzelnen  Producenten 
wirken,  dafs  es  der  eine  Producent  dem  anderen  in  der 
Produktion  der  Brauchlichkeit  zuvorthue.  Betrachtet  man 
also  den  Tauschverkehr  im  Ganzen ,  so  ist  er  vielmehr  das 
Mittel,  den  Kostenpreis  allgemein  geltend  zu  machen. 

Dabei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dafs  dieser  Kampf 
unter  allen  denen  geführt  wird ,  welche  ihren  Wohnsitzen 
nach  in  einem  gewissen  Bezirke  denselben  zu  führen  im 
Stande  sind ,  mit  anderen  Worten ,  dafs  die  Waaren  einen 
Marktpreis  haben.  Denn  nur  unter  dieser  Bedingung 
kann  der  Tauschpreis  das  Mittel  halten ,  welches  er  halten 
mnfs,  um  sich  dem  Kostenpreise  zu  nähern.  (^Daher  mufs 
man  nicht  selten  Lebensmittel  auf  dem  Lande  theurer  be- 
zahlen, als  in  der  Stadt.  Der  Kampf  zwischen  dem  Begehre 
nnd  dem  Angebote  ist  hier  oft  nur  ein  Zweikampf.  —  Die 
Eisenbahnen  haben  besonders  auch  deswegen  einen  so 
mächtigen  Einflufs  auf  den  Tauschverkehr,  wßü  sie  überall 
die  Bezirke  erweitern,  in  welchen  sich  ein  Marktpreis  bildet  J 

An  den  Waarentausch  reihen  sich  mit  der  Zeit  andere 
Arten  des  Tausch  Verkehres'  an ,  durch  welche  dieser  Ver- 
kehr eine  neue  Mannigfaltigkeit  und  Lebendigkeit  erhält. 

Denn  erstens:  Es  wird  nun  Arbeit  geg.en  einen 
Lohn  uwgßtmacht^  sey  es,  dafs  diese  Arbeit  zar  Pro- 
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einer  bestimmten  BFftaeUiehkeit  oder  %wt  Vorbei 
reitung  produktiver  Arbeiten  äberhaopt  verwe^tdet  wird.  '3 
~  Zweitens;  Esentfitfehteine  Grundrente,  eineBentey 
welche  der  Grundeigenthnner  von  demjenigen  bezieht, 
dem  er  seinen  Grund  und  Boden  zur  Benutzung  überläfst^ 
oder  aucfa^  wenn  er  sein  Grundstfick  selbst  benutzt ,  selbst 
erhebt.  Die  Grundrente  ist  das  Einkommen  eines  Monopo-^ 
listen.  Sie  steigt  und  fällt  daher  mit  der  Zahl  derer,  w^el- 
che  die  Brauehlichkeit,  die  der  Grund  und  Boden  produchrt^ 
bedärfen.  Es  kann  sogar  ein  Grundstück  überall  nicht 
eine  Rente  abwerfen ,  wenn  der  Boden  nicht  reich  genug 
ist,  um  die  darauf  verwendete  Arbeit  zu  lohnen.  *)  —  Drit^ 
tenti  Eben  so  kann  nun  der  Urheber  eines  Geistes^* 
Werkes  eine  Rente  von  seinem  Werke  beziehen. 
Jedoch  wird  zu  dieser  Rente  noch  eine  besondere  Erklä- 
rung des  Staates  erfordert,  da  ihr  sonst  das  Recht,  welches 
ein  Jeder  hat,  Sachen,  die  sein  Eigenttium  sind ,  nach  Ge- 
falten  zu  benutzen,  entgegenstehen  wurde.  0  ~  Vi^^" 


l)Nai8aa  Will.  Senior,  three  lectares  on  wage«.  Lond.  18S0. 
Th.  Cooper«  lediir««  on  the  elemenU  of  poHt.  eeonomy.  If. 
Ed.  ColwBbia»  SknOh  -  Carelina  1820.  (Nacfagedr.  Load.  1811.) 
Essay  on  the  rate  of  wages  and  oo  Ihe  condition  of  the  laboring 
Population  thronghout the  vorld.  Fhilad.  and  Lond.  1835.  Th* 
T  o  o  k  e ,  a  history  of  price  and  of  the  State  of  the  circnlations 
from  IKNI— iSar  Load.  1888.  II.  Tel.  Von;  Thdmnel,  U(>* 
bersicht  der  Getreldepreise  im  HerzogthnmeAltenfourg  von  i650. 
bis  18U.    Altenburg  1820. 

2)  West,  essay  on  the  application  of  capital  to  the  land.  Lond. 
18lft«  Malthas,  inquiry  into  the  natnre  and  progres  of  Rent 
The  tme  theorle  of  Aeiit.  Lond.  VII.  Id.  1890.  ^  Ricardo  «id 
Andere  behauplea,  dafo  die  Grandreate  aof  dem  UntsMchiede 
zwischen  fruchtbaren  und  unfruchtbaren  Grundstücken  beruhe. 
Indem  ein  Grundstock  erst  dann  eine  Rente  trage,  wenn  es  nach 
dem  Stand«  der  Berölkerang  Tortfaeühaft  eey ,  dasselb«  .en  be- 
bauen. Allein  sie  verwechseln  so  die  Bedlngiiag  d#s  Rechtes 
mit  der  Bediognng  der  Ausübung  des  Rechtes.  VergL  R.  Jo- 
ne s ,  essai  on  the  distribntion  of  weaith  etc.    Lond.  i83|. 

8)  Vergl.  Bd.  IV.  S.  105  und:  Vigarossi  considerations  and  opi- 

nion«  sflir  cette  qnestion:  Cfontinnera-t-on  de  delivrer,  poar  lea 

M  imrentioa«  kidnilriiilleB»  de  tUsos,  fw  aoM  la  HmimmMom  da 
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schiebt ,  hat  auch  auf  die  Wechselfälle  des  Kampfes ,  der 
auf  den  äbrigen  Kriegsschauplätzen  gekämpft  wird,  Einflufs. 
Unter  den  Arbeiten,  welche  mittelbar  einen  Erwerb 
zur  Folge  haben,  d.  i«  die  Sachen  mittelbar  in  Brauchlich- 
keiten  verwandeln,  behaupten  wieder  diejenigen  den  ersten 
Rang,   welche  den  Waaren verkehr  unmittelbar  zum 
Gegenstande  haben.  •—  Arbeiten   dieser  Art  verrichten 
namentlich  die  SLaufleute ,  '3  di^  Makler ,  *)  die  Fuhrleute 
und  die  Schiffer ,  sammt  ihren  Gehulfen  und  Dienern.    Sie 
vervielfältigen  oder  vervollkommnen  zwar  nicht  die  Branch- 
lichkeiten.  Aber  diese  Arbeiten  nähern  sich  dem  ursprüng- 
lichen Erwerbe  in  so  fern ,  als  sie  den  Gebrauch  der  an 
einem  Orte  der  Erde  erzeugten  Brauchlichkeit  an  allen  ande- 
ren Orten  der  Erde  möglich  machen,  auch  die  Waarenpreise, 
ungeachtet  der  Verschiedenheit  derOrte,  an  welchen  die  Waa- 
ren gekauft  werden,  in  einem  gewissen  Grade  ausgleichen. 
(Die  Transportkosten  sind  der  Hauptgrund  des  Unterschie- 
des, welcher  zwischen  dem  Preise  einer  und  derselben 
Waare  an  verschiedenen  Orten  eintritt.)  —  Am  besten  ge- 
deihen diese  Arbeiten  da,  wo  Freiheit  (oder  Beweglichkeit^ 
herrscht.    Da  von  dem  Zustande  dieser  Arbeiten  zugleich 
der  mehr  oder  weniger  blähende  Zustand  des  Erwerbes 
überhaupt  abhängt,  so  kann  eine  Regierung  über  die 
Mafsregeln,  die  sie  zur  Beförderung  des  Erwerbes  überhaupt 
ergrej^en  will ,  Niemanden  besser  als  Diejenigen  befragen, 
welche  ihre  Arbeit  oder  ihr  Kapital  dieser  Art  des  Erwer- 
bes gewidmet  haben.     Aus  demselben  Grunde  hat  nichts 
einen  so  grofsen  Einflufs  auf  den  Wohlstand  einesTolkes, 
als  die  Verbesserungen ,  die  bei  ihm  mit  den  Mitteln  d^s 
Verkehres,  (^oder  mit  den  Bedingungen  der  Beweglichkeit,) 
getroflien  werden.     So  hängt  jetzt  Europa's  Zu- 


1)  Aach  die  s.  g.  Hanairer.  Der  Haasirhandel  Terdient  dieselbe 
Begünitigung,  wie  der  Handel  uberliaupt,  Torausgesetst^  dafs  er 
eben  so  wie  dieser  mit  Abgaben  belaitet  wird. 

2)  Ich  begnäge  mich»  hierbei  aaf  die  heilsamen  Folgen  aufmerk- 
sam an  machen  9  welche  die  Jaden  als  geborne  Haasirer  und 
Makler  för  den  Wohlstand  einer  Nation  haben. 


66 

knnft  hauptsächlich  an  den  Eisenbahnen  *3 
und  an  der  Dampfschifffahrt«  Eine  Nation,  die  in 
dieser  Beziehung  hinter  anderen  Nationen  zurückbUebe, 
würde  zu  ihrem  Schaden  aber  kurz  oder  über  lang  die  Er- 
fahrung machen,  dafs  sie  von  den  anderen  Nationen  auch 
in  Beziehung  auf  Kultur  überhaupt  überflügelt  worden  wäre. 
Einer  Art  der  Arbeiten,  ders«  g.  unproduktiven 
Arbeiten ,  werde  ich  in  der  Folge  nicht ,  (^oder  doch  nur 
gelegentlich,}  gedenken^  Es  sind  das  diejenigen  Arbeiten, 
durch  welche  überhaupt  nichts  (^objektiv}  erworben  d.  i.  keine 
Sache  in  eine  Brauchlichkeit ,  weder  unmittelbar,  noch 
mittelbar,  verwandelt,  sondern  nur  eine  Brauchlichkeit  von 
ihrem  bisherigen  Eigenthümer  auf  einen  anderen  übertragen 
wird.  Arbeiten  dieser  Art  sind  z.  B.  die  der  häuslichen 
Dienstboten,  die  der  Schauspieler,  die  der  Sänger.  Wenft 
auch  diese  Arbeiten  bald  für  die  Staatsverfassung,  bald  für 
die  Kultur,  bald  selbst  für  den  Wohlstand  eines  Volkes  von 
hoher  Wichtigkeit  sind ,  so  gehören  sie  doch  an  sich  über«' 
all  nicht  in  die  Wirthschaftslehre« 

ZWEITER  ABSCHNITT. 
Van  dem  Gelde*  *3 

Jedoch,  so  lange  der  Tauschverkehr  nur  ein  unmittel^ 
barer  ist ,  ist  dem  Bedürfnisse,  die  ursprüngliche  Gemein^ 


1)  Vergl.  die  Eogtische  FarlianrenUakte  Aber  die  Eieenbvhnen  toM 
Jahre  lt»42^ 

t)  Prince  Smith,  the  «leoieotf  of  ihe  science  of  money.  Lond^ 
1818.  C.  R.  Prinsep  an  eeiay  on  money.  Lond.  1818.  Ele- 
mentary  propositione  illuitratiTe  of  the  prineiple«  of  corrcikicytf 
Lood.  II.  £d.  1821.  N.  W^  Senior,  three  lecturts  on  the 
transmission  of  the  precious  metals  and  the  mereantile  theory  of 
wealth.  Lond.  II.  Ed.  1820.  Ebend.  three  lectnres  on  the  cost 
of  obtaining  money  and  some  effecte  of  prirate  and  governemenC 
paper  money.  Lond  1829.  An  esaay  on  money,  ite  origine  and 
use.  Lond.  18ft3.  John  Wade,  principlei  of  money.  Lond 
1842. 

M,a€kariäy  ffom  Staate.  Vil.  o 
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80lMift  der  Ctütpr^  in  so  fern  das  unbesehadet  der  Verthdlang 
der  Göfer  geschehen  kane,  wiederherzustellen ,  nur  nnvoU- 
kommen  abgeholfen.  Denn  hat  der  Eine  immer  die  Braneb- 
Hchkeit,  gegen  welche  ein  Andrer  die  seiitige  eintauschen 
will?  >J  —  Diurnm  sind  die  Menschen  auf  ein  Geld  verfal- 
len, —  auf  ein  Mittel,  welches  den  Tausch  von  der  Beschaf- 
fenheit des  einen  Tauschobjekts  gänzlich  unabhängig  machte. 
Uebrigens  war  der  Gedanke,  an  die  Stelle  des  unmittelba- 
ren Tausehverkehres  den  mittelbaren  zu  setzen ,  nicht  so 
natürlich ,  als  er  Vielen  von  uns  zu  seyn  scheint.  Mehrere 
Negervölker  kennen  zwar  das  Geld^  ohne  jedoch  von  dem* 
aelben  im  Handel  und  Wandel  Gebrauch  zu  machen. 

Es  giebt  zwei  Arten  des  Geldes,  —  das  wahre  oder 
das  natärlicheGeld, und dasSchein-oderdas  künst- 
liche Geld.  Das  wahre  Geld,  das  in  Europa  im  Umlaufe 
ist,  ist  das  Metallgeld,  das  Europäische  Scheingeld  ist  das 
Papiergeld..  Diese  Eintheilung  des  Geldes  wird  der  fol- 
genden Darstellung  der  Lehre  vom  Gelde  zum  Grunde 
liegen.  Q 


ERSTER  THEIL. 

Von  dem 

W€ibren  oder  naturliehen  Gelde. 

Das  wahre  oder  natürliche  Geld  ist  eine  Brauch- 
lichkeit,  welche,  dem  Tauschwerthe  nach,  den  sie  an  sich 


1)  8.  die  (treffliche)  Abhandl.  tob  Büfcli  ober  die  Vortheile, 
welche  der  Gebrauch  eines  Geldes  gewährt.  lo  dessen  kleine- 
ren Schriften.  Besonders  bemerlcenswertb  ist  der  EinfltifB,  den 
das  Geld  euiu  Vortheile  der  persönlichen  Freiheit  hat.  Busch, 
Schriften  über  Staatswirthschaft  und  Handlung.  Hamburg  und 
Kiel.     1784.    III.  Thle. 

2)  Einige  Schriftsteller  nehmen  noch  eine  dritte  Art  des  Geldes  an, 
das  ideelle.  So  werden  auf  der  Goldlcüste  in  Afrika  die 
Waarenpreise  nach  Makuten  berechnet,    nach  dem  Preise  eines 
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bat ,  durch  eine'  Erklärung  der  Menschen  die  Eigenschaft 
eines  allgemeinen  Tauscbmittel« ,  —  und  mithin  zugleich 
die  eines  aUgemeinen'Preismarses,  —  erhalten  hat. 

Also  das  Geld  9  (^ich  verstehe  in  diesem  Hauptstäcke 
unter  dem  Gelde  jederzeit  das  wahre  oder  natürliche  Geld,3 
ist  schon  an  sich  und  abgesehen  von  der  Eigen* 
Schaft,  die  es  als  ein  allgemeines  Tauschmit- 
tel hat,  eine  Brauchlichkeit.  —  Das  Geld  hat 
also  nicht  blos  deswegen  einen  Tauschwerth ,  weil  es  Geld 
ist ;  sondern  es  bat  diesen ,  weil  es  schon  an  sich  und  ab- 
gesehen von  der  Eigenschaft,  die  ihm  als  einem  allgemeinen 
Tauschmittel  zukommt,  eine  Brauchlichkeit  ist.  Wenn 
auch  z.  B.  Gold  und  Silber  die  Eigenschaft  des  Geldes  ver- 
lieren, so  werden  sie  doch  noch  immer,  da  sie  zu  einer  Menge 
Dinge  brauchbar  sind ,  ihren  Tauschwerth  (ungefähr)  be- 
halten. >3  —  Eben  so  wenig  ist  Geld  für  sich  Reichthum, 
wenn  auch  eine  Art  des  Reichthumes.  Schon  Aristoteles 
rügt  den  Irrthum ,  als  ob  Geld  und  Reichthum  ein  und  das- 
selbe sey.  >3  Ist  eine  Nation  reich ,  so  'kann  sie  eben  so 
wohl  Gold  und  Silber,  wie  andere  Brauchlichkeiten ,  ein- 
tauschen. '3    ^^  d^  ^^^^  °^^  Silber,  mit  welchem  eine 


1Eeag€«  TOB  einer  beiliminteB  Qnalllät  uvi  ^aatitUftt,  —  In 
Grolabritannien  nach  Pftnden  Sierliag.  Aber  da«  ideelle  Geld 
iBt  aar  eine  Rechnungsmunse. 

1)  Bei  den  Römern  icheint  dai  Silber  weit  niedriger  im  Preiee  ge- 
standen zu  haben,  oder,  waR  dasselbe  ist,  es  scheinen  die  Geld- 
preise der  Waaren  in  Silber  weit  hoher  gewesen  ao  seyn,  als  in 
dem  heutigen  Europa.  S.  W.  Jacob,  anbiatorical  iaqniry  into 
the  production  and  consumtion  ol  the  precioas  metals  etc.  Lond, 
11.  Vol.  1831.  Die  Graben  waren  noch  weniger  ^erschöpft.  Ea 
wurde  weniger  Silber  auf  Hausrath  und  Potzsachen  Terwendet 
In  Herknlannm  und  Pompeji  hat  man  ▼erhältnifsmärsig  wenigea 
Geräthe  u.  s.  w.  i^on  Silber  gefunden. 

2)  Politic.  1,  9k 

S)  Graf  Landerdale,  aber  NaUooalwohlstaad.  London  1808« 
(Die  ganze  Schrift  ist  eine  Durehfäbrung  dieses  Irrlbumes.)  — 
Die  Römer  legten  auch  auf  den  Besitz  der  edteren  JIMaHe  oi- 
nen  besonderen  Werth.  Cic.  pro  L.  Flacco.  c.  29.  D^her  die 
Klagen  ihrer  Schriftsteller  über  die  Aasfuhr  derselben  Mich  In- 
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Nation  ihren  Tanschverkehr  im  Gange  erhält,  macht  sie 
sogar  armer.  Denn  Gold  und  SUber  ist  in  so  fern  einer 
Maschine  zd  vergleichen.  Je  wohlfeiler  aber  eine  Maschine 
ist,  desto  besser  ist  sie. 

Das  Geld  ist  eine  Branchlichkeit ,  welcher  dem 
Werthe  nach,  der  ihr  für  sich  und  abgesehen 
von  der  Eigenschft,  die  sie  als  Geld  hat,  zu- 
kommt, diese  Eigenschaft  ertheilt  worden  ittt 
—  Es  steht  daher  der  Tauschwerth  dieser  Branchlichkeit 
oder  der  Tauschwerth  des  Geldes  unter  denselben  Gesetzen, 
wie  der  anderer  Brauchlichkeiten.  Er  ist  z.  B.  bald  stei- 
gend ,  bald  fallend ;  er  ist  gewissen  Störungen  unterwor- 
fen ;  er  kann  in  dem  einen  Lande ,  (_z.  B.  wegen  eines 
Unterschiedes  in  den  Abgaben , J  höher  stehen  als  in  dem 
anderen.  Die  meisten  Fehler  im  Munzwesen  sind  daher 
entstanden,  dafs  man  glaubte,  der  Staat  könne  Geld  ma- 
chen, anstatt  dafs  sich  seine  Macht  nur  so  weit  erstreckt, 
das  Schrot  und  Korn  der  Münzen  gehörig  zu  bestimmen 
und  anzugeben.  ^3 

Das  Geld  ist  eine  Branchlichkeit,  welches  die  Eigen- 
schaft des  Geldes  kraft  einer  Erklärung  der  Men- 
schen hat,  diese  Erklärung  mag  übrigens  ein  Gesetz 
oder  ein  Vertrag  seyn.  Denn  keiner  Branchlichkeit  kommt 
schon  ihrer  Natur  nach  die  Eigenschaft  des  Geldes  zu.— 
Es  ist  übrigens  der  Willkuhr  der  Menschen  überlassen, 
ob  sie  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  im  Wege  eines 
Vertrages  einer  Branchlichkeit  die  Eigenschaft  des  Gel- 
des ertheilen  wollen.  Zuerst  erhält  eine  Branchlichkeit 
fast  immer  vertragsweise  diese  Eigenschaft.    Bei  mehre- 


dien.  PHn.  bist.  nat.  XII,  18.  —  Eines  der  ichlagendsten 
•piele,  daft  Geld  nicht  Reiohthnm  eey,  ist  folgendes:  Man  hat 
den  Tanschpreis  der  Steinkohlen,  welche  die  Koblenbergverbe 
Grofsbritanniens  jahrlich  liefern,  zu  450,000,000  nnd  den  jähr- 
lichen Ertrag  der  Silberbergwerke  Sndamerika's  an  222,ft00,000 
Francs  angeschlagen» 

1)  Der  Art.  1895  des  C.  N.  beraht  daher  blos  anf  einem  Interesse 
des  Staates. 


ren  Asiatischen  Nationen,  z»  B.  bei  den  Birmanen^  ist 
noch  jetzt  nar  ungemfinztes  Geld  im  Umlaufe ;  bei  ande-> 
ren,  z.  B.  bei  den  Chinesen,  sowohl  gemünztes  als  unge- 
münztes  Geld.  '3  ^^  ^^  ^^^^  ^^^  Verkehr  lebhafter  und 
allgemeiner  wird,  hat  das  gemünzte  Geld  so  grofse  Vor-» 
zage  vor  dem  ungemünzten ,  dafs  es  dieses ,  obwohl  an 
sich  das  vorzüglichere,  fast  überall  verdrängt. 

Die  verschiedensten  Arten  von  Branchlicfakeiten  kön- 
nen zu  einem  Gelde  gebraucht  werden  und  sind  zu  einem 
Gelde  gebraucht  worden.  ^3  Denn  einer  jeden  Art  Tan 
Braachlichkeiten  können  alle  anderen  Arten,  in  Beziehung 
anf  ihren  Tauschwerth,  verglichen  werden.  Jedoch ,  se 
lange  der  Tanschverkehr  nur  in  selteneren  Fällen  vor- 
kommt, ist  gewöhnlich  eine  gewisse  Art  des  Viehes,  da 
desseii  Tauschwerth  allgemein  bekannt«  ist,  das  herkömm- 
liche Geld ;  wie  einst  bei  den  Römern  '3  ^^^  ^^^  ^^^  Deut- 
schen. *3  ^^^  gebildeteren  Völker  haben  fast  insgesammt 
dem  Metallgelde  den  Vorzug  gegeben,  weil  die  Metalle, 
insbesondere  die  edleren ,'  alle  die  Eigenschaften  haben, 
die  sie  zu  einem  Gelde  geschickt  machen.  '3 

Bei  der  Wahl  eines  Metalles,  welches  bei  einem  Volke 
die  Eigenschaft  des  Geldes  erhalten  soll,  bietet  sidi  jedoch 


1)  Syne«  ReiscD  in  Asien.  In  Sprenger«  Bibliothek  der 
neaesten  Reisebeschreibungen.  Bd.  IV.  1801.  Es  giebt  z.  B.  ia 
China  in  einem  jeden  bedeutenden  Orte  Munsprobierer;  auch  fäh-» 
ren  die  Kaaflentt  einen  Probirapparat. 

2)  Z.  B.  in  Afrika  die  Ranris,  eine  Art  von  M nicheln  ,  die  die 
Stelle  dee  Geldes  Tertreten. 

8)  Daher  der  lateinische  Name  des  Geldes.  Pecania  von  peca«. 
Denn  auf  den  ältesten  Mdnsen  war  eine  Knh  abgebildet,  sunt 
Zeichen,  dafs  das  Stück  Geld  so  viel,  als  eine  Kuh,  gelte.  Vergl. 
1.  1.  D.  de  emt  Tend. 

4)  Tao.  Germania,  c.  5,  12,  15.  —  Im  aufseretcn Norden  von  Asien 
und  AmeriW  haben  Thierl^le,  —  Zobel- ,  Seeotter-  und  Biber- 
felle, —  die  Eigenschaft  des  Geldes. 

ft)  Nenerlich  hat  die  Russische  Regierung  auch  Platinamftnsem  In 
Umlauf  gesetzt.    Jedoch  mit  wenigem  Erfolge ,  da  die  ins  Asch- 
graue fallende,  aach  nachdunkelnde  Farbe  dieses  Metalles  machte, 
dafs  das  Platinageld  weniger  Beifall  fand. 


noch  folgende  Frage  dar:  Soll  man  diese  Eigenschaft  dem 
Golde  oder  dem  Silber  oder  —  nnter  gewissen  Bedingiwi- 
gcn  —  beiden  Metallen  ungleich  ertheilen  ?  *}    Qcb  sage 
unter,  gewissen  Bedingungen.     Denn   es  ist  schlechtbin 
'  eine  Unmöglichkeit,  beiden  schlechthin  die  Eigenschaft 
des  Geldes  2u  ertheilen.     Allemal  wird  allein  das  eine 
Metall  diese  Eigenschaft  haben  ^  das  andere  aber  nur  in 
der  Eigenschaft  einer  Waare  im  Umlaufe  seyn.     Denn 
keine  Branchlichkeit  steht,   was    das  Schwanken   ihres 
Tausehpreises  betrifft,  nnter  denselben  Gesetzen.^    Bine 
jede  dieser  Meinungen  hat  ihre  Vertheidiger  gefunden.  *) 
Die  richtigere  Meinung  dürfte  d  { e  seyn ,  dem  Golde  für 
den  auswärtigen,  dem  Silber  für  den  inneren  Handelsver- 
kehr die  Eigenschaft  eines  allgemeinen  Tanschmittels  mit- 
iKUtheilen,  ohne  tibh'gens  das  Verhältnifs  zwischen  dem 
Preise  des  einen  und  des  anderen  Metalles  zu  bestimmen. 
Wenn  auch  der  mittelbare  Tauschverkehr  das  Wesen 
tdes  unmittelbaren  unverändert  ISfst,  so  macht  er  doch  den 
Tauschverkehr  überhaupt  lebendiger  und  mannigfaltiger. 
Nun  ist  von  dem  Taoschverkehre  das  abgestreift,  was  ihn 
oft  nur   zwischen  zwei  bestimmten   Individuen  möglich 
maeht.    Nun  kann  ein  Jeder  idch  auf  die  Art  der  Produk- 
tion legen,  zu  welcher  er  vorzugsweise  die  Mittel  oder 
die  Neigung  hat,  und  demnach  gewifs  seyn,  für  die  von 
ihm  gefertigten  Waareii ,  so  lange  sie  im  Begehre  sind, 
einen  Abnehmer  zu  finden.  Veberdtefs  kann  man  sich  von 


1)  Ich  spreche  «Icht  nutk  Tom  Kupfer,  da  dieset  und  ähnliche  Sle- 
taUe^,  wenn  «ie  Geldmittel  auch  etnd,  gewöhnlich  nur  die  Eigen- 
schaft einer  Soheidemunze  habe««  d.i.  halb  wahres»  lialb  Schein- 
geld sind. 

Z)  Elemsntary  proposUions  illnstraitve  of  the  principles  of  cur- 
rency. Lond.  IL  £d.  1821.  Th.  Jepllo»  (^  analjsis  and  his- 
tory  of  the  currency  qaestion  etc.  (&  unten  8.  72ABm.  !•)  Lond. 
1833.  6.  L  u  b  c,  an  argumcnt  agat nst  the  gold-standard.  Lond.  1832. 
G.  Gra  üthie,  an  outline  of  a  plan  fbt  a  ntvf  circulating  medium. 
Lond.  I8S3.  J.  Taylor,  acatecbismof the  currency.  Lon3.  18S5, 
J.  G.  II  offmann»  die  lehre  vom  Geldc.  BcrL  1838.  (Dieser 
Schriftsteller  ist  filr  das  Gold.) 
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dem  Tauschpreise  einer  Sache  leichter,  als  von  deren 
Kostenpreise  nnterriditen..  Denn  jener  beruht  einfach  auf 
einem  Erfolge,  dieser  meist  auf  mehreren  Ursachen  zugleich, 
anf  deren  Beurtheilun^  noch  nberdiefs  die  Eigenliebe  Ein- 
flufs  haben  kann.  Endlich  ist  auch  das  in  Anschlag  za 
bringen,  dafs  man,  so  wie  man  mit  Marken  leichter,  als  mit 
baarem  Gelde  spielt,  so  auch  lieber  kauft  als  tauscht*  Mit 
einem  Worte ,  kein  Volk  ist  reich  geworden ,  das  sich  nicht 
im  Waarenverkehre  des  Geldes  bediente.  Den  besten  Be- 
weis liefert  die  Geschichte  der  Völker  deutschen  Ursprun-« 
ges.  Wie  lange  dauerte  es,  ehe  sich  diese  Völker  von  der 
Wirthschaft  mit  Nataralien  losmachen  und ,  an  deren  Stelle 
die  Geld  wirthschaft  setzend,  iii  das  Gebiet  der  Freiheit  ge- 
langen konnten,  deren  der  Mensch ,  um  Mensch  zu  sey^ 
in  jeder  Beziehung  bedarf. 


ZWEITER  THEIL. 

Von  dem 

Schein^  oäet  dem  känMeben  Ofslde^^ 

Nachdem  die  Menschen  so  weit  gegangen  waren ,  an 
die  Stelle  des  unmittelbaren  Tauschverkehres  den  mittelbar 
ren  zu  setzen,  war  ihnen,  zur  Vervollkommnung  des  Tausch- 
verkehres, nur  noch  der  Schritt  übrig,  statt  des  natürlichen 
Geldes  ein  künstliches ,  —  z.  B.  statt  des  Metallgeldes  ein 
Papiergeld,  —  zu  wählen.  Das  war  nicht  ein  Fortschritt 
von  der  Natur  zur  Kunst ,  sondern  nur  ein  Fortschritt  von 
einer  Stufe  der  Kunst  zu  einer  anderen  und  höheren. 


i)Thörntoii,  oii  the  Paper-Crcdit  of  EngUn*.  Ueb«r«etzt  in'i 
Den tsebo  Ton  Jakob.  Hälfe  199^,  Berghsas,  das  repräsen- 
tative Geldttystem.  Lpzff.  181».  G.  F.  Scrope,  on  Crcdit- 
Cnrrency  and  its  Birperiority  to  com.  Lond.  1880.  The  carrencj 
qnestton  freed  from  inystery.  Lond.  1880.  Carrey,  the  Cre- 
dit-SjBtem  in  Franee,  Great-Britain  and  the  U.  St.  Lottd.  l8S8. 
S.  auch  die  unmittelbar  folgende  Anmerkung» 


n 

Gleickwohl  haben  nur  wenige  Völker  diesen  Fortschrift 
getban.  Lag  die  Ursache  in  der  Schwierigkeit  des  Unter* 
nehmens  ?  oder  in  den  mit  demselben  verbundenen  Gefah-» 
ren  und  Nachtheilen?  Nor  in  China  hat  man  schon  früh«« 
zeitig  den  Versuch  mit  einem  Papiergelde  gemacht ,  aber 
hat  ihn  dann  durch  die  Nachtheile,  welche  mit  einem  solchen 
Gelde  wesentlich  verbunden  zu  seyn  scheinen,  für  immer 
aufgegeben. 

Ein  Schein-*-  oder  ein  künstliches  Geld  ist  irgend 
eine  Sache ,  —  sie  sey  an  sich  d.  i.  abgesehen  von  dem 
Werthe,  den  sie  als  Geld  hat,  eine  Brauchlichkeit'  oilef 
nicht ,  —  welcher  (^nicht  wegen  des  Werthes ,  den  sie  an 
sich  hat,  sondern  nur^  durch  ein  Gesetz  oder  durch  einen 
Vertrag  die  Eigenschaft  eines  allgemeinen  Taaschmittela 
beigelegt  worden  ist.  Q 

Es  sind  mehrere  Äxten  des  künstlichen  Geldes  möglich 
und  es  sind  verschiedene  Arten  dieses  Geldes  von  Zeit  zu 
Zeit  in  Europa  in  Umlauf  gesetzt  worden.  Man  hat  z.  B. 
(]  während  einer  Belagerung  in  dem  belagerten  Platze  ^ 
Münzen  von  Leder  ausgegeben,  oder  man  hat  den  Metall- 
münzen  durch  die  Aufdrückung  eines  anderen  und  höheren 
Stempels  einen  willkührlichen  YITerth  beigelegt.  Auch  ge- 
hören hierher  alle  die  Fälle ,  in  welchen  man ,  besonders 
ehemals ,  die  Metallmünzen  unter  dem  alten  Namen ,  aber 
mit  einem  geringeren  Metallgehalte  ausprägte.  Man  glaubte, 


1)  Die  Englische  Literatur  ist  besonders  reich  an  Schriften  aber- 
diesen  Gegenstand.  VergU  s.  B.  Tfa.  Joplin,  an  analysis  aod 
historj  of  the  currency- qoestion ;  with  the  origin  and  growth  of 
Joint-Stock-Banking  in  England.  Lond.  1BS8.  J.  W.  Gilbert» 
a  practica!  treatise  on  banking.  Lond.  IV.  Ed.  1886.  Ebend. 
the  bistor j  and  principles  of  banking.  111.  Ed.  Lond.  1837.  Ebend. 
currency  and  banking.  Lond.  1841.  M.  J.  Q  u  i  n ,  the  trade  of 
banking  in  England.  Lond.  1883.  J.  P*  Scrope,  on  Xhe  eoinage 
of  the  Greeks  and  the  Romans.  Lond.  1837.  Banks  and  ^Ban- 
kers. By  D.  Hardoastle  jnn.  Lond«  1842.  Metalls,  Paper 
and  Credit  Curi>ency  and  the  üleans  of  Regulating  their  Quantity 
and  Value  etc.  By  J.  W.  Bosanqnet.  Lond.  184).  S.  auch 
den  an  das  Parliainent  erstatteten  neuesten  Bericht  ffber  den  Zi|* 
fitand  derLoadpner  Bank. 
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Geld  machen  zu  können.  '^  —  Jedoch,  die  jetzt  fast 
allein  ^bräachliche  Art  des  künstlichen  Geldes  ist  das 
Papiergeld.  Diese  Art  des  künstlichen  Geldes  entspricht 
den  Forderungen,  die  man  an  ein  künstliches  Geld  machen 
kann,  eben  so  vollkommen ,  als  das  Metallgeld  den  Eigen- 
schaften ,  die  man  von  einem  natürlichen  Gelde  verlangen 
kann. 

Es  giebt  zwei  Hauptarten,  wie  in  Europa  jetzt 
ein  künstliches  Geld  in  Umlauf  gesetzt  wird.  (^Das  Geld 
der  Giro-Banken  lasse  ich  hier  unerwähnt.  Denn  es  ist 
nur  eine  Art  des  geltenden  Papieres.3 

Die  eine  Artist  die,  dafs  der  Staat  ein  Papiergeld  — 
bis  zu  einem  gewissen  Betrage  —  in  Umlauf  setzt,  das 
nicht  gegen  baares  Geld  umsetzbar  ([nicht  konvertibel])  ist. 
Der  Staat  kann  dieses  unbedenklich  thnn ,  weil  er  zugleich 
der  gröfste  Gläubiger  seiner  Untertbanen  ist.  Er  braucht 
also  nur,  um  dieses  Geld  im  Umlaufe  zu  erhalten ,  dasselbe 
mit  dem  jährlichen  Ertrage  der  Abgaben  in  ein  gewisses 
Verhältnifs  zu  setzen  und  zugleich  zu  erklären,  dars  er  sein 
Papiergeld  bei  der  Berichtigung  der  Steuern  statt  baaren 
Geldes  an  Zahlungs  Statt  annehmen  werde.  Es  kann  als- 
dann das  von  ihm  ausgegebene  Papiergeld,  wegen  des  Kre- 
dites, dessen  er  geniefst,  den  jährlichen  Betrag  der  Abga- 
ben selbst  in  einem  gewissen  Grade  übersteigen. 

Dieses  Papiergeld,  —  welches,  da  es  allein  den  Zweck 
hat ,  die  Stelle  des  natürlichen  Geldes  zu  vertreten ,  den 
Namen  eines  künstlichen  Geldes  schlechthin  verdient,  — 
leistet  an  sich  alles  das,  was  man  von  einem  künstlichen 
Gelde  überhaupt  verlangen  oder  erwarten  kann.  Denn  es 
erspart  einem  Volke,  dieses  als  ein  Ganzes  betrachtet,  den 
Aufwand,  den  es  sonst  auf  die  Herbeischaffung  des  Theiles 
des  Nationalkapitales  zu  verwenden  haben  würde,  welcher 


1)  Et  wfirde  gut  teyn ,  den  Namen  der  Münzen  von  ihrem  Gehalte 
Ba  entlehnen.  Was  denkt  man  sich  hei  einem  Galden?  hei  ei- 
nem Thaler?  a.  s.  w.  Indessen ,  es  ist  nichts  so  schwer,  als 
grofse  Verändernngen  —  im  Kalenderw«iten  —  und  im  llüniweMn 
einiufuhren. 


:    » 
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zor  Deckung  de»  jährlichen  Staatsaufwandes  erforderiich 
ist.  —  Gleichwohl  hat  dteses  Papiergeld  das  gegen  sich, 
dafs  es  nadi  Crefallen  vermehrt  werden  kann.  Und  es  pflegt 
diese  Vermehrung  gerade  in  Zeiten  der  Noth  z.  B.  in  Kriegs- 
eeiten,  also  in  Zeiten  einzutreten,  in  welchen  der  8taai 
des  haaren  Creldes  am  meisten  bedarf. 

Die  andere  Art,  wie  man  jetzt  Papiergeld  in  Umlauf 
setzt,  ist  die,  dafs  man  z.B.  einer  Bank  das  Recht  eräieilt, 
£eddel,  die  auf  eine  bestimmte  Summe  Geldes  lauten,  als 
Geld  auszugeben,  unter  ^r  Yerbindlicbkeit,  diese Zeddel  zu 
einer  jeden  Zeit  gegen  baares  Geld  einzulösen»  *)  —  Diese 
Zeddel  sind  jedoch  nicht  ihrem  Wesen,  sondern  nur  ihren 
Wirkungen  naeh  ([oder  ab  efectuj  ein  Papiergeld.  Ihrem 
Wesen  nach  sind  sie  nur  ein  geltendes  Papier  d.  i. 
unterscheid»!  sie  sich  nidit  von  anderen  Sehuldverschrei* 
Zungen  und  Anwdsungen,  welche  zu  einer  bestimmten 
Zeit  oder  aufzieht  zu  bezahlen  sind.  ^)  So  lange  dieBwak 
im  Stande  ist ,  der  Y erbindliehheit  der  Eüilösnng  naehzu- 
kommen,  v^reten  die  von  ihr  ausgegebtsoen  Zeddel  voU*- 
kommen  die  Stelle  des  baaren  Geldes.  Aber  mi  Hinter- 
gründe lauert  immer  die  Gefahr,  dalfl  sich  dieses  Papiergeld 
vom  baaren  Gelde  losreifsen  und  so  den  Geldumlauf  über- 
haupt bei  der  Nation  in  Unerdsimg  bringen  werde.  Diese 
Gefahr  ist  mit  einem  s^ldien  Papiergelde  wesentKch  ver- 
bunden ,  theUs  weil  es  der  Vortbeil  der  Bank  ist ,  so  viel 
Papiergeld,  als  nur  möglidi,  in  Umlauf  zu  setzen,  theils 
auch ,  vreü  sie,  sich  bei  der  Ausdehnung  oder  Beschränkung 
des  Umlaules  des  Papiergddes  an  dea  Wechselkurs  haltend, 
die  Uebel  nidit  selten  hervorruft ,  denen  sie  doch  Ziel  und 


1)  Banks  of  issue.    Zeddelbanken. 

2)  Eb  ist  bIbo  eine  Tollig  muUige  Fragte,  ob  auch  Schuld  verschrei- 
bangen als  eine  Art  des  Papiergeldes  zu  betrachten  Rind.  Wie 
Tiel  mehr  Geld  wurde  man  z.  B.  in  England  notliig  haben,  wenn 
nicht  iu  London  die  ßanqniers  täglich  zusammen  kämem,  um  die 
Anweisungen,  die  sie  aufeinander  haben,  compensando  auszutan- 
achcn?  Vrgi.  W.  T  a  t  e,  the  sjstcm  of  the  liondon  Bankers  clearanccs 
and  thoir  cffccts  upon  the  currency.    Lond.  1841. 
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Mars  setseen  soll.  —  Gleichwohl  wArde  der  Staat  sbo  w^ 
gehen ,  wenn  er  den  Gebraach  eines  solchen  Papfier^feldes 
scfalechthili  untersagte.  Dennerwärde  aus  denselben  Grün- < 
den  auch  den  Gebrauch  des  geltenden  Papieres  uberhaapt 
2tt  verbieten  haben.  Seine  Aufgabe  aber  ist  in  dieser  Be*- 
Kiefanng  die,  das  Manmum  zu  bestimmen,  bis  zu  welchem 
sich  dieses  Papiergeld  belaufen  darf.  Die  Zerröttungen,  an 
welchen  der  Geldmarkt  in  dem  laufenden  Jahrhund^te  ia 
England  mehr  als  einmal  gelitten  hat  und  an  welchen  er  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  gerade  jetztlei^ 
det ,  hatten  und  haben  nicht  in  dem  Gebrauche ,  sondern  in 
dem  M ifsbraucfae  des  Bankgeldes  ihren  Grund« 

Man  kann  aus  dem  Obigen  unter  anderem  vieHeicht  das 
Resultat  ziehen,  dafs  es  in  der  Wirthschaftstehre  besonders 
gefährlich  «ey,  sich  von  der  Natur  zu  weit  zu  entfeitien.   , 


FÜNB^TES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  dem 

Vermögen  einer  Person. 

Die  Einheit  alles  dessen,  was  eine  Person  hat  oder  er- 
wirbt, wird  ihr  Vermögen  genannt.  *J 

Eine  Person  kann  also  nicht  mehr,  als  ein  Ver- 
mögen besitzen.  Wohl  aber  kann  in  einem  und  demsel- 
ben Menschen  mehr  als  eine  Person  vereiniget  seyn,  mithin 
auch  ein  und  derselbe  Mensch  in  verschiedenen  Beziehun- 
gen mehr  als  e  i  n  Vermögen  besitzen.  So  hat  ein  Jeder  ein 
anderes  Vermögen  als  Mensch,  ein  anderes  als  Mitglied  des 
Staatsvereines.  Aber  das'  Verhältnifs  zwischen  beiden  Ar- 
ten des  Vermögens  richtet  sich  nach  den  beiden  Arten  der 
Persönlichkeit,  die  der  Mensch  in  sich  vereiniget. 

In  dem  Begriffe  des  Vermögens  verschwindet  die  spe- 
cifische  Verschiedenheit    der  Erwerbungsar- 

1)  Vcrgl.  Bd.  IV.  S.  253  ff. 
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ten^  welchen  der  Mensch  sein  VemiS^en  verdankt.  Es 
kommt  blos  darauf  an ,  ob  sie  mehr  oder  weniger  Geld  er^ 
fibrig^n.  Im  Allgemeinen  aber  mofs  die  eine  Art  der  Er- 
werbung so  einträglich  als  die  andere  seyn,  weil  sich  sonst 
Mehrere  der  eintraglicheren  zuwenden  würden.  Der  Begriff 
des  Vermögens  ist  in  dieser  Beziehung ,  wie  in  mehreren 
anderen,  nur  die  Warnung,  bei  der  Wahl  einer  Lebensart 
oder  einer  gewissen  Beschäftigung  nicht  auf  Dinge  Rfick- 
sicht  zu  nehmen ,  die  dabei  nicht  in  Anschlag  zu  bringen 
sind« 

In  dem  Begriffe  des  Vermögens  verschwindet  eben  so 
die  Verschiedenheit  der  Gegenstände,  welche 
erworben  werden  oder  ihr  Gebrauchswerth.  Es 
ist  z.  B.  für  eine  Nation  von  grofser  Wichtigkeit,  von  wel«^ 
eher  Beschaffenheit  diese  Gegenstände  sind.  Aber  dieEir- 
wägung  dieser  Beschaffenheit  gehört  in  die  besondere  oder 
angewendete  Wirthschaftslehre. 


TT 


DAS 

SIEBEN  UND  DREISSIGSTE  BUCH. 

Volkswirthschaßslehre  erstes  Buch. 

EidVLEITÜNG 

m  die  VolksunrthscJiaftslehre. 

Wie  eine  jede  Person,  so  hat  auch  ein  Volk ,  kraft  seiner 

Persönlichkeit,  ein  Yerhiögen.  9  ^^  il^m  gehört  alles  das, 
was  ein  Volk  besitzt  oder  erwirbt  Sein  gesammtes  Besitz- 
thiun,  sein  gesammter  Erwerb  ist  ein  Ganzes ,  das  zu  Geld 
angeschlagen  werden  kann.  Es  kann  daher  das  Vermögen 
eines  Volkes  z«  B.  mit  dem  Vermögen  eines  anderen  Volkes 
Terglicben  werden«  Nicht  die  Vergleichuns  hat  ihre  Schwie- 
rigkeiten ;  nur  das  ist  schwierig,  die  Data  zu  derselben  zu 
sammeln.  ^ 

Das  Vermögen  eines  Volkes  hat  jedoch  das  Eigen- 
thämliche ,  dafs  es  nicht  das  Vermögen  einer  physischen 
Person  oder  des  Menschen ,  sondern  da|i  einer  moralischen 
Person  oder  eines  künstlich  zusammengesetzten  Menschen 
ist ,  welches  wieder  so  viele  Fälle  eines  Vermögens  unter 
sieh  begreift,  als  ein  Staats  verein  Mitglieder  zählt.  '3  ^un 
ist  zwar,  in  Beziehung  auf  das  Nationalvermögen,  das  Ver- 
mögen eines  jeden  Einzelnen  im  Volke  nur  ein  Bestandtheil^ 

1)  Vergl.  db«n  Bd.  IV.  S.  258  ff. 

2)  Say  (court  complet  d'eSconoioie  poliüqne.    I,  150.)    l&agnet  di« 
Möglichkeit  einer  solchen  Vergleichang. 

S)  Bemerkenswerth  ist,  dafs  das  Wort:  Vermdgen,  nar  in  namcM 
•Ingnlari  ond  nicht  in  nvmoro  plorali  gobraackt  wird. 
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(nur  eine  pars  quota,3  ^^^  Vermögens  der  Nation.  Oleich- 
wohl ist,  dem  Staatsrechte  nach,  diese  Einheit  wieder  auf- 
zuheben und  das  Vermögen  der  Einzelnen  als  ein  selbst- 
ständiges d.  i.  als  ein  von  dem  Vermögen  der  Nation  ver- 
schiedenes und  gesondertes  Vermögen  zu  «betrachten. 
fDaherist  auch  eine  jede  Frage  der  Staats  wirthschaftslehre 
in  einer  doppelten  Beziehung  zu  betrachten ,  sowohl  in  Be- 
ziehung auf  das  Vermögen  der* Nation,  als  in  Beziehung 
auf  das  der  Einzelnen.  Der  Staatshaushalter  —  oder  der 
Finanzminister  —  hat  jedoch  die  Ordnung,  in  weither  diese 
Fragen  hier  gestellt  worden  sind,  umzukehren.^ 

Es  entsteht  daher  die  Frage :  Wie  hat  der  Staat  das 
Nationalvermögen  zu  bewirthschaften?    Und  diese  Frage 
ist  die  Aufgabe  der  Volks-  oder  Nationalwirthschaftslehre. 
Zur  Erörterung  dieser  Frage  lassen  sich  zwei  von  ein- 
ander wesentlich  verschiedene  Systeme  aufstellen,  —  das 
System  der  Erwerbsfreiheit  und  das  der  Erwerbs- 
vormundschaft.    Nach  dem   ersteren  Systeme  bat 
der  Staat  seine  Unterthanen  nur  bei  der  Freiheit  zu  schützen^ 
die  ihnen  nach  der  allgemeinen  Wirthschaftslehre  zusteht, 
im  übrigen  aber  ihnen  selbst  die  Vorsorge  fär  ihren  Wohl- 
stand zu  überlassen,  in  der  Voraussetzung,  dafs  der  Wohl- 
stand der  Nation  die nothwendige  Folge  von  dem  Bestre- 
ben der  Einzelnen  sejm  werde,  ihren  ökonomischen  Zustand 
zu  verbessern.  —  Das  andere  Syatem  kann  auf  mehr  als 
eine  Weise  dargestellt  werden ;  wie  immer  ein  System ,  je 
künstlicher  es  tst5  desto  mehrere  Modifikationen  zulifst. 
Zwar  geht  es  in  allen  seinen  Gestalten  von  dem  Grundsätze 
aus,  dafs  der  Staat  für  den  Wohlstand  der  Nation  •—  schlecht* 
hin  oder  bedingungsweise  —  positiv  Sorge  zu  tragen 
habe.    Desto  verschiedener  aber  sind  die  Meinungen  über 
die  Grenzen,  bis  zu  welchen  sich  diese  Vorsorge  d&$  Staa- 
tes zu  erstrecken  habe.    Einige  aber  verlangen ,  dafs  der 
Staat  schlechthin  eine  allgemeine  Gemeinschaft  der  Güter 
öder  wenigstens  eine  allgemeine  Erwerbsgesellschaft  seyn 
mU.    Andere  begnügen  sich  mit  einer  Beschränkung  der 
Freiheit  des  Erwerbes. 


Der  Darstellung  dieser  beiden  Systeme  wird  das  sieben 
und  dreifsigste  Buch,  ihrer  Beurtheilung  das  acht  und  drei»- 
sigste  gewidmet  seya* 


ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

A)    Das  System  der  Erwerbsfreiheit 
Darstellung    diesei  Systemes.  '9 

Die  Auseinandersetzung  dieses  Systemes  ist  weiter 
nichts ,  als  eine  Anwendung  der  Grundsätze  des  Rechtes 
auf  den  Tauschverkehr  unter  den  Menschen. 

Die  Grundlage  dieses  Systemes  ist  also  die  persön- 
liche Freiheit  der  einzelnen  Burger,  —  die  Maxime: 
Bleibe  der  Natur  treu.  Eine  jede  Art  der persönUehen 
Dienstbarkeit ,  ^3  ^^^^  j^^^  Beschränkung  des  Rechtes, 
aus  dem  einen  Lande  aus-  und  in  das  andere  einzuwandern, 
ein  jeder  Eingriff  in  das  Recht,  irgend  ein  erlaubtes  Ge- 
werbe zu  treiben  oder  von  einem  solchen  Ctewerbe  zu  einem 
anderen  iiberzugehai,  ist  mit  diesem  Systeme  unvereinbar. 

Sodann  folgt  aus  diesem  Systeme:  Alles,  was 
nach  Naturgesetzen  erwerblich  ist,  mufs 
auch  von  einem  jeden  Einzelnen  erworben  wer- 
den können.  —  Zufolge  dieses  Satzes  darf  also  der 
Staat  kein  Sondereigenthum  besitzen,  dasjenige  jedoch 
ausgenommen,  dessen  die  Regierung  bedarf,  damit  sie, 
gleich  als  der  einzelne  Mensch,  schaffen  und  wirken,  oder 
damit  sie  den  Pflichten  Genüge  leisten  könne,  die  sie  gegen 
das  Volk  auf  sich  hat.  (]Es  sind  also  von  der  Regel  z.  B. 
auszunehmen :  Regierungsgebäude ,    Zeughäuser ,  Kuiis^-n 


1)  Eine  gute  Darttellnng  dieses  Systemee  findet  man  aach  in  At^ 
Galloch's  Staats wirthschafUlehre.  S.  auch  Torrens,  on 
commercial  policj.    Lond.  1832. 

2)  Vergl.  den  G.  N.  Art.  1780. 
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saBunlangen,  öffentliche  Pl&tee,  Land-«  und  Wasserstraben.^ 
Im  Uebrigen  soll  der  Staat  nar  mit  der  einen  Hand  einneh- 
men nnd  mit  der  anderen  wieder  ausgeben.  Dasselbe  gilt 
auch  von  den  im  Staatsgebiete  bestehenden  Gemeinden  nnd 
Gemeinheiten.  —  Vermöge  desselben  Principes  dürfen  nicht 
gewisse  Güter  auschliefslich  dasEigenthum  eines  gewissen 
Standes  oder  einer  gewissen  Familie  seyn.  Adelsgfiter 
und  Familienfideikomisse  sind  daher  diesem  Systeme  nnbe-« 
kannt. 

Alles,  was  nach  Naturgesetzen  erworben  werden  kann^ 
mufs  auch  von  einem  jeden  Einzelnen  zu  vollem  Ei- 
genthume  erworben  werden  können.  —  Gülten  und  Froh-« 
nen  sind  daher  als  Lasten,  welche  dem  Civilrechte  nach 
anf  Grundstücken  nnablösbar  haften,  mit  diesem  Systeme 
unvereinbar.  Nur  Staatslasten,  die  öffentlichen  Abgaben, 
und  die  Dienstbarkeiten  des  Römischen  Rechtes  beschrän- 
ken diese  Regel.  ^3  —  Eben  so  schliefst  dieses  System  eine 
jede  Spaltung  des  Eigenthumes,  (  z.  B.  die  in  das  Ober-  nnd 
in  das  Nutzeigenthum,")  aus. 

Das  Recht ,  die  Sachen ,  die  man  erworben  hat ,  nach 
Gefallen  zu  nutzen  und  zu  gebrauchen,  kann  zwar  in  einzelnen 
Fällen  vermöge  eines  anderen  Hoheitsrechtes,  z.  B.  aas 
polizeilichen  Gründen ,  beschränkt  werden.  Jedoch  ist  im 
Zweifel  der  Meinung  der  Vorzug  zu  geben,  welche  die 
Freiheit,  über  sein  Eigenthum  zu  schalten  und 
zu  walten,  wie  man  will,  am  meisten  begünsti- 
get. Es  sind  daher  Geldabgaben  den  Naturalabgaben 
vorzuziehen.  Eben  so  sind  nur  aus  dringend  nothwendi- 
gen  Gründen  gesetzliche  Dienstbarkeiten  auf  Grundstücke 
zu  legen. 

Niemand  kann  gezwungen  werden,  sein  Ei- 
genthumsrecht  an  einer  Sache  dem  Staate  ab- 
zutreten^ es  w^äre  denn,  dafs  das  öffentliche 
Beste  die  Abtretung  entschieden  forderte.  Und 
auch  in  dem  Falle  einer  solchen  Ausnahme  mufs  eine  vor^ 


J)  Vtrgl.  Bd.  IV.  S   166. 


läafi^e  und  an^emeBsene  —  Entscbädignn^  vonuisgehen. 
Bei  dieser  EntscMdigung  mufs  auch  der  Yortheil  in  An- 
schlag gebracht  werden ,  welchen  die  Sache  ihrem  Eigen- 
thämer  zaffillig  gewährt,  —  z.  B.  auch  die  Lage  eines 
Hauses ,  welche  ffir  das  Gewerbe  des  Eigenthämers  beson*- 
ders  vortheilhaft  ist  ^ 

Zänfte  und  Innungen  verwirft  dieses  Sy- 
stem. >3  Selbst  Schananstalten,  welche  der  Staat  verord- 
net ,  sind  mit  ihm  unvereinbar.  Ohnehin  helfen  sie  wenig  i 
oder  nichts.  Auch  können  solche  Anstalten,  wenn  sie  über- 
haupt für  zweckmifsig  erachtet  werden  sollen,  durch  eine 
freie  Uebereinkunft  (^oder  Association3  derer ,  welche  das 
Fabrikat  verfertigen,  ersetzt  werden ,  wie  überhaupt  dieses 
System,  je  weniger  es  von  dem  Staate  verlangt,  desto  mehr 
von  dem  guten  Willen  und  von  der  Selbstthätigkeit  der 
Einzelnen  erwartet  —  Eben  so  wenig  sind  diejenigen, 
welche  sich  einem  Handwerke  oder  einer  Kunst  widmen, 
einer  vorläufigen  Prüfung  zu  unterwerfen,  es  wäre  denn, 
dafs  einzelne  Unterthanen ,  ungeachtet  bei  der  gehörigen 
Ausübung  dieses  Berufes  ihre  Gesundheit  und  ihr  Leben 
auf  dem  Spiele  stände ,  dennoch  nicht  im  Stande  wären, 
zwischen  den  zu  diesem  Berufe  tanglichen  und  untauglichen 
Heistern  einen  Unterschied  zu  machen.  (]  Apotheker  ge- 
hören z.  B.  in  diese  Klasse.^ 

Dasselbe  System  begünstiget  nicht  den  in^ 
neren  Handelsverkehr  vor  dem  auswärtigen. 
Es  können  zwar  unbeschadet  dieses  Systemes  an  den  Gren- 


1)  Der  Bigenthoraer  mar«,  wie  das  Englische  Recht  sich  aasdrackt» 
auch  für  the  good  will  entschädiget  werden.  Auch  in  so  fem 
durfte  dieses  Recht  Beachtung  Terdienen,  als  es,  wenn  die  Par» 
teien  nicht  über  den  Betrag  der  Entschädigung  einverstanden 
sind,  die  Saohe'  an  das  Schwurgericht  verweist. 

t)  Es  ist  mir  von  einem  ToUlcommen  glaubwürdigen  Manne  versi- 
chert worden,  dafs^  als  in  dem  Königreiche  WeRtpbalea  die  Zunflo 
aufgehoben  wurden,  swarin  den  ersten  sWei  oder  drei  Jahren  die 
Zahl  derer,  welche  auf  eigene  Rechnung  arbeiteten^  bedentend 
annahm,  dann  aber  wieder  auf  dio  alte  Zahl  herabsank. 

Zßchariä,  vom  SUuiie,  VIL  6 


len  des  Landes  Zölle  erhoben  werdea.  Aber  diese  ZfiU% 
laasen  sich  sehleehthin  nsr  in  dem  Interesse  des  Stsatsbaas^ 
haltes  und  nicht  als  Mittel ,  im  Inlande  den  Erwerb  xn  be-» 
fördern^  -^  abo  nur  als  eine  Art  derindirekten  Asfla^n,  — 
redktfertigen.  Dorn  ist  es  mebt  eine  InkonseqsenK,  wenn 
man,  von  dem  Principe  der  Freiheit  ansehend,  dennei^ 
«wischen  dem  inneren  nnd  dem  aoswarti^en  Handelsver- 
kehre  einen  Unterschied  macht  f  wennman,  was  ineinemklei* 
nem  Yerli&ltnisse  zweckmäfsig  ist,  nidit  aneh  anf  das  gria^ 
sere  anwendet  ?  Vielmehr  mnis  es  eine  Angabe  der  Regier 
rang  seyn,  diesen  Unterschied  mögliehst  anCEuheben. 

Eben  so  wenig  ist  mit  diesem  Systeme  die  Ansieht 
vereinbar,  daTs  der  Staat  eine  allgemeine  Versiehe^ 
rungsanstalt  sey,  ein  Verlust  also,  welcher  Einzelne 
durch  einen  Unfall  trilR,  auf  alle  Mitglieder  des  Slaatsver- 
etnes  vertheilt  warden  mdsse.  Es  mufs  zwar  einem  Jeden 
freistehen,  seine  Gebäude  oder  seine  Fahmirs  gegen  Feuers* 
gefahr  oder  seine  Felder  gegen  Hagelschaden  -^  wo  und 
von  wem  er  will  —  zu  versichern.  Ist  aber  der  Staat  statt 
der  Einzelnen  vorsichtig ,  errichtet  er  z.  B*  eine  Brandver- 
sichernngsanstalt,  welcher  ein  jeder  Hauseigenthümer  bei- 
zutreten verpflichtet  ist ,  so  überschreitet  er  die  Grenzen 
seiner  Gewalt ;  der  vielen  Ungerechtigkeiten  nicht  zu  ge- 
denken, deren  ersieh  im  Verhältnisse  zu  einzelnen  Hausei- 
-genthnmem  schuldig  macht.  '3  *^  Wenn  es  gleichwohl 
•auch  nach  diesem  Systeme  zuläfsig  ist,  für  die  Wittwen  und 


1)  Der  Staat  mnft  Ton  allgemeinen  Regeln  antgehen,  die  gleichwohl 
in  einzelnen  Fallen  nicht  za treffen.  So  begeht  er  eine  Menge 
Ungerechti;j:keiten,  waa  bei  Primat anstalten  dieter  Art  nicht  der 
Fall  ist.  Vergeblich  will  man  diesen  Vortheil  dnrc|i  PalliatiT- 
mittel  beseitigen.  Was  im  Principe  nichta  tpagt,  mufs  man 
schlechthin  aufheben.  — >  Vergl.  Bern o all i,  über  die  Vorzöge 
der  gegenseitigen  Brandastecnranzen  vor  Prämiengesellschaften. 
Basel  18ST  Qa^ranlt,  des  assnrances  tenrestres.  Per.  1828. 
—  9.  auch  Littrow,  über  LebensTersichemngen  nnd  andere 
Versorgangsanstalten.  Wien  1882.  Bleibtreo,  2Sireck  imd  Ein- 
richlang  der  LebensTersicherangsaastalten.  Karlsr.  18S2.  —  Die 
kameralistischen  Schriftsteller  des  vorigen  Jahrhiulderta  haben 
▼iel  Unheil  gestiftet.    Ihnen  war  dio  Wohltefth  ~*  dM  Mltliche 
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Waisen  jder  Stattsdieiier  Wittwenkassenzii  errichten,  zn 
welchen  ein  jeder  Staatsdiener  seinen  Beitrag  za  leisten 
Terpflichtet  ist  y  so  liegt  der  Grund  dazu  darin ,  dars  der 
Staat  ein  besonderes  Interesse  hat  y  für  die  Wittwen  and 
Waisen  seiner  Diener  za  sorgen,  da  er,  ungeachtet  er  seine 
Diener  eher  znm  Heiratben  veranlassen  als  sie  davon  ab* 
halten  soll,  dennoch  nicht  reich  genag  ist,  um  auch  für  ihre 
Hinterlassenen  die  erforderliche  Sorgfalt  za  tragen« 

Ueberbanpt aber  sind  Vorrechte  jeder  Art,  äh 
sich  auf  den  firwer  b  beziehen^  mit  diesem  Systeme  nnver"* 
einbar,  selbst  diejenigen  nicht  aasgenommen ,  welche,  um 
ein  gewisses  Gewerbe  in's  Land  zu  ziehen,  ertheilt  werden« 
Jedoch  sind  unter  dieser  Regel  die  Erklärungen  der  Begie*^ 
rangen  nicht  enthalten,  welche,  ob  sie  wohl  oft  den  Namen 
eines  Privilegioms  fuhren ,  dennoch  nur  Bestätigungen  ei-^ 
nes  Rechtes  sind,  also  z«  B.  nicht  die  Patente,  durch  welche 
eine  Erfindong  aaf  eine  gewisse  Zeit  in  Schutz  genommen 
wird.  Die  j^theilung  dieses  Schutzes  ist  vielmehr  eine 
Handlung  der  Gerechtigkeit ,  eine  Handlung,  welche  aus 
4er  PolizeigewiUt  des  Staates  abzuleiten  ist. 


ZWEITES  HAüPTSTÜClt. 

Was  darf 

und  ' 

» 

ica$  90  tl  gteie/Möhl  der  Staat  auch  nach  diesem  Systeme 
für  den  Ehrwerb  der  Unter thanen  thvnf 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dadtf  der  Staat  alle  die 
Rechte,  welche  dem  einzelnen  Menschen  nach  diesem  Sy** 
steme  zustehen,  unter  seinen  Schutz  und  Schirm  zn  neboen 
habe.    Hier  kit  jedoch  die  Frage  die:  Ist  e»  nach  diesem 


aiiil  ewige  Wohl  —  der  Men«chen  der  Zweck  der  Sltaaten ,  der 
tiMt  AfiM  itt  AlUm.  W#il  die  Regienwgeft  ▼•nmUe  m  vtnif 
gethan  hfttten,  terlaogten  }eiie  Sehrif  leidler  tob  ihnen  deotirm<l>»» 
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Systeme  und '  unbeschadet  desselben ,  zulSfsig ,  dafs  der 
Staat  in  gewissen  Beziehungen  für  den  Wohlstand 
des  Volkes  ansnahmeweise  auch  positiv  Sorge  frage? 

Es  giebt  aber  mehrere  Fälle  dieser  Art.  —  Der  erste 
Fall  ist  der,  da  sich  die  positive  Vorsorge  des  Staates 
für  den  Wohlstand  des  Volkes  auf  die  Belehrung  des 
Volkes  über  das,  was  seinem  Wohlstande  forderlich  ist, 
beschränkt.  Hier  ist  nicht  von  einer  Ausdehnung  der  Ge- 
walt oder  des  Zwangsrechtes  des  Staates  die  Rede ;  hier 
kann  demnach  ein  Jeder  thun  oder  lassen  was  er  will. 

Ein  zweiter  Fall :  Wenn  der  Staat  aus  einem  an- 
deren Grunde,  als  kraft  der  Vorsorge,  die  er  für  den 
Wohlstand  des  Volkes  zu  tragen  hat,  zu  einer  Handlungs- 
weise verpflichtet  und  berechtiget  ist,  welche  mit  diesem 
Zwecke  in  einem  positiven  Zusammenhange  steht.  —  So 
w  soll  z.  B.  der  Staat  ^ie  Land-  und  W asserstrafsen ,  die 
er  dem  gemeinen  Gebrauche  vorzubehalten  hat,  auch  nach 
d^n  Regeln  der  Kunst  bauen  und  bessern.  (^Eine  jede 
Ausgabe,  die  der  Staat  für  diesen  Zweck,  z.  B.  für  den 
Bau  und  für  die  Besserung  der  Land-  und  Wasserstrafsen 
macht,  ist  zugleich  ein  Gewinn  für  ihn  und  für  das  Pub- 
likum. Was  hilft  Freiheit  des  Verkehres  ohne  die  Mit- 
tel zum  Verkehre?  Hauptsächlich  deswegen  stehen  wir 
höher  als  unsere  Voreltern,  weil  jetzt  das  Reisen  u.  s.  w. 
80  vielseitig  und  in  einem  so  hohen  Grade  erleichtert  ist« 
Ei^  sollten  daher  die  Regierungen  auch  billig  Bedenken 
tragen,  z.  B.  das  Briefporto  zu  hoch  anzusetzen.  Den 
Erwerb  soll  man  besteuern,  und  nicht  die  Mit- 
tel des  Erwerbes.  Eine  Regierung,  die  von  der  ent- 
gegengesetzten Ansicht  ausgeht,  gleicht  den  Wilden,  die 
den  Baum  umhauen ,  um  die  Fruchte  desselben  zu  genies- 
sen.  Jedoch,  schon  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  in  Europa 
Manches  geschehen.^  Eben  so  soll  der  Staat  femer,  kraft 
seines  Rechtes  der  Volkserziehung,  für  Anstalten  sorgen, 
in  welchen  a^uch  die  Aermeren  zu  den  für  den  Erwerb 
erforderlichen  Kenntnissen  und  Fähigketten  getatngen 
können. 


9&^ 

Ein  dritter  Fall:  Wenn  die  Aaslagen,  welche  für 
eine  Verbesserung  des  Nationalwohlstandes  erfordert 
werden,  die  GeldkrSfte  der  einzelnen  Mitglieder  des 
Staatsvereines  übersteigen.  Dann  kann  d^r  Staat,  sey 
es  als  negotiorum  gestor,  sey  es  ex  mandato  praesumto, 
diese  Auslagen  vorschursweise  leisten»  Mit  diesem  Grund- 
sätze ,  der  übrigens  nach  Zeit  und  Umständen  bald  mehr 
bald  weniger  dringend  ist,  lassen  sich  öffentliche  Biblio- 
theken, Kunstsammlungen,  Mustefwirthschaften  und  fihn-« 
liehe  Staatsanstalten  vertheidigen. 

Viertens:  Der  Staat  kann  auch  dann  von  der  Re- 
gel ,  dafs  er  sich  auf  den  Schutz  der  Erwerbsfreiheit  der 
Einzelnen  zu  beschränken  habe ,  mit  vollem  Rechte  ab- 
weichen, wenn  diese  Abweichung  nur  in  der  Beseitigung 
der  Hemmnisse  besteht,  welche  das  bisherige  Recht  dieser 
Freiheit  entgegenstellt,  wenn  er  also  z.  B.  nur  die  Las- 
ten für  ablöslich  erklärt  oder  sonst  gegen  Entschädigung 
aufhebt ,  welche  auf  den  Grund  und  Boden  gegen  dieses 
System  gelegt  worden  sind.  Denn  dann  ist  die  positive 
Vorsorge  für  den  YTohlstand  des  Volkes  nur  die  Folge 
von  einer  Mafsregel ,  die  durch  das  Rechtsgesetz  unmit- 
telbar geboten  ist 

Endlich  fünftens  ist  es  auch  zuweilen  die  Staats- 
verfassung, welche  die  Gränzen,  die  das  vorliegende  Sy- 
stem der  Staatsgewalt  setzt,  in  der  in  Frage  stehenden 
Beziehung  zu  überschreiten  gestattet.  So  weist  z.  B. 
die  Verfassung  der  konstitutionellen  Monarchie  dem  Für- 
sten eine  Civiiliste  an.  Es  ist  erlaubt,  ja  es  ist  rühmlich, 
dafs  der  Fürst  einen  Theil  der  Einkünfte  seiner  Civilliste 
auf  die  Verbesserung  des  ökonomischen  Zustandes  der 
Nation,  z.  B.  auf  die  Auffuhrung  glänzender  Bauwerke, 
verwende.  >  ([Unter  allen  Leidenschaften  eines  Monarchen 
ist  vielleicht  die  Banlust  eine  ^der  verzeihlichsten  oder 
selbst  diejem'ge,  die  allein  Lob  verdient.} 


»     1'.    t  ;  » .»  '     •    • « 
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B)  Das  Sy^0m  der  Erwerbavormundschaß^ 

-   l    Das  System    der   Erwerbsgemeinschaft. 

Die  Vertheidiger  dieses  Systemes ,  —  ein  St  Simon, 
ein  Robert  Owen,  ein  Karl  Foiirier  nnd  Andere,  0—6^ 
hen  insgesammt  von  der  Ansicht  ans,  dafs  das  Haaptge-' 
brechender  heutigen  Europäischen  Staaten  in  den  Gesetzen 
bestehe,  welche  in  denselben  das  Eigenthnm  betreffen. 
£Ke  verlangen  daher,  dafs  die  ursprungliche  Gemeinschaft 
der  Guter  wiederhergestellt,  oder  dafs  wenigstens  das 
iNationalvermögen  gemeinschaftlich  bewirth«chafl»t  werde. 

Es  darf  nicht  befremden,  wenn  in  Zeiten,  wie  die 
unsrigen  sind,  PUne  dieser  Art  zum  Vorscheine  kommen. 
Die  franzosische  Revolution  hat  der  Heiligkeit  des  l^igen- 
thumes  einen  Stofs  gegeben ,  von  welchem  es  sich  (sobald 
nicht  erholen  wird.  In  ähnliehen  Zeiten  i^ind  von  jeher 
Vorschläge  oder  Versuche  dieser  Art  gemacht  worden. 
&o  in  deit  Zeiten  der  Reformation  in  England,  wo  es  da^ 
mals  eine  Partei  gab,  welche  das  Sondereigenthum  gtkm^ 
lieh  verwarf;  *)  so  wurde  femer  während  der  Munsteri- 
pdien  Unruhen  alles  Sondereigenthum  aufgehoben. ') 

Dagegen  ist  in  gewöhnlichen  Zeiten  nur  selten  die«- 
ses  System  versucht  worden.  Wenn  in  den  unermefsli» 
ehen  Ebenen,  welche  in  dem  nordwestlichen  Amerika  lie- 
gen, die  Indianer  i^ich  sbnr  Jagd  der  Bisons ,  einer  Bäf** 
felart,  von  Zeit  zu  Zeit  vereinigen;  oder  wenn  in  Neu- 
^ud-WalUs  die  Jagd  der  Kangaroos  die  Eingebornen  zu 


■^  ■  *  ■ 


1}  Vergl.  meine  Btaatswirthscliftftlicliefl  Abdandlongen,  Die  IV* 
Abh.  „Ucber  die  Regeneration  deiburgerlichettGeichleclite«  darch 
eine  Umgeetoltanir  dea  EigevthutMrflohtee/'  8.  iüoli  AeT«e  dai 
dem  monde«.  T.  XXLS.5.XXVn.  S.  «4.  (Hier  werden  nocli  eiaiite 
neuere  Schriften  der  S|.  ^^imonUten  angexeigt)  Femer;  Die 
Blätter  lör  literarische  Unterhultang.  Jahrgang  1842.  Nro.  6, 

t)  J*  Storj,  comiuentaries  on  the  cQpatitntion  of  the  U.  St.  !•  M. 

9)  Rftberliii,  teuUche  ReicbageMshIehte.  X.  Sd.  S  561  ff- 


gemdnsclMiftlichen  Ifatemthmnagen  veranlafst,  * )  öder 
wenii,  wie  einst  bei  den  Deatschen,  die  Mitglieder  einer 
OemeiDile  die  Felder  ilirer  Gemarkan^  gemeinsehnftlich 
bestellen^  *3  *^  beruhen  diese  Gewohnheiten  auf  anderen 
Grönden,  als  anf  dem  vorliegenden  Systeme.  Mehr  gehört 
in  diese  Klasse  die  Verfassung  des  alt-pernanischen  Rei- 
ches« Der  Vraebtboden  war  in  diesem  Reiche  in  drd 
Theile  getheilt.  Von  dem  einen  Theile  hezogeh  die  In« 
kas,  von  dem  anderen  die  Tempel,  die  der  Sonne,  den 
£rtrag^  von  dem  dritten  Theile  erhielt  ein  jeder  Haas« 
Vater  ein  Loos,  das  Tapn  genannt  worde«  Die  beiden 
ersteren  Theile  warden  von  dem  Volke  gemeinschaftHeh 
bestellt.  Den  dritten  Theil  bestellte  zwar  ein  jeder  Hans-« 
vater  aaf  eigene  Rechnung.  Aber  es  gab  kein  Erbrecht. 
So  oft  einem  Peraaner  ein  Sohn  geboren  wurde,  erhielt 
er  ein  neues  Tapn,  welches  in  der  Folge,  wenn  der  Sohn 
herangewachsen  war,  dessen  Ausstattung  bildete.  Wegen 
einer  Tochter  erhielt  er  nur  ein  halbes  Tapu ,  das ,  wenn 
die  Tochter  sich  verheirathete ,  wieder  an  den  Staat  zn*- 
rnck^el«  Q  In  einer  voUkoramneren  Gestalt  war  dieses 
System  einst  in  den  Spanischen  und  Portugiesischen  Mis- 
sionen in  Amerika  dargestellt»  Einige  Mönche ,  die  Mis- 
sionarien, geboten  über  eine  Anzahl  zum  Christenthnme 
bekehrter  Indianer.  Was  diese  erwarben ,  war  Gemein- 
gut und  wurde  in  den  Vorrathshiusem  der  Mission  auf- 
bewahrt, aus  welchen  dann  die  zur  Mission  gehörenden 
Indianer  mit  Nahrung  und  Kleidung  versorgt  wurden.  «3 
AehnUehe  Versuche,  die  neuerlich  in  kleineren  Gesellschaf- 
ten gemacht  worden  sind,  eine  allgemeine  Gütergemein- 
schaft einzuführen,  haben  noch  zn  wenig  das  Zeugnifs 


1)  E.  Il«v«*n,  Ihe  ffMWt  tUto  «f  Astlnilm.    IjMi4.  1M#. 

1^)  Tacit.  QeraiAnia  6«  tÜ. 

t)  S.  Ro1ierttoD*t  Getcbichte  nm  Amerika«  -*  Le  i^omto  Csrii, 
lettre«  Americainee.    Par.  II.  T.  ItOS. 

4)  Von  Kots^btte^  «weite  Reite  am  die  Welt. 


der  Erfahrung  fär  sich,  ab  daTs  sie  hier  angefüihrt  su 
werden  verdienten.  '3 

So  vereinzelt  jedoch  stehen  die  Beispiele  einer  anf 
dem  Grandsatze  einer  allgenieinen  Gemeinschaft  der  Gu- 
ter beruhenden  Organisation  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
in  der  Geschichte  da,  dafs  man  diesem  Systeme  in  der 
That  den  consensus  gentium  entgegenhalten  kann«  Wenn 
sich  auch  dieses  System  den  Menschen  am  ersten  darbie- 
ten mufste ,  so  stand  doch  der  Einführung  desselben  der 
Eigennutz  der  Menschen  entschieden  entgegen.  Man 
denke  sich  das  Sondereigenthum  mit  seinen  Folgen  ans 
der  menschlichen  Gesellschaft  weg,  und  es  wird  der  Eine 
auf  Kosten  des  Anderen  leben  wollen. 

Zwar  ist  das  Sondereigenthum  der  vornehmste  Zank- 
apfel unter  den  Menschen.  Aber  es  ist  nun  einmal  das 
Loos  der  Menschheit,  dafs  sie  keinen  Vortheil  ohne  einen 
Nachtheil  erkaufen  kann,  dafs,  je  gröfser  der  Vortheil  ist, 
desto  gröfser  die  Nachtheile  sind,  gegen  welche  er  zu 
haben  ist.  Wenn  dieses  System  gleichwohl  in  einigen 
Fallen  Eingang  gefunden  hat,  so  scheinen  nur  Religions- 
neuerungen, —  welche  überhaupt  so  Vieles  möglich  ma- 
chen, was,  abgesehen  von  ihrer  Macht  über  den  Menschen, 
unmöglich  seyn  würde,  —  die  Ursache  hievon  gewesen 
zu  seyn. 

Von  diesem  Systeme  wird  daher  in  der  Folge  weit^ 
nicht  die  Rede  seyn. 

II.    Das  System  der  Beschränkung  der 

Erwerbsfreiheit. 

,  Die  Vertheidiger  des  anderen  Systemes ,  —  des  Sy- 
stemes,  nach  welchem  die  Erwerbsfreiheit  nur  gewissen 
Einschränkungen  zu  unterwerfen  ist,  —  können  fuglich 
unter  drei  Klassen  gebracht  werden.  Sie  vertheidigen  ent- 
weder da;ä  System  der  Verschliefsung  des  Lan- 


1)  VergL  die  (Aom.  1.  S.  86  )  a.  Abb.  S.  107. 
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des  gegen  den  aaswärtigen  Handd  äb.erhaa|it  irder 
gegen  ide  Waareneinfnhr  insbesondere; — oder  $bet 
das  System  der  Schutzölle;  ^  oder  endlkh  dasSy^ 
stem  der  Retorsionszölle. 

13  Das  System  der  Verschliefsang  des  Landes 
gegen  den  auswärtigen  Handel,  —  über- 
haupt oder  in  gewissen  Beziehungen. 

Dieses  System  kann  in  mehr  als  einer  Gestalt  in  der 
Erfahrung  dargestellt  werden.  —  Es  kann  z.  B.  im  Geiste 
desselben  der  Handelsverkehr  zwischen  dem  In-  und  dem 
Auslande,  so  viel  als  möglich,  gänzlich  untersagt  wer- 
den. Oder  es  kann  nach  den  Grundsätzen  dieses  Systemes 
die  Einfuhr  derjenigen  Waaren  schlechthin  verboten  werden, 
welche  im  Inlande  produzirt  oder  fabrizirt  werden  können. 
Oder  es  kann  auch  bei  der  Annahme  dieses  Systemes  der 
Zweck  nur  der  seyn,  eine  gewisse  Art  der  Produktion 
oder  der  Fabrikation  vor  dea  übrigen  zu  begünstigen. 

Jedoch  in  jener  ersten  Gestalt  kann  dieses  System  nicht 
mit  Gründen  der  Staats wirthschaftslehre,  sondern  nur  mit 
Granden  des  Verfassungsrechtes  vertheidiget  werden.  Eine 
Terfassung,  wie  z.  B.  Lykurg  den  Spartanern  gab,  fordert 
gebieterisch  die  AbscUiefsung  des  Staates  gegen  allen 
Verkehr  mit  dem  Auslände.«  Dieselbe  Forderung  liegt  auch 
in  einer  Kastenverfassung.  Ein  weiteres  Beispiel  kann  von 
der  Verfassung  des  Reicheis  China  entlehnt  werden.  Da 
aber  hier  nur  von  den  Modificationen  die  Rede  ist,  weiche 
dieses  System  aus  staatswirthschafttichen  Gründen  erhalten 
kann,  so  wird  von  jener  Modifikation  desselben  hier  wel- 
ter nidit  gehandelt  werden.  Und  da  die  dritte  oben  erwähnte 
Gestalt  dieses  Systemes  unter  der  zweiten  begriffen  ist,  so 
wird  es  bu^reichen,  das  System  in  seiner  zweiten  Gestalt 
zu  begrüi^d»  und  darzustellen.  Ohnehin  ist  es  allein  diese 
Gestalt,  in  welcher  dieses  System  in  Europa  vorkommt 

Der  Grundsatz  der  Erwerbsfreiheit,  —  sagen  nun  die- 
jenigen, welche  das  System  in  seiner  zweiten  Gestalt  ver-^ 
theidigen,  -*- Jst  keineswegs  hinreichend,  für.  den  Wohl- 


sted  «tae«  Vdkes  dM  gentgeaie  Mtgmiltmtt  zu 
Efai  Volk  ist  eine  Binbeit,  ein  Ganzeai.  Wm  il^iii  tinzehien 
-MraMkeii  frosimt,  firommt  deswegen  oleht  auch  dem  Gan- 
Mii.  Der  einzelne  Mensch  ist  daher  Verpflicbtet,  das  Bestre- 
ben, seinen  ökonomischen  Zastand  zn  verbessern,  mit  dem 
Interesse  der  Gesammtheit  in  CJebereinstimman^  zu  setzen, 
der  Staat,  die  Bedingungen  dieser  Uebereinstimmong  fest- 
zusetzen. Sonst  wfirde  ein  Widerspruch  zwischen  dem 
Zwedce  und  den  Mitteln  dntreten ,  welcher  selbst  die  öko- 
nomische und  mit  dieser  zugleich  die  iufsereJSeibststftn- 
d  i  g  k  e i  t  des  Staates  gefMrden  wurde. 

Was  zu  diesem  Ende  geschehen  mufs ,  ist  unmittelbar 
eine  Beschriokiuig  der  Freiheit  des  Handels  mit  dem  Aus-^ 
lande»  Der  Staat  bat  dsüor  zu  sorg^i,  dafo  AlleSy  was  nur 
im  Iniande  inroduzirt  oder  &brizirt  werden  kann ,  ohne  dafs 
es  dem  Volke  ubermäfsige  Opfer  kostet^  0  ^vh  im  Iniande 
prodnzirt  und  fabrizirt  werde,  auf  dafo  das  Volk  wegen  der 
Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  vom  Auslande  ttoabfiangig 
sey^  anch  das  Geld  im  Lande  erhalten  werde.  Er  hat  das 
VoUi  selbst  des  Gebraudies  derjenigen  BraueUiehkeitea  zu 
eiitwölMien,  die  das  Volk,  wenn  es  sie  auch  aus  dem  Aus- 
Janda  wohlfeiter  beziehen  könnte,  dennoch  durch  die  inlän- 
diadhen  Surrogate  einigermafsen  zu  ersetzen  vermag.  Er 
batifie  Einfuhr  aller  dieaer  Waaren  nicht  blos  durch  hohe 
Einfnhrzälle  tin  erschw^en ,  sondern  sie ,  damit  das  Land 
nicht  ausgesogen^  d.  i.  der  Zahlungsmittel  ginzIilA  beraubt 
ire«de,  durch  Einfuhrverbote  schlechthin  zu  verhindern. 

Insbesondere  hat  der  Staat  dafür  zu  sorgen ,  dafe  das 
Inland  wegen  der  Befriedigung  der  zum  Leben  unentbehr- 
lichen Bedürfnisse  vom  Auslande  ^  in  Kriegs**  und  Frie- 
denszeiten —  unabhängig  sey ,  sollte  er  selbst  in  anderen 
Beziehungen ,  den  Plan ,  den  er  nach  diesem  Systeme  zu 
befolgen  hat,  aufzugeben  genöthiget  aeyn.  (DieEngliaehen 


I)  Diete  Efüftchrinkang  itt  hiniatetien.  Denn  mtn  kann  i.  B.  auch 
auf  tftfr  ftafsf^ttea  adrdUehen  Upf (te  von  Caropa^  auch  am  Nord- 
lallt  dieFtüolil«  im  SidtM  «-  IsC^MNklMMaMnr  —  ftodSüitaa. 


Korngesetee  sind  oft  l^enag  mit  diesen  Grande  vertbeklt^ 

get  worden.^ 

Nach  diesem  Systeme  kann  man  sogar  eiiies  JKrieg 
rechtfertigen,  dessen  Zweck  es  ist,  dem  Lande  aeitie  ^^na^^ 
tnrlichen^^  Grenzen  zu  geben.  Demi  unter  natfirlichenGräiK 
zen  versteht  man  nach  diesem  Systeme  nicht  Mos  diejenigen 
Grenzen,  welche  ihrer  geographischen  BeschaiTenhcft  nach 
die  Vertheidigang  eines  Landes  möglich  machen  oder  er«* 
leichtern ,  sondern  auch  diejenigen ,  welche  iilr  die  dkono«- 
fflische  Selbstständigkeit  die  vortheilhaftesten  sind.  Qßo 
glanbt  z«  B.  Rufsland  in  dem  Interesse  seiner  säittichen 
Provinzen  die  Dardanellen  in  Anspmcb  nehmen  zn  können. 
*—  Nicht  weniger  liegt  es  in  dem  Geiste  dieses  Systemes, 
dars  ein  Volk  über  das  Gebiet  der  Ströme ,  die  sein  Land 
dnrchfliersen ,  Herr  sey ,  nnd  dafs  ihm  so  der  Zutritt  za  der 
grofsen  Yölkerstrarse,  za  dem  Weltmeere,  oiTen  stehe.  Aach 
die ,  welche  z.  B.  von  den  Dentschen  die  Aosrfistnng  and 
Unterhaitang  einer  Seellotte  dringend  fordern,  entlehnen 
ihren  Grund  aus  demselben  Systeme«) 

Die  Waarenausfahr  Ufst  zwar  dieses  System  frei;  ja 
es  begünstiget  sie  sogar.  Jedoch  sind  von  dieser  Regel 
die  Waaren  auszunehmen,  deren  ein  Volk  zu  seinem  eigenen 
Verzehre  oder  zur  Verarbeitung  in  seinen  Fabriken  bedarf. 

Endlich  ist,  zwar  dieses  System  nicht  schon  seinem 
Wesen  nach  mit  dem  der  Erwerbsfreibeit  im  Inneren  des 
Landes  unvereinbar.  Aber  nicht  zu  gedenken ,  dafs  eine 
Beschriukung  der  Freiheit  immer  zu  einer  anderen  führt, 
so  mufs  auch  die  Anwendong  dieses  Systemes  Arbeit  und 
Kapital  in  Kanäle  leiten ,  welche  sie  sonst  nicht  aufjg^esucht 
haben  würden. 

9)    Von  dem  Systeme  der  Schutzzölle.  '3 

Unter  Schutzzöllen  versteht  man  Abgaben,  die  man  an 
der  Grenze  eines  Landes  von  gewissen  Waaren,  die  in  das 


l)B6rgiot»  fiber  SchatssoUa,  mil  liet^nderer  Benehong  mtä  ien 
PreiifuKhcn  StUi  and  den  Zollverelo.    BimImi  184t . 
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Land  oingef&hrt  werden  sollen ,  zn  dem  Ende  erhebt,  um 
die  inlündischen  Producenten  derselben  Waaren in  den  Stand 
ztt  setzen,  bei  dem  Handel  mit  diesen  Waaren  mit  den  aus- 
ISndischen  Producenten  Preis  zu  halten.  Das  System  der 
£lchiitzs&&lle  billiget  und  empfiehlt  dief  Erhebung  dieser 
Z&Ue. 

Dieses  System  verwirft  also  den  Grundsatz  der  Er- 
werbsfreiheit nicht  Unbedingt ,  sondern  nur  unter  gewissen 
in  der  Erfahrung  eintretenden  Verhältnissen  und  Umstän- 
den. Es  verschliefst  auch  in  diesem  Falle  den  Ländern  die 
Waareneinfuhr  oder  die  Einfuhr  gewisser  Waaren  nicht 
gänzlich  oder  durch  Prohibitivmafsregeln.  Sondern  es  will  nur 
die  Gleichheit  der  Waarenpreise  wiederherstellen,  die  durch 
die  Verschiedenheit  der  Nationen  und  Länder,  sey  es  in 
Beziehung  auf  die  Bedingungen  der  Produktion,  sey  es 
durch  die  Verschiedenheit  der  Gesetze  des  Staates ,  zer- 
stört ist.  Die  Schutzzölle,  von  welchen  es  Gebrauch  macht, 
haben  selbst  in  so  ferne  nur  einen  vorübergehenden  oder 
transitorischen  Zweck.  Sie  sollen  wegfallen  oder  ermäfsigt 
werden,  sobald  jene  Gleichheit  ohne  dieselben  bestehen  kann. 
Man  hat  dieses  System  auf  folgende  Grunde  gestützt :  Q 
Man  kann  die  Systeme  der  Nationalwirthschaft  auf 
zwei  Hauptsysteme  zurückführen,  —  auf  das  kosmopo- 
litische und  auf  das  nationale  System.  Jenes  be- 
ruht auf  dem  Grundsatze  der  gegenseitigen  Handelsfreiheit 


1)  S.  Fr.  Lisi,  ,dft8  niitioiuile  System'  der  politischen  Oelconomle. 
II.  Bde.  Stuttgart  und  Tübingen.  II.  Aai.  I84I.  S.  insbesondere 
Bd.  I.  S.  14  ff.  List  ist  der  Fabrikherren  fidus  Achates.  (In 
einem  g^roFsen  Staate  hat  dieses  System  noch  eher  einen  Sinn. 
Ein  solcher  Staat  ist  eine  Welt  für  sich.  Aber  in  einem  kleinen 
Staate,  wo  Tielleicht  nur  ein  oder  zwei  Fabriken  für  die  Fabri- 
.  kation  einer  gewissen  W^are  bestehen,  ist  es  eine  wahre  Lächer- 
lichkeit! Ich  habe  •—  in  eiiiem  langen  Leben  —  schon  manche 
stnatswirthschaftliche  , Lächerlichkeiten  erlebt.  Deus  dabit  huic 
quoqae  finem.  Zum  Gluck  hat^dieses  System  zwei  grofse  Gegen- 
mittel in  sieb  selbst.  Eine 'jede  Aufnahme  eines  neuen  Stkates 
in  einen  Verein,  der  die  Ausfuhrung  dieses  Systemos  bezweckt, 
ein  jeder  Vertrag  mit  anderen  Staaten,  der.  es  thellweUe  aufser 
"K^aft  setzt,  bringt  es  teipem  Falle  näher.). 


der  Nationen^  d  i  e  s  e  s  auf  der  Beschr jbikairg  dieser  Freiheit 
in  dem  Interesse  einer  jeden  einzelnen  Nation, 

Ständen  nun  alle  Völker^  ungefähr  auf  derselben  Stuf« 
der  Knltnr ,  hätten  sie  insbesondere  in  der  Fabrikation'  die^ 
selben  Fortschritte  gemacht ,  so  würde  unstreitig  das  kos* 
mopolitische  System  das  vortheilhaftere  oder  das  allein 
vortheilhafte  für  sie  seyn.  Denn  es  würde  unter  ihnen 
die  Nadheiferung ,  (^die  aemulatio ,  non  obtrectatio,3  ^i^^~ 
cken,  deren  Folge  das  gleichzeitige  Fortschreiten  der  Völk^ 
im  Wohlstande  seynmüfste.  Es  würde  höchstens  die  Un^ 
gleichheit  df  r  Preise  übrig  bleiben,  die  auf  der  klimatischea 
Verschiedenheit  äer  Länder  oder  auf  der  Verschiedenheit 
der  Anlagen  einer  Nation  für  eine  bestimmte  Art  des  Er- 
werbes oder  auf  der  ungleichen  Vertheilung  der  Schätze, 
mit  welchen  die  Natur  einzelne  Länder  ausgestattet  hat, 
beruht.  Und  gerade  diese  Arten  der  Ungleichheit  wümliM 
das  Band  nur  schärfer  anziehen,  durch  welches  der  Handelsh- 
verkehr  überhaupt  die  Völker  der  Erde  zusammenhalten  soll. 

Allein  die  wirkliche  Beschaffenheit  der  Verhältnisse 
unter  den  Völkern  ist  sowohl  überhaupt,  als  insbesondere 
in  Europa,  von  dieser  Lage  der  Dinge  öder  von  diesem 
Ideale  weit  entfernt  Das  eine  Volk  hat  raschere,  ein  ai|-^ 
deres  langsamere  Fortschritte  im  Wohlstande  und  in  den 
Bedingungen  desselben  gemacht.  In  Europa  ragen  ins- 
besondere die  Engländer  in  diesen  Beziehungen  vor  allen 
anderen  Nationen  hervor.  Wollte  unter  diesen  Umständen 
eine  jede  Nation  dem  Grundsatze  der  Handelsfreiheit  treu 
bleiben,  so  würde  dieser  Grundsatz  Folgen  haben ,  welche 
das  gerade  Gegentheil  von  denjenigen  wären ,  welche  man 
an  sich  von  ihm  erwarten  darf«  Es  würde  diese  Politik  die 
UngleicUieit ,  die  schon  jetzt  unter  den  Nationen  in  Bezie- 
hung auf  ihren  Wohlstand  eintritt,  mit  der  Zeit  noch  ver- 
gröfsern,  indem  die  Nationen,  die  schon  jetzt -die  übrigen 
an  Wohlstand  übertreffen,  zugleich  die  Mittel  hätten,  schnel- 
lere Fortschritte,  als  die  übrigen,  auf  derselben  Bahn  zu 
machen. 

Es  mufs  daher  der  Staat,  wenn  und  wo  die  Nationvon 
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cnderett  NMiMeii ,  pit  wekfcM  «ie  in  fmom  «nmittelbareii 
Handelsverkehre  stebt^  kk  der  Produktion  gewisser  Waaren 
iberflägelt  wird ,  aa  SekatMoUen  als  den  einaigen  Mittel 
seine  Zidladit  aehaien,  durch  welches  jene  Un|^leiehheit 
aasgegfichen  werdw  kann* 

Jedoch  dfirfea  diese  Zölle  nnr  8chiitaadlle  seyndti.sie 
dfirfen  nicht  einen  Verbote  der  Einfahr  der  Waaren,  bei  wel«- 
dmi  die  inliadischen  Prodoaenten  nicht  mit  den  aoslandia^hen 
Preis  halten  können  ^  gleichkommen.  J>enn  sonst  worden 
diese  Zölle  den  Trieb  mr  Nachdfoning  ersticken  9  welcher 
das  Lebeasprincip  altes  FoHschreitens  auf  dem  (Sebiete  der 
Kdttor  nberhaopt  ist. 

Aach  in  de»  Sinne  aoUen  diese  ZöUe  nur  Sc  hu  ts«* 
sölto  seyn,  dafs  sie  nar  so  iMge,  als  der  inlindisehe  £r^ 
werbsfleifs  dieses  Schatzes  bedarf,  äberhaupt  oder  nach 
dem  bisherigen  Slafestabe,  erhobt  werden  dürfen.  Denn 
fide  sind  doch  immer  nor  eine  von  der  Noth  gebotene  Aos-^ 
nähme  von  der  BegeL 

Was  den  iidiindischen  V^kehr  and  den  Ausfahrhandel 
betrift,  weicht  dieses  System  nicht  von  dem  der  Yerschliea- 
aong  des  Inlandes  gegen  den  Einfuhrhandel  ab ,  von  wel- 
diem  dasselbe  überhaupt  nur  in  so  ferne  wesentlich  verschie- 
den  ist,,  als  es  9  was  jenes  System  unbedingt  annimmt ,  nor 
bedingungsweise  bilUget 

Uebrigenshat  man  für  beide  Systeme  noch  dasZeugnifs 
der  Geschichte  geltend  gemacht  Alle  Volker,  die  eine 
Handelspolitik  hatten,  —  sagt  man,  -^  haben  sich  zu  dem 
einen  oder  zu  dem  anderen  dieser  Systeme  gehalten.  Dem  sey 
also  I  Aber  giebt  es  nicht  Irrthämer,  die  von  gleichem  Al- 
ler, wie  die  Menschenwelt,  sind  ?  Doch  ich  werde  auf  die 
aan  Grand  in  d^a  feigenden  Boche  zuräckommeo. 

8^    Von  den  Retorsionsmafsregeln. 

Retorsionsmafsregeh  fahren  nor  aaeigentlich  dmi  9Cs- 
men  eines  Syslemes  Denn  sie  sind  nur  Erwiederungen  ei- 
UaMligkeit,  deren  sich  eine  Regieronggegen  ein  anderes 
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Volk  schuldige  gemacht  hat,  ohne  abrigens  unter  sieh  in  eig- 
nem wesentlichen  Zusammenhange  zu  stehen.  Die  Anord- 
nung solcher  Mafsregeln  setzt  übrigens  voraus ,  dafs  die 
Regierung,  welche  von  ihnen  Gebrauch  macht,  schon  ein 
anderes  System  der  auswärtigen  Handelspolitik  befolge. 
Ist  dieses  System  das  der  Erwerbsfreiheit,  so  sind  Betör- 
sionsmafsregeln  nur  Ausnahmen  von  der  Regel ;  ist  es  das 
der  Erwerbsvormundschaft,  insbesondere  in  der  zweiten  und 
dritten  Gestalt,  so  sind  Retorsionsmarsregeln  als  solche  ein 
besonderer  Grund,  dieses  System  in  Anwendung  zu  bringen. 
Die  Zulfifsigkeit  solcher  Mafsregeln  ist  dem  Völker- 
rechte nach,  (^ wohin  die  Frage  gehört,}  keinem  Zweifel 
unterworfen.  Die  Zweckmäfsigkeit  dieser  Maftregeln  aber 
lifst,  als  eine  quaestio  fai^',  keine  Beurtheflung  im  Allge- 
meinen zu. 

Auf  jeden  Fall  ist  es  ratbsam ,  ehe  man  den  Handels- 
verkehr mit  dem  Auslande  erschwert  oder  aufhebt,  auch 
die  Eigenschaft,  welche  die  Vorschrift  als  eine  Retorsions- 
mafsregel  haben  kann,  in  besondere  Betrachtung  zu  ziehen, 
auf  dafs  die  Frage  von  der  Zweckmäfsigkeit  der  Vorschrift 
desto  allseitiger  erörtert  werde. 

Das  Endresultat,  das  sich  aus  dieser  Darstellung  der 
verschiedenen  möglichen  Systeme  der  Volkswirthschafts- 
lehre  ergiebt,  läfst  sich  in  den  Satz  zusammenfassen : 

Dafs  nur  das  System  der  Erwerbsfreiheit  und  das  der 
unbedingten  so  wie  das  einer  bedingten  Beschränkung 
dieser  Freiheit  Q  einer  genaueren  Prüfung  bedfirfe. 
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V)  VTenn  ich  -  ia  dem  folgeaden  Buche  tob  der  ErwerbtTonBond- 
•eliaft  mfftche^  to  tiBd  «ater  dieser  jederseit  oiir  dieie  beiden 
Sjtteme  xa  ▼entebeo.  Aach  den  Unterschied  zwiechen  der  ua- 
bedingten  and  der  bedingten  Beschränkang  der  Erwerbef reihet t 
werde  Ich  nnr  getegenheitlteh  beröhren.  Denn  er  betriffi  nehr 
die  Dantellang  als  das  Wesen  jenes  Systemea. 
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DAS 

ACHT  UND  DREISSIGSTE  BUCH. 

Be  urtheilu  ng 

der 

Siftteme^  die  vu  Ende  des  vorigen  Buches  einer  genaue^ 
ren  Prüfung  verbehaUen  worden  sind. 

ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Zur 

Vergleiehung  %mselien  dem  Systeme  der  Erwerbs/reiheU 

und 

dem  der  Erwerbsvormundschafi^ 
beide  Systeme  im  Allgemeinen  oder  in  thesi  betrachtet  ^) 

IMiirdeiii  Systeme  der  Erwerbs/'r^tA^t'/  gebohrt  der 

Name  eines  Rechtssystemes.  Anch  dem  Völkerrechte 
nach.  Denn  es  erweckt  nnd  es  nährt  die  friedliche  Stim- 
mung, welche  der  Handelsverkehr  nnter  den  Völkern  zur 
Folge  haben  solL  Das  System  der  Erwerbsvormnndsdiaft 
ist  dagegen ,  so  wie  im  Innern  der  Staaten ,  so  auch  in  ih- 
ren auswärtigen  Verhältnissen,  tiberall  die  Mutter  der  Zwie- 
tracht und  des  Erwerbsneides«  (*  Darum  wird  auch  die 
rechtliche  Seite  des  zweiten  Systemes  von  den  Vertheidi- 


1)  Ich  werde  beide  Sytteme  hMptoächl^h  in  Besiehaog  'anf  den 
HaodelsTerkehr  mit  dem  Autlende  betrachten.  In  Beiiehan^ 
avf  den  inneren  Verkehr  ist  man  in  den  Hauptpunkten  eint|p. 
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gern  demelben  so  oft  verkannt  oder  in  den  Hintergrmi^ 
gestellt.} 

Jedoch  nicht  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  ents|>innt 
sich  der  Kampf  zwischen  beiden  Systemen.  Die  Yerthei"« 
diger  des  Systemes  der  Erwerbsvormundscbaft,  wenigstens 
die  der  Gegenwart^  geben  es  meist  zu,  dafs  in  einem  ideellen 
Znstande  der  menschlichen  Gesellschaft  das  System  der 
Erwerbsfreiheit'  das  richtigere ,  ja  das  allein  richtige  seyn 
würde.  (^Und  in  diesem  Zugeständnisse  liegt  viel!  Sie 
übernehmen  damit ,  wenn  sie  gleichwohl  dem  anderen  Sy- 
steme den  Vorzug  geben,  z.B.  zugleich  die  Beweislast} 
Sondern  auf  dem  Gebiete  der  Politik  wird  der  Streit  geführt« 
Die  Vertheidiger  des  Systemes  der  Erwerbsvormundschaft 
behaupten,  dafe  nach  den  Naturgesetzen,  unter  welchen 
der  Erwerb  stehe,  —  dafs  nach  dem  Nothrechte,  ^  nur  dieses 
System  überhaupt  oder  für  jetzt  noch,  baltbar  sey.  Einige 
eröffnen  sogar  schon  jetzt  die  Aussicht  auf  bessere  Zeiten. 

So  lange ,  —  das  ist  der  Hauptgrund  für  das  System 
der  Erwerbsvormundschaft,  —  so  lange  die  Völker  gegen-" 
seitig  in  einem  Kriegszustande  beharren ,  müssen  sie  in  ei- 
ner jeden  Beziehung  für  einen  Mann  stehen ,  müssen  sie 
also,  inBeziehung  auf  alle  Bedingungen  der  Selbsständig«« 
keit  der  Staaten ,  das  Gemeinbeste  dem  V ortheile  der  ein- 
sehen Mitglieder  der  Yolksgemeinde,  als  Einzelner,  vor- 
saehen«  Nun  fehlt  es  aber,  wenn  es  nach  dem  Systeme  der 
Erwerbsfreiheit  einem  jeden  Einzelnen  überlassen  ist ,  für 
seinen  Wohlstand  nach  eigenem  Ermessen  und  Willen  zn 
sorgen,  an  einer  Bürgschaft  für  die  Einheit  des  Strebens 
der  Einzelnen ,  ihren  Wohlstand  zu  verbessern ,  sowohl 
überhaupt  als  in  dem  Interesse  des  Staates.  Da  mufs  also 
dar  Staat  eingreifen,  und  jenes  Streben  der  Einzelnen  den 
Einschränkongen  unterwerfen  und  ihm  die  Richtung  geben, 
durch  welche  es  allein  mit  der  politischen  Einheit  des  Vol- 
kes in  Einklang  gesetzt  werden  kann.  Was  von  solchen 
Völkern  überhaupt  gilt,  gilt  namentlich  auch  von  den  Völ- 
kern des  heutigen  Europa.    Durch  die  Lage  ihrer  Länder 

Zaekiiriä,  vom  Staate.  VII.  7 
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in  ein  VerhSltnirs  zn  einander  vef^ts&t,  welches,  wenn  auch 
nicht  nie  rastende  Feindseligkeiten,  doch  den  Zustand  eines 
nnsidberen  FViedens  zur  Folge  hat>  müssen  sie  alle  ihre 
Kräfte  anstrengen,  nm  ihre  Selbststfodigkeit  «nf  die  Daner 
zu  erhalten.  Und,  wenn  hiermit  das  System  der  Erweriw- 
vormundschaft  schon  äberhaapt  in  Beziehung  anf  diese  Vol- 
ker gerechtfertiget  ist,  so  kommt  noch  der  besondere  Recbt- 
fertigungsgrfind  hinzo,  dafs  dasselbe  System  schon  von  den 
Regierungen  fast  aller  dieser  Völker  befolgt  wird. 

Sn  stattlich  auch  diese  Gründe  sind,  welche  für  das 
^System  der  Erwerbsvormnndschaft  sprechen,  so  scheinen 
sie  doch  nicht  gewichtig  genug  zn  seyn ,  um  den  Granden, 
aufweichen  die  Anwendbarkeit  des  Systemes  der  Erwerbs- 
frciheit,  selbst  auf  die  Staaten  des  heutigen  Europa,  beruht, 
den  Sieg  zu  entreifsen. 

Denn,  in  dem  naturlichen  Laufe  der  Dinge  ist  es  in 
praktischer  Hinsicht  banahe  eine  Unmöglichkeit,  dafs  bei 
eitlem  Volke  d.  i.  hei  einer  Menge  Mensdien,  die  durch  ihre 
Wohnplätze  und  durch  ihre  Staatseinrichtungen  in  einer 
unmittelbaren  Verbindung  miteinander  stehen,  der  Einzelne 
ffiar  seinen  Wohlstand  sorgen  könne,  ohne  zugleich  d«n 
Wohlstand  der  Gesammtheit  zu  befördern.  Nöthiget  sie 
nicht  der  eigene  Vortheil,  dasjenige  Gewerbe  zn  ergreifen, 
oder  denjenigen  Beruf  zu  wählen,  bei  welchem  sie  kfSne 
oder  die  wenigsten  Mitwef her  zu  färcfaten  haben  ?  Wie 
kann  es  da  also  bei  einem  Gewerbe  oder  bei  einem  Bemfe, 
die  überhaupt  bei  dem  Volke  mit  Vortheil  betrieben  werden 
können,  an  Arbeitern  fehlen ,  welche  sich  demselben  wid- 
meten ?  Diese  Nolhwendigkeit  nimmt  überall ,  wo  es  ait 
Arbeitern  fehlt,  den  Mangel  zu  ersetzen,  mit  steigen* 
der  Bevölkerung  zu;  auch  zwingt  dieselbe  Ursache  die 
Menschen,  um  sich  ihren  Lebensunterhalt  zu  verscbaSten, 
auf  neue  Erwerbszweige  Bedacht  zu  nehmen.  Da  übrigens 
der  Verzehr  die  Bedingung  des  Begehres  ist,  so  mufe  die 
Erwerbsthätigkeit'  der  Einzelnen  immer  auf  die  Produktion 
der  Bi^ucblichkeiten  geriditet  seyn,  deren  die  Mehrheit  der 
Konsumenten  bedarf ,  und  schon  des  wegen  der  naturgemafsen 
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Anla^  fhrer  Arbeit  iiiidl  Ihr^  Kapitellen  ifen  Ittnng  ^e- 
feen.  Nun  kakm  zwar  a«ch  ^e  Waare  ^es  Auslandes  der 
Gegtmstand  eines  setctren  Begeto<^iis  seyn«  Wenü  alfer  die 
Erwerbsthätigkeit  des  Inlandes  auf  die  Produktion  einer 
soleben  Waare  könsttich  gerichtet  wird ,  so  beruht  der  6e- 
Mrifkn  der  Producenten  nur  auf  einer  Auflage ,  weldie  die 
Konsumenten  an  Jene  zu  entriebten  haben.  Ein  Volk  ^  das 
aur  diese  Weise  reieh  zu  werden  hofft ,  gleicht  eine»  Blen-» 
sehen,  welcher,  um  reich  zu  werden,  dieOeMer,  die  er 
hat ,  aus  einer  Kasse  in  die  andere  legt.  —  Jedoeh  man 
färchtet,  dafs  ein  Volk,  weleheiä  seitoe  BedürfniBse  zum 
Theil  aas  dem  Austande  bezieht,  der  Zahlungsmittel  endlich 
gfinzlich  beraubt  werden  könne.  Aber,  wenn  es  nichts 
mehr  hat,  um  ku  zahlen,  so  mufs  es  entweder  seine  Bedürf- 
nisse beschriinken,  oder  auf  die  Produktion  solcher  Brauch- 
' lichkeiten  Bedacht  nehmen,  gegefn  welche  es  dfe^des  Ans- 
landies  eintauschen  kann.  Man  vergesse  dbeb  nie,  dafs 
#er  Kanfhandel  im  Grofsen  nur  ein  Waarentansch  ^ist 

Zu  diesen  Gründen,  welche  aus  dem  Wesen  des  einen 
und  des  anderen  flhjrstemes  entlehnt  sind,  kemmen  noeli  ei- 
nige andere,  welche,  obwohl  nurNebengründe,  dennodb 
für  Einige  von  nicht  minderem  Gewiehte,  als^  Jen^  Haup«- 
grüBde^  seyn  möchten. 

Erstens:  Den  Schutzzöllen  fehlt  es  schleehl- 
hin  an  einem  sicheren  Mafsstabe,  nach  wel- 
elrem  fhr  Betrag  zu  bestimmen  wäre..  Wenn  sie 
diefn  inttndischen  Prodocenten  nur  iü  den  Stand'  setzen 
sollen,  mit  dem  ausländischen  Preis  zu  halten,  so  beruhen  sie 
fiistimmer  auf  Berechnungen,  welche  das  geringste  Sehwan* 
ken  im  Preise  zu  nichte  machen  kann.  Daher  gd&t  auch 
das  Streben  der  Gewerbsleute  dahin ,  die  Sebuts^öHe'  fn 
Prohibitivzölle  zu  verwandeln.  Daher  lehrt  die  Geschichte 
fast  eines  jeden  auf  diesem  Systeae  beruhendeä  ^arifes, 
dafs  die  SchulzzSSle  nnaufharh'eb  im  Steigen  waren«  -^  Ja, 
die  Schutzzölle  haben  sogar,  was  die  Fälle  betrifft,  in  wel- 
chen sie  unentbehrlich  oder  nützlich  zu  seyn  scheinen,  nur 
eine  schwankende  Grundlage.  Wann  kann  4^  inländische 
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Frodnce&t  nidit  mit  dem  «mländisehen  Preis  halten  ?  fifiililt 
nicht  ein  jeder  Producent  die  Mitwerber?  >3  ^^  einon 
Wörte:NardieProhibitivzölle  haben  ein  Prineipl 
Zweitens:  Ein  Staat,  der  efnmal  das  Sys- 
tem der  Prohibitiv-  oder  der  SchatszöUe  ange- 
nommen hat,  ist  kaum  im  Stande,  von  diesem 
Systeme  wieder  abzugehen.  Vergeblich  tröstet  man 
sich  mit  der  Hoflhung ,  dafs  die  Producenten  des  Inlandes, 
wegen  des  ihnen  verliehenen  Schutzes,  aber  kurz  oder  über 
ttb^r  lang ,  im  Stande  seyn  werden ,  mit  den  Producenten 
des  Auslandes ,  auch  ohne  diesen  Sphutz  zu  wetteifeni« 
Denn  zu  dieser  Hoffnung  wurde  vorausgesetzt,  dafs  das 
Tolk  oder  die  Völker,  gegen  deren  Produktion  die  Schutz- 
zölle gmchtet  sind,  auf  dem  Punkte  stehen  blieben,  auf 
welchem  bei  ihnen,  als  die  Zölle  angelegt  wurden,  die  Pro- 
duktion der  Waare  stand.  Weit  eher  aber  kann  man  das 
Gegentheil  annehmen.  Sie  werden  die  Ursachen,  denen  sie 
bisher  ihr  Uebergewicht  bei  der  Produktion  dieser  Waaren 
verdankten,  durch  die  Schutzzölle  gespornt,  zu  neuen  Fort- 
schritten benutzen.  Wenn  übrigens  auch  der  Zweck  die- 
ser Zölle  erreichbar  und  erreicht  wäre,  so  verschlingen  sich 
doch  mit  denselben  so  viele  Privatinteressen,  dafs  es  einer 
Regierung  fast  unmöglich  ist ,  dieselben ,  wo  sie  einmal  be- 
stehen, wieder  aufzuheben«  Denn  die  Furcht  vor  den  Fol- 
gen einer  solchen  Neuerung  ist  besonders  scharfsinnig 
in  den  Entdeckungen  der  Gefahren,  welche  mit  der  Mafs- 
regel  noch  immer  verbunden  seyn  würden.  Auch  durch 
Handelsverträge ,  welche  eine  Regierung  mit  der  anderen 
abschliefst,  können  diese  Gefahren  kaum  abgewendet  wer- 
den. iKi  müfsten  die  Nationen  einander  gegenseitig  gewisse 
Vortheile  zum  Opfer  bringen  die  sie  bisher  den  bei  ihnen 
eingeführten  SchutzzöUen  verdankten.  Aber  werden  sich 
nicht  der  4b3chliefsung  solcher  Verträge  diejenigen  wider- 
setzen, deren  Prlvatvortbeil  es  war,  diese  Schutzzölle  auf- 
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1}  So  vill  z.  B.  List  tchlecbthin  nicht,  dafi   «och  dei  Fraehtbau 
doreh  Zilis  geMliutit  werde.    Itt  dat  Come^neiift? 
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recht  zu  erhalten?  Was  ist  z.  B.  die  Ursache^  dafs  die 
Yerbandlnngen  über  einen  Handelsvertrag  zwischen  Belgien 
und  Frankreich,  oder  die  zwischen  Grorsbritannien  und 
Frankreich ,  oder  die  zwischen  dem  Preofsischen  M auth- 
vereine  and  Holland  bisher  noch  überall  keinen  oder  doch 
nur  einen  vorübergehenden  Erfolg  gehabt  haben  ? 

Dritten»:  Schutzzölle  verleiten  eine  Re- 
rung  fast  unausbleiblich  zu  Mafsregeln,  wel- 
che in  einer  anderen  Beziehung  dem  öffentli- 
chen Wohlstande  positiv  nachtheilig  sind.  Der 
Beweis  für  die  Nothwendigkeit  und  die  Nützlichkeit  eines 
Schutzzolles  ist  bei  einer  jeden  Waare  besonders  zu  fahren* 
Wie  leicht  übersieht  man  aber  den  Einflurs ,  den  eine  Art 
der  Produktion  auf  die  andere  hat.  So  hat  man  in  Eng- 
land die  Einfuhr  der  Früchte  besteuert,  ohne  die  Nachtheile 
genugsam  zu  erwfigen ,  welche  der  hohe  Preis  der  Früchte 
für  den  Arbeitslohn  und  mithin  z.  B.  filr  die  Fabrikation 
hat  ^3  Eben  so  hat  man  in  Deutschland  die  Runkelrüben- 
Zackerfabrikation  begünstigt,  ohne  sie  in  ihrem  Zusammen- 
hange mit  der  Landwirthschaft  überhaupt  zur  Genüge  zu 
betrachten.  ([Wachsen  denn  Feigen  auf  den  Dornen? 3 
In  Frankreich  ist  die  Einfuhr  des  Schlachtviehes  sehr  hoch 
besteuert.  Man  hat  aber  vergessen ,  dafs  in  einem  Lande, 
in  welchem  für  die  Landwirthschaft  noch  so  viel,  wie  in 
Frankreich,  zu  thun  ist,  die  künstlich  bewirkte  Konsumtion 
des  Schlachtviehes  dem  Lande  weit  nachtheiliger,  als  vor- 
theilhaft,  ist. 

Endlich,  vierten»,  man  vergifst,  oder  übersieht,  dafs 
dieses  System,  (wie  das  Beispiel  England's  lehrt,)  am 
Ende  zu  einem  Resultate  führt,  welches  demjenigen  geradezu 

i)  In  der  ParHamentuitaang  dieses  Jahres  ist  awar  dieser  Einfolir- 
■oU  herabgeseUt  worden.  Aber,  abgesehen  davon,  dafs  dieser 
Zoll  noch  immer  hoch  genng  ist,  so  ist  noch  immer  das  Steigen 
und  Fallen  dieses  Zolles,  je  nachdem  die  Frachtpreise  in  England 
hoher  oder  niedriger  stehen,  geblieben  ,  nngeachtet  tha  sliding, 
•cale,  die  IIandelss|iecnlationen  in  Frachten  ansicher  macht.  — 
Die  ParliamentsTerhandiuogen  sind  sogleich  für  die  anderen  bei- 
den oben  angefahrten  Grande  ton  grofsem  Interesse. 
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entgegengesetzt  ist ,  weldies  darrh  dasselbe  erreicht  wer- 
den soll.  Man  will  den  Wohlstand  des  eigenen  Staates 
von  den  Mafsregeln  anderer  Regierungen  anabhängig  ma- 
chen y  ja  ihn  selbst  anf  Kosten  anderer  Staaten  befördern« 
Aber  indem  eine  Regiening  nach  diesem  Ziele  strebt^  nn- 
terwirft  sie  sich  ungleich  dem  Einflösse  einer  jeden  Neue- 
rung, welche  eine  andere  Regierung,  mit  der  sie  in  Handels- 
verbindungen steht,  in  dem  Innern  ihres  Landes  triilt 

Man  kiinn  hinzusetzen,  dafs  dieses  System  mit  der  Ma- 
xime im  Widerspruche  steht ;  Sequere  natnram  I  —  einer 
Maxime,  die,  wenn  auch  nicht  auf  Alleinherrschaft,  doch  auf 
das  Primat ,  verglichen  mit  ihrem  Gegensatze ,  Ansprach 
machen  kann.  fDie  —  nicht  leichte  —  Frage :  In  welchen 
Fällen  das  Sequere  naturam,  und  in  welchen  Fällen  das 
Impera  naturae  I  die  richtigere  Maxime  sey ,  verdient  über- 
haupt noch  eine  gründlichere  Untersuchung ,  als  die  ihr  bis- 
her zu  Tbeil  gewordene.^ 

Und  alle  diese  Nachtheile,  welche  mit  der  Befolgung 
des  Systemes  der  Erwerbsvormondschaft  verbunden  sind, 
erhalten  noch  ein  gröfseres  Gewicht ,  wenn  man  die  Unzu- 
friedenheit erwägt,  welche  in  einem  Lande  sowohl  die  Ein- 
führung als  dieAufhebung  der  Schutzzölle  hervorruft,  wenn 
man  ferner  die  Schwierigkeit  in  Anschlag  bringt,  die  es  bat, 
Staatsmänner  zu  finden,  welche  die  Einsichten  und  den 
Muth  haben ,  auf  diesem  so  unsicheren  Boden  sich  aufrecht 
zu  erhalten.  Staatsmänner  sollen  über  dem  Volke,  nicht 
unter  ihm  stehen.  Sie  sollen  vor  allen  Dingen  den  Muth 
haben,  den  unbilligen  Wünschen  oder  Ansprüchen  einzel- 
ner Stände  Widerstand  zu  leisten. 

Andererseits  hat  man  sich  zwar  für  die  Anwendung 
des  Systemes  der  Erwerbsvormundschaft  auf  den  vortheil- 
haften  Einflufs  berufen,  welchen  dieses  System  auf  das 
Nationalgefübl  oder  den  Nationalstol2  habe.  Eine  Nation, 
die  nöthigenfalls  sagen  könne :  Ich  bin  mir  selbst  genug ! 
sey  erst  eine  Nation.  Man  hat  s^ar  dieses  System  vor- 
zugsweise das  nationale  £:enannt.  ^  Aber  giebt  es  kein 
anderes  und  besseres  Mittel ,  den  Sinn  für  Nationalität  in 


^en  YoKern  zu  wecken,  als  dw,  Neid  und  Zwietni<it  un- 
ter ihaen  zu  erregen  ? 

Aach  das  Zeugnifs  der  Gescfaicfate  hat  man  flu*  das  Sy- 
stem der  Erwerbsvormundschaft  benutzt  Und  man  ma£s 
zpgeben ,  dafs  dieses  System  ^  wenigstens  in  Europa  ^  fast 
das  jus  Commune  gentium  geworden  ist.  Aber  erklärt  sich 
das  nicht  schon  aus  der  Art,  wie  Privilegien  überhaupt  ent- 
stehen ?  Wenn  Mehrere  zu  einer  gewissen  Zeit  einen  Vor- 
zug vor  Anderen  haben ,  so  suchen  sie  diesen  Y on&ug  in 
ein  Yorrecht  zu  verwandeln.  Was  diesen  gelungen  ist, 
gelingt  dann  auch  Anderen ,  die  sich  in  dem  Besitze  ähn- 
licher Yorzüge  befinden.  In  Europa  kamen  noch  besondere 
Ursachen  hinzu,  welche  diesem  Systeme  das  Uebergewicht 
verschaiTten.  (Yon  diesen  weiter  unten.3  —  Jedoch,  man 
kann  auch  umgekehrt  d  i  e  Frage  auf  werfen,  warum  so  viele 
Nationen  und  Yölkerschaften ,  deren  Erwerbsfleifs  nie  auf 
die  eine  oder  die  andere  Erwerbsart  künstlich  gelenkt  wor- 
den ist,  noch  immer  auf  einer  sehr  niedrigen  Stufe  des 
Wohlisitandes  stehen  ?  Man  wird  sich  jedoch  diese  Frage 
beantworten  können ,  wenn  man  erwägt ,  von  wie  vielen 
Bedingungen  das  Fortschreiten  einer  Nation  sowohl  aifder 
Bahn  der  Kultur  und  Civilisation  überhaupt,  als  im  Wohl- 
stande insbesondere  abhängt. 

Uebrigens  war  es  ein  Glück  für  die  Europäische  Mensch- 
heit ,  dafs  das  System  der  Erwerbsvormundschaft ,  so  wie 
es  jetzt  in  Europa  ausgeführt  wird  und  allein  ausgeführt 
werden  kann,  nur  in  so  fern  einen  Sinn  hat,  als  es  auf  einen 
grofsen  Staat  oder  auf  einen  grofsen  Staatenbund  angewen- 
det wird.  Ein  grofser  Staat  ist  gleichsam  eine  Welt  fürsich. 
Ein  Staatenbund  trachtet  es  zu  werden.  Ein  jeder  neue 
Staat,  den  er  in  den  Yerein  aufnimmt,  hat  seine  besonderen 
Brwerbskiteressen.  Indem  der  Bund  alle  diese  Interessen 
zu  beräcksicbtigen  hat ,  mufs  er  sich  nothwendig  der  Idee 
einer  allgemeinen  Freiheit  des  Yerkefares  mehr  und  mehr 
Bäbern  4,  i.  seinen  uraprünglichen  Zweck  zerstören. 

Bei   der   Yergleichung  zwischen   dem  Systeme    der 
Erwetbsfr^eit   und  dem  der  Erwerbsvormandschaft  ist 
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ftt  dm  Ohigen  immer  der  FaD  ▼orausg^esetet  worden,  dafs 
diese  Systeme ,  so  wie  in  der  Wissenschaft ,  so  aneh  im 
Leben ,  einander  schroff  gegenüber  stehen ,  dafs  also  tine 
Regierung  nur  zwischen  dem  einen  ond  dem  anderen  Sy- 
steme zu  wttlen  habe.  In  der  Erfahrung  jedoch  kann  sMi 
die  Sache  auch  so  stellen ,  —  und  sie  stellt  sich  in  der  Er- 
fahrung gewöhnlich  so,  —  dafs  eine  Regierung  in  der  ei- 
nen Reziehung  das  eine,  in  einer  anderen  das  andere  Jener 
Systeme  befolgen  zu  müssen  glaubt.  Da  ist  nun  nicht 
zu  öbersehen,  dab ,  wenn  schon  das  System  der  Ekw^rbs- 
freiheit  die  Regel  seyn  soll ,  *  dennoch  andi  das  System  der 
Erwerbsvormundschaft  in  einzelnen  F&Uen  den  Vorzug 
verdienen  kann ,  wie  z.  R.  wenn  eine  Erwerbsart  in  Frage 
steht,  welche  in  einer  unmittelbaren  Reziehung  auf  die 
Selbstständigkeit  der  Nation,  namentlich  in  Zeiten  eines 
Krieges,  steht,  oder  wenn ,  um  einen  neuen  Erwerbszweig 
in's  Land  zu  ziehen,  von  der  Regierung  nur  eine  Geld-* 
auslage  zu  machen  ist,  deren  Erstattung  sie  mit  Gewifsheit 
entgegensehen  kann.  Denn  überall ,  wo  die  Anwendung 
eines  Systemes  auf  die  Erfahrung  in  Frage  steht,  mofs  man 
aoAder  Erfahrung  ihr  Recht  lassen. 


ZWEITES  HAÜPTSTÜCK. 

W^nn   darf 

und 

wenn  soll  gleiekwohl  der  Staat  dem  zweiten  Systeme 

schlechthin  den  Vorzug  geben  f 

Der  erstem  Fall  dieser  Art,  (der,  wie  die  übrigen,  auf 
einem  Nothstande  beruht,  J  ist  ^er,  da  dieVerfassung 
des  Staates  nur  mit  dem  Systeme  der  Erwerbs* 
Vormundschaft  bestehen  kann.  Ein  merkwürdiges 
Reispiel  einer  solchen  Verfassung  war  einst  die  Spartani- 
sche Verfassung.    Auch  in  unseren  Tagen  gehdrt  hierhw 
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«.  B.  die  YertMBwi^  des  Reiclies  China.  Diese  VerfiK«8utig 
mürste  zasammenfallen ,  wenn  sowohl  im  Innern  des  Staa- 
tes als  nach  Aafsen  der  Handelsverkehr  vollkomnien  frei 
wäre.  Aebnliches  läfst  sich  von  der  Terfasson|f  des  Rei- 
ches Japan  behaupten.  Dasselbe  System  entspricht  über^ 
haupt  dem  Geiste  einer  landesväterlichen  Verfassung.  Q 
Denn  nach  dieser  Terfassong  ist  die  Verwaltun/B:  des  Na- 
tionalvermögens mit  der  eines  grofsen  Haaswesens  zu  ver- 
gleichen ,  an  deren  Spitze  das  Oberhaupt  des  Staates  steht. 
In  einem  Hauswesen  aber  entscheidet  die  Stimme  des  Tor- 
standes über  das ,  was  ein  jedes  Mitglied  des  Hauses  im 
Interesse  des  Ganzen  zu  thnn  oder  zu  lassen  hat  Wenn 
in  den  landesväterlichen  Einherrschaften  der  Znsammenhang 
zwisi^en  diesen  Verfassungen  und  dem  Systeme  der  Er- 
werbsvormundschaft weniger  bestimmt  hervortritt ,  so  liegt 
der  Grund  davon  in  dem  Einflüsse ,  welchen  die  Wissen- 
schaft auf  die  Staatsverwaltung  in  Europa  überhaupt  erhal- 
ten hat  Die  Formen  der  Verfassungen  sind  fast  nur  das 
Sparrwerk  des  Staatsgebäudes. 

Eine  zweite  Ausnahme  von  der  Regel  kann  auf 
dem  Verhältnisse  eines  Volkes  zu  seinenNach- 
barn,  —also  auf  der  auswärtigen  Politik  des 
Staates,  —  beruhen.  Ein  glänzendes  Beispiel  zur  Be- 
stätigung dieses  Satzes  liefert  die  Geschichte  Rufslands, 
Wenn  Peter  der  Grofiie  seinem  Volke  Europäische  Kultur 
gldchsam  aufdrang ,  wenn  seine  Regierangsnachfolger, 
(^den  Jetzigen  Kaiser  vielleieht  ausgenommen,*)  in  demselben 
Geiste  zu  regieren  fortgefahren  haben ,  —  wer  möchte  ih- 
nen deshalb  Vorwürfe  machen  ? 

Ein  dritter  Fall  ist  ifer,  da  ein  Staat  seine 
überschüssige  Bevölkerung  nicht  anders  zu 
ernähren  vermag,  als  indem  er  durch  Prohibi- 
tiv-  oder  durch  Schutzzölle  neue  Erwerbsar- 
ten im  Inlande  in's  Leben  ruft,  mit  welchen  er 
Jene  Bevölkerung  beschäftigt     Freilich  ergreift 
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er  4mom  diew  NsliMgel  niebt  kmH  seines  Rechtes,  forden 
Wohlstand  des  Volkes  zu  »orgen ,  sondern  kraft  seines 
Hechtes  urf  seiner  Pflicht  zur  Armenpfle^.  Doch  hier 
ist  nicht  von  de»  Jtechtsg^rande,  sondern  nur  von  dem  Er- 
folge der  Maferegel  die  Fra|^.  —  Weit  erheblicher  ist 
dieEinwendoni;,  daCs  dieses  Gegenmittel,  ober  kurz  oder 
iberlang,  das  Uebel  vermehrt,  das  es  doch  vermindern 
solL  Denn  Fabriken,  (and  diese  lassen  sich  doch  am 
schnellsten  ans  einem  Lande  in  das  andere  versetzen  I^  sind 
in  der  That  nnd  Wahrheit  Treibb&user  för  die  Zunahme  der 
Bevdlkemng.  Die  Armuth ,  die  sorglos  macht ,  (jmd  Fab- 
rikarbeiter gehören  meist  za  der  ärmeren  Yolkskh^se  !3 
das  Zntraoen,  das  Fabrikarbeiter  in  die  Standhaftigkeit 
ihres  Verdienstes  setzen,  die  Aussicht,  dafs  ihre  Kinder 
schon  in  den  frühesten  Lebensjahren  lohnende  Beschäftig- 
ung in  den  Fabriken  finden  können ,  hat  in  diesem  Stande 
eine  Menge  unvorsichtiger  Heirathen  zur  Folge.  ([Jedoch, 
so  oft  dieses  schon  gesagt  worden  ist ,  der  Mensch  ist  for 
die  Zukunft  blind.) 

Endlich,  ein  vierter  Fall  ist  der^  da  der  Staat 
so  bedeutende  Ausgaben  zu  machen  hat,  dafs 
er  sich  genothigt  sieht,  einen  Theil  dieser 
Aosgaben  durch  Prohibitiv- oder  durch  Schutz- 
zölle zu  decken.  Es  ist  bemerkenswerth ,  dafs  diese 
Zdlle  fast  in  allen  Europäischen  Staaten  ungefähr  in  dem 
Verhiltnisse  gestiegen  sind,  in  welchem  die  Staatsansgaben, 
und  namentlich  die  auf  die  Staatsschulden  zu  verwendenden 
zugenommen  haben.  Der  Preufeische  Mauthverein  dfirfte 
durch  nichts  so  sehr  zusammengehalten  werden ,  als  durdi 
die  Vortheile,  welche  er  für  das  Staatseinkommen  hat 
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DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Wie  ist  es  zu  er  klär  en, 

ikfft  dM  Syriern  der  E}ru>erbsvarmundechafi  9o  tAelen 
BeifaU  bei  den  Buropäutchen  Staaten  gefunden  haif 

Jedoch  in  Europa  ist ,  wenigstens  fSr  jetst  noch ,  das 
System  der  Erwerbsvormandscbaft  die  Regel,  das  der  Er» 
werbsireibeit  aber  nur  die  Ansnahme.  Woher  diese  Ord« 
nung  der  Dinge  ?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  wird  der 
Gegenstand  des  vorliegenden  Hauptstuekes  seyn. 

Die  erste  und  wohl  die  flatip^arsaehe  war  der 
Geist  der  Feindseligkeit,  welcher  in  den  Eu-* 
ropaischen  Regierungen  gegenseitig  lebte  und 
zum  T heil  noch  lebt  Zwar  beherrscht  dieser  Geist 
in  der  Regel  eine  jede  Regierung  im  Verhältnisse  zu  den 
Regierungen  anderer  selbststindiger  Staaten.  Die  eine 
fürchtet  die  andere ,  wdl  sie  Ursache  hat ,  sie  zu  furchten* 
Aber  in  Europa  traten  noch  überdiefs  andere  Ursachen  ein^ 
welche  jene  feindseligen  Gesinnungen  insbesondere  gegen 
den  Wohlstand  der  Völker  richteten.  Schon  das  mafste 
dazu  beitragen,  dafs  die  Europäischen  Völker,  hart  an  ein- 
ander gedrängt  und  seit  dem  fünfzehnten  Jahrhunderte  fast 
unaufhörlich  in  Kriege  mit  einander  verwickelt,  sehr  bald 
einsehen  lernten,  dafs,  nach  dem  neueren  Stande  der  Kriegs« 
kunst,  der  Ausgang  der  Kriege  hauptsächlich  auch  von  den 
Geldkräften  der  kriegführenden  Mächte  abhänge.  Aber 
eben  sosehr  oder  noch  mehr  wurden  sie  zu  einer,  dem 
Anslaiide  feindseligen  Handelspolitik  durch  den  Zuwachs 
an  Macht  bestimmt,  welchen  einige  EuropäidChe  Mächte,  die 
Seemä4$hte,  ihren  Kolomen  verdankten  oder  zu  verdan- 
ken glaubten.  Diese  Handelspolitik ,  auf  den  ausschUefs- 
lidhen  Handel  mit  den  Kolonien  berechnet,  wurde  Veran- 
lassung ,  dafs  man  auch  in  anderen  Beziehnngen  den  aus- 
Handd  zu  monopoUsiren  bemüht  war.    Spanies, 
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England,  die  Niederlande,  Frankrdch,  gingen  mit  ihrem 
Beispiele  voran.    Die  Landmächte  folgten  diesem  Beispiele, 
obwohl  anfangs,  von  jenen  überflügelt ,  zögernden  Schrit- 
tes.    Endlich  vollendete  die  Wissenschaft  das,  was  die 
Praxis  begonnen  hatte.     Sie  bildete  diese  Handelspolitik 
xn  einem  Systeme  aus,  das,  von  so  vielen  Autoritäten  anter- 
stützt ,  am  so  weniger  verlassen  werden  dürfe.    Denn  die 
Staatsverwaltung  hat  überhaupt  in  dem  neueren  Europa 
in  so  fem  einen  eigenthümlichen  Charakter,  als  sie  von  der 
Staats  Wissenschaft  mehr  oder  weniger  beherrscht  wird. 
Eine  »weite  Ursache  lag  in  dem  inneren  Zu- 
stande, insbesondere  in  der  Verfassung  der  Euro- 
piischen   Staaten.     Nachdem  es   den  Beherrschern 
dieser  Staaten ,  die  gröfstentheils  eine  monarchische  Ver- 
fassung hatten,  —  zu  Anfang  des  sechszehnten  und  zum 
Theil  schon  gegen  das  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
<—  gelangen  war,  der  königlichen  Gewalt  einiges  Ansehen 
zu  verschalTen,  stellten  sich  gleichwohl  der  Ausbildung  der 
monarchischen  Verfassung  fast  überall  die  aus  der  Vorzeit 
aich  herschreibenden  Vorrechte  der  Reichs-  und  Landstände 
in  den  Weg;  namentlich  auch  in  so  fern,  als  das  Gelingen 
dieses  Planes  votf '  der  Einführung  einer  besseren  Steuer- 
verfassung  abhing.  Da  war  nun  das  beste,  ja  oft  das  einzige 
Mittel ,  diesen  Widerstand  zu  beseitigen ,  die  Einführung 
oder  Verfolgung  des  Systemes  der  Erwerbsvormundschaft. 
Die  Europäischen  Regierungen  waren  überhaupt  meist  we- 
niger in  dem  Verhältnisse  zum  Auslande ,  als  in  dem  zum 
Inlande ,  beschränkt.    Indem  sie  jenes  System  annahmen, 
hatten  sie  wenigstens  an  dem  —  wahren  oder  vermeintlichen 
—  Interesse  der  Städte  einen  Halt  und  eine  Stütze.    Die 
Land-*  und  Grundherren  ahndeten  zuweilen  nicht  einmal  die 
nachtheiligen  Folgen ,  die  dieses  System,  bei  dessen  voll- 
ständiger Ausbildung  nur  die  Städte  betheiligt  zu  seyn 
schienen ,  am  Ende  auch  für  sie  haben  könnte.    Für  die 
Regierungen  war  oft  die  Verfassungsfrage  die  Haupt-  oder 
die  ihnen  am  nächsten  liegende^  Frage*  —  Nun  hat  meh 
zwar  dieser  Zustand  der  Dinge  in  den  neueren  Zeiten  in 
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der  Mehrzahl  der  Europiiscben  Stafttw  weteotlidi  verin- 
dert.  Es  ist  nainentlich  in  so  vielen  Europäischen  Staaten 
eine  auf  dem  Reprisentativsysteme  rnbende  Yerfa9$iiin^  ein- 
geführt worden.  Allein  gerade  dieses  System  bat  der  Err 
werbsvormundschaft  neue  und  mächtige  Bundftsgenossen 
zugewendet  Denn  diejenigen,  welche  das  Volk  zu  seinen 
Vertretern  wählt ,  sind  meist  Männer ,  die  sieb  durch  ihre 
fteichthumer  vor  Anderen  auszeichnen.  Das  System  der 
Erwerbsvormnndschaft  aber  kommt,  als  ein  System  der 
Vorrechte,  hauptsächlich  den  Reichen  zu  statten.  Auch 
fehlt  es  den  Reichen  nie  an  Schrittsteilern,  welche  die  Rechte 
oder  die  Ansprüche  Jener  vertheidigen. 

Die  firanzösische  Revolution  sollte,  nach  dem  ursprüng- 
lichen Plane  ihrer  Stijfter,  den  Grundsatz  der  Erwerbsfrei«» 
heit,  sowohl  im  Innern  des  Staates  als  in  seinen  auswärti«* 
gen  Verhältnissen,  (]in  dem  Geiste  des  physiokratischM 
Systemes,3  bekräftigen.  Aber,  nachdem  der  erste  Rausch 
der  Revolution  verflogen  war,  wurde  man  in  der  Gesdiichte 
Frankreichs  vergeblich  eine  Bestätigung  dieser  Ankändig- 
ung  aufsuchen.  Das  Repräsentativsystem  zeigte  sich  viel- 
mehr auch  hier  von  jener  Schattenseite.  Wie  oft  hat  man 
z*  B.  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  der  Departemente 
über  die  Runkeirnbenznckerfabriken  verhandelt  und  noch 
ist  die  Frage  nicht  endgültig  entschieden  1  Aber  noch  mehr  I 
Vieles ,  was  jetzt  gegen  das  System  der  Erwerbsfreibeit 
geschieht,  möchte  mit  dem  von  Napoleon  eingeführten  Kon« 
tinentalsysteme,  der  Blüthe  des  Systemes  der  Erwerbsvor- 
mundschaft, in  einem  geschichtlichen  Zusammenhange  ste- 
hen. Wie  hat  z.  B.  der  Gedanke  Wurzel  gefafst,  dafs 
Prohibitiv-  oder  Schutzzölle  nur,  wenn  sie  in  einem  grofsen 
Staate  oder  in  einem  Staatenvereine  eingeführt  -werden^ 
ihren  Zweck  erreichen  können? 

Die  dritte  Ursache  endlich  ist  die  Künstlichkeit 
des  Systemes  der  Erwerbsvormundschaft,  das- 
selbe mit  dem  Systeme  der  Erwerbsfreiheit  verglichen. 
Denn  der  Mensch  liebt  in  seinen  Werken  die  Kunst  mehr, 
als  die  Natur.   Jene  ist  sdilecbthin  sein  Werk ,  diese  we- 


Higstcäss  zum  ^BfeteiiThefledas  Werk  rinei  hohem  Meisters. 
Werv^oUie  sich  abernieht  wichtig  maeheii?  Wo  bei  der 
B^Wirthscfaaftnn^  des  NatfoMTvermo^ens  die  Kuost  herrscht^ 
dakanndie'ReglermigsÄgeD:  Diese  Erwerbsarten ,  diese 
Fabriken  habe  Ich  in's  Leben  gerafen !  Und  es  ist  nicht  so 
leicht  5  den  Beweis  zu  fähren ,  dafs  sonst  andere  —  jetzt 
nicht  sichtbare  —  Verbesserungen  zn  Stande  gekommen 

seyn  würden; 

Noch  drängt  sich  hier  die  Frage  auf,  ob  sich  nicht  schon 
jetzt  oder  gerade  jetzt  Aussichten  in  eine  erfreulichere 
Ankunft  eröffnen.  Diese  IPrage  übergehe  ich  jedoch ,  als 
dem  Zwecke  des  vorliegenden  WeAes  zu  fern  liegend, 
mit  Stillsfehweigen. 
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DAS 

NEUN  UND  DREISSIGSTE  BUCH 

VOM  STAATE, 

oder 

der  Stautskaushaltungslehre  erstes  Buch» 

Einleitung: 

Von  der 

Atlj,  mß  der  Staat  seine  Bedarf  uisee  an  Brauchlicl^keiten 

befriedigen  kann,  m  AUgemeinen. 

Her  Staat  kann  sich  die  Mittel ,  seine  Ausgaben  zn  be^- 

streiten,  kraft  seines  Obereigenthames ,  auf  eine  doppelte 
Weise  verschaffen;  entweder  so,  dafs  er  einen  Theil 
des  Nationalvermögens  va  seinem  Clebranche  und  zu  sei- 
ner Verwendung  für  immer  aussondert  und  mit  dem  Er- 
trage dieses  Vermögens  seine  Geldbedürfnisse  auf  die 
Daner  deckt;  oder  so,  dafs  er  ([in  der  Regei3  nur  Ab- 
gaben erhebt,  um  dieselben  zur  Bestreitung  seiner  Aus- 
gaben sofort  zu  verwenden.  —  Nur  in  dem  ersteren  Falle 
bat  der  Staat  ein  eigenes,  ton  dem  Vermögen  der  Nation 
verschiedenes  Vermögen ,  gleMisam  ein  Privatvermögen, 
das  er  so  wie  ein  Privatmann  das  seinige  zu  bewirthschaf- 
ten  hat.  (^Denn  die  Verwendung  des  Ertrages  eines  Ver- 
mögens gehört  uttroittettm*  luokt  «9»  der  Bewirthschaftung 
dieses  Vermögens.  3  In  dem  letzteren  Falle  sind  das 
Staat»-  «nd  das  NattenalvermÖgen  nicht  ewef  verschie- 
dene Vennögen ;  4n  verwen4<et'd^r  Staat  nnr,  in  wie  ferne 
er  iler  Staatshaushahang  ywMtd^  einen  Theil  des  Natf0«> 


I 

BalTermdgeM  co  einem  bestimiBten  2weeke«  Nor  i&  deia 
ersteren  Falle  also  ist  die  Staatshaoshaltno^slehre  eine 
von  der  Yolkswirtbscbaftslehre  gänzlich  verschiedene 
Wissenschaft* 

In  der  Erfahmng  kommen  zwar  beide  Systeme  selten 
oder  nie  scharf  von  einander  gesondert  vor.  Denn  auch 
abgesehen  von  dem  Falle,  da  statt  der  öffentliehen  Aufla- 
gen noch  Naturaldienste  von  den  Unterthanen  gefordert 
werden ,  so  bedarf  der  Staat  znr  Bestreitong  seiner  Be- 
dfirfnisse  bald,  noch  aufser  seinem  Vermögen,  der  Abgaben 
der  Unterthanen ,  bald  auch ,  aufser  dem  Ertrage  der 
fitteaem,  noch  eines  ständigen  Vermögens.  Hier  jedoch 
werden  beide  Systeme,  alsAn  sich  wesentlich  verschiedene 
Systeme,  dargestellt  und  mit  einander  verglichen  werden. 
Wann  und  wo  sie  in  einem  gegebenen  Staate  neben  ein- 
ander bestehen,  kann  über  das  Verhältnifs  unter  ihnen, 
ohne  den  einzelnen  Fall  in's  Auge  zu  fassen,  wenig  oder 
nichts,  was  auf  die  Wirklichkeit  anwendbar  wäre,  ge- 
sagt werden. 


ERSTES  HAÜPTSTÜCK. 

Fmi  Sem 

Systeme,  nach  welchem  der  Staat  seine  Bedürfnisse 

an  Geld  und  Gut 

OHM 

seinem  eigenen  Vermögen  neu  bestreiten  hat* 

.    VöH  dem 

Ursprünge  dieses  Systemen. 

( 
Die  meisten  monarchischen  V^assungen  nahmen  den 

Anfang,  dafs  ein  einzelner  Menseh ,  der  sich  durch  eine 

gewisse  Wohl|ta1i)enhet<  vpr  de9  nbrjgenSttmimefifgenosseu 
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auszeichnete,  zu  ein^m  Uebergewichte  in  seinem  Stamme 
gelangte,  welches  mit  der  Zeit  ihn  und  seine  Nachkom«- 
men,  z.  B.  den  Erstgebornen,  —  in  JKjriegs-  und  in  Frier 
denszeiten  oder  auch  nur  in  den  letzteren,  ')  '^  bleibend 
an  die  Spitze  des  Stammes  stellte.  Denn  in  dem  Kindes-- 
alter  der  bürgerlichen  Gesellschaft  hat  die  Ungleichheit, 
die  unter  den  Menschen  aus  der  Ungleichheit  der  Vermö- 
gensumstände entsteht ,  einen  um  so  gröfseren  Einflufs  auf 
das  Yerhältnisf  unter  ihnen,  da  die  Menschen,  so  lange  sie 
in  der  Kultur  und  in  der  Civilisation  noch  wenige  oder 
gar  keine  Fortschritte  gemacht  haben ,  in  einer  jeden  an* 
deren  Beziehung,  z.  B.  in  Beziehung  auf  Tapferkeit  und 
Kriegserfahrung,  einander  gewöhnlich  gleich  stehen.  Da 
mufste  nun  der  Fürst  die  öiTentiichen  Ausgaben,  die  er 
bisher  aus  seinem  Stammgute  bestritten  hatte,  auch  fort-* 
dauernd  aus  dieser  Quelle  bestreiten.  Denn  wie  h&tte  der 
Fürst  bei  seinem  noch  unsicheren  Besitze  der  höchsten 
Gewalt  schon  Abgaben  von  dem  Volke  verlangen  kön-* 
nen?  oder  wie  hätte  er  seiner  Gewalt  eine  Ausdehnung 
geben  können,  die  sie  nicht  dem  Herkommen  nach  hatte? 
War  doch  das  Königthum  selbst  nicht  eine  Machtvollkom- 
menheit, sondern  nur  ein  In^griff  gewisser  einzelner 
Regierungsrechte.  Oft  vergingen  sogar  noch  Jahrhunderte, 
ehe  sich  dieser  Zustand  der  Dinge  wesentlich  veränderte; 
Oft  beruhte  die  Abgabenfrdheit  der  Unterthanen  auf  den- 
selben Grundlagen,  auf  denselben  Grundsätzen  des  Ver- 


1)  Eine  merkwürdige  Verschiedenheit  unter  solchen  Volkern  ist 
die,  dafi  einige  derselben  sowohl  in  Kriegs-  als  in  Friedens- 
Seiten  dasselbe  Oberhaupt  haben ;  andere  nnr  in  Frietlensteiteo. 
Vergl.  Tacit.  Germanin,  cap.  1.  „Reges  ex  nobilitate,  dnccs  ex 
Tirtute  samunt'^  (Wa»  hier  Tacitus  Ton  den  Deutschen  seiner 
Zeit  berichtet,  galt  doch  nicht  Ton  allen  Oentsehen  Völkemcrhaf- 
ten,  wie  sich  k.  B.  aus  der  Geschichte  der  Franken  ergiebt.) 
Dieser  Unterschied  erklärt  sich  so,  dati  bei  einigen  dieser  Völ- 
kerschaften,  so  wie  das  Vermögen,  so  auch  da«  Talent  Anfuhrer 
in  den  Nationalkriegen  zu  seyn,  anfangs  fortgeerbt  hatte,  bei 
anderen  nicht. 

ZaehariS^  mm  SläoU.  Vit  8 
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Iteran^smelites^  wie  die  der  kdnigliehen  Gewalt  gresetzten 
Oremen.  Nur  das  eiserne  Gesetz  der  Nothwendi^keit 
eder  auch  eine  gänzliche  Umg^estaltiiiig  der  Yerfassmi^ 
konnten  dann  an  die  Stelle  des  bisherigen  Rechtes  ein 
anderes  seteen. 

Znr  Bestätigung  dieser  Behauptungen  kann  man  sich 
auf  die  Geschichte  der  Monarchien  Gennanischer  Ab-^ 
knnft  berafen.  Fast  alle  diese  Monarchien  entstanden  s  o, 
dafs  die  Fimiilie ,  welche  im  Lande  den  gröfsten  Grond-* 
besitz  hatte,  mit  der  Zeit  zur  königlichen  Gewalt  ge** 
langte.  In  Deutschland  z.  B.  wurden  die  Landherren  fast 
überall  Landesherren.  Fast  in  allen  diesen  Staaten  hatte 
der  Ffirst,  kraft  der  faktischen  und  rechtlichen  Grundlagen 
seiner  Gewalt,  ursprünglich  zugleich  die  Verbindlichkeit 
auf  sich,  alle  die  Ausgaben  zu  bestreiten,  welche,  dem 
Herkommen  nach ,  durch  die  Ausübung  d^r  königlichen 
Vorrechte  veranlafst  wurden.  Mit  der  Zeit  veränderte  sieh 
das  zwar.  Das  Einkommen ,  das  der  Fürst  aus  seinem  ei- 
genen Vermögen  bezog ,  reichte  nicht  mehr  hin ,  jene  Aus- 
gaben und  ähnliche  zu  decken.  Man  mufste  also  zu  Steuern 

seine  Zuflucht  nehmen,  die,  anfangs  nur  eine  „Kammerhülfe^S 
mit  der  Zeit  sogar  der  Haupttheil  der  Einkünfte  des  Fürsten 
wurden.  Doch  wurde  fortdauernd  angenommen ,  dafs  der 
Fürst  auch  mit  seinem  Stamm-  und  Staatsgute  zu  den  öf- 
fentlichim  Lasten  beizutragen  habe.  Nur  in  zwei  Staaten 
Germanischen  Ursprunges  hat  man  das  System,  nach  wel** 
chem  die  öffentlichen  Ausgaben  durch  die  Abgaben  der 
Unterthanen  f  in  der  RegelJ  lediglich  und  allein  zu  decken 
sind ,  fast  unbedingt  angenommen ,  —  in  England  und  in 
Frankreich,  also  in  den  beiden  Staaten,  in  welchen  der 
ursprüngliche  Bau  der  Staaten  Germanischen  Ursprunges 
kaum  noch  erkennbar  ist. 

Auch  in  den  Aristokratien  werden  zuweilen  die 
öffentlichen  Ausgaben  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Staa- 
tes bestritten,  besonders  in  den  Priesterherrschaften.  So 
hat  z.  B.  die  katholische  Kirche  von  Jeher  darauf  hingear- 
beitet, ein  eigenes  für  ihren  Aufwand  htnreiehmdes  Vermö- 


gen  %n  besitzen,  woU  etnseheiid)  dafn  dto  Geistliebkeit 
dorch  nichts  so  sehr  in  den  Augen  des  Vdkes  herabgesetzt 
werden  könne^  als  wenn  sie  für  die  geistigen  V^rtlieile)  die 
ihr  das  Volk,  verdankt,  eine  Vergntimg  in  Geld  forderend 
in  den  Verdacht  käme,  da(is  ihr  das  Weltliche  über  das 
Geistliche  ginge. 

Seltener  kommt  dieses  System  der  Staalshavshaltnng 
in  den  Demokratien  ver.  Jedoch  ist  es  auch  bjer  nicht 
ohne  Beispiele.  Ein  solches  Beispiel  bot^  kurz  vor  dem 
Ausbruche  der  französischen  Revolution,  die  Reichsstadt 
Heilbronn,  damals  eine  Demokratie,  dar.  Diese  Reichsstadt 
hatte  das  Stadtgut  so  verständig  bewirthschaftet ,  dafs  sie 
alle  öffentlichen  Ausgaben  aus  ihrem  eigenen  Vermögen 
bestreiten  konnte.  (Jedoch  bemerkte  damals  ein  altes 
Mitglied  des  Stadtrat hes,  dafs  man  den  Bürgern  nicht  alle 
Abgaben  erlassen  solle.  Denn  es  könnten  schlimmere  Zei-» 
ten  kommen,  in  welchen  sie ,  von  Neuem  mit  Abgaben  be- 
lastet, die  Bürde  desto  schmerzlicher  fühlen  wärden,  j0 
weniger  sie  ihrer  gewohnt  wären.^ 


ZWEITES  HAÜPTSTÜCK- 

Von  den  Ausgaben  des  BimateSä 

Wie  auch  der  Staatshanshalt  bestellt  sey ,  die  Staats« 
ausgaben  bleiben  immer  dieselben;  dieselben  Ausgaben  sind 
an  sich  sowohl  mit  dem  firtrage  des  eigenen  Vermögens 
des  Staates  als  mit  den  Abgaben  des  Volkes  za  decken. 

Gleichwohl  tritt,  ~  wenigstens  in  der  Bfonarchie,  anf 
welche  sich  überhaupt  die  Untersuchung  des  vorliegenden 
Buches ,  (des  3^ten,3  beschränken  wird,  »J  —  zwischen 
dem  einen  und  dem  anderen  Systeme  der  sehr  wichtige 
Unterschied  ein,  dafs  das  eine  dieser  Systeme  der  Gefahr 


1)  Za  Folge  det  praktisehen  fniertMet,  weichet  dieie  Verfaitaug 
für  Enropa  hat. 


-der  Verwendung  der  ölTentlieheii  Einkönfte  zu  den  persön- 
lichen Bedürfnissen  des  Fürsten  weit  mehr,  als  das  andere 
•System  ausgesetzt  ist.  —  Da  der  Fürst  nach  dem  einen 
Systeme  die  öffentlichen  Be'dürfnisse  aus  seinem  eigenen 
r Vermögen  zu  bestreiten  glaubt  und ,  wenn  und  in  wie  ferne 
unter  dem  Staatsgute  auch  das  Stammgut  des  fürstlichen 
Hauses  begriffen  ist,  in  der  That  bestreitet,  nach  dem  ande- 
ren Systeme  aber  auch  in  dieser  Beziehung  nur  der  Ver- 
walter eines  fremden  Vermögens,  des  Vermögens  der  Nation, 
ist,  so  liegt  nur  in  dem  letzteren  Systeme  und  nicht  ;in  dem 
ersteren  ein  hinreichender  Grund,   die  Ausgaben,  welche 
zur  Bestreitung  der  persönlichen  Bedürfnisse  des  Fürsten 
bestimmt  sind,  (^oder  die  Ausgaben  der  Civilliste,3  von  den 
Staatsansgaben  in  der  engeren  Bedeutung  streng  zu  sondern 
und  jene  Ausgaben  diesen  unterzuordnen«  Ja,  solange 
der  Fürst  die  Unterthanen  oder  ihre  Stimmführer  nicht  um 
eine  Beisteuer  £oder  ,5Kammerhülfe^^3  anspricht,  sind  die 
Unterthanen  dem  strengen  Rechte  nach  übei^U  nicht  befugt 
nach  der  Art  zu  fragen ,  wie  der  Fürst  das  Staatseinkom- 
men verwendet.     (^  Alles  dies  wird  übrigens  auch  dnrch 
die  Geschichte  des   öffentlichen  Haushaltes  z.  B.  in  den 
Deutschen  Staaten  bestätiget.J    Zwar  können  auch  unter 
der  Voraussetzung  des  Systemes,  nach  welchem  alle  Staats- 
ausgaben mit  dem  Ertrage  des  eigenen  Vermögens  des 
Staates  zu  bestreiten  sind.,  Ordnung  und  Regelmäfsigkeit 
in  dem  Staatshauishalte  herrschen,   seyes,  dafs  sich  der 
Fürst  selbst  für  seinen  persönlichen  Aufwand  gewisse  Gren- 
zen setzt,  sey  es,  dafs  er  durch  die  Staatsschulden  hiezu 
genöthigt  wird.     (^Ein  Hanptvortheil  der.  Staatsschulden! 
Ueberall  haben  sie  Ordnung  im  Staatshaushalte  zur  Folge 
gehabt.  3     Aber  hier  ist  nur  von  den  Folgen  die  Rede, 
welche  das  eine  und  das  andere  System  an  und  für  sich 
haben  mufs. 
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DRITTES  HAÜPTSTÜCK. 

Von  der 

Bewirthschafhmg  des  Staatsvemiögetu. 

'■•^  Da  das  Staats vermögeii  —  nach  dem  vorlieg^enden 
Systeme  —  ans  denselben  Bestandtheilen  zusammengesetzt 
ist,  wie  ein  Privatvermögen  ,  ISO  ist  es  auch  ganz  so,  wie 
dieses ,  za  bewirthschaften.  Ob  z.  B.  der  Staat  oder  ein 
Privatmann  Landwirth  ist,  oder  eine  Fabrik  betreibt,  ob 
der  eine  oder  der  andere  ein  Gebende  ansznfiihren  hat,  das 
macht  in  Beziehung  auf  die  Art,  wie  sie  diese  Gesch&fte 
zu  besorgen  haben ,  keinen  Unterschied.  —  Es  sind  daher 
diejenigen  im  Irrthume,  welche  die  Wissenschaften,  welche 
z.  B.  von  der  Land  wirthschaft  oder  vom  Bergbaue  oder  von ' 
anderen  Geschäften  des  Privatlebens  handeln,  aU  Theile 
der  Staatshanshaltnngslehre  betrachten  und  vortragen» 
Diese  Wissenschaften  sind,  in  Beziehung  auf  die  Staats- 
baashaltungslehre,  nur  Hälfs Wissenschaften.  Sie  sind  Theile 
der  Privatwirthschaftslehre,  deren  die  StaaishausÄaHungs-« 
Icihremur  unter  derVoraüssetzifng  bedarf,  dafs  die  Wirthschaft 
des  Staates  die  eines  Privatmannes  ist.  (^Besonders  Deutsche 
Schriftsteller  sind  in  diesen  Irrthum  verfallen.  Denn  fast 
in  allen  Deutschen  Staaten  ist  die  Staatshaushaltung  zu- 
gleich eine  Privatwirthschaft.  Auch  sonderte  man  in  Deutsch- 
land die  sogenannten  kameralistischen  Wissenschaften 
nicht  nach  ihrer  objektiven  Beschaffenheit  von  den  übrigen 
Staatswissenschaften ,  sondern  nach  der  Verschiedenheit 
der  -Staatsbehörden ,  für  deren  Dienst  man  sich  durch  das 
Erlernen  jener  Wissenschaften  vorbereitete.  3 

Jedoch  hat  die  Staatshaushaltungslehre  noch  immer 
die  Lehre  vori^  den  Geschäften  des  Privatlebens  in  so  fern 
zu  berühren,  als  die  Verschiedenheit  der  Personen,  von 
welchen  diese  Geschäfte ,  als  Staats  -  oder  als  Privatge- 
schäfte, besorgt  werden,  zugleich  auf  die  Verschiedenheit 
der  Art,  wie  diese  Geschäfte  zu  erledigen  siBd,'Einflufs 


hat  Es  gehören  daher  z.  B.  folgende  Sätze  in  die  Staats«- 
haushaltungslehre :  Wenn  man  von  einem  Privatmanne  an- 
zunehmen hat,  dafs  er  auf  die  Erhaltung  und  auf  die  Ver- 
mehrung seines  Vermögens  die  erforderliche  Sorgfalt  ver- 
wenden werde,  so  mufs  man  dagegen  in  der  Staatshans- 
haltungslehre  von  der  Vermuthung  ausgeben,  dafs  eine 
jede  Gemeinheit,  und  mithin  auch  die  Volksgemeinde ,  ihr 
VerMgen  schlecht  verwalte«  (^Omnis  nniversitas  male 
adainistrat. ")  Denn  dem  Verwalter  des  Staatsvermögens 
gelirieht  es  an  dem  Grunde,  weldier  den  Privatmann 
spornt,  das  «eäiige  gehörig  jbq  verwidten.  ([Diese  Regel 
begreift  wieder  dne  grofse  Anzahl  besonderer  Regeln 
unter  sich.^  —  Gründstucke,  die  der  Staat  in  Bestand  zu 
geben,  Baue,  die  er  2»  fuhren  hat,  sind  beziehungsweise 
den  Meistbiete&den  ^er  dben  Wenigstfardernden  zu  über- 
lassen, auf  «tefs  der  Staat  theils  der  Veraehwendungs« 
sucht,  theils  da*  ParteilieUieit  seiiier  Beamtieii  vorbeuge. '} 
Das  Sta«tsgiit  juufs  ihm  anveri«Cs«rliek  seyn,  in  so  ferne 
nicht  in  eiudnen  PiUeii  «ine  VerwattoBgsmaftregel  eine 
A«siiahaie  von  dieser  R^el  driiigeMd  iiothweiiil%  macht. 
Anch  wird  üe  Stiatriianshaltungdelure  vm  dem  Falte  zo 
haiMtebi  haben,  lUi  eine  neue 2dt  eine  m«e  Ofdnwg  der 
Dinge  fordert 


YIEBTES 

Von  dem 

Verhältnisse  dieses  Sgetemee 

%u  den 

Systemen  der  Volkswirthsehaßslekre. 

Der  Staat  mag  nun  ein  eig^ies  —  von  dem  Vermögen 
der  Nation  gesondertes  -^  Vermögen  besitzen  oder  lucht, 

1)  Jedoch  kommt  hierbei  auch  auf  den  Charalter  der  Nation  nicht 
went^  an.  In  Chigland  int  ««  e  B.  nicfaft  Bcchl«n  ,  dari  all«  Ü* 
Itntlichaa  9ane  den  Wenigst  fordernden  nßr^mfg^n  werden. 
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in  beiden  Fällen  kann  er  an  sich  das  Yermei^en  der  Na- 
tion entweder  nach  dem  Systeme  der  Erwerbsvormund- 
achaft  oder  nach  dem  der  Erwerbsfreiheit  bewirthschaften. 

Man  darf  jedoch  behaupten,  dafs  sich  das  System, 
nach  welchem  der  Staat  die  öffentlichen  Bedürfnisse  aas 
seinem  eigenen  Vermögen  bestreitet,  weit  eher  aus  dem 
Systeme  der  Erwerbsvormnndschaft  entwickele  und  die« 
sem  Systeme  viel  eher  zur  Stütze  diene,  als  das  System, 
nach  welchem  der  Staat  bei  der  Bestreitung  der  öffent- 
lichen Bedürfnisse  nnr  der  Rechner  der  Nation  ist ,  nur 
mit  der  einen  Hand  einnimmt,  was  er  mit  der  anderen 
wieder  auszugeben  hat 

Dafür  spricht  schon  die  Geschichte  der  Staatswirth«* 
achaft  der  heutigen  Europäischen  Staaten.  Ueberall  wnir* 
den  die  Begierungien  durch  die  Erwerbsvorrechte  der 
Städte  und  durch  die  Steuerfreiheit  der  Grundherren  ge- 
Döthiget,  den  öffentlichen  Aufwand  aus  ihrem  eigenen 
Vermögen  zn  bestreiten.  Ueberall  ist  dieses  System,  als 
aich  die  Fürsten  dieser  Staaten  freier  bewegen  konnten, 
mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund  zurückgetreten. 

Für  diese»  Zusammenhang  zwischen  dem  Systeme 
äeat  Erwerbsvormundschaft  und  dem  Systeme,  nach  wel- 
ehern  die  öffentlichen  Ausgaben  mit  dem  eigenen  Vermö- 
gen des  Staates  zu  decken  sind,  sprechen  auch  allgemeine 
Gründe.  Das  letztere  System  ist  denn  doch  nur  eine 
Folgerung  von  dem  ersteren.  Denn  es  entzieht  das  Krön- 
gut  dem  Erwerbe,  ein  jedes  Gewerbe,  welches  regalisirt 
ist,  dem  Betriebe  der  Einzelnen.  Was  in  dem  Interesse 
des  Fürsten  oder  seines  Haases  Aeehtens  ist,  kann  unbe- 
deaklieb  oder  noch  unbedenklicher  auch  im  Interesse  des 
Volkes  Rechtens  seyn  oder  für  gemeines  Recht  erklärt 
werden.  So  wurde  überdiefs  zwischen  dem  öffentlichen 
und  dem  Privatrechte  die  Einheit  wiederhergestellt,  die 
in  keinem  Staate,  der  in  der  That  und  Wahrheit  ein  Gan- 
zes seyn  soll,  fehlen  darf.  Endlich,  wer  den  Staat,  wie 
sein  Hauswesen  verwaltet,  «nfs  schon  weswegen  geneigt 


Myn,  auch  das  Volk,  gleieh  als  seine  Haitsgenossenscbaft^ 
SU  behandeln* 


FüNBTES  HAtPTSTüCK. 

Von  dem 

*  praktiMchen  Wet-the  dieses  Sysfemei. 

Es  klingt  recht  schön,  wenn  man  von  einem  Staate 
hf  rt ,  in  welchem  die  Unterthanen  an  Steuern  ond  Gaben 
vrenig  oder  nichts  entrichten  müssen.  Doch  man  tausch« 
sich  nidit  Die  Abgaben ,  die  der  Unterthan  jm  entrichten 
hat)  sind  zugleich  eine  Bärgschaft  für  den  Werth  der  von 
der  Regierung  zu  übernehmenden  Gegenleistungen.  Sie 
sind  der  Grund,  aus  welchem  dem  Staatsherrscher,  auch 
wenn  er  noch  so  unumschränkt  gebietet,  dennoch  das  Wohl 
der  Unterthanen  am  Herzen  liegen  mufs.  Warum  'wurde 
im  Mittelalter  so  schlecht  regieret  ?  Weil  es  dem  Staate  an 
einem  Einkommen  fehlte ,  mit  welchem  er  seine  Diener  loh-- 
nen  und  belohnen  konnte  I  Warum  wird  jetzt  fast  überall 
gleich  gut  regiert  ?  Weil  mit  der  Last  der  Abgaben  audi 
die  Kunst  des  Regierens  zugenommen  hat  1  Wer  wohlfett 
regiert  seyn  will,  der  gehe  in  die  Türkei.  Da  ist  das  Kopf- 
geld, welches  die  Rajahs  d.  i.  die  christlichen  Unterthanen 
dem  Sultane  zu  bezahlen  haben,  gering.  Aber  gute  Arbeit 
ist  selten  oder  nie  wohlfeil. 

Die  Gründe ,  welche  hiernach  dem  Systeme  entgegen- 
stehen, zu  Folge  dessen  alle  Ausgaben  des  Staates  aus  dem 
eigenen  Vermögen  des  Staates  zu  bestreiten  sind,  las- 
sen sich  noch  durch  andere  vermehren.  —  Wo  die  Regie- 
rung ein  bedeutendes  Vermögen  besitzt,  (^und  bedeutend 
murs  das  Staatsvermögen  seyn ,  wenn  es  allen  öffentlichen 
Ausgaben,  auch  den  aufserordentUcheii,  gewachsen  seyn 
soll,3  da  kann  es  nicht  an  Kollisionsfällen  zwischen  diesem 
Vermögen  und  dem  Vermögen  der  Unterthanen  fehlen,  also 
nicht  an  Fällen,  welche  den  Staat  am  ersten  verleiten  kön- 
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nen^  uiibillige  Gesetzt  zti  erlassen  oder  tonst  das  Recht  za 
beugen ,  —  da  ist  die  Staatsverwaltung ,  z.  B.  wegen  der 
Anfbewabrung  und  Versilbernng  der  öffentlichen  Einkünften 
besonderen  Schwierigkeiten  anterworfen^  —  da  ist  sie  fer- 
ner wegen  der  Menge  der  Beamten  und  Diener,  die  der 
Staat  zu  bnterhalten  hat,  besonders  kostspielig,  —  da 
greift  sie ,  indem  es  in  der  Macht  der  Regierung  steht ,  die 
Fruchtpreise  nach  Gefallen  zu  erhöhen  oder  herabzusetzen, 
selbst  in  das  Interesse  Einzelner  oft  störend  ein. 

Es  können  jedoch  auch  andere  Rücksichten  eintreten, 
welche  von  der  Erheblichkeit  sind ,  \  dars  sie  das  Gewicht 
der  Gründe,  welche  hier  gegen  das  in  Frage  stehende  System 
angeführt  worden  sind ,  überwiegen.  Eine  Uauptausnahme 
von  der  Regel  ist  die,  wenn  es  zur  Bestärkung  der  Macht 
des  Souverains fiothwendig  oder  räthlich  ist,  dem  Staate 
ein  eigenes  Vermögen  zu  lassen  oder  zuzutheilen.  (^Denn 
allemal  ist  d  e  r  Monarch,  welcher  die  öffentlichen  Ausgaben 
—  ganz  oder  zum  Tfaeile  —  mit  seinem  eigenen  Vermögen 
decken  kann,  machtiger  als  d  e  r ,  welcher  sein  ganzes  Ein^ 
kommen  von  den  Abgaben  der  Unterthanen  bezieht.^  Die 
minder  mächtigen  deutschen  Souveraine  haben  noch  über- 
diefs  einen  besonderen  Grund ,  auf  die  UnverHufserlichkeit 
ihres  Kammergutes  (^oder  ihres  Krongutes3  zu  halten. 
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DAS 

VIERZIGSTE  BITCH  VOBf  STAATE, 

der  Staatshaushaltungslehre  zweites  Buch. 

Tan  dem 

u 

Systeme,  nach  welchem  der  Staat  seine  Bedürfnisse  an 
Geld  und  Gut  mit  den  Äb^en  des  ViUkes  %u 

bestreiten  hat. 

EINLEITUNG. 

jBüs  wird  in  diesem  Buche  ansschliefslich  vob  dem  ("alle 

die  Bede  «eyn,  da  der  Staat  die  öffentliehen  Aoagaben  durch 
Steuern  ku  beafa^iten  hat,  d«  i.  durch  Ab^a^n ,  welche  der 
Staat  kraft  seines  Eigenthumes  am  National* 
vermögen  von  d^m  Volke  (oder  von  Einzelnen  imVoike^ 
erhebt  Nicht,  als  ob  der  Staat,  wenn  er  kein  eigenes  Ver- 
mögen besitzt ,  seine  Bedürfnisse  an  Geld  und  Gut  nach 
Rechtsgrnndsät'zen  nur  durch  Steuern  bestreiten  dürfte, 
also  das  Bestenerungssystem  4ier  Gegensatz  des  ersten 
Systemes  wäre.  Sondern,  weil  unter  derselben  Voraus- 
setzung Steuern  das  Hauptmittel  sind,  die  öffentlichen 
Ausgaben  zu  decken. 

Denn  erstens :  Auch  in  d  e  m  Falle ,  da  der  Staat  das 
Volk  mit  Steuern,  sey  es  wegen  ihres  Werthes,  sey  es  aus 
Noth,  belastet ,  wird  er  noch  immer  berechtiget  seyn ,  sein 
Einkommen  durch  die  Erwerbungsarten  des  bür- 
gerlichen Rechtes,  z.  B.  durch  Schenkungen  und 
Vermächtnisse  zu  vermehren ,  wenn  er  auch ,  von  diesem 
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Rechte  Gebrauch  machend ,  in  der  Regel  Bedenken  tragen 
wird,  das  Erworbene  zu  demVermögensstocke  hia/iUzuschla- 
gen,  und  wenn  er  auch  sich  hüten  wird,  irgend  ein  Vorrecht  in 
Beziehung  auf  diesen  seinen  Erwerb  in  Anspruch  zu  neh« 
men,  eingedenk  der  schönen  Worte  des  Kaisers  Pertinax:  ^3 
^N«n  admissurum  se  hereditatem  ejus  y  qui  litis  cauw  Prin- 
i^ipem.  reli%ueritheredeBi;neque  tabulas  non  legitime  factas,  in 
quibus  ipse  eam  ob  causam  heres  institutus  sit,  prohaturum? 
seque  ex  nudavoce  faeredis  nomen  admissurum  j  nequeex 
nlla  smptura,  cui  juris  auctoritas  desit ,  aliquid  adepturum^^* 

Steht  jedoch  dem  Souveratne  schon  kraft  des  Gesetsea 
oder  ipso  jure  ein  Recht  auf  alles  herrenlose  Gut,  das  sieb 
im  Staatsgebiete  befindet,  (]ein  jus  in  adespota,3  zu  oder 
nur  vermöge  einer  besonderen  von  ihm  ausgegangenen  Er^ 
klining  ?  —  Man  bat  bei  dieser  Frage  zwischen  dem  Völ- 
ker« und  dem  Staatsrechte  zu  unterscheide.  Nach  dem 
ersteren  Rechte  erstreckt  sich  das  Eigenthumsrecht  eines 
Volkes  an  seinem  Lande  sowohl  auf  das  Gut,  das  einen 
Herrn  hat,  als  auf  herrenloses  Gut.  Denn  das  Volk  hat  als 
ein  Ganzes  das  Land  als  eine  in  dieser  Beziehung  untheil- 
bare  Sache  sich  zugeeignet  Anders  ist  dagegen  dem  Staats- 
rechte nach  zu  entscheiden.  Denn  da  nach  diesem  Rechte 
das  Eigenthum,  welches  einem  Volke  an  seinem  Lande  zu- 
steht, als  das  Eägenthum  eines  jeden  einzelnen  Gemeinde- 
gliedeo  zu  betrachten  ist,  so  kann  die  Antwort  auf  die 
vorliegende ,  so  wie  fast  auf  eme  jede  andere  das  Eigene 
thoB  betreffende, Frage  nach  demselben  Rechte  nicht  schoQ 
MO  dem  Wesen  des  Staates ,  sondern  nur  aus  einer  beson-« 
deren  Erkl&mng  des  Souverains  entlehnt  werden. 

Daher  auch  die  Verschiedenheit  der  Art ,  wie  diese 
Fn^e  nach  der  Verschiedenhat  der  StuUen  und  ihrer  Ver-< 
h#ttaa8se  beantwortet  worden  ist.  —  In  allen  4en  Staaten, 
deren  Gesetze  ein  Erbrecht  kennen,  folgt  der  Staat  in  erb- 
loses Gut,  —  auf  dafs  diejenigen,  welchen  Ansprüche  an  den 
Erblasser  zustehn,  Jemanden  haben,  aü  den  sie  sich  nöthigen- 


1)  g.  S.  J.  qaibat  modi»  tettam,  infirmantiir. 
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falb  halten  können*  >}  —  In  den  Yereinig^ten  Staaten  von 
Nordamerika  gehört  der  Grand  und  Boden ,  der  noeh  nicht 
Sondereigenthnm  ist ,  den  einzelnen  Staaten  der  Union,  — 
Mf  dafs  die  Staaten  ans  der  Yeraarserang  dieser  Grand- 
atfidie  ein  Einkommen  xar  Bestreitung^  ihrer  Ausgraben 
beziehen.  —  Die  Landeshoheit  der  deutschen  Furstai  und 
Re^eningen  gelwagte  dadurch  za  ihrer  YoUendnng ,  dafs 
ihnen  die  Rechtsg^elehrten  das  Recht  aof  alles  herrenlose 
Gut  snschrieben.  —  In  England ,  in  Frankreich  ^3  ist  es 
bis  anf  diesen  Tag  Rechtens ,  dafs  alle  Gnindstäcke ,  die 
nicht  Sondereigenthnm  sind',  der  Krone  gehören;  —  ein 
IJeberiileibsel  der  ehemaligen  Lehensverfassang  dieser 
Reiche.  Nur  in  Beziehung  auf  bewegliches  Gut  konnte 
dieser  Grundsatz  auch  in  den  Staaten  Germanischen  Ur-* 
Sprunges  nicht  vollständig  durchdringen ,  in  welchen  einst 
die  Lehensverfassang  in  ihrer  vollsten  Bluthe  stand» 

Zweitens:  Eben  so  ist  der  Staat  befugt ,  auch  ver- 
möge eines  anderen  —  von  dem  Staatsobereigenflmme  we* 
sentlich  verschiedenen  —  Hoheitsrechtes ,  welches  jedoch 
Abgaben  zur  Folge  hat ,  ein  Einkommen  ^Ton  dem  Volke 
20  beziehen.  Hoheitsrechte  dieser  Art  sind  z.  B.  das  Recht 
zu  strafen ,  in  wie  fern  sich  dieses  Recht  auch  auf  Greld- 
strafen  erstreckt,  ferner  die  Polizeigewalt,  in  wie  fern  diese 
Gewalt  den  Staat  ermächtigt ,  für  gewisse  polizeiliche  Er- 
laubnisse oder  Dispensationen  eine  Vergütung  in  Geld  zu  er- 
heben. Jedoch  sind  diese  Abgaben  nur  in  Beziehung  anf 
ihre  Verwendung  nach  den  Grundsätzen  der  Staatshans- 
haltungslehre  zu  beurtheilen.  Im  Uebrigen  ist  ihre.  Znläs- 
sigkeit  und  Zweckmäfsigkeit  nach  dem  Rechtsgrunde  zn 
beurtheilen,  kraft  dessen  sie  erhoben  werden. 

*  Man   pflegt   die  Einkünfte  dieser  Art  mit  dem  Aus- 
drucke: Einkünfte  aus  den   Regalien  zu   bezeichnen. 


1)  Zogleich  ein  Hauptgriuid  zur  Einführung  eines  Erbrechtes  über- 
habpi.  Um  diesen  Grand  sa  befestigen,  nahm  man  häufig  snr 
Religion  seine  Zuflucht.    S.  s.  B.  Cic.  de  legibus.  11^  17,  18. 

t.   2)  Code  elTil.  Art.  MV. 
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Jedoch  bedarf  der  Sinn  des  Wortes  Regal ien^  noch 
einer  genaueren  Bestimmung.  —  In  allen  Monarchien 
Germanischen  Ursprunges  gehörten  einst  zu  dem  Vermögen 
des  Staates  oder  zu  dem  Stammgute  des  regierenden  Hau- 
ses ,  ( denn  der  Unterschied  zwischen  beiden  war  noch 
schwankend  und  unbestimmt, 3  gewisse  über  das  ganze 
Land  sich  erstreckende  Hoheitsrechte ,  Regalien  genannt. 
Sie  waren  theils  Deutschen  Ursprunges ,  (_  wie  z.  B.  das 
Recht,  in  Kriegszeiten  oder  zum  Wegbaue  Fuhren  zu  for- 
dern,]! theils  schrieben  sie  sich,  ([wie  z.  B.  das  Münzrecht, 
das  Bergwerksregal ,  vielleicht  auch  das  Recht ,  Zölle  für 
den  Gebrauch  einer  Strafse  zu  erheben,^  aus  den  Zeiten 
der  Römer  her.  Q  Ihr  charakteristisches  Merkmal  bestand 
ursprünglich  darin,  dafs  diese  Abgaben,  wenn  sie  auch 
gegen  den  Grundsatz  der  Abgabenfreiheit  eines  jeden  per- 
sönlich freien  Mannes  ^3  verstiefsen,  dennoch  ohne  Zustim- 
mung der  Belasteten  oder  der  Reichsstände  erhoben  werden 
durften.  Qhr  Name  daher,  dafs  sie  auf  Vorrechten  der 
Krone  beruhten,  also  jura  regalia  in  der  eigentlichen 
Bedeutung  waren.3  In  Deutschland  gingen  sie  in  der  Folge 
auf  die  Landesherren  über,  ohne  dafs  sie  ihren  ursprüngli- 
chen Charakter  verändert  hätten,  d.i.  sie  waren  fortdauernd 
nutzbare  Hoheitsrechte,  welche  der  Fürst,  ohne  der  Zu- 
stimmung der  Landstände  zu  bedürfen,  erhob.  In  noch 
neueren  und  in  den  neuesten  Zeiten  haben  sie  insbesondere 
in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  die  gesammten  Staats- 
einnahmen unter  die  Kontrole  der  Stände  gestellt  worden 
sind,  diesen  Charakter  verloren,  ohne  dafs  ein  änderer 
Begriff  für  sie  aufgestellt  worden  ist.  Man  mufs  daher  in 
diesen  Staaten  den  Begriff  der  Regalien  entweder  blos 
geschichtlich  bestimmen,  oder  aber  einen  Begriff  derselben  - 
aus  ihrer  Beschaffenheit  entlehnen.  —  Will  man  den  lezte- 


1)Hallmanii,  Geschichte  der  IUgali«ii  in  Tentichlaiid.    FiäiiH 

a.  d.  O«  1806. 
t)  MonUff,  Geicbielito  der  Beatechen  itaaCebargerlichen  Freiheit 

2t6  AbhandloDg. 
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ren  Weg*  einschlagen ,  so  kann  man  sie  vielleicht  anf  9swei 
Kategorien  zurückführen.  Entweder  sie  sind  Hoheitsreehte, 
welche,  obwohl  von  dem  Staatsobereigenthnme  verschie- 
den, dennoch  ihrer  Natnr  nach  dem  Staate  ein  Einkommen 
gewähren,  (sie  sind  also  mit  den  oben  angeführten  Boheits^ 
rechten  identisch,)  oder  sie  sind  Folgerangen,  welche  der 
Staat  ans  seinem  Obereigenthnme,  obwohl  in  demselben 
nicht  wesentlich  enthalten,  gezogen  hat. 

,  Uebrigens  ergiebt  sich  ans  dieser  Erörterung  zugleich, 
dafs  weder  die  Einkünfte ,  welche  der  Staat  vermöge  eines 
Titels  des  Civilrechtes ,  noch  die,  welche  er  kraft  eines 
Regales  bezieht,  noch  einer  weiteren  und  ausführlicheren 
Erwägung ,  nach  dem  Plane  dieses  Handbuches ,  bedürfen. 


£RST£B    ABSCHNITT. 

Von  den  Ausgaben  des  Staates. 

Der  Privatmann  hat  bei  den  Ausgaben ,  die  er  zu  ma- 
chen gedenkt,  vor  allen  Dingen  zu  fragen :  Wie  weit  er- 
streckt sich  meine  Einnahme?  Der  Staatshaushalter  aber 
hat  sich  in  derselben  Beziehung  vor  allen  Dingen  die 
Frage  vorzulegen:  Welche  Ausgaben  sind  zu  machen 
nothwendig?  Bfit  anderen  Worten:  Die  Staatseinnahme 
hat  sich,  so  weit  das  nur  immer  nach  den  Geldkräften  der 
Nation  möglich  ist,  nach  den  Ausgaben  des  Staates  zu 
richten ;  bei  den  Ausgaben  des  Privatmannes  tritt  das  ent- 
gegengesetzte Verhältnifs  ein.  ([Daher  ist  auch  in  der 
Staatshaushaltungslehre  mit  der  Lehre  von  den  Ausgaben 
des  Staates  der  Anfang  zu  machen.}  —  Denn  der  Staat 
kann  seine  Einnahmen,  z.  B.  durch  neue  Steuern,  nach 
Oefttllen  vermehren;  nicht  so  der  Privatmann.  Der  Staat 
hat  seine  Einnahmen  nöthigenfalls  zu  steigern;  denn  es  steht 
nicht  in  seiner  Willkühr,  wie  in  der  WiUkühr  eines  Privat- 
mannes, wie  viel  oder  wie  wenig  er  ausgeben  will. 
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Das  hat  jedoch  nicht  den  Sinn,  als  ab  der  fijftaat  seine 
Einnahmen  nach  Lust  and  Gefallen  erhöhen,  z.  B.  mehr 
oder  weniger  Stenern  dem  Volke  anferlegen  könnte*    Nur 
so  viel  wird  behauptet,  dafs  eine  Ausgabe,  wenn  sie  noth^ 
wendig  ist ,  auch  durch  eine  Einnahme ,  (z.  B.  durch  eine 
Steuer  oder  durch  ein  Staatsanlehen ,  J  gedeckt  werden 
mufs.  —  Eben  so  wenig  hat  der  Satz :  Die  Ausgaben  des 
Staates  entscheiden  ober  dessen  Einnahmen!  den  Sinn,  als 
ob  bei  der  Bestimmung  der  Aasgaben  des  Staates  nicht 
zugleich  auf  den  Grad,  in  welchem  die  einzelnen  Ausga- 
ben ,  im  Verhältnifs  zu  einander  betrachtet ,  mehr  oder  we- 
niger nothwendig  sind ,  Rücksicht  zu  nehmen  wäre.  Viel«» 
mehr  sind  die  einzelnen  Ausgaben  auch  nach  ihrer  verhält- 
nifsmäfsigen  Nothwendigkeit  zu  betrachten,  wenn  die 
Frage  die  ist,  ob  sie  gerade  jetzt  gemacht   werden 
sollen,  ob  also  z.  B.  eine  Ausgabe  gerade  jetzt  durch  eine 
läteuer  gedeckt    werden  kann,    ohne  dafs  das  Volk  dem 
Drucke  der  Öffentlichen  Lasten  erliege  oder  ohne  dafs  we- 
gen dieser  Ausgabe  eine  andere  und  dringendere  unter- 
bleibe*    Im  Allgemeinen,  d.  i.  ohne  dafs  man  auf  einen 
bestimmten  in  der  Erfahrung  gegebenen  Staat  Rücksicht 
nimmt ,  kann  man  zur  Beantwortung  dieser  Frage  nur  so 
viel  sagen ,  dafs  die  Ausgaben ,  welche  ein  Krieg  oder  die 
Rüstung  zum  Kriege  erfordert ,  allein  zu  den  schlechthin 
nothwendigen  Ausgaben  gehören.    Denn  bei  diesen  Aus- 
gaben steht  die  Existenz  des  Staates  auf.  dem  Spiele.    AJIe 
andere  Ausgaben,  welche  der  Staat  za  bestreiten  hat) 
sind  nur  ~  entweder  an  sich  oder  nach  der  öffentlichea 
Meinung  —  mehr  oder  weniger  nothwendig,  >)  *~  ^ 
Kriegszeiten  kommt  diese  Frage  besonders  zur  Sprache^ 
Da  ist  es  für  den  Kredit  des  Staates  und  selbst  für  das  Ver- 
trauen ,  das  man  in  den  Charakter  der  Nation  überhanjpt 
aetaen  darf,  von  der  gröfoten  Wichtigkeit,  ob  oder  welche 


1)  Bis«  ••hr  VeUbreaile  Ibhattdloag  Aber  4ie  T«Nclii«dMMi  AHea 
der  SiaatMoflag«tn,  in  Besiehimg  aaf  ihre  Nothwendigfceit  a.t.w* 
•tehl  in  A.  Smith'a  Werke  über  die  Ursachen  dci  NaUonal- 
Reicbtbnmet. 
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Staatsaus^aben  denjenigen  naekstehen  mfissen,  welche  der 
Krieg  erfordert.  Am  ersten  haben  alsdann  die  Staats^läa- 
biger  fär  die  Verzinsung  ihrer  Darlehen  zu  furchten.  Denn 
die  Einnahme,  welche  der  Staat  von  seinem  Anlehen  bezog, 
ist  bereits  längst  verzehrt  oder  si^  lebt  nnr  noch  in  der  Erinne- 
rung. Auch  der  Ausgabe  für  den  Unterricht  bringt  der 
Krieg  kein  Heil.  Denn  der  Nutzen,  welchen  der  Staat 
von  den  Wissenschaften  zieht ,  fällt  weniger  in  die  Augen, 
folgt  dem  Aufwände ,  den  der  Unterricht  in  den  Wissen«» 
Schäften  erfordert,  nicht  auf  dem  Fnfse  nach. 

Aber,  wer  i$t  denn  hier  unter  dem  Staate  zu  verstshen? 
Der  Staat  ist  eine  Idee ,  ein  Körper  ohne  Fleisch  und  Bein. 
Welche  Individuen  hat  man  also  hier  dieser  Idee  unterzu** 
legen?  —  eine  Frage,  die  man  noch  in  vielen  anderen 
Fällen  an  sich  richten  sollte ,  da  man  nicht  selten  unter 
dem  Staate  ein  höheres  Wesen  zu  verstehen  scheint,  das 
die  Gebote,  die  es  kraft  eigenen  Rechts  erläist,  auch  durch 
eigene  Mittel  in  Vollziehung  zu  setzen  im  Stande  ist.  — 
Die  Antwort  auf  jene  Frage  ist  die:  Alle  die  Menschen, 
welche  für  ihre  Person  oder  vermöge  ihrer  Besitzungen 
Mitglieder  des  Staatsvereines  sind ,  mit  einem  Wortie ,  alle 
Steuerpflichtigen  —  und  zu  diesen  gehören  auch  die  Armen, 
—  sind  zu  verstehen,  wenn  von  der  Bestreitung  der  öffent-^ 
liehen  Ausgaben  die  Rede  ist. 

Dieses  vorausgesetzt  ist  also  die  Frage:  Wann  sind 
Steuern  zu  entrichten  ?  so  zu  stellen :  Wann  sind  die  Un- 
terthanen,  wann  ist  ein  jeder  einzelne  Unterthan  kraft  des 
Zweckes  der  Staaten  oder  kraft  der  Art ,  wie  ein  in  der 
Erfahrung  gegebener  Staat  diesen  Zweck  zu  erreichen 
hat,  rechtlieh  verpflichtet,  eine  gewisse  Ansgabe 
zu  machen  ?  Die  Einzelnen  im  Staate  haben  diese  Pflicht 
auf  sich ,  weil  sie  die  Bedingung  ist ,  unter  welcher  der ' 
Staat  eine  Verwirklichung  des  Rechtsgesetses  seyn  kann. 
Wenn  Ludwig  XIV. ,  König  von  Frankreich,  sagte :  L'etat, 
c'est  moi!  so  kann  mit  demselben  oder  mit  noch  besserem 
Rechte  ein  jeder  einzelne  Unterthan  in  Beziehung  auf  die 


Von  ihm  ^a  entrichteildeii  Steneta  diese  Worte  an  den  seif 
ni^en  machen. 

Nicht  darauf  kommt  es  also  bei  der  Yerbindhchkeit^ 
Steaem  zu  entrichten^  an,  ob  die  zu  entrichtende  Steuer 
zum  Vortfaeile .  eines  jeden  einzehien  Steuerpflichtigen  ge-^ 
reiche ;  nicht  aus  dem  Grundsätze  der  versio  in  rem  ist  die 
Beantwortung  der  Frage  zu  entlehnen :  Ob  und  wie  viel 
ein  Unterthan  an  Ste^rn  zu  entrichten  hat?  Hat  ein  Un- 
tertbän  von  dem  Zwecke ,  zu  welchem  eine  Abgabe  auf-* 
züerlegen  oder  auferlegt  ist)  auch  gar  keinen  oder  nur 
einen  geringen  Vortheil^  er  mufs  dennoch,  und  nach 
Yerfciltnifs  seines  Einkommens  ^  wenn  dieses  auch  noch 
so  bedeutend  ist,  zu  der  Abgabe  beitragen^  So  haben 
z.  B^  zur  Erbauung  und  Unterhaltung  eines  öffentlichen 
Krankenhauses  auch  die  Gesundesten,  zu  der  eines  Findel-* 
hauses  auch  die  Keuschesten,  zum  Strafsenbau  auch  die-« 
jenigen,  welche,  durch  Kränklichkeit  oder  durch  ein  Ge- 
brechen verhindert,  von  den  Strarsen  überall  nicht  einen 
Gebranch  machen  können,  endlich  au^b  die,  welche  sich 
freiwillig  im  Auslande  aufhalten,  (^the  absentees^}  zu  den 
in  dem  Interesse  der  persönlichen  Sicherheit  zu  entrich-» 
tenden  Auflagen  verhältnifsmärsig  zu  steuern.  Ihre  Bei-' 
trägspflichtigkeit  beruht  auf  dem  Eigeiithufflsrechte  des 
Staates  an  dem  Vermögen  der  Nation. 

Es  giebt  jedoch  gewisse  Staatsausgaben^  welche  blos 
von  einzelnen  Unterthanen ,  sey  es  weil  sie  dieselben  td* 
lein  verschuldet  haben ,  sey  es ,  weil  sie  zu  dem  besonderen 
Yortheile  dieser  Unterthanen  gereichen ,  zu  tragen  sind,  -» 
Ausgaben,  der  ersteren  Art  sind  z.  B. diejenigen,  welche, 
wenn  ein  Vergehen  verübt  worden  ist ,  wegen  der  Anwen- 
dung des  verletzten  Gesetzes  auf  den  gegebenen  Fall  zu 
machen  sind.  Die  sämmtlichen  Unterthanen  sind  zwar  ver-^ 
pflichtet,  die  Ausgal^eii  für  die  Strafgerechtigkeitspfle^e 
zu  tragen.  Da  jedoch  diese  Ausgaben  durch  die  schuld-» 
haften  Handlungen  Einzelner  veranlafst  werden ,  so  ist  die 
Gesammtheit  der  Unterthanen  berechtigt^  die  Erstattung 

Süachariäf  ffom  HUmU,  Vit.  9 


ISO 


Koflilen  von  den  einzdnen  Uebortretern  dM  GesetaM 

zuräckzufordern.  ([Freilich  wird  der  Beitrag,  den  derStaat^ 
und  der,  welchen  die  einzelnen  Schuldigen  za  diesen  Kos- 
ten ZB  leieten  haben ,  nur  durch  einen  Vargleioh  zwiadketk 
der  einen  und  der  anderen  Partei  aoagemittelt  werden  kon- 
ntB.')  —  Ausgaben  der  anderen  Art  sind  z.  B.  diejeni* 
gen,  welche  die  bürgertiehe  Rechtspflege,  oder  die  Ertkei- 
lang  einer  Erlanbnirs  oder  Vergunstigang  von  Seiten  des 
Staates,  oder  die  Unterhaltung  der  öffentlichen  Wege  ver** 
ursacht  Denn ,  wenn  es  iiuch  die  Pflicht  des  Staates  d«  i. 
der  Gesammtheit  der  Unterthanen  ist,  fir  die  Bestreitong 
der  Ausgaben  der  letzteren  Art  zu  sorgen ,  so  gereidien 
doch  diese  Ansgaben  zu  dem  besonderen  Vortheile  einzelner 
dabei  unmittelbmr  betheiligter  Unterthafttn.  ^  ~  Beide 
Arten  der  Ausgaben  untersehaden  sich  Abrigens  von  den 
Ausgaben^  welche  mit  dem  Ertrage  der  aUgemeinenSleuemza 
bestreiten  sind,  dadurch  dafs  sie  nicht,  so  wiediese,  nadh  den 
Verhältnisse  des  Vermögens  derer  umzulegen  irind,  welche 
jene  Ausgaben  zu  bestreiten  haben,  —  eine  Fol|ge  von  der 
Verschiedenheit  ihres  Verpflichtungsgrundes* 

Da  die  Pflicht  d^  Unterthanen,  die  Staatsausgabeii 
durch  Abgaben  zu  decken  ^  zugleich  eme  thatsficUiche  Be-* 
gtfindnng  voraussetzt  d.  i.  da  diese  Ausgaben  zugleidi  in 
allen  einzellDeu  Fäll^i  von  dem  Interesse  des  Staates  'ge^ 
boten  seyn  Russen,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  die 
öffentlichen  Ausgaben  und  Abgaben  in  dem  einen  Staate 
sich  höher,  in  dem  anderen  sich  niedriger  stellen  können. 
Es  kann  daher  z.  B.  eine  reiche  Nation  wohlfeiler  regiert 
werden ,  als  eine  ärmere.  Denn ,  ist  die  Nation  reich  j  so 
können  die  Dienstleistungen ,  welche  in  dem  Interesse  des 


1)  El  fragt  sich  sogar,  ob  der  Staat  berechtiget  sey,  die  Aus- 
gaben dieser  Art  ausschliefslich  aaf  die  Staatskasse  zu  Aberneh- 
loen.  Und  diese  Frage  durfte  in  der  Regel  au  Tvrneinen  seyn^ 
•—  aasgenoninien  in  dem  Falle  ^  da  von  der  Aai^aba  so  viele 
Einzelne  unmittelbar  einen  Vortheii  ziehen ,  dafs  es  ziemlich  ei- 
nerlei ist,  ob  man  sie  als  eine  allgeineine,  oder  als  ein«  (zum 
Theil)  besondere  Aufgabe  behandelt. 
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Staates  nothwendig  sted  ^  von  eiDzelnen  Unterthanen  un- 
entgeltlich vemohtQt|#4(x  Iktmiabwii^pM ,  welche  sonst 
dem  Staate  zur  Last  fallen  wurden ,  ohne  Zntbun  des  Staa*^ 
tes  von  einzelnen  UnterthiMien  «der  von  einer  Aktiengesell- 
schaft durchgeffbriit  weri^n.  In  Gnglaud  2^.  B.  ^mA  zwar 
die  AulSagen  zu  einer  sehr  bedeutenden  Höhe  gestiegen ; 
aber  nur  wegen  solcher  Ausgaben^  die  joicht  schon  ihrem 
Wesen  nacli  von  einem  jeden  Staate  zu  tragen  sind ,  z.  B. 
wegen  der  Staatsschulden«  Sonst  aber,  kann  manbehaup- 
ien,  dafs  iSngW9d  verhjitt»ifsBiJifsig  wohlfeUer,  ßiß  ^ 
jeder  andere  Europäische  Staat  der  Gegenwart,  regiert 
werde ;  so  zahlreieh  uad  so  wesentUoh  sind  die  liasten, 
welche  einzelne  Unterthanen  anstatt  cdes  Staates  ubernom- 
men  haben.  Jn  den  altgriechischen  yolksherrscbafte;^ 
spi^e  vielleicht  der  Reichthum  eine  viel  entscheidendere 
Rolle,  «als  in  denVolksherrschaften  der  Gegenwart  Denn, 
da  es  in  jenen  unthunlicher  war,  als  in  diesen,  den.Gnind* 
satz  «der  gleichen  Vertbeilung  der  Abgaben  in  TeUziehung 
zu  sßi»enj  4a  es  überdiefs  in  jenen  Staaten  auch  an  den 
Belehrungen  fehlte,  welche  jetzt  die  Erfahrung  und  die 
Wisaenscbafl;  ober  die  Art  ter^heilen,  wie  jener  .Grund- 
satz in  YoUziebuAg  zu  setzen  s^ey,  so  nahm  man  in  den 
altgi^CK^hischen  Volksherrschaften  oft  zu  de«  Reichen 
seine  Zuflucht,  wenn  mit  der  allgemeinen  Steuerpflichtig- 
keit  der  JBürger  nicht  ausj^ureichen  war.  Q 


^»"iwf"»^'.'"»- 


1)  Dm  war  s.  B.  der  Fall  in  Athen  bei  den  •.  g.  Liturgien.  Ge- 
wiMe  StaatibedürfniiM,  s.  B.  die  Ansräitang  einer  Flotte,  hatten 
die.  Termögendeten  .Bürger  in  natura  iRi  lieaUeit^ii.  Derjenige 
nun,  .der  2u  jeiner  latutg^e  esnannt  »oüden  war,  kOAllte  einen 
Anderen,  Jirelohen  er  nitUnrecbt  uboi^ngen  glaubte,  die  Litur- 
gie aufbürden  »und,  wenn  dieeer  «ie .nicht  annehmen  wollte,  ihm 
einen  Yermögenstausch  (ayr/do<rf;)  anmuthea.  Böckh,  lUo Staate- 
Verwaltung  der  Athenieneer  II,  IZt. 
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ZWEITEH  ABSCHNITT. 

VüH  den 

Ausgaben  des  Staates  oder  von  den  Sfe9$em. 

Erste  Abtheilnng. 

Von  den 

Steuemj  welche  ein   Volk  unmittelbar   entrichtet.  ^} 

I.     Von  den  verschidenen  Arten  der 
Steuern.  —  Vorbegriffe. 

Die  Steuern  sind  13  entweder  direkte  oder  indi- 
rekte —  entweder  unmittelbare  oder  mittelbare  —  Steu- 
ern. Die  ersteren  sind  von  demjenigen,  welchen  sie 
den  Gesetzen  nach  treffen  sollen,  die  letzteren  von 
einem  Anderen  vorschufsweise  zu  entrichten.  (Z*  B.  die 
Grundsteuer  ist  eine  direkte,  die  Mehl-  und  Fiefschaccise, 
und  die  Zölle  sind  indirekte  Abgaben.^  Ob  sich  wohl 
diese  Eintheilong  nur  auf.  die  Art,  wie  Steuern  erhoben 
werden,  bezieht,  so  hat  sie  doch  auf  die  Besteuerung 
eines  Volkes  einen  so  entscheidenden  Einflufs,  dafs  ich 
weiter  unten  auf  sie  öfter  zurückkommen  werde. 

Die  Steuern  sind  8}  entweder  allgemeine  oder 
örtliche  Abgaben,  je  nachdem  sie  das  ganze  Staats- 


1)  Kröncke,  das  Stenerwesen  nach  seiner  Nator  und  nach  seincD 
Wirkanj^en.  Darmstadt  nnd  Giefsen  1804.  Derselbe,  aber 
die  Grandi&tze  einer  richligen  Besteaernng.  Heidelberg  1819. 
Derselbe,  Abhandlungen  aber  staatswirthscbaftliche  Gegen- 
stände. IV  Tble.  Ebend  1819.  —  Frhr.  ron  Malchas, 
Handbuch  der  Finanzwissenschaft  and  der  Finanzverwaltang.  1f 
Thlc*  Stattgart  and  Tabingen.  18S0.  H.  Parnell,  ob  finan- 
ctai  reform.  111.  Ed.  Lond.  1831.  —  Eisdell,  a  treatise  on  tlie 
Industrie  of  nations  or  the  principles  of  national  economjr  and 
taxation.  Lond.  II.  Vol.  1840.  -^  J.  6.  Hoffmann,  die  Lehre 
Ton  den  Steuern,  mit  besonderer  Beztehang  auf  Prealaen.  Ber- 
lin 1840. 
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gebiet  oder  hur  einen  Theil  desselben  treffen  sollen.    Da 
eine  Steuer  nur  durch  die  Ausgabe  gerechtfertigt  werden 
kann ,  welche  mit  ihr  gedeckt  werden  soll ,  so  sind  auch 
die  Steuern,  je  nachdem  mit  ihnen  die  Staatsausgaben 
überhaupt  oder  nur  die  Ausgaben  eines  Theiles  des  Staats- 
gebietes bestritten  werden  sollen,  entweder  auf  die  Steuer- 
pflichtigen in  dem  Staatsgebiete  überhaupt  oder  nur  auf 
die  in  einem  Theile  des  Staatsgebietes  umzulegen.  (^Oert- 
liehe  Steuern  sind  z.  B.  die,  welche  nothwendig  sind,  um 
einen  Theil  des  Landes  gegen  Uebersehwemmungen  zu 
sichern,  sind  ferner  alle  Gemeindelasten.    Uebrigens  kann 
es  auch  Steuern  geben ,  welche  sowohl  die  eine  aja  die 
andere  Eigenschaft  beziehungsweise  haben  d.  i.  zu  dem 
einen  Theile  durch  allgemeine  A  bgaben,  zu  einem  anderen 
durch  örtliche  Umlagen  zu  decken  sind.    Abgaben  dieser 
Art  sind  z.  B.  die,  welche  der  Strombau  erfordert.^  — 
Koch  in  einem  anderen  Sinne  wird  diese  Eintheitung  ge- 
nommen. Da  sind  allgemeine  Steuern  diejenigen,  wel- 
che nicht  nur  in  dem  ganzen  Staatsgebiete,  sondern  auch 
überall  nach  demselben  Mafsstabe  erhobea  werden,  ört- 
liche Steuern  aber  die  der  entgegengesetzten  Art.     (Ein 
Beispiel  von  örtlichen  Auffagen  dieser  Art  sind  in  Frank- 
reich die  auf  die  einzelnen  Departements  gelegten  Steuern.3 
—  Man  mag  nun  diese  Eintheilnng  entweder  auf  die  eine 
oder  auf  die  andere  Weise  deuten,  allemal  ist  die  Bestim- 
mung der  Scheidelinie  zwischen  den  allgemeinen  und  den 
örtlichen  Steuern    mehr    oder    weniger   eine    Sache    der 
Willkohr.     Da  überdiers  die  Grundsätze,   nach  welchen 
der  Staat  die  eine  und  die  andere  Art  der  Steuern  umzu- 
legen bat,   wesentlich  dieselben  sind.,  so  braucht  in  der 
Folge  auf  diese  Eintheilung  nicht  weiter  Rücksicht  genom- 
men zu  werden.    (^Doch  läfst  sich  über  die  örtlichen  Aus- 
gaben in  dem  einen  und  in  dem  anderen  Sinne  noch  so 
viel  im  Allgemeinen  sagen ,  dafs ,  wenn  die  Bestimmung 
des  Betrages  dieser  Steuern  einer  untergeordneten  Staats- 
behörde überlassen  ist,  die  oberste  Behörde  dennoch  das 
Maximum  des  Betrages  zu  bestimmen  hat.^ 


Dkl  Steuertf  sind  $}  entweier  ordentliche  mi/er 
atf^sirf ordentliche  SMeoem,  je  nachdem  sie  entweder 
in  ditttf  ^;<0w4hnlicheiy  Lmfe  der  Äin^e  oder  nur  auf  eine 
mgewMttilHehe  Y^Mnlftssüng,  z.  B.  in  Kriegszeiten  od« 
sor  Ari^i^nn^  eiiver  läsenbafan^  eiboben  werden.  Jtäisdk 
in  Me^hnü^  mf  die  Art  dc^r  Besteoerung"  ist  zwisehen 
iMädeil  Ileili  IMtemchkMi.  Alleina!  aber  whrd  es  ratbsam 
se^,  die  Mfser^dentlicben  ond  aiitliit  nnr  aeitwier%en 
Sieaeni,  Ikaeh  bei  deren  fiiüfäbrong*,  als  soldie  zu  be-^ 
9&elcbtieii.  Dttm  die  SNaatshaoshilt«»  smd  nur  za  geneigt^ 
Xmet  Bigensebaft  baldig  z«  t^^dssen. 

Eudliek  43  sind  die  SMeneni  entweder  gezwnug^ 
ene  od<^r  inir  gaiwiHig  za  entrichtende  Abgaben^  je 
nachdeui  iet  Staat  weg'eti  der  iKnttU^tüng  derselben  zum 
Zwaff^e  seine  ZaAfebt  nehmen ,  oder  nur  wt^  den  guten 
Willen  der  Untei'ihanen  rechnen  kann<  -^  80  sonderbar 
auch  der  Name:  Gatwillige  Stettem^  lautei^  00  be* 
leeicbnet  mati  doch  nüt  demselben  bil%$  1}  Die  her- 
kdinmliehen  Geschenke^  welehe  in  s#  vl^Ienitinafen 
das  Volk  seitieift  Oberbanpte  von  Zeit  zu  Zeit  im  machen 
hat  »3  C'<^h  sage 2  Herkömmliche  GkfSthenke,  um  sie 
von  scfalechthhi  freiwilligen  Gsben  ond  Verehron^en  zu 
ilnterscheidett.3  Ja,  in  dieser  Gestalt  kommei»  viellercAit 
Zuerst  Abgabett  in  der  Gescblehte  der  Staaten  v«n  Man 
brachte  dem  Obefhaupte  des  Stammes  Geschtoke  dar, 
bald  am  dte  Mflhwaltung,  iie  er  bei  der  Aosübung  seines 
Amtes  hatte,  isu  vergfiteti ,  bald  um  ihm^  bei  feierlichen 
Gelegetihdten ,  Beweise  von  Aithanglichkeft  zu  geben. 
Ifleht  selten  fiberlebte  dieses  Heimkommen  die  Verbtitnisae^ 
linter  weleheii  es  sich  gebndet  hatte.  Man  nahte  sich  dem 
FfIMen,  obwohl  schön  za  anderen  Steuern  and  Lsaten 
ZXirkhgHpHithÜg^  bei  solchen  Gdegehheiten,  ^  t&.  B.  wen» 
Setn  Söhn  wehrhaifl  g:emacht  öder  eine  sebier  Tdditer 
Ausgestattet  wnrdK^  ^  nicht  mit  l^^ftef  Hattd>)   Jedoch) 

tut.  \i        ^^  AI  . 

1)  FergüiOD,  OB  tbe  hiitory  of  civil  sodeiy.    VJ^  73. 

2)  So  K.  B«  bei  den  Franiten.    S.  Uincmari  epUt  V.  pro  ioBiita- 
tion«  Carolomanni  tlegis  et  de  ofdfnö  jittiatU.  €ap.  tO.    (EtttO  for 
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so  erfreulich  auch  die  Yerwandlong  einer  Schild  in  ei^ 
Geschenk  m  seyn  scheint,  so  gehören  doch  Steuern  die- 
ser Art  soEL  den  unleidlichsten  Abgaben.  Denn  es  fehlt 
an  einer  Regel  zor  Bestimmung  ihres  Betrages.  Der 
Geber  giebt  mehr,  als  er  zu  geben  schuldig  oder  im 
Stande  ist,  da  über  die  Hinlänglichkeit  seiner  Gabe  nur 
die  Ueintu^  des  Empfängers  entscheidet;  dieser  aber 
glaubt  nicht  so  viel  au  erbalten,  als  ihm  gebührt,  dem 
Zorne  des  Empfangers  folgt  dann  offene  Gewalt  oder 
geheime  Rache.  —  9)  Die  Einsätze  in  die  Staats- 
lotterien und  in  die  Staatslottos.  Diese  Beiträge 
zu  den  Staatsaosgaben  sind  besonders  wesentlichen  Ein- 
wendungen unterworfen.  Die  Staatslotterien  und  Lottos 
sind  Wagspiele,  in  welchen  der  Staat  Bank  hältj  mit  der 
Gewirsheit  zu  gewinnen«  ([Blundus  vult  decipi,  ergo  d^- 
cipiatur.3  Sie  verleiten^  die  Untertbanen  zu  Wagspielen, 
von  welchen  sich  doch  ein  jeder  gute  Wirth  zurückhalten 
sollte.  Selbst  solobe  Lotterien  y  die  mit  einem  Staatsan- 
lehen verbunden  siiid,^  sind  nicht  zu  b^ligen.  0  ~  End- 
lich 33  die  Abgaben,  welche  gegen  die  Anweisung 
auf  äberirdische  Outer  erhoben  werden.  Eine  Auf- 
lage dieser  Art  kostete  einst  der  katholischen  Kirche  dnen 
grofsen  Theil  ihres  Gebietes.  Bis  auf  diesen  Tag  bezieht 
die  kömglicb  spanische  Regierung  ^icht  unbedeutende 
Einkünfte  v^moge  vier  pübstlicher  BuUen,  welche  die 
Geistlichkeit  ermächtigen,  gewisse  fiidulgenzen  und  Ab- 
solutionen, ünf  Rechnung  der  Regierung,  für  Geld  ^a  er- 
theilen.  Die  Geläfariichkeit  dieser  Abgaben  bedarf  nicht 
erst  eines  Beiweises.    Die  Regierung  zieht  einen  Wedisel 


die  VerfaiSDDg  des  Frankenreichei  zur  Zeit  dieiei  Konigofi  be- 
•oaders  irichCfg«  Schrift)  Mit  dtegem  Herkommen  stand  die 
YrSnMth  pder  PfioseMiiütitter  «incr  weit  spateren  Zelt  noch  in 
«biüBi  9«Hshielitlicheift  ZnMiiiiinenhaoKe.  V6rg}.  K.  H.  Lang, 
historische  Entwickelang  der  Deatschea  Steaerverfassung.  Ber- 
lin 179«. 

T)  In  Engfand  ist  die  Sfaatslotterie  in  der  neueren  Zeit  schlechthin  aaf- 
g«liolreairordeo.  luFraakreich  besteht  da»6t«atslvtto  no«h  immer. 
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auf  die  Ewigkeit  Sollte  der  Wechsel  nicht  acceptirt 
werden,  so  kann  der  Remittent  oder  Präsentant  gleichwohl 
nicht,  und  ungeachtet  er  Valuta  baar  bezahlt  hat,  seinen 
Räckj^ff  gogen  den  Trassanten  nehmen.  (_Eine  Aus- 
nahme von  dem  gemeinen  Vi^eehselrechte,  die  nur  so 
lange  gültig  ist,  als  der  Glaube  in  Kraft  ist,  auf  welchem 
sie  beniht3  —  Jedoch  diese  and  Ahnliche  Abgaben  sind 
schon  als  €ine  T&oschang  des  Volkes  verwerflich.  Von 
ihnen  wird  daher  in  der  Folge  weiter  nicht  die  Rede  seyn« 

II.    Wer  ist  zu  besteuern? 

In  Beziehung  auf  die  Ausübung  des  Besteuemngs-' 
rechtes  hat  der  Staat  —  oder  dessen  Haushalter  —  die 
zwei  Hauptfragen  nicht  mit  einander  zu  verwechseln, 
erMtenn  die  Frage:  Wer  ist  überhaupt  im  Staate  zu 
besteuern?  nnA%weiten9  die  Frage:  Wie  sind  diejeni- 
gen, welche  steuerpflichtig  sW,  mit  Steuern  zu  belasten? 
—  mit  anderen  Worten:  ErsieuM  die  Frage:  Was  ist 
überhaupt  dem  Besteuerungsrechte  unterworfen?  und 
zweitens  die  Frage:  Wie  ist  das,  was  besteuert  wer- 
den darf,  bei  der  Besteuerung  zur  Mitleidenheit  zu  ziehen? 
(Jedoch  hat  der  letztere  Ausdruck  dieser  Fragen  das 
gegen  sich,  dafs  er  leicht  zu  demlrrthume  verleiten  kann, 
als  ob  das  steuerbare  Gut,  das  eine  Nation  besitzt,  an 
und  für  sich,  und  nicht  blos  in  Beziehung  auf  diejenigen, 
welchen  es  gehört,  mit  Steuern  belastet  werden  könne.) 

Bei  der  ersteren  Frage,  ([welche  hier  einstwellen 
auschliefslich  erörtert  werden  wird,}  steht  der  Staatshaus- 
halter der  Nation  schlechthin  als  einem  Ganzen  odter  als 
einer  Einheit  gegenüber;  ihn  kümmert  es  bei  dieser  Frage 
nicht ,  von  weni  er  das  nimmt ,  womit  er  die  öffentlichen 
Ausgaben  bestreitet;  sondern  nur  darauf  kommt  es  ihm 
bei  dieser  Frage  an,  dafs  das,  was  er  zu  diesem  Zwecke 
verwendet,  der  Nation  oder  den  einzelnen  Mitgliedern  der 
Volksgemeinde,  als  solchen,  gehöre.  Da  nun  das  Besteue- 
rnngsrecbt   eine  Folge  von  dem   Staatsoberejgenthome, 
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dieses  aber  eitfe  Folge  von  der  Staatsgewalt  ist,  so  tni^ 
sich  auch  jenes  Recht  auf  alle  die  Sachen  und  Güter  er- 
strecken, die  der  Gewalt  des  Staates  unterworfen  sind 
oder  so  gehören  auch  diese  Sachen  und  Güter  insgesammt 
der  Nation  als  solcher.  Es  ist  also  auch  das,  was  Auslän- 
der im  Inlande  besitzen,  ferner  auch  das  Einkommen,  wel- 
ches Inländer  ans  dem  Auslande  beziehen,  steuerbares  Gut, 
wenn  anders  nicht  das  Staatenrecht  eine  Ausnahme  von 
dieser  Regel  zu  machen  gebietet.  >J  —  Andererseits  kann 
nicht  das  besteuert  werden ,  was  die  Nation  oder  der  Staat 
selbst  schuldet.  0enn  Niemand  kann  sich  von  einer  Schuld 
selbst  frei  sprechen ,  Niemand  kann  zu  seinem  Vermögen 
das  rechnen,  wae  nicht  mehr  dazu  gehört.  Daher  ist  z.  B. 
eine  Steuer,  welche  auf  Besoldungen  gelegt  wird,  eine 
widerrechtliche  Steuer.  Es  kann  zwar  der  Staat  die  Be- 
soldungen seiner  Beamten  nach  Befinden  herabsetzen,  z.  B. 
wenn  der  Werth  des  Geldes  gestiegen  ist ,  oder  wenn  die 
Verminderung  der  ordentlichen  Ausgaben  durch  das  vor- 
übergehende Steigen  der  aufserordentlichen,  z.  B.  in  Kriegs 
Zeiten,  gebieterisch  nothwendig  gemacht  wird.  Aber  er 
hat  diese  Herabsetzung  nach  den  von  der  Dienstgewalt 
geltenden  Grundsätzen  zurechtfertigen,  auf  sein  Eigenthum 
an  dem  Nationalvermögen  kann  er  sich  nicht  berufen.  *) 
Dasselbe  gilt  von  einer  Steuer,  die  auf  die  Zinsen  gelegt 
wird,  die  von  den  Staatsanlehen  erhoben  werden.  Eine 
Steuer,  d.  i.  einen  Abzug  von  diesen  Zinsen  kann  der 
Staat  nur  durch  einen  Nothstand  rechtfc^rtigen.  Als  eine 
Steuer  würde  dieser  Abzug  noch  überdiefs  den  Vorwurf 
eines  Y^ortbruches  oder  den  einer  Unredlichkeit  verdienen. 

III.    VTie  sind  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 

zu  besteuern? 

Bei  der  letzteren  Frage   das  ist  bei  der  Frage: 
Wie  sind  die  Steuern  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 


})  Yergl.  oben  Bd.  V.  S.  258  ff. 

t)  Vergl.  tu  eine  Abhtindlungea  aus  dem  Gebiet«  der  Staatowirtli« 
•cbaftalehrt.    II.  Abband  long.    Ueber  BeioldaogMteare 
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■■TTiifgrrj  hat  iagegea  der  Staat  iedi|^idi  aod  aUe»  das 
leditüdie  IntarMae  der  Eiozelnen,  weldie  die  Stener  sn 
entriebtea  haben,  in's  Ai^e  za  laasea.  jed<»ch  so,  dafe  diese 
Vnge  allemal  der  enteren  nnt^^eordnet  bleibt 

Weain  daber  ancb  daa  Staatsoberej^enthum  ebensowohl 
daa  JfiigenthiBi  an  dem  Verme^ensateeke  der  Nation^  als 
das  an  dem  fiiDkMunen,  welches  die  Nation  Tan  ihrem 
Vermögen  besuebt,  mter  sidi  begreift  5  ao  hat  dodi  dar 
Staat,  —  Nothfalleansgenomm^soweldieninsbesandeve 
aaefa  die  Falle  gieren ,  in  denen  der  Staat  selbst  das  Ei- 
gentlmmEin;(elner,  ([durch  eine  gezwongme  Ertwah^ 
ningi  per  one  expropriation  forcfe^^  ansntast^i  genotbigt 
ist^  —  s€Jn  Besteaemii^psrecfat  aitf  das  Einkomsiea  der 
Nation  Zia  beschränken.  Denn  der  wirthsehaftet  sdilecht, 
der  mehr  ansgiebt*,  als  ^  einpimmt.  —  Ans  demselben 
Grunde  wd  mit  Vorbehalt  derselben  Ausnahme  sind  nach 
die  Stenem  nicht  auf  den  Bmtto « Ertrag  der  Einnahme, 
aandern  nur  anf  die  reine  Einnahme  d-  i.  nnr  aaf  dieEia- 
jiahme  291  legen,  welche  dem  StenarpAicht^pen  mit  Abnng^ 
aller  der  AnsUigiiw,  die  er ,  am  die  Einnahme  a«  beaEiehen, 
ans  seinem  Vermogea  z«  niacben  hatte,  verbleibt.  Dean 
caUieJede  andere  Einnahme  ist  nur  sQheinbar  eine  Einnahme, 
in  der  That  aber  eine  Ausgabe. 

Eine  andere  -*-  und  eine  weit  aebmeiigOTe  —  Frage 
ist  die:  In  welchem  Verhültnisse  darf  und  in  welchem 
Verbaltaisse  soll  äufiBersten  Falles,  das  reine  Einksomen, 
welches  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  awr  BestraUing 
der  Staatsbedörfnisse  au  verwenden  haben ,  ks  demjenigea 
atehen,  welches  den  Steuerpflicht^en  sn  ihrer  £neiea  Ver- 
fügung zu  überlassen  ist?  EineinZahlen  bestimmte  Scheide- 
Ifaiie  zwfi^cben  der  einen  und  der  anderen  Verwendung  des 
reinen  Einkommens  föftit  sfeh  nidtit  ziehen.  Denn  die  eine 
Nation  hat  diese,  die^  andeire  andere  Ansichten  von  dem, 
ivas  ztt  des  liabeas  Nahrung  and  Nothdurft  gehüct^  w^in 
man  auch  fragen  kann,  ob  nicht  in  der  Thatsache,  dafs  der 
Zehnte  eine  so  allgemein  verbreitete  und  oft  -die  einzige 
Abgabe  eiu^Volk^i3t9  eine  Aiuleutung  zur  Beantwortung 


jener  Fra^e  lie/s^e.  Nw  so  viel  l&Gitsidi  zur  Beaiitwer{hiii^ 
Jener  Fra^e  sagen  ^  dafs,  je  weniger  eine  Natien  uUt, 
de9to  mehr  flir  Zustand  mit  den  Ghrandsätzen  derlReehtS'^ 
und  der  Wirthsehaftslehre  nbereinsttmmt 

UavupMbAlieh  ans  diesem  Grande  hat  man  den  a«s* 
fi^ren  Zeieben  nackznfersehen,  dnrcb  welche  sirii  ein 
gntes  Abgabensystem  von  einem  schlechten  unterscheidet 
Da  ist  z.  B.  ein  Volk  zur  Ungebühr  belastet  y  oder  da  sind 
die  Steuern  falsch  vertheilt ,  wo  die  Abgaben  weit  hinter 
dem  Voranschläge  zurückbleiben ,  oder  wo  sie  eher  fallen 
als  steigen  j  eder  wo  die  Zahl  der  Räekstande  sehr  bedeu- 
tend ist)  oder  wo  sieb  eine  gro^  AnzsU.  der  Unteitkaneii 
dorch  Auswanderung  oder  Abwesenheit  der  SteuerpAich* 
tigfceit  zu  entziehen  Mchit.  Ueberhaupt  aber  verweist 
uns  in  dcar  Lehre  vott  der  Besteneruiig  die  Wissensdiaft  M 
oft  an  die  Erfahrung  ^  dafs  wir  jener  äufseren  Zeichen 
eines  gnten  and  eines  scblceht»afiltetiersyBtemes  nm  se  mehr 
eingedenk  seyn  müssen. 

Jedoch^  die  einzelnen  fiteuerpiichtigett  megen  mui  zu 
den  öffentlichen  Lasten  viel  oder  wenig  beizutragen  haben^ 
die  Hauptsache  bleibt  imnser  die^  dafs  sie  gleichheit«* 
Hch  steuern,  d.  i.  dafs  der  eine  so  viel,  als  der  andere^  voa 
seinem  steuerbaren  Gute  zahlt  Denn  die  Gleichheit  der 
öffentlichen  Lasten  versöhnt  seihst  mit  einer  Ungleichheit 
des  Rechtes.  ~  Dagegen  ist  der  Sinn  einer  gleichen  Be- 
steuerung nicht  der,  dafs  Einer  na  viel  als  der  Andere  an 
fiMeuem  zu  entrichten  bitte ;  mit  anderen  Worten ,  dafs  die 
attein  zdäfsige  Steuer  eine  Kopfsteuer  wäre.  Eine  Kopf^- 
Steuer  ist  vidmehr  gerade  die  verwerflichste  Steuer.  Denn 
wo  bleibt  der  Unterschied  j  der  zwinriien  einer  Steuer,  die 
der  S(taat  aufesrlegt,  and  zwischen  den  Geldbeiträgen,  die 
dne  ftr  das  persönliche  Interesse  ihrer  Mit^ieder  gestif- 
tete Geselischaft  von  den  einzelnen  GescU^Ghaften  eriiebtf 

Endlich,  eine  Regel,  die  für  die  Bestenemig  fcanm  von 
geringerer  Erheblichkeit  ist,  als  die  so  eben  erläutertem 
is  t  die:  Der  Druck  der  öffentlichen  Abgaben  ist  durch 
die  Art,  Win  sie  zu  erheben  sind ,  keineswegs  zu  steigerni 


14« 

Mndern  vieliiiehr  mdglichst  %n  mindern.  Keine  andere 
umfafet  so  viele  besondere  Regeln  als  diese.  Von  keiner 
anderen  ist  zagleieh  eine  so  'stattliche  Bärgschaft  für  den 
richtigen  Eingang  der  Steuern,  als  von  dieser  zq  erwarten. 
Denn  gegea  die  härtesten  und  unbilligsten  Steuern  lehnt 
sieh  am  ersten  das  Gefühl  für  Recht  und  der  Billi^eit  auf. 

IV.    Von  den  verschiedenen  möglichen 

Steuersystemen. 

Es  giebt  nur  eine  einzige  Steuer,  welche  den  Grundsätzen 
des  Rechtem;  und  der  Wirthschaftslehre  vollkommen  ent- 
spricht, —  die  Einkommenssteuer.  Diese  Steuer  trilR 
allein  den  Gegenstand,  auf  welchen  Steuern  überbaopt 
fiitlen  sollen,  unmittelbar.  Niemand  kann  sich  ihr.  ent- 
ziehen, auch  der  Abwesende  nicht.  Niemand  kiinn.sich 
aber  die  Ungleichheit  der  Last  beschweren.  Sie  setzt  zu- 
gleich den  Staat  in-  den  Stand,  die  verschiedenen 
Arten  des  Erwerbes  ihrend  Gesammtbetrage 
nach^  und  nicht  blos,  was  bei  einer  jeden  anderen  Besteuer- 
ungsart unausbleiblich  der  Fall  ist,  im  Einzelnen  oder 
ihrer  möglichen  Einträglichkeit  nach  zu  besteuern. 
Endlich  seheint  auch  mit  ihr  die  vollkommenste  Erwerbs- 
freiheit vereinbar  zu  seyn. 

Gleichwohl  ist  die  Einkommenssteuer  nur  in  wenigen 
Staaten  und  auch  in  diesen  meist  nur  als  ein  Mittel ,  der 
Unzulänglichkeit  der.  übrigen  Steuern  zur  Bestreitung  der 
Ausgaben  des  Staates  abzuhelfen,  versucht  worden.  -—  So 
wurden  zwar  einst  im  Römischen  Freistaate  die  Burger 
nach  ihren  Yermögensverhältnissen  —  nach  dem  Census 
•>—  besteuert.  Sie  waren  in  dieser  Beziehung  zugleich  in 
gewisse  Klassen  eingetheilt,  die  sich  in  Beziehung  auf  ihr 
Stimmrecht  in  den  Volksversammlungen ,  in  den  comitiis 
centuriatis ,  unterschieden.  ^  3     Auch  der  Athenieosischen 

.11  ■    ■    I    ■        Uli  I 

1)  Vcrgl.  über  dea^RdmiBchen  Censaa:  Pufendorf,  Obss.  j.  aniv. 
T.  11.  obfl.  7i).  g.  7.  Bosse,  Gmndsäge  des  Finanswesent  im 
vömiseben  Freistaate«  (Brannschweig  nnd  Leipzig  1894.  11.  ThleO 
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Stei^rverfasaiiog  lag  dieser  Pbin  —  nAeh  8<rioii  -—  zum 
Grunde.  *3  ^ben  so  kann  man  aas  den  neueren  und  neues* 
ten  Zeiten  das  Beispiel  llurslands  anfuhren ,  wo  die  Stadtj- 
bärger  nach  ihren  Yermögensumstinden  und  in  Beziehung 
auf  ihre  Stenerquota  in  funl  Klassen  eingetheilt  sind,  ^3  — 
ferner  das  einiger  Deutschen  Reichsstädte ,  z.  B.  Hamburgs 
und  Bremens,  in  welchen  der  Stadtrath  der  Bärgerschaft 
die  Summen  von  Zeit  zu  Zeit  bekannt  machte,  deren  das 
Gemeinwesen  bedürfe,  mit  der  Erklärung,  dafs  diese  Summe 
muthmafslich  aufgebracht  werden  würde ,  wenn  ein  Jeder 
von  seinem  Einkommen  so  und  so  viel  pro  Cent,  entrichtete, 
worauf  ein  jeder  Steuerpflichtige  seinen  Beitrag,  ohne  dafs 
eine  Katastrirung  vorausgieng,  in  eine  verschlossene  Kasse 
legte  und  das  Resultat  mit  dem  Voranschlage  vollkommen 
übereinstimmte;  -—  eben  so  dasvonPennsylvanien,  wo  die 
Bürger  eine  Steuer  von  ihrem  gesammten  beweglichen 
Vermögen ,  dessen  Betrag  sie  eidlich  anzugeben  verpflichr 
tet  sind,  zu  entrichten  habe^;  '3  —  endlich  auch  dasGrofs* 
.britanniens,  welcthes  eine  Einkommenssteuer  zuerst  in  den 
letzten  Jahren  des  Krieges  der  französischen  Revolution, 
versucht  hat  und  dann  eben  jetzt  versucht.  *3  —  Gleich- 
wohl gehören  diese  und  ähnliche  Ausnahmen  von  der  Re- 
gel nur  zu  den  Seltenheiten  in  der  Geschichte.  Sie  kommen 
besonders  in  den  Staaten  vor,  in  welchen  die  Verfassung 
auf  dem  demokratischen  Principe  beruht. 


Th.  I.  S.  203  ff.  HegewiBch,  historiiefaer  Veraach  über  die 
Romiichen  Finanzen.  (Altona  1804.)  S.  49.  ff.  Niebnhr, 
römische  Geschichte.  III.  Th.  II.  Anfl.  9.  446  ff.  —  Vielleicht 
Terdiente  eine  Verbind ang  desCensas  mit  politischen  Vorrechten 
aiioh  in  anderen  Verfassungen,  i.  B.  in  der  Reprasentatifverfas- 
sung,  Nachahmung. 

1)  Böckh,  Staatshaashaltnng  der  Athenienser.    II,  28.  ff, 

8;  Vofs,  Rursland  beim  Anfange  des  19teii  Jahrhnnderta.    II  Bde. 
Leipaig  1804. 

1)  O.  T.  Vigne,  eis  months  in  America.    Lond.  II.  Vol.    18S2. 

4)  Von  Räumer^,  das  Britische  Besteaernogssystem ,  intbescAidera 
die  £inkommen«teaer.    Berlin  1801* 
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Woher  aber  •Aeser  Wideriprach  der  ¥mm  ttit  der 
Theoriet 

Die  eine  Ursaohe  hegt  in    der  B«sehaffe«ti«ft 

4 es  Ge^  eil  Stande«,  welcher  mit  der  EiidMmiiietissteiier 
zu  belasten  ist.  ~  Das  BBikof&men  eines  NeaschenistbaM 
im  Steffen,  tmid  Im  Valien.  Kann  aber  cfae  Cünkammeoa* 
steoer,  die  doch  in  einen  jeden  AagenUieke'dem'wiridiciMn 
IStande  des  Sinkamnens  klgeik  soN,  mit  diesoi  Wechsd 
Sehritt  hinten  ?  Aber  noch  mefar!  Es  kann  oft  jdariber  ge* 
stritten  werden ,  nnd  es  wird  oft  darüber  gestritten ,  was 
snm  Einkommen  eines  Bfenschen  •ge'Mre  oder  vms  dav^m 
abzuziehen  sey .  CrdbSrt  z.  B.  znm  SSiflcomnien  «eines  Men- 
schen anch  das ,  was  er  za  scfiaem  Lebensonterlndte  naili* 
wendig  braucht?  Ist  femer  das ,  was  er  mit  seiner  Arb^ 
Terdient,  eben  so  hoch  za  versteaem,  als  der  Gewinn,  den 
er  mit  seinen  Kapltafien  macht  ?  Die  eine  nnd  ^e  andere 
TVage  diärfte  zwar  za  *bejahei|  «eyn.  Aber  dem  £M;aats- 
hanshalter  ist  oft  das  iinmöglicfi,  was  an 'sAch  noch  so  mög- 
Tidi  zu  seyn  scheint  «3  —  SoHen  bei  diesen  Stenern  gpe- 
wisse  if  lassen  gemacht  werden ,  so  dafs  die  SteneipflicliCi*- 
gen ,  welche  nur  so  ^el  fiinkommen  traben ,  als  za  Ihrem 
und  der  Ihrigen  Lefrensnnterhfdte  no(hd#rftig  %inreidit,  von 
einem  Beitrage  zn  den  Steuern  ginzüidh  frei  hicfiben  V  und 
dann  die  übrigen  StenerpAichtigen,  je  nachdem  ihr  EfHfeom- 
men  höher  oder  niedriger  steht ,  -in  eine  hMere  oder  niedr 
rigere  Klasse  kommen  ?  Wie  sind  Edelsteine  und  anderer 


.1)  JMe  StaatakaiBB?  ist  nicht  deAW<)geii  reich,  well  tie  unter  den 
Stemerpflichtigen  einige  sehr  Reiche  jKäblt^  sondern  weil  die 
^r«Jke  Mebranbl  des  Volkes  wohlhabend  ist.  In  England  stand 
die  Anzahl  der  Kapitalisten,  welche  ihr  Geld  in  den  Fonds  nnge- 
legt  hatten»  itn  Jahre  1836  sos 

TJeberhaapt f8S,48l 

Niifht  nber  ^  VH.  «SM^O 

Darüber,  jedoch 

nicht  über  iUO  Pld.  K^ 

Also  unr  36,791  hatten  mehr  als  lÖO  Pfd.  dem  Staate  dargelie- 
hen. S.  Illnstrations  of  the  territorial  extent  and  popnlatioB  etc. 
of  England.    Lond.  III.  'm.  1827. 
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Sehmock  in  diesen  Steaern  »smietseii?  ~  Eine  zweite 
Ursache  bestehtin  der  Schwierigkeit,  -das  Einkorn-»* 
men  der  Einaelnen  anszumitteln.  Zwar,  wenn, 
wie  z.  B.  einst  im  Rftnüfschen  Fr^istaate,  die  Gegenstände, 
die  das  Vermögen  miter  sieh  begrdft ,  insgesammt  oder 
doch  gröfstentheils  änfserlich  sichtbar  und  tastbar  sind ,  so 
Tcrlieit  odw  varmindert  sich  diese  Schwierigkeit.  Aber, 
wenn  Geld  and  Geldforderongnn  einen  guten  Theil  des 
Yermögens  der  Einzehien  ausmachen,  wenn  ein  lebhafterer 
Handelsverkehr  die  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens 
verwickelter  gemacht  hat,  da  stellt  sidi  die  Sache  anders, 
da  haben  Einzelne  ihre  Geheimnisse,  die  sie  am  jedei^  Preis 
den  Aagen  des  Pablikams  verbergen  wollen,  da  kann  man 
mit  Grand  behaupten ,  dafs  die  Einkommenssteuer  schon  in 
dieser  Hinsicht  eine  der  drückendsten  und  anbilligsten  Ab- 
gaben sey. 

Da  entsteht  also  die  Frage:  Welches  Steoer System 
ist  überhaupt  oder  in  dem  letzteren  Falle  an  die  Stelle  der 
an  sich  vollkommensten  Steoer,  der  Einkommenssteuer,  zn 
setzen  ?  Giebt  es  ein  Princip ,  nach  welchem  mehrere  und 
selbst  verschiedenartige  Steuern  in  einem  and  demselben 
Staate,  uiAeschadet  der  Gleichheit  der  Bestenerung,  mit 
einander  vereinigt  werden  können  ?  ~  Zar  Beantwortong 
dieser  Frage  sind  zwei  Systeme  aufgestellt  und  in  der  Er** 
fahrung  versucht  worden. 

Das  eine  System  lautet  so:  VTenn  man  auf  dem  einen 
Wege  nicht  zum  Ziele  gelangen  kann,  so  ist  es  oft  das 
.Beste,  den  gerade  entgegengesetzten  Weg  einzuschlagen. 
Dieser  Fall  tritt  bei  der  vorliegenden  Frage  ein.  Eine  all- 
gemeine Einkommenssteuer,  obwohl  an  sich  ("oder  in  tfaesi3 
die  vollkommenste ,  ist  dennoch  in  der  Erfahrung  (oder  in 
hypothe8i3  unausführbar.  Man  besteuere  also  anstatt 
der  Einnahme  die  Ausgabe;  mft  anderen  Worten : 
man  besteuere  die  Einnahme  indirekt  durch  die  Ausgabe  { 
also  durch  indirekte  Steuern ,  insbesondere  durch  solche, 
die  man  auf  den  Verzehr  Coder  auf  die  Konsumtion3  legt. 
—  Für  dieses  System  der  Besteuerong  sprechen;  zugleich 
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besondere  Grflnde.  Man  luuiii  annehtteii^  dafo  in  der  Ae^ei 
ein  Jeder  80  viel  ausgiebt,  als  er  eianiiiuiit;  dars^  wenn 
auch  die  Ausgaben ,  ihrem  Betrage  nach ,  eben  so  sehwan- 
kend sind ,  als  die  Einnahmen ,  dennoch  eine  Konsumtions*« 
Steuer  sich  besser,  als  die  Einkommenssteuer,  «n  den  jewei- 
ligen Betrag  der  Ausgaben  und  der  Einnahmen  anschliefse« 
Indirekte  Abgaben  haben  ferner ,  in  dem  Interesse  der  Ein-* 
zelnen,  das  für  sich,  dafs  es  in  der  Regel  von  einem  jeden 
Steuerpflichtigen  abhängt,  ober  die  Ausgabe  machen  und 
sich  mithin  der  Steuer  unterwerfen  will  oder  nicht.  End« 
lieh  noch  ein  sehr  entscheidender  Grund  für  die  Konsumtions- 
steuer ist  der,  dafs  sich  in  den  neueren  und  neuesten  Zeiten 
fast  alle  Europäische  Regierungen,  namentlich  auch  die 
Britische.. Regierung,  mehr  und  mehr  für  die  indirekten 
Steuern  erklärt  haben.  ^  —  Es  kann  dieses  System  aut 
mehr  als  eine  Weise  dargestellt  werden  d.  i.  die  indirekten 
Steuern,  die  vermöge  desselben  auferlegt  werden,  können 
von  mehr  als  einer  Art  und  BeschaiTenheit  seyn.  Am  voll- 
kommensten durfte  es  da  dargestellt  werden  können ,  wo  es 
die  Verhältnisse  gestatten,  alle  Staatsausgaben  durch  die 
Zölle  zu  decken ,  die  an  den  Landesgrenzen  erhoben  wer- 
den ;  ein  Fall ,  der  in  einigen  Britischen  Kolonien ,  z.  B.  in 
Neuschottland,  eintritt.  DerKapitain  Moors om  erzählt 
in  seinen  Berichten  aus  Neuschottland  ^3  folgende  hier  ein- 
schlagende Anekdote :  Ein  Postbedienter  (^a  Mail*carrier3 
äufserte  sich  gegen  ihn  so :  „Vor  16  Jahren  kam  ich  aus 
dem  alten  Lande  nach  Oberkanada.  Bald  glaubte  ich  es 
in  den  Vereinigten  Staaten  besser  zu  finden.  Ich  versuchte 


1)  Eine  specielle,  jedoch  lehr  wichtige,  Auktoritfit  tut  dieses  Syateni 
findet  mao  in  folgender  Schrift :  lieber  Crrandtteuer  io  Deutsch- 
land nnd  Tollatändiger  Abrifs  der  WeitphäUschen  Finansge- 
•ehich^e  etc.  (Ohne  Angabe  de«  Verfaseers  und  des  Drnckor- 
tes.)  IL  Th.  1814.  «-  In  Kurbessen^  berichtet  der  VerfaMer,  war 
die  Hanptauflage  die  Grandsteuer ;  In  dem  F&rstenthnme  Gdttin- 
gen  gab  es  keine  Grundsteuer,  sondern  nur  Ronsumtionsabi^ben. 
Dort  war  der  Bauer  arm,  hier  wohlhabend,  bei  nngeflUir  glei- 
cher BeschalTenlieit  des  Bodens; 

2)  Moorsom,  letiers  from. Mova  Scotia*    Lond.  1890. 
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(i  lif  Mlto  glrofsen  Städten  der  Unioii.  Diefimwoboer  dei' 
Vereinigten  Staaten  mögen  sagen^  was  sie  wollen,  es  war 
so  schlecht,  wie  in  England;  Alles  und  Jedes  mafste  ich 
versteoern.  GatI  dachte  ich;  ich  will  auch  mit  Neuschott*^ 
land  einen  Versuch  machen ^  und  hier  hat  es  mir  gefallen; 
wir  zahlen  keine  Stenern^^  «^  Ich  machte  ihm  bemerklich, 
dafs  er  denn  doch  in  dem  Preise  seines  Rockes  etc.  Steuern 
entrichte.  -^  ,,Es  sey  j''  antwortete  er ,  ,,wir  hören  doch 
nichts  doch  nichts  von  Steuern.^^ 

Jedoch  stehen  diesem  Systeme  auch  sehr  erhebliche! 
Einwendungen  entgegen.  Ein  jedes  Surrogat  schmeckt 
fewar  nach  dem  Gegenstande,  an  dessen  Stelle  es  tritt. 
Aber  vollkommen  kanii  es  diesen  Gegenstand  nie  ersetzen. 
Indirekte  Abgaben,  und  namentlich  diejenigen ,  welche  auf 
den  Verzehr  gelegt  werden,  können  meist  so  leicht  umgan- 
gen werden,  sie  verleiten  sogar  in  d  e  m  Grade  zu  Vergeh- 
ungen dieser  Art,  sie  sind  überdiefs  durch  die  Art,  wie  sie 
zu  erheben  sind,  meiät  eben  so  drückend  für  die  Einzelnen, 
als  weniger  einträglich  für  die  Staatskasse,  dafs  sie,  abge- 
sehen von  aofserordentlichen  Fällen,  zu  einem  die  gesamm-^ 
ten  Staatsausgabeil  deckenden  Systeme  der  Besteuerung 
keineswegs  hinreichen^ 

Man  ist  daher  noch  auf  ein  anderesi  System-  dei' 
Besteuerung  verfallen ;  -^  wenn  anders  diese  Methode  der 
Besteuerung  den  ^amen  eines  Systemes  terdient.  Man 
vereiniget  zur  Bestreitung  der  sämmtlichen  Staatsausgaben 
mehrere  oder  auch  alle  Arten  der  Steuern  mit  einander  und 
benrtheilt,  an  der  Hand  der  Erfahrung,  die  Zu- 
länglichkeit und  Zweckmäfsigkeit  der  so  zu  einem  Ganzen 
Vereinigten  Steuern^  Man  läugnet  also  in  der  That  die 
Möglichkeit,  auf  die  Grundsätze  der  Wissenschaft  ein  Sy- 
stem der  Besteuerung  zu  bauen ;  und  glaubt  dagegen ,  dafs 
die  Erfahrung ,  ("die  doch  allemal  nur  ein  Inbegriff  unent-« 
Wickeiter  Grundsätze  ist ,}  die  Stelle  eines  Systemes  xer-^ 
treten  könne«  Man  gleicht  also  den  Aerzten ,  welche  ihre 
Heilart  nicht    nach  den  Grundsätzen   der  Wissenschaft, 

üaehariäf  wfm  fliuaie,  VIL  10  ^ 


SMdleni  tiidi  dm  diorch  dd^  Brbhmi^  ari^fiften  TugeiideM 
der  Anuleiiiiitlel  riehten« 

JediM^h  ist  diese  Theorie  in  iftreü  ^aiuieii  Unfans^iiur 
Mf  alte  AbgAben  anwendbar.    Alte  Abgaben,  Abgaben, 
an  welcbe  das  Vdik  seit  Jaliren  ^wobnt  ist  ^  terdienen  io 
der  Be^  vor  aUen  ander^i  Art^i  der  Abgaben  den  Tor- 
Mg.    (Bd  neuen  Abgaben  nrnfs  man ,  am  die  Anwendbar- 
keit jener  Theorie  zu  ermitteln,  das  Beiq>iel  anderer  Staaten 
zur  Hälfe  nehmen.^    So  wie  nämlich  ein  Volk  mit  einer 
neuen  Steul^r  belastet  wird,  entspinnt  sich  zwischen  denen, 
welche  die  Steuer  (^  de  facto }  zu  entrichten  haben  ^  un^l 
denen,  welche  davi^n  befreit  sind ,  oder  auch  zwischen  den 
einzelnen  Sieuerpfliehtigett  selbst^  ein  Kampf  aber  die  Frage, 
wem  denn  die  Steuer  aai  Ekide  mar  Last  fallen  solle  ?  £in 
Jeder  wifl  die  Steuer  einem  Anderen  aafbirden,  ein  Jeder 
sie  nur  vorschußweise  tragen.    Mag  auch  die  Absicht  des 
Staates  die  seyn ,  die  Steuer  allein  dem  oder  dem  Stande 
aufzuKurden,  jenen  Kampf  kann  der  Staat  mcht  verhindern. 
Er  kann  nicht  einmal  den  Ausgang  des  Kampfes  mit  einiger 
Sieberheit  voraussehen.  Denndieser  hüngt  vender  gesamm- 
len  ökonomischen  Lage  des  Volkes  ab,  von  seinem  Vor«* 
oder  Rückschreiten  im  Wohlstande  überhaupt,  oder  von  dem 
in  einer  einzelnen  Art  des  Erwerbes.  Wenn  z  B.  die  Fab- 
rikation einer  Waare  mit  einer  Steuer  belegt  wird,  so  wird 
diese  Steuer  entweder  den  Prodacenten  oder  den  Koosu^ 
menten  der  Waare  treir<^^  je  nachdem  diM  Angebot  oder 
die  Konsumtion  der  Wa^nt!  gröfser  ist.    Bei  alten  Abgaben 
nun  ist  es  schon  zum  Frieden  oder  zu  einem  Waffenstill- 
stände in  jenem  Kampfe  gekommen.    Da  weife  ein  Jeder, 
wie  viel  er  zu  fordern ,  oder  wie  viel  er  zm  zahlen,  wenmf 
er  seine  Spekulationen  zu  bauen  bat.    I)a  ist  es  mithin  je- 
derzeit höchst  bedefnklich ,  eine  Veränderung  mit  idcn  Ab- 
gaben vorzunehmen. 

Uebrigens,  so  nnbefnedigend  auch  die  Resultate  sind, 
die  sich  aus  der  vorstehenden  Erörterung  ifir  die  einzelnen 
Arten  von  Abgaben  abidten  lassen,  die  'einem  Volke  mit 
Recht  aufgelegt  werden  können ,  so  ergiebt  sich  doch  aus 
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dieser  Üntensuchati^  läd  Viel,  dafe  man  tiMiii  ^oH^  d^srto 
weniger  aiifirabärden  habe ,  je  zweifdhaft^  das  Recht  M 
einer  Besteuernng  in  einzelnen  Fällen  ist  Dorch  eine 
niedrige  Bestenernng  wird  die  Ungerechtigkeit  dei  fiftenern 
weniger  drückend  oder  leichte  tibirsehen« 

Y:    Vond^rVerwenflun^  d^r^^e^^^rj). 

Dafs  der  Staat,  -^  ein  Haushalter  mit  fremdem  Gate,  -^ 
seine  Einnahme  lediglich  und  allein  zur  Bestreitung  semes 
nothwendigeh  Aufwandes  zu  verwenden  habe,  ist  schon 
oben  (in  der  Lehre  von  den  Staatsansgaben 3  bemerkt 
worden.  Hier  ist  nur  von  der  Art  nnd  Weise  die  Bede, 
wie  dieser  Grundsatz  in  Vollziehung  zu  setzen  ist.  Hier 
wird  also  nur  von  dem  Budget  gehandelt  werden,  d.  h 
von  demjenigen  Mittel ,  welches  sowohl  an  sich ,  als  laut 
der  ErfiArung,  zur  Erreichung  jeneis  Zweckes  das  voll** 
kommenste  zu  seyn  scheint 

Man  versteht  aber  unter  einem  Budget  ein  Oeset^^ 
durch  welches  die  Einnahme  und  die  Ausgabe  eines  Staateil 
lur  eine  bestimmte  Periode  (Mr  ein ,  zwei  ^  drei  oder  vier 
Jahre,}  nach  einer  Wahrscheinlicfakeitsrechnung  in's  Gleich-« 
gewicht  gesetzt  wird.  Ein  solches  Gesetz  ist  in  einem 
jeden  wohlgeordneten  Staatshaushalte  Bedürfnifs.  Denn 
da  im  Staate  einersei'ts  Beides,  sowohl  Einnahme  als 
Ausgabe,  de  facto  ungewifs  ist,  und  gleichwohl  anderer« 
seits  de  jure  gewifs  seyn  soll,  so  kann  Beides  für  die  Zu-« 
kunft  nur  nach  einer  Wtriirscheinlichkeitsrechnung-  durch 
ein  Gesetz  in  Einklang  gesetzt  werden ,  mit  dem  ¥orbe« 
halte,  die  begangenen  Rechnungsfehier  in  der  Folge  eben<« 
falls  durch  ein  Gesetz  zu  verbessern.  (Auch  ein  Privatmann 
thut  wohl ,  wenn  er  alljährlich  ein  Budget  für  seine  Ein- 
nahme und  Ausgabe  entwirft.^ 

Es  beruht  also  das  Budget  auf  einer  Wahr  schein^ 
lichkeitsrechnnng^  auf  (einer  B^cboung ^  welche  so« 
w4^  4ie  SUwAbme  nach  ihrem  mMtbw^Qsliichen  B^ttAge^ 
als  die  Ausgabe  nach  ihrem  mnthmafslichen  Belaufe  ansetzt 
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mid  duA  beide  gegeoadüg  ausgleicht.  Es  kann  swar 
diese  Bjechniing  anch  ¥on  der  Regierung  allein  —  oder 
von  deren  Haoshalter  —  gestellt  werden.  Dodi  der  bes- 
sere Weg  ist  allemal  der ,  wenn  sie  kontradiktorisch  z.  B. 
zwischen  der  Re^erang  nnd  der  Kammer  der  Yolksabge- 
abgeordneten ,  zu  Stande  kommt.  Denn  der  Geist  des 
Widerspruches,  der  in  einem  jeden  Menschen  lebt,  hebt 
alsdann  die  Yerschiedenheit  der  Ansichten,  die  über  die 
Einnahme  nnd  die  Ausgabe  herrschen  können,  desto  be- 
stimmter ond  entschiedener  hervor.  Sodann  aber  mnfs  in 
dieser  Wahrscheinlichkeitsrechnung  sowohl  die  Einnahme 
im  Einzelnen  d.  L  nach  der  Verschiedenheit  der  Quellen 
der  Einnahme,  als  die  Ausgabe  im  Einzelnen  d.  L  nach  der 
Verschiedenheit  ihrer  Verwendungen  angegeben  werden, 
auf  dafs  eine  genaue  Prüfung  zwischen  dem  muthmafslichen 
und  dem  wirklichen  Einklänge  der  Rechnung  möglich  sey. 

Diese  Wahrscheinlichkeitsrechnung  ist  für  eine  be- 
stimmte Frist,  (_fnr  eine  Budgetsperiode, 3  ^^  stellen 
und  dann  jedesmal,  nach  Ablauf  dieser  Penode,  von  Neuem 
zu  führen.  Denn  darin  besteht  ja  eben  das  Eigenthümliche 
dieser  B^rechnungsart ,  dafs  sie  die  Einnahme  und  Ausgabe 
des  Staates,  als  ein  Ganzes,  perioden weise,  umfafst.  *3 
Aus  demselben  Grunde  dürfte  auch  der  Unterschied  zwischen 
einem  ordentlichen  nnd  aufserordentlichen  Budget  nicht  zu 
billigen  seyn.  Ohnehin  ist  dieser  Unterschied  oft  nur  eine 
Täuschung  oder  eine  Lockung,  das  aufserordentliche  Bud- 
get in  der  Hoffnung,  dafs  es  nur  vorübergehende  Anspräche 
an  die^ Staatskasse  enthalte,  desto  leichter  zu  bewilligen. 

Gleichwohl  kann  sich  noch  immer  ein  Fehler  in  das 
Budget  eingeschlichen  haben ,  sey  es  zum  Vortheile  oder 
zum  Nachtheile  der  Staatskasse.  —  In  dem  ersten  Falle 
ist  der  Unterschied,  wenn  ihm  nicht  schon ,  (wie  z.  B.  in 
Grorsbritannien,  wo  der  Ueberschufs  ein  für  allemal  zur 


1)  Zam  Untericliiede  tod  der  Reclinnng  nach  „Etats^*  d.  i.  nach 
bleibenden  VoranicMägen  fär  die  einzelnen  Zweige  der  öffentli- 
chen Aatgaben,  die  nur  von  Zeit  tvk  Zeit,  bei  besonders  dringen- 
den VeranlaMiuigen  erhöht  werden* 
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Abtra^ng-der  Staatsschulden  verwendet  wfard,}  i^e  ah- 
dere  Bestimman^  durch  das  Budget  angewiesc^rilst,  als  ein 
Guthaben  des  Volkes  gegen  die  Staatskas^  2^u  behandeln, 
nicht  aber  zur  Ansammlung  eines  Staats s cha  tz  es  zu  ver- 
wenden. Denn,  nicht  zu  gedenken ,  dars  ein  Schatz ,  wel- 
chen der  Staat  sammelt,  dem  Verkehre  leicht  die  ihm  unent- 
behrlichen Kapitale  entzieht,  auch  die  Regierung  fast  immer 
in  der  Folge  zur  Verschwendung  verleitet,  *)  ist  der^täat, 
aurserordentiiche  Fälle  ausgenommen ,  eben  sd  wenig  be- 
rechtigt, derNachweltLasten  aufzubürden,  welche  dieGegen- 
wart  zu  tragen  verbunden  und  im  Stande  ist,  als  schuldig  ihr 
gewisse  Lasten;  die  sie  zu  tragen  verbunden  ist,  abzunehmen. 
—  In  dem  letzteren  Falle  d* i.  wenn  die  in  dem  Voran- 
schlage angenommene  Ausgabe  hinter  der  wirklichen  ^iU- 
rnckbleibt,  ist  es  ein  gutes  Mittel,  den  Fehler  sc)ion  vöHäufig, 
(z.  B.  wie  in  Frankreich ,)  durch  einen  Kredit  wieder  gut 
zu  machen,  welcher  der  Regierung  zu  einer  solchen  Aus- 
gabe bewilligt  wird. 

Wenn  nun  auf  diese  Weise  die  muthmafslicbe  Einnahme 
und  Ausgabe  eines  Staates  während  einer  bestimmten  Pe- 
riode in  Einklang  gesetzt  worden  ist,  so  ist  die  weitere 
Aufgabe  des  Staates  die,  für  die  Einhaltung  des 
Budgets  Sorge  zu  tragen.  Diese  Aufgabe  zu  lösen, 
fällt  unmittelbar  der  Staatsverfassung  anheim.  Die  beev^'ähr- 
testen  Mittel,  welche  bisher  der  menschliche  Verstand  zur 
Lösung  dieser  Aufgabe  entdeckt  hat ,  sind  theils  die  Nie- 
dersetzung einer  Oberrechnungskammer,  einer  Staatsbe- 
hörde, welche  die  Rechnungen  über  Einnahme  und  Ausgabe 
des  Staates  auch  in  Beziehung  auf  das  bestehende  Budget 
zu  prüfen  hat,  theils  die  Stellung  dieses  Budgets  unter  die 
Kontrole  der  Stände  oder  der  Volksabgeordneten.   Jedoch 


1)  Besonder»  in  der  Einher rscliaft.  Mdntesqnien,  d^s  canies  de 
la  grandear  des  Romaini.  Chap.  12.  Es  geht  im  öffentlichen 
Leben  leicht  so,  wie  im  Privatleben.  Auf  einen  guten  Wirth 
folgt  oft  ein  schlechter.  Was  ist  aus  dem  Schatze  geworden, 
den  Friedrich  IL  gesammelt  hatte?  Doch  droht  jetat  diese  Ge- 
fahr selten  sider  nie,  -^  ein  Vortheil  der  Staattechnlden. 


kftDii^  weifü  der  Staftt  ISehtilileft  ha<^  die  Yt)r9&rge  tdr  dM 
9ffeiitUc)ien  Kj-edtt  AehnKeliedi  wiejene  verlhssitiigflnlfifirigiß 
6ewAliiiei9tiiii;  fir  du  fiinhiiIteB  des  Bndi^ets^ 


iiweitk  Abtli'eijiüiig. 

SUmMofäehA&fh  äU  Hnem  Mittel  0^  'Stmmt  Ht^  S6$ 
Volkes  eiMtwufUl^H  %u  'itümhi^^  ''3 

Eine  der  merkw jirsigsten  firscheioiuiff en  an  dera  poU- 
tischeii Himmel  yoftBurapa  ist  d«r  yerschaldete  Zu- 

1)  Sni^li'sifhe  "Schlifft^  '^hvt  düa SbftnMenweMfi  dei^  Rttrapfitscii«^ 
8Uatep^:  flamll ton,  ^an  iDfoiTy  coacerning  tfie  riM  atfd  pifK 
gress,  the  redempstion  aaa  pretent  state  and  the  management  of 
die  hati6UM  ^^i  öf  Üre'4f-%Mtaifa.  %<fib%.  ^^iH.    'CoK'en,  Comi- 
^dllJite  oT  fi)i«hid^,  cMltK»fA|r  lAi  alidihnt  '^  (Hb^ori^A*,  '\»^^^ 
and  present  «täte  of  the  public  debt,  reTencle^  espiAltfHitP^,  nktif^ 
oal'banks  and   cnrrenciei   of  France,  Ruiaia,  rrussia  etc.  eic.^ 
and  •newins:  Ine  making  inTestmenti  in  them.    Also  an  niatorical 
'Aet^'kf^e'HMUifnil'^^t  (^  t)^'e^t(rMih  Ißtt'^ire.    "hÜM.  1^3. 
.    Tbe  ihiMic  debt,  its  inünbnce  aiM  taianagenient^^o6$i\ideret  in  n 
fifferent point  of  Tiev  from  SirH.  'Parnell  in  liis  werken  finan- 
cläl  reform.    Uj  M.  B.    London    18SI.    I^ebrer.   taxatidn,  re- 
'T^n\ie,i^oWer>  at&tifttUi  tfritl 'debt  ^  ^'he  ftntl^lBifi^iVe    ^Ubnd. 
t8S8.  Yi^neace  'of  tlye  f^umhs  dtfbt  -on  ttiTe  f|^4»er]fierUy  lif  tu«  ^libti- 
^ ^ry.    Lond. ,  18M.    C  a  r  e jr , ;  the  credit  «ysteni  in '  Frafiee,  Great- 
Britaln  and  the  U.  St.    Lond.  1838.  —  Ueber  Law 's  System  in 
']^ i^ali k'r'e \t\^i    K n'^fJgVr i e'n, cVm&.  VtKilS^ns  hisebrimh  crrUc. 
«|M>til'eipli)#iiAi ,  ^ntte  *J.  fSw  S^Sb'ttte  öt  f^ilfji^iA  0ifk  Xhr«!.  Ih 
ir^ctandia  debltis  pitblicUiecati  nupU  !6oCt.  1815.  r-  IHaihcli^ 
Schriften  {   Ueber  das  öffentliche  Schnldenweien.    Leipzig  1810. 
NeVeniu«;    ^er  ^ffenÜicb^  Kredit.    II. 'Aufl.    'Karlsruhe  äJSll. 
fl-TIde.      WeiVe   ^A'bl^fffeMg   öt)^  Aas  SbhäfdenNv^^tisit   «ihr 
£ur9fiai\M3|ien  ^:Sti|iiten,  /(4o«  ften  :Xa{irHacli^ir6 -dc^  ^esfAicbie 
und  Staatskande,  herausgegeben  von  Politz,  besonders   abge- 
druckt.)  Leipi.  1830.    S.  gegen  diese  Abhandlung :  Was  ist  von 
StaatischnMen  SU  halten?  Von  fiieVnd'uili.    Baskl   1#83.  und 
Knrfte   Beifluchtdiig  der   Sdbrifl:  Das  ISch^lden^esen  der  Enro- 
püschea  StaaftMi.  Trier' 168S.    Tallvv,  UebOrsiobt'sftiDditlioher 
iSarop&istfbtfn  Sfaatspapiere.   IHit  eliier  Einleiinng  in  die  Lehre 
Ten   den  Staflftssebifld^  «fibirüavpt.    üesöhsli'lSai.    ir^x,   die 
9lM«iielml4en  Und  die  Staattpapiere.    Mit  taMmAsrer  Mdisicbt 
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stand   der  Staate»    snseres  Weltti|#i)ffiu    AoC 
^aeiB  jeden  der  grofsen  Enropäieeben  Staaten,  -^  mit  nlri 
l<»iii^er  Ausnahme  der  Türkei^  weicher  e^  jäberdi^  i)icht, 
an  dem  guten  Wüten  gebricM^  Sebaldea  im  iiiaehen;,  son-* 
dem  nur  aniderMS^Iiehkeit^  sie  aiaoben  zu  konriea,  -r-  bi^^ 
tet  ehe  Bfosae  von  SehnUea»  Die  fiteateii  4^  z wej^en  und 
des  dritten  Ranges  sind  ihnen  fastinsgesammt  na(^gefolgt. 
Benn  so  eng  and  so  Tielseitig  ist  die  ^^^rbini^mg  Pfiter 
des  Earepätscben Staaten,  dafs,  yfßnn  fs^mv  .dieser  |$taf/te^. 
seine  Madil  durch  irgend  eine  Mafsvegel  oder  ein0  Einriebt 
tvng  ia  «jaen  ongewiHuidiehc^B  Grade  atej^rt ,  di§  anderen 
dem  Beispiele  sn folgen  genothigt  sind.  SitaatsanleiilW  9kßF 
stfld  eiH  Haoptmittel  dieser  Art.    Sio  set/^en  den  .Sltwt  A» 
den  Stand ,  das  Einkoamien  vider  Jahre  aogenhlickliph  ?^^ ; 
erheben  «ad  za  ¥er«ehnen. 

Die  ältesten  Bleister  in  der  Koaat,  dea  Kredit  des  Staa- 
tes eiffn  Sehttldenmaeiien  züib^uilzen,  waren  dieltaVener^  '3' 
—  «iberlmnpit  die  aJteäleaa  iLehrer  des  neae^n  JE^arofMi  in' 
der  ^aatskan^t  ibaen  folgten  »aeh  «ad  o^ch  f lß$nkri^eh 
nnd  Grofsbritannien  und  die  übrigen  Europäischen  Staaten* 
A«fa»gs  nar  schöchtern  nad  zögerad.  Dean  sie  fanden  in 
der  Gesehidite  kf^inen  Viorgaag.,  welaber  sie  «her  djie  Fol- 
gen der  ^aatsanlekne  hätte  iicilähren  kirmen.  ^J  A«Qb 
nMft  ^eileieht  sehen  der  Han^dei  onit.  GeM  äherhaupt  Ja  sei- 


anf  €lri€sbfiitBiiai6B,  Futnlti;«! dh  ,  ProtTseti  nnd  Hnfstiitd.''  |i«i|Ni. 
/I8dl.  ^[liUpeQ  und  SitaalAp^pl^r^.  Ein  3eitrag^  znx  Ge^^vkUhiß 
des.l7teu  und  19ten  JabilhuadcrU-  Hamburf^  1831.  (Der  ungre- 
nalilite  Terfasser  beVechnet  die  S(?hulden  der  Earopälsicheti  Staa- 
te« %ta  -f],tiO;OM,liOO  MarkiSaiifcö^  «BflMvchBet  «90  KiUiaaen 
Faf^Uij^eld.)  F^al^a,  der  aiSMiU^^efl.|t.  Tübingen  18^2.  Baum- 
stark, Versuche  über  Staatikredit ,  Staatsschulden  und  Staats- 
papiere, lleidelb.  1833.  Bernoulli,  Beiträge  zur  richtigeren 
WürdiguAg  iler  Stoatsankl^n  überhaupt  nnd  der  ▼«rstci^iedenen 
Anlüh^t^rnnm-  Kailaruhe  18^3.  f*aUer,  Arc^iiT /der^taaU- 
IPHploreisentbi^ltaBd  den  .Ursprung,  4lle£inrlchtung  und  den  Jetzi- 
gen Zustand  der  Staatsanleihen.    Le|p?(.  II«  Apfl,  1634« 

1)  SAfi  cpurs  (C^MppUt  d^^coapiiii«  poUt.  T,  3. 

t)  Wir  anlle»  wolll  «iiiMlne  Beispiele,   doiTs  «Staaten,  (vie  a.  B.  der 
Römische  Freietaal  ki  dem  cwy»ifte«  -faiiisolien  KilegeO  ia  jKeiten 
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nenversehieA^nen  Zweigen  zn  einer  gewissen  Vollkomnien« 
heit  gehiugt  seyn,  wenn  der  Staatskredit  seine  Wondor  in 
Beziehung  auf  Staatsehniden  olTenbaren  solL  Erst  in  den 
Kri^gep  des*  französischen  Bevolotion  ist  jene  Kunst  -^ 
nothgedrpngen  —  besonders  in  GroflbritanniM  in  einem 
Grade  ausgebildet  worden ,  der  nur  wenig  nn  Wünschen 
librig  IS&t 

Es  möchte  viel  zu  früh  seyn  j  ([denn  noch  haben  wir 
nicht  Erfahrungen  genug  gesammelt  ,3  ^"^  ^®  Folgen  mit 
einiger  Wahrscheinlichkeit  voraussehen  zu  können,  welche 
die  Nasse  der  auf  den  Europäischen  Staat^i  hafti^sden 
Sdiulden,  eine  Schuldenlast,  die,  noch  immer  wachsend, 
nur  durch  Zahlung  getilgt  werden  kann ,  für  Emropa's  Zu-r 
kunft  haben  wird.  Jedoch  schon  jetzt  hat  sich  wegen  des 
verschuldeten  Znstandes  der  Europäischen  Staaten  gar 
Manches  in  Europa  verändert.  Andere  Veränderungen 
kann  man  mit  Wahrscheinlichkeit  voraussehen.  Auf  jeden 
Fall  ist  es  rathsam ,  damit  uns  nicht  das  Schlimmste  unvor-* 
bereitet  trelTe,  jrae  Folgen  schon  jetzt  vorläufig  in  Betnu:h^ 
tung  zu  ziehen. 

Auf  den  ersten  Blick  ist  man  versucht ,  eine  Lobrede 
auf  den  verschuldeten  Zustand  der  Europäischen  Staaten 
zu  halten.  *3  *^  ^^  nicht  der  mehr  als  fnnfnndzwanzigjäh-» 
rige  Friede,  dessen  wir  in  Europa  geniefsen,  wenigstens 
zu  einem  guten  Theile,  eine  Folge  von  diesem  Zustande  der 
Dinge?  Es  hat  sieh  in  Europa  während  dar  Kriege  der 
französiscbep  Revolution,  eine  neue  Behörde  gebildet,  wel-» 
che,  aus  den  Kapitalisten  und  Bankhaltern  bestehend,  und  in 
ganz  Europa  ein  Ganzes,  bei  der  Frage  über  Krieg  und  Frie- 
den eine  Stimine  hat,  und  welche  eine  jede  Regierung,  die 


W'i  w  "   '  t !  I 


dtingeikdeif  No(h  Schalden  machten.  Aber  duhin  war  et  noch 
nie  ottcl  nirgends  gekommen,  dafs  man  Staatsanlehne  fpleirfa  als 
ein  ordentliches  Hälfsmiltel  aar  Bestreitung  der  öfleatlichen 
Aasgaben  benutzt  hätte. 

I)  Eine  solche  Lobrede  enthält  die  (S  150  Anm.  1  )  aagefiiii|;te 
Schrift,  mit  Beziehnng  auf  Grorsbritanniea  2  lofiaepce  ef  fbe 
|[»9bH<:  4eht  oa  the  preaperity  of  tbe  OQuntry, 
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der  Anlehne  beim  Krie^fahren  bedarf,  zn  boren  genothigi 
ist,  eine  Behörde,  welche  friedh'eh  gesinnt  ist  weil  sie  theils 
voranssieht ,  dafs  ein  neuer  allgemeiner  Krieg  das  Kredit- 
system der  Europäischen  Staaten  in  seinen  Grundfesten 
erschüttern  werde,  theils  noch  an  der  Herbeischaffung  dar 
Kapitalien,  welche  zu  Unternehmungen  im  Innern  der  En-* 
ropäischen  Staaten,  z.  B.  zur  Anlegung  von  Eisenbahnen, 
erforderlich  sind ,  der  Beschäftigung  genug  hat.  Sie  bin- 
det zugleich  die  schpldenden  Regierungen  mittelst  einer 
Art  von  Zwangsrecht  an  ihr  Wort ,  indem  sie ,  wenn  diese 
Begierungen  ihr  Wort  brechen ,  nicht  weiter  den  Kurs  der 
Papiere  derselben ,  (^auf  der  Londoner  Börse,}  in  dem  Kurs- 
zettel anmerkt.  —  Hat  nicht  ferner  der  verschuldete  Zu- 
stand  der  Europäischen  Staaten  auch  in  der  Verfassung 
dieser  Staaten  schon  sehr  heilsame  Veränderungen  be- 
wirkt? 13,  unmittelbar  in  denjenigen  Staaten ,  welche  ihre 
Verfassung  in  dem  Interesse  des  Staatshaushaltes  umge- 
staltet haben ,  mittelbar  aber  auch  in  denjenigen  Staaten , 
deren  Verfassung  zwar  nicht  der  Form,  wohl  aber  dem 
Geiste  nach  eine  andere  geworden  ist  ?  Da  der  Schuldner 
allemal  in  einer  gewisseren  Abhängigkeit  von  seinem  Gläu- 
biger steht,  so  haben  sich  auch  überall  die  Regierungen,  die 
Schulden  hatten ,  genöthigt  gesehen ,  die  Ansprüche  und 
Wünsche  des  Volkes,  mehr,  als  es  vielleicht  sonst  geschehen 
seyn  würde,  zi»  ijcachten-  Und,  je  weniger  der  Staats- 
gläubiger wegen  seiner  Schuldforderung  gesichert  ist,  desto 
ängstlicher  mufste  er  dif  fllegierung  bewachen.  —  Endlich, 
hat  nicht  dieser  Zustand  der  Dinge  auch  auf  die  Staats- 
verwaltung  einen  mannigfaltig  -  wohltbätigen  Einflurs 
gehabt  ?  Ihnen  ist  z.  B.  der  Aufschwung  zu  einem  grofsen 
Theile  zuzuschreiben,  den  der  Handelsverkehr  in  ganz  Eu- 
ropa in  den  neuesten  Zeiten  genommen  hat.  Denn  Staats- 
schulden mobUisiren  bis  zu  ihrem  Betrage  den  Grund  und 


1)  8.  meine  Abhandrungen  aas  dem  Gebiete  derStaatswirtbichafte- 
lehre.    L   Abhandlung.     Ueb^f  .die   demokratiaclie  Tendenz  der 
,  heutigen  Eoropäiechen  Staatewirthichaft. 
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Boden  d.  i.  sie  verwandeln  ihn  bis  zn  ihrem  Betrag  in  be* 
we^Iicfaes  Gut  und  geben  so  der  Handlang*,  deren  Lebens- 
-priocip  das  Cldd  Ist,  einen  nenen  Impuls«  Eben  so  waren 
sie  zugleich  ein  Hanptinittel ,  das  Yolk  in  4er  That  and 
Wahrheit  %u  einem  Ganzen  zn  vereinigen.  Denn  Zah- 
len and  Bezahltwerden  hangt  bei  den  Stoatssehalden  von 
dem  gesammten  Zustande  des  Staates ,  diesen  als  ein  Gan- 
zes betrachtet,  ib.  Insbesondere  aber  offenbarten  die 
Staatsscliulden  In  dem  Staatshaushalte  ihre  wohltktfigen 
Wirkungen.  tJeberall  kam  indem  TerhSltnisse ,  in  wel- 
chem die  Schuldenlast  der  Steuern  zunahm,  auch  mehr  Ord- 
nong  in  den  Staatsftaus/halt.  Denn  die  Regierungen  sehen 
sich  genSthigt ,  von  ihren  Eünnahmen  und  Ausgaben  Rech- 
nung dem  J^ublikum  abzulegen.  Ueberall  vermehrte  sich 
zugleich  mit  den  Staatsschulden  die  Madit  der  Regierun- 
gen, nene  Schulden  zu  machen.  ^  Denn  die  verfügbaren 
Kapitalien  hatten  sich  vermehrt ,  das  Geld  war  wohtfeiler 
geworden. 

Dars  und  wie  übrigens  alles  dieses  aocfh  nitf^sts  PW- 
vatinteresse  Einzelner  im  Volke  einen  wohlfhätigen 
EÜn'flurs  hahen  mufste,  bedarf  nidht  erst  einer  attsff&hrlirhen 
Ißrläuterohg.  Nur  des  Vortheiles  mag  hier  itodi  Br- 
wahnung  g^sdiehen,  welchen  {Staatsschulden  den  Kapita- 
Jl^ten  in  so  Terne  gewähren,  als  sie  ihnen  die  Mittel  an  die 
fiand  geben,'  ihr  Gdd  mit  Leichtigkeit  und  ^^  wenigsrtens 
in  Friedenszeiten  —  mit  Sichei^helt  zn  hentttztn,  Wiegrofe 
in  dieser  Beziehung  ihr  V<rrzug^irorPrivatschiriäfordermigen 
sey,,  läfst  sich  unter  anderem  daraus  abnehmen,  dafs  täe 
Henschen  srcfh  nicht  abhalten  lassen ,  ihr  *Geld  selbst  einem 
Staate-zu  Idfheuj,  der  Ihnen,  ("wie  z.  B.  jetzt  Spanien, } 
mtlmr  als  einmal  sein  Wort  Tiidht  ge'halten  hat.  Zwar  kommt 
den  Staatspapieren  m  so  fern  ^tich  der  Gi»st  des  Wagens 
zu  'Statten,  der  in  dem  Handel  nUrt  ihnen  ubeihaupt  ^ine  -so 
wichtige  Rolle  spielt.    Aber  wie  würde  es  mit  dem  Han- 
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_   %)  -Ufani  Irat  ;rfi<»e1leuitilmiy'*inibiwonde>c  «toii  «deii 
anlelineii  gemaclit. 


delsverkehre  überhaupt  stehen ,    wenn  es  ihm  an  diesem/ 
ÜH^tfeffebWdie? 

GleichWöhl,  wenn  änch  alle  dies6  Vloritheil^  denStaats-"' 
schulden  zuzuschreiben  oder  von  denselben  zu  erwarten 
sind ,  wenn  auch  keiner  derselben  durch  einen  mit  ihm  ver^ 
Ibün^eüen  Nachttieil  aufgewogen  würde,  so  wärde  doch 
den  l^aatsschulden  ein  anderer  Grund  entschieden  ent^^gen** 
stehen,  —  die  hnabwencibare  Gefahr  des  Mifs-r 
brauch  es. '3  ^^^nn  Staaten  einmal  zum  Borgen  ihre 
Zuflucht  genommen  haben,  so  können  sie  nicht  sagen:  Bis 
liieherund  nicht  weiter!  Sie  müssen,  besonders  in  Kriegs- 
zeiten, von  Neuem  (jeid  aufnehmen  und  so  immer  tiefer  in 
Schulden  gerathen.  Man  kann  daher  mit  einiger  Wahr-^- 
scheinlichkeit  voraussehen,  dafs  ein  neuer  allgemeiner  Krieg, 
der  in  Europa  auslbräche,  die  Folge  haben  würde,  alle  gros-* 
seren  Europäischen  Staaten  zu  oötbigen ,  die  Zahlung  der 
Winsen  einzustellen.  Schon  jetzt  sind  mehrere  derselben, 
z.  B.  Grofsbritannien,  Spanien,  Portugajl,  mit  eii\er  Schul^- 
denmasse  belastet,  welche,  nach  Verziasung  der^taats*- 
schuld ,  für  die  Bestreitang  der  laufenden  Staatsausgaben 
nur  verhältnifsmäfsig  wenig  übrig  läfst.  .(^In  GrofsbritannieH 
ungefähr  ein  Viertheii.)  Ein  neuer  Krieg  würde  die  gros*- 
seren  ^Europäischen  Staaten  auf  dem  geraden  Wege  2u 
einem  Banqueroute  führen,  auf  einen  Weg,  der  leicht  in  ei- 
ner Revolution  endiget.  Ein  kleinerer  Staat,  der  schwer 
mit  Schulden  belastet  ist,  hat  noch  überdiefsfür  seine  Selbst«« 
stänäigkeit  zu  fürchten.  So  berief  sich  a.  B.  Napoleon,  als 
er  äolland  mit  j^rankreich  vereinigte  t,  auf  die  Masse  von 
jäcbulden ,  welcher  jener  Staat  nicht  mehr  gewachsen  sey 
—  Eher  bleibt  also  nichts  übrig., -als  sich  auf  den  W,ahl- 
Spruch  äer  ])jplomaten  zu  berufen:  Etiam  .posteritati  aliquid 
relinquendum  esse  censeo ! 

1)  Es  ist  bemerlteniwerth  ;  ämtn  fatt  alle  die  Worte,  darch  welche 
man  das  Herabsetzen  der  Staatsschalden  beielcbnet,  %  B.  die 
Worte :  Redacireo,  Tierciren,  Arrosiren-^  CoBTertiren,  ^  Fremd- 
worte sind. 
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I.    Was  sind  8taat88cholden?  —  Grundsatz  der 
Lehre  von  den  Staatsschulden. 

Staatsschulden  sind  Steuern,  welche  der  Staat  der 
Nachwelt  in  der  Gestalt  eines  Anlehns  auferlegt.  (TEiS  ist 
also  hier  nicht  von  den  Fällen  die  Rede,  in  welchen  der 
Staat  ein  Anlehn  macht,  um  eine  Steuer,  ehe  sie  eingeht, 
—  anticipando  —  benutzen  zu  können.  Die  Aufnahme 
eines  Anlehns  dieser  Art  ist  nur  eine  Verwaltungsmafsre- 
gel.  —  Dagegen  stehen  andere  Schulden  des  Staates ,  die 
auf  einem  Anlehn  beruhen ,  abgesehen  von  ihrem  Rechts- 
grunde   oder   Titel,    unter   denselben  Grundsätzen,   wie 

Staatsanlehne.3 

In  dieser  Begriffsbestimmung  der  Staatsanlehne  liegt 
zugleich  dasPrincip  der  Lehre  von  den  Staats- 
schulden. Diesesind  nicht  nachdem  Yertragsrechte, 
sondern  nach  denGrundsätzen  zu  beurtheilen,  die 
von  den  Steuern  überhaupt  gelten.  Denn  sie  sind 
in  der  That  und  Wahrheit  Steuern,  sie  sind  z.  B.  eben  so, 
wie  diese ,  aus  dem  Ertrage  der  Steoern  zurückzuzahlen. 
Der  Darlehnsvertrag  ist  nur  das  Gewand ,  in  welches  die 
Steuer  eingekleidet  —  oder  durch  welches  sie  verhüllt 
wird.  Der  Verpflichtungsgrund  dieses  Vertrages  beruht 
unmittelbar  und  allein  auf  dem  Besteuerungsrechte. 
Dieses  Recht  erstreckt  sich,  —  wie  ein  jedes  andere  Recht 
der  Staatsgewalt  oder  des  Souveraines,  —  sowohl  auf  die 
Zukanft  als  auf  die  Gegenwart.  Denn  für  den  Staat  (m 
der  Idee3  giebt  es  keine  Zeit ,  giebt  es  keine  Gegenwart 
und  keine  Zukunft,  keine  Mit-  und  keine  Nachwelt.  *3  ^^^ 
Vertrag ,  den  die  Parteien  in  der  Regel  über  ein  Staats- 
aniehn  sbschliefsen,  bestimmt  zwar  die  Art,  wie  der  Staat 
sein  Besteuerungsrecht  in  diesem  Falle  auszuüben  gedenkt. 


1)  Einige  der  Vereinigten  Staaten  haben  —  neuerlich  —  die  Terbio- 
dende  Kraft  dar  Staatsanlehne  geleognet.  Sie  ycrnichteten  lo 
nicht  nnr  ihren  Kredit,  sondern  nie  hohen  da«  Wesen  dra  Staatea 
salbet  auf. 
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Der  rechtlich  verbindenden  Kraft  des  Anlehns  fugt  er 
nichts  hinzu.    ( Daher  haben  auch  Zwangsanlehne  die" 
selbe  Rechtskraft  und  Gültigkeit,   wie    freiwillige.^ 
Denn  der  Staat  kann  sich,  als  solcher,  Q  überhaupt  in  kei- 
nem Falle  rechth*ch  verpflichten.    Insbesondere  haben  auch 
Staatsanlehne ,  zu  welchen  Kapitalisten  des  Auslandes  ihr 
Geld  herschiefsen ,  nicht  eine  rechtlich  verbindende  Kraft* 
Diese  Kapitalisten  sind  in  so  fem  nur  Unterthanen  des  Staa- 
tes, welchem  sie  das  Geld  darleihen.  Ihre  Regierung  kann 
sich  für  sie  nach  Befinden  im  Wege  der  Güte  verwenden. 
Aber  ein  Kriegsrecht  hat  sie ,  wie  auch  ihre  Unterthanen 
von  der  auswärtigen  Regierung  behandelt  werden ,  in  kei- 
nem Falle.  (^Nach  diesem  Grundsatze  hatz.  B.  die  Britische 
Regierung  von  jeher  gehandelt.^  —  Nur  die  Wirkung  ist 
dem  Vertrage ,  welchen  eine  Regierung  wegen  der  Anle- 
hen,  die  sie  aufnimmt,  mit  den  Darleihern  eingeht ,  beizule- 
gen, dafs  er  die  rechtlich  verbindende  Kraft,  welche  in  der 
Aufnahme  eines  Staatsanlehens ,   schon  als  in  einer  Hand- 
Inng  der  Staatsgewalt,  liegt,  noch  durch  eine  moralische 
Verbindlichkeit  verstärkt,  —  durch  die  Verbindlichkeit  des 
Souveraihes,  überhaupt  sein  Wort  zu  halten,  durch  eine  Ver- 
bindlichkeit, mit  welcher  im  Staate  ein  jedes  gegebene  Wort 
schwankend  und  unsicher  gemacht  werden  wurde.  —  Ueb- 
rigens  besorge  man  nicht,  dafs  durch  die  Meinung ,  welche 
hier  über  die  rechtlich  verbindende  Kraft  der  Staatsanlehne 
geaufsert  worden  ist,  der  Sicherheit  der  Staatsglänbiger 
auf  irgend  eine  Weise  Eintrag  geschehen  werde.     Die 
Vorsorge  für  den  Staatskredit ,  die  Aussicht  auf  die  Noth- 
wendigkeit,  welche  eine  Regierung  hat,  neue  Anlehne  za 
machen ,  leistet  in  der  Regel  schon  eine  genügende  Bürg- 
schaft |lür  die  Unverletzlicbkeit  der  den  Staatsgläubigem 
anstehenden  Rechte. 

Es  sind  in  dem  Obigen  zwei  Arten  der  Staats- 
haushaltunfi:  unterschieden  worden.    Nach  der  einen     a 

A 

1)  AU  solcher  «-  dieses   war  hinzuzufügen,  damit  der  Sats   nicht 
auf  Vertrage  ausgedehnt  wurd«,  welche  der  SouTerain ,  als  Ver-     j^ 
tretei  der  Volksgemeinde ,  eingeht«    Vergl.  den  Bd.  I.  S.  M  it       < 
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Imt  «iel|  4er  Staat  pik  ^  4i9  Einnahme  ood  Auagalie  dinr 
git^pero  »u  beschr^AKfiiu  ^  ^'i  mt  anderep  Werten ,  no» 
^aa  Natinoaly^rmo^fin  ^  lA  JBefiieiittq^  aqf  die  Beatreitang 
der  affenUicb^a  Avs^fJkP  W  bi^wirtbaehafteot  Nach  der 
fin deren  Art  hat  ai^  4pr  Staat  eifien  Tbeil  des  NatioBab« 
Vermögens  vorbeha^Q««  Mmm^  dem  fiinkammen  ans  denir^ 
seihen  dep  öffentliche^  Aüfwapd  für  iwmer  zu  deeken.  — 
Nun  gilt  {(War  d^A  Degnjtjpi)  der  Staatsadmlden ,  dia  od 
Anfang  der  vorliegenden  AbtbeU0ng  gegeben  werden  ist, 
sowohl  von  der  eiaep  als  vqn  der  anderen  Art  der  Staats-« 
haoshaltung,  (^In  den  Staaten  de$  Deutschen  Belches 
waren  die  3chqldeq  des  Vüfsten  eine  Hauptveranlassnng, 
die  Uebernah.aie  djeaer  Spbnlden  den  Landständen  anaa-> 
8iiinen»3  Pajedpeby  wo  der  Staatabanshalt  auf  die  letatera 
Weise  bestellt  iat,  daa  Staatsv^rmögen  oft  nur  als  daa 
Privatyeriaögen  d^  ^taAtsoberbau^tes,  die  Staatsschulden 
oft  qnr  als  PriyatscbtMden  des  Souverains  betrachtet  wer?« 
den,  so  wird  in  der  Felge  auf  diese  Art  des  Staatshaua- 
haltea  PPt  gelegentlji^b  iHdekaicht  genommen  werden. 

II.    Wann  tfar/ der  Staat  Scbalden  machen? 

lEiine  4^t  achwierigaten  .-rr-  und  gleichwohl  eine  der 
Qpeb  am  wenigsten  bearbeiteten  -^  Fragen  in  der  Lehre 
ypa  dep  SitSiatssehiilden  ist  die:  Wann  darf  der  Staat 
$ebf^4^  aiaohen?  Dafs  der  Staat  das  Recht  hat,  die 
^^iJfentlipbeii  Ausgaben  dnr(^h  Anlehnen  der  Nachwelt  auf- 
zpb^den ,  genügt  '^ur  Beantwortung  dieser  Frage  noch 
a^btr  J^9n  bei  der  :VO!rliegeuden  Aufgabe  handelt  es  mch 
VQ^  4cr  Aus.abiiog  dieses  Rechtes.  Dieselbe  Aufgabe 
WJede^balt  sieb  aueh  bei  den  übrigen  Hoheitsrechten. 

Die  Regel  dürfte  aber  die  seyn:  Nur  kraft  eines 
JS4^ikfß4^ht^ß  td»  i.  nur  dann  dürfte  der  Staat  befugt 
^Pfn^  Seb^lden  e.n  nAchen,  wenn  ilas  Volk  für  jet^t  iiichi 
im  Stande  ist,  die  Ausgaben,  welche  der  Aufwand  des 
Anlehns  verursacht,  selbst  zu  b(^$fjtrejitc|n*  Freilich  eine 
R^fd^  we^lcbe,  wegep  ihrer  IJnbestiffliiithßit,  4iem  Ermes- 
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4BeB  der  Begienmg  sehr  viel  anheimstellt.  ^3  «^^doch  kann 
und  soll,  (wie  in  anderen  und  ähnlichen  Fällen,])  deoi 
Mifsbranche  dieses  Rechtes  die  Staatsverfassung  vorheug^ei). 

Dagegen  k^nn  ein  Staatsanlehn  nicht  schon  damit 
gerechtfertigt  werden,  dafs  die  Ausgabe,  für  welche  eß 
bestimmt  ist,  zugleich  zum  Vortheile  der  Nachwelt  ge- 
reicht. Es  giebt  keine  Ausgabe,  welche  der  Staat  blos 
zum  Yertheile  der  Gegenwart  zu  machen  hätte;  mehrere 
bezwecken  sogar  blos  den  Vortheil  der  Zukunft«  Im 
Staate  mufs  eine  jede  Zeit  die  Bürden  tragen,  die  ihr  die 
Umstände  auferlegen,  hat  ein  jeder  Tag  seine  eigene  Plage« 
Denn  weifs  der  Staat,  was  und  wie  viel  der  nächste  Au- 
genblick dem  Volke  auflasten  werde?  oder  treten  nicht 
in  der  Yolksgemeinde  in  jedem  Augenblicke  neue  Mit** 
glieder  an  die  Stelle  der  abtretenden? 

Jedoch  leidet  jene  Regel  zuvörderst  die  Ausnahme^ 
dafs  der  Staat  eine  Ausgabe,  auf  deren  Erstattung  er^ 
(^mit  Hinzurechnung  der  Zinsen  ,3  mit  hinreichender  Ge-, 
wirsheit  rechnen  kann ,  durch  ein  Anlehn  zu  decken  be- 
rechtigt ist.  Denn  das  Anlehn  ist  alsdann  nur  eine  vor- 
läufige Auslage;  der  Staat  thut  alsdann  nur  das,  was  eine 
jede  Aktiengesellschaft  eben  so  wohl  zu  thun  ermäi^htigt 
ist.  (^Ein  Beispiel  solcher  Anlehnen  sind  die  Staatsanlehnen 
zur  Führung  einer  Eisenbahn.])  —  Eine  andere  Ans- 
nähme  ist  die,  da  der  Staat  nar  zur  Abtragung  einer 
alteren  Schuld  ein  Anlehn  aufzunehmen  genöthiget  ist. 
Zwar  ist  der  Staat  in  einem  jeden  Augenblicke  verpflich^ 
tet,  seine  Schulden ,  sobald  als  er  kann,  zu  tilgeA.  Aber 
in  diesem  Falle  liegt  schon  in  der  JVöthigung  »ir  Atitrag- 
ung  der  älteren  Schuld  der  Beweis ,  dafs  der  Staat  für 
jetat  unvermögend  ist,  jener  Verbindlichkeit  nachzukom- 
men. Ueberdiefs  ist  in  demselben  Falle  die  Tilgung  der 
älteren  Schuld  noch  mit  besonderen  yorlbeileiii  ]v:erhuadeDU 


1)  2.  fi.  Ist  auch  das  ein  hinreichender  Grand«   ^in   Staatsaiilehn 
atA^asehmea ,  wenn  d«a  Volk  wegen  'des  Vrndkea  der  Sienstn 
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Zn  einem  gmz  anderen  ftesnltafe  wfirdle  fliftn  freiliell 
alsdann  gelangen,  wenn  man  annähme,  dafs  Staatsanlehne 
schon  durch  den  Yortheil  sattsam  gerechtfertigt  wärden^ 
den  sie  durch  eine  Terhältnirsmäfsige  Entlastung  der  Ge- 
genwart gewähren.  Alsdann  hätte  man  alle  Steuern  in 
Anlehne  2u  verwandeln  und  nur  für  die  Verzinsung  dieser 
Anlehne  Sorge  zu  tragen.  Aber  wohin  würde  und  mulste 
am  Ende  eine  solche  Staatshaushaltung  fahren  ?  Nor  un«- 
ter  besonderen  Umständen  kann  diese  Regel,  namentlich 
wenn  sonst  neue  Steuern  einzuführen  seyn  würden,  allenfalls 
gebilligt  werden. 

Uebrigens  hat  alles  dieses,  was  hier  von  den  Bedinge 
ungen  gesagt  worden  ist,  unter  welchen  das  Recht  des 
Staates,  Schulden  zu  machen,  ausgeübt  werden  darf,  nicht 
den  Sinn,  als  ob  die  Rechte  der  Staatsgläubiger  von 
der  Erfüllung  dieser  Bedingungen  abhängig  wären.  Aus 
welchen  Gründen  sich  auch  der  Staat  verpflichtet  haben 
mag,  sein  Wort^mufs  ihm  heilig  seyn. 

ni.    Wie  soll  der  Staat  Schulden  machen? 

Aufser  den  allgemeinen  Regeln ,  welche  auch  der  Pri- 
vatmann bei  der  Auinahme  eines  Anlehns  zu  befolgen 
hat,  —  z.  B.  aufser  der  Regel,  dafs  man  sich  an  diejenigen 
zu  wenden  hat,  bei  welchen  Geld  am  ersten  zu  finden  ist, 
und  zu  einer  Zeit,  wo  es  auf  dem  Geldmarkte  nicht  an  Geld 
fehlt,  —  hat  der  Staat,  wenn  er  eines  Anlehns  bedarf, 
noch  gewisse  besondere  Regeln  und  Maximen  zu  befolgen. 

Vor  allen  Dingen  hat  der  Staat  bei  seinen  Anlehnen 
die  Formen  und  Bedingungen  sorgfältig  einzuhalten, 
welche  die  Verfassung  des  Staates  vorschreibt.  Hat 
er  diesen  Formen  und  Bedingungen  nicht  entsprochen ,  so 
ist  das  Anlehn  für  ihn  nicht  verpflichtend ,  es  wäre  denn 
dafs  es  mit  der  versio  in  rem  gerechtfertigt  werden  könnte. 
—  Der  Hauptzweck  der  Gesetze  dieser  Art  ist  der,  dem 
Mifsbrauche  vmrzubeugen ,  der  sonst  so  leicht,  von  dem 
Rechte,  den  Staat  mit  Schulden  zu  belasten,  gemacht  wer- 


den  könnte.    Jedoch  erreichen  die  Ges^ze  diesm  Zweck 
meist  nur  unvollkommen.     Die  Repräsentatiwerfassung, 
welche  doch  Staatsanlehne  vorzugsweise  an  gewisse  For- 
men, —  an  die. Zustimmung  der  Kammern,  —  bindet,  ist 
aneh  deswegen  die  theuerste,  weil  sie  am  ersten  Yeran* 
k^Hsung  giebt ,  Staatsanlefane  auf  Staatsanlehne  zu  häufen.' 
Hier  wird  die  Verantwortlichkeit  der  Regierung  durch  die 
Verantwortlichkeit  der  zweiten  Kammer  fast  gänzlich  auf- 
gehoben.   Wenn  das  Volk  über  die  Lasten  idagt ,  die  ihm 
durch  Anlehne  auferlegt  werden ,  so  whrd  es  an  seine  Ver- 
treter verwiesen«    ([Grofsbritannien ,  der  am  tiefsten  ver- 
schuldete Staat ,  hat  am  längsten  eine  Repräsentativver- 
fasgung. )     Selbst   die  absolute  Monarchie  hat  in  dieser 
Beziehung  dnen  Vorzug  vor  der  Repräsentatiwerfassung. 
Zwar  fehlt  es  in  der  absoluten  Monarchie  gewöhnlich  «n 
Gesetzen^  welche  die  Gültigkeit  der  Stäatsanlehne  von  d^r 
Beobachtung  gewisser  Formen  abhangig  machen,  oder  doch 
diesen  Gesetzen  an  schützender  Kraft.    Gleichwohl  wagt 
es  in  dieser  Verfassung  die  Regierung  nicht  leicht ,  dem 
Volke  eine  Last  aufisuhurdea,  die  es  nicht  ohne  Murren  tra- 
gen würde*  Mit  einem  Worte,  die  sicherste  GewahrleistuNif 
für  die  Rechte  der  Staatsgläubigar  liegt  nijcht  in  den  für  die 
Staatsanlehne  gesetzlieh  vorgesdiiebenen  Formen,  sondem 
in  den  Bedingungen  d^  Staatskredites  an  sich* 

Sie  liegt  eben  so  vinenig  in  der  Sicherheit,  die  deiP 
Staat  für  die  Rndkzahlung  seiner  Schulden  geleifrfet  hat 
oder  leisten  kann.  Ein  Privatmann  kann ,  wegen  der  Bt- 
fnllong  der  von  ihm  eingegangenen  Verbindlichkeiten,  eilieft 
Bürgen  stellen ,  oder  ein  Pfand  oder  ein  Unter])fand  (pig-. 
nus  vel  hypotfaecamj  einsetzen.  Den  Staat  bindet  nnr  »um 
Wort.  Denn  dieser  entlastet  durch  dieselbe  Erklärung, 
durch  welche  er  sich  von  der  Verbindlichkeit,  zu  zahlen^ 
freispricht,  auch  seinen  Bürgen,  auch  das  von  ihm  einge- 
setzte Pfand  oder  Unterpfand.  Von  dieser  Regel  ist  2war 
der  Fall  auszunehmen ,  dafs  sich  ein  anderer  Staat  für  den 
Schuldner  verbürgt  hat    Jedoch  ist  auch  dieser  Staat  nur 

Xaehar'im,  vom  Staate.  VIL  11        . 
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darch  sein  Wort  gebanden.  —  Wenn  ^eiehwohl  noch  im« 
mer  die  Falle  nicht  selten  sind ,  dafs  fnr  Staatsanlehne  ein 
Unterpfand,  ([wie  z.  B.  in  Spanien  an  den  Qaecksilberberg- 
werken , }  bestellt  wird ,  so  i^eschieht  das  bald  ans  Nach- 
sidit  gegen  die  VorurtheOe  der  Kapitalisten ,  bald  weil  das 
Unterpfand  zugleich  mit  dem  Rechte  des  Gläubigers  ver- 
banden ist,  sich  aos  den  Nutzungen  des  Unterpfandes  selbst 
bezahlt  zu  machen.  Anders  stellt  sich  freih'ch  die  Sache, 
wo  ein  Staat ,  welcher  unter  der  Gerichtsbarkeit  eines  an- 
deren oder  eines  Yölkerstaates  steht,  ein  Anlehn  aufnimmt, 
ein  Fall,  der  ehemals  in  den  Staaten  und  Gebieten  des  deut- 
schen Reiches  eintrat  Aber  in  Grofsbritannien ,  in  Frank- 
reich u.  s.  w.  wird  man  von  der  Bestellung  eines  Burgen 
oder  eines  Unterpfandes  für  Staatsanlehne  nichts  hören. 
Da  beruht  die  Sicherheit  der  Staatsglaubiger  auf  dem 
Schlüsse:  Die  Regierung  hat  bisher  gezahlt,  sie  wird  auch 
ferner  zahlen.  Sie  wird  auch  femer  zahlen ,  da  sie  weifs, 
dafs  sie  über  kurz  oder  über  lang  zu  neuen  Anlehnen  ihre 
Zufucht  nehmen  mufs. 

Es  soll  der  Staat,  —  außerordentliche  Falle  ausge- 
nammen,  —  Anlehne  nur  gegen  Renten  d.  i.  nur  so  auf- 
nehmen, dafs  er  zwar  das  ihm  dargeliehene  Kapital  alljähr- 
lich verzinst,  das  Kapital  selbst  aber  nur  von  ihm  aufge- 
kündigt werden  kann.    Nicht  nur  ist  diese  Art,  Geld  zu 
borgen,  die  für  den  Staat  vortheilhafteste;  sondern  es  spricht 
für  sie  noch  ein  anderer,  sich  aus  der  Natur  eines  Staatsan- 
{chnes  ergebender  Grund.      Wenn   Staatsanlehne    nichts 
anderes  als  Steuern  sind ,  welche  der  Staat  vor  .,dem  Ter- 
falltage  zu  beziehen  genöthigt  ist,  so  mufs  ihm  auch ,  da  er 
nicht  voraussehen  kann,   wenn   dieser  Grund   wegfallen 
werde,  das  Recht  zustehen ,  den  Zeitjpunkt  der  Rückzah- 
lung des  Anlehns  nach  Gefallen  zu  bestimmen.    Staats- 
anlehne mit  der  Bedingung    der  Rückzahlung  .  zu    einer 
bestimmten  Zeit    sind,    der  Sache  nach.   Privatanlehne. 
Denn  der  Privatmann  kann  sich  dieser  Bedingung  nicht 
durch  die  Einrede  entziehen,  dafs  es  ihm  für  jetzt  unmög- 
lich aey,  diese  Bedingung  zu  erfüllen.  Im  Mittelalter  wur-- 
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den  in  der  römisch-katholischen  Christenheit  Darlehne 
überhaupt  in  den  von  der  römisch-katholischen  Kirche  za- 
gelassenen  Rentenkauf  eingekleidet.  (^  Daher  die  vielen 
Gälten  und  Zinsen,  die  in  mehreren  Europäischen  Staaten 
noch  immer  auf  den  Grundstücken  unablöslich  haften.) 
Auch  ein  Staatsanlehn  auf  lienten  ist  ein  Rentenkauf.  Aber 
der  Unterschied  zwischen  dem  Rentenkaufe  des  Mittelal« 
ters  und  dem  bei  Staatsanlehnen  ist  der,  dafs  jener  der 
Freiheit  des  Grundei^enthums  Eintrag  thut,  dieser  aber 
sie  ungeschmälert  läfst.  —  Aus  diesem  so  wie  aus  anderen 
Gründen  lassen  sich  auch  Staatsanlehne  auf  Leibrenten 
in  der  Regel  nicht  vertheidigen. 

Dieser  Unterschied  zwischen  Staats-  und  Privatschul- 
den hat  noch  eine  andere  wichtige  Folge  I  Wenn  der  Staat 
neue  Schulden  machen  will,  (^z.  B.  um  die  Zinsen  von  den 
Schulden ,  die  er  schon  hat ,  herabzusetzen  ,3  so  hängt  es 
von  seinem  Ermessen  d.  i.  von  dem  Stande  seiner  Staats- 
papiere ab,  ob  es  vortheilhafter  für  ihn  sey,  mehr  an  Ka- 
pital und  zu  einer  niedrigeren  Rente  oder  auf  die  entge^ 
gengesetzte  Weise  zu  borgen.  OieEuropäischen  Regierungen 
ziehen  meist  das  letztere  vor,  --^  in  der  Ueberzeugung, 
dafs  an  die  Ruckzahlung  des  Kapitales  nimmermehr  za 
denken  sey.  , 

Endlich,  der  Staat  hat  den  Anlehnen,  die  er  anfhimnit) 
die  den  Gläubigern  vortheilhaftesten  Neben- 
beding nngen  beizufügen,  '3  aafdafs  er  die  Kapitalisten 
anlocke,  ihr  Geld  dem  Staate  darzubringen.  Es  sind  da- 
her z.  B.  die  Staatspapiere  auf  den  Brieüsinhaber,  ^au 
porteur,3  zu  stellen.  Es  müssen  die  fälligen  Zinsen  an 
mehreren  Orten  auch  im  Auslande  erhoben  werden  können. 
£Die  Leichtigkeit,  mit  welcher  die  Zinsen  erhoben  werden 
können,  ist  bei  den  Staatsanlehnen,  nebst  der  unbeschränk- 
ten Yeräufserlichkeit  der  Staatspapiere,  die  Hauptsache ') 


1)  Oder  auch  Ton  den  gemach tco  Beding ni^en  sn  Gunttan  der 
Gläubiger  mit  einer  gr^fien.  Liberalität  abzuwaichen,  i.  B.  waa 
4ie  Bezahlmiii^  Terjährtar  Zinsen  betrifft. 
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IV.    Ton  der  Rtickzablung  der  Staatsschulden. 

Es  wird  unter  dieser  Aufsciirift  uur  von  der  Rückzah- 
hin|f  derjenigen Scfauldeu  die  Rede  seyn,  die  auf  den  gros* 
seren  Europäischen  Staaten  .  haften.  Kleinere  Staaten 
haben  Staatsschulden  zu  fürchten,  wie  die  Gefahr  des 
Verlustes  ihrer  Selbsständigkeit.  Denn  leicht  kann  ein 
benachbarter  grofser  Staat  die  Schuldenlast ,  die  auf  ihnen 
ruht,  als  einen  Vorwand  benutzen,  sie  mit  bewaffneter 
Macht  zu  überziehen.  QAIb  Napoleon  das  Königreich  Hol«- 
land  mit  Frankreich  vereinigte ,  stützte  er  diese  Mafsregel 
unter  anderem  darauf,  dafs  Holland  nicht  mehr  seine  grofse 
Sdbiuldenlast  zu  tragen  im  Stande  sey.3  Kleine  Staaten 
haben  sich  daher  der  Aufnahme  von  Anlehnen  möglichst  zu 
Ehalten  oder  wenigstens  ihre  Schulden  so  bald  als  möglich 
wieder  abzutragen. 

Anlangend  dagegen  die  grofsen:  Europäischen  Staaten, 
sk  B>  Grofsbritannien ,  Frankreich ,  Gestenreich ,  so  ist  hei 
ihnen,  den  Fall  eines  Banquerouts  ausgenommen,  von  wel- 
chem hier  nicht  weiter  die  Rede  seyn  wird),  ([kommt  Zeit, 
kommt  Rath  !3i  eine  gänzliche  Tilgung  der  Staatsschulden 
geradezu  eine  Unmöglichkeit.  Nur  herabsetzmi  können 
sie  nach  Bünden  d.  i.  wenn  der  Zustand  des  Geldmarktes 
günstig  ist,  auch  die  Stellung  der  Staatsgläubiger  zur  Ver- 
fassung nicht  im  Wege  steht,  ihre  Schulden  oder  die  Zin- 
sen derselben. 

Da  gleichwohl  em  jeder  Gläubiger  auf  die  Rückzah- 
lung seines  Kapitales  rechnet ,  was  hält  die  Staatspapiere, 
ungeachtet  isie  von: den  Staaten,  welche  das  Geld  geborgt 
haben,  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  geringer  Summe  ein- 
gelöst werden,  auf  dem  hohen  Stande,  auf  welchem  die  Pa- 
piere fast'  aller  Europäischen  Staate«  stehen  ?  Dafs  die  Sui- 
pitalisten  ihr  Geld  auf  Renten  leihen ,  reicht  noch  keines- 
wegs hin ,  diese  Thatsache  vollständig  zu  erklären.  Denn 
das  ist  eher  ein  Grund ,  die  Sicherheit  der  Kapitalisten  zu 
vermindern,  als  sie  zu  vermehren.    Sondern  die  Haoptur- 


mehedes  hoben  Standes  der  Staatspapiere  ist  der  Ha n-* 
del  nkit  Staatspapieren,  so  wie  er  sieb  in  Frie-» 
denszeiten  stellt.  ^3  Wenn  man  auch  nicht  das  dar- 
geliehene Geld  aafkündigen  kann ,  so  kann  man  doch  für 
sein  Papier  in  jedem  Aa|cenblicke  Geld  erhalten,  und  ewar 
leiefafter  und  schneller,  als  bei  einer  jeden  anderen  Art  ^  wie 
man  sein  Geld  anlegen  könnte.  Früher  etwa  erlittene  Ver« 
loste-sind  hald,  nur  zu  bald,  vergessen,  öder  sind  sogar 
die  Veranlassung,  dars  man  dem  Staate  von  Neuem  traut, 
in  der  HoAiung ,  sich  durch  das  Steigen  der  Staatspapiere 
des  erlittenen  Schadens  zu  erholen.  (^Daher  ist  es  auch 
eine  Hauptmai^ime  der  Staaten,  welche  tief  in  Schulden  ge-> . 
ratben  sind ,  den  Handel  mit  Staatspapieren  möglichst  zu 
erleichtern  und  zu  begünstigen.  Selbst ,  wenn  bei  diesem 
Handel,  wie  z.  B.  jetzt  bei  dem  Ankaufe  spanischer  Staats- 
papiere nur  Verlust  verauszusehen  ist ,  durfte  die  richtigere 
Politik  die  seyn,  dennoch  denselben  unbeschränkt  zu lassen.3 

Gleichwohl  ist  es  rathsam ,  auch  in  den  grofsen  Skiro- 
päischen  Staaten  auf  die  Rückzahlung  der  Staatsschulden 
einigen  Bedacht  zu  nehmen«  Es  ist  rathsam,  theils  weil 
der  Staat  bei  den  Mafsregeln,  die  er  wegen  seines  Schulden- 
wesens ergreift,  auch  auf  die  Schwachen  im  Volke  d.  i.  auch 
auf  diejenigen  Rücksicht  zu  nehmen  hat,  welche  das,  was 
von  Privatschulden  gilt,  auch  auf  Staatsschulden  übertragen? 
theils  weil  er,  indem  er  Schulden  abträgt,  sich  die  Möglich- 
keit sichert,  neue  und  gröPsere  Schulden  zu  machen.  Bas 
Buckzahlen  der  Staatsschulden  ist  eine  Lockspeise  für  die 
Kapitalisten. 

Man  hat  nun  für  die  Rückzahlung  der  Staatsschulden 
bauptsäehlich  drei  Systeme,  die  folgenden,  versucht:' 

Erstens:  Man  borgt  mehr  (z.  B.  1  p.  C  mehr,3  alsr 
Kur  Bestreitung  der  Staatsausgaben,  für  welche  das  Anlehn 
bestimnt  ist , .  erfordert    wird.     Dieses    Uebermafs  wird 


l)Barn,  abrief  treatise  on  the  law  relaÜTe  to  Stock- Jobbing. 
Lond«  I8O8.  —  Bender,  der  Verkebr  mit  Staatipapieren  im 
In-  und  Ausland«.    Itiv  üitfi.    Gottiirg^en  ISttO. 
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(in  Staatspapieren}  verzinslich  angelegt  und  dann  von 
Jahr  zu  Jahr,  indem  man  Zinsen  zu  Zinsen  schlägt,  ver- 
mehrt. 80  vermehrt  sich  dieses  Kapital  mit  der  Zeit  in 
dem  Grade ,  dafs  es  der  durch  das  Anlehn  aufgebrachten 
Summe  gleichkommt.  Die  Regierung  hat  bei  der  Abtrag- 
ung der  Schuld  weiter  nichts  zu  thun ,  als  sich  über  das  ge- 
lungene Werk  zu  freuen !  —  Diesen  Plan  brachte  der  Eng- 
länder ,  Dr.  Price,  zuerst  in  Vorschlag.  Er  erhielt  besonders 
dadurch  Berühmtheit,  dafs  ihn  in  der  Folge  der  Britische 
Minister  Pitt  zur  Tilgung  der  vielen  Schulden  anwendete, 
mit  welchen  er  das  Reich  belastete.  Man  hat  jedoch  diesen 
Plan  in  Groisbritannien  selbst  bereits  längst  wieder  aufge- 
geben. Denn  man  hat  eingesehen ,  dafs  man ,  um  Schulden 
zu  bezahlen ,  einen  Ueberschufs  der  Einnahme  über  die 
Ausgabe  haben  mufs,  dafs  also  der  ganze  Plan  nur  eine 
Taschenspielerei,  ([nur  ein  humbug,3  ist ;  mckt  zu  gedenken 
der  Verführung ,  die  in  dem  Plane  liegt ,  das  gesammelte 
Kapital  in  Zeiten  der  Noth  anzugreifen.  Die  Rechnung  ist  wohl 
richtig:  ein  Schilling,  der  zu  Anfang  unserer  Zeitrechnung? 
(^Aera3  unter  dem  Vorbehalte ,  Zinsen  zu  Zinsen  zu  schla-* 
gen,  ausgeliehen  worden  wäre,  würde  jezt  zu  einemKltim- 
pen  Gold  angeschwollen  seyn,  der  gröfser,  als  unser 
Erdball,  wäre.  Aber  die  thatsächliche  Grundlage  beruht 
auf  einem  Irrthume.  ([Die  Engländer ,  diese  sonst  so  auf- 
geklärte Nation ,  haben^  in  Zeiten  heftiger  Parteiang  noch 
gröfsere  staatswirthschaftliche  Irrthümer  vertheidigt.  So 
stritten  sie  sich ,  als  die  Londoner  Bank  ihre  Baarzatilnng 
eingestellt  hatte,  und  nun  das  Metallgeld  sich  von  dem 
Papiergelde  losrifs,  ernstlich  über  die  Frage,  ob  das  Papier- 
geld an  Werth  verloren  habe ,  oder  das  Metallgeld  gegen 
das  Papiergeld  im  Werthe  gestiegen  sey  I) 

Zweitens:  Man  hat  von  den  Staatseinkünften,  ([von 
dem  Ertrage  der  Steuern,')  alljährlich  ein  für  allemal  eine 
bestimmte  Summe  zur  Tilgung  der  Staatsschuld  ausgesetzt. 
Diese  Summe  bleibt  unverändert  dieselbe,  das  Staatsein- 
kommen mag  die  Staatsausgaben  übersteigen  oder  hinter 
denselben  zurückbleiben.    Sie  steigt  dagegen  jährlich  um 
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den  Betrag  der  Zinsen  von  den  abgeloisten  Kapitalien.  (Z. 
B.  die  zur  Tilgung  der  Staatsschulden  ein  für  allemal  be- 
stimnite  Summe  beträgt  jährlich  100,000  fi.  Die  Zinsen  von 
den  zurückgezahlten  Kapitalien  belaufen  sich  alljährlich  in 
einem  jeden  Jahre  auf  5000  9* ,  so  steigt  die  Summe  nach 
Ablauf  des  ersten  Jahres  um  diese  Summe ,  nach  Ablauf 
des  zweiten  Jahres  um  die  Summe  von  10,000  fl.  u.  s.  w.3 
—  Es  trifft  jedoch  diesen  Plan  derselbe  Tadel,  wie  den. vo- 
rigen, ja  er  trifft  ihn  noch  augenscheinlicher  als  diesen. 
Die  Schuldentilgung  hat  —  scheinbar  —  auch  dann  ihren 
Fortgang ,  wenn  der  Staat  genöthigt  ist ,  zur  Aufbringung 
der  zur  Schuldentilgung  bestimmten  Summe  oder  aus  ir- 
gend einem  anderen  Grunde  neue  Schiilden  zu  machen. 

Endlich,  der  cifr^Y^e  und  einfachste  Plan  ist  der,  dafs. 
zur  Tilgung  der  Staatsschulden  nur  der  üeberschufs  der 
Einnahme  verwendet  wird,  welcher  über  die  Ausgabe  etwa 
verbleibt.  (Dieser  Plan  wird  jezt  in  GroTsbritannien  wegen 
der  Schuldentilgung  befolgt.^  Er  hat  nur  das  gegen  sich, 
dafs  er  die  Schuldentilgung  von  dem  doch  allemal  Unge- 
wissen Betrage  der  jährlichen  Staatseinnahme  abhängig 
macht.  (In  Grofsbritannien  hat  daher  die  Abtragung  der 
Staatsschulden  schon  seit  einigen  Jahren  geruht.3 

Es  ist  hier  übrigens  nicht  auch  des  Vorschlages  gedacht 
worden,  den  Ricardo  in  seinem  Werke  über  die  Staatswirth- 
schaft  gethan  hat,  ^3  "^  ^^^  Kapital  der  Staatsschulden 
unter  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  verhältnifsmäfsig  zu 
vertheilen.  Dieser  Plan  würde  eben  so  wenig  dem  Inter- 
esse als  dem  Rechte  der  Staatsgläubiger  entsprechen.  Für 
eine  Staatsschuld  haften  nicht  die  einzelnen  Mitglieder  der 
Volksgemeinde  als  solche,  sondern  das  Volk ,  als  ein  Gan- 
ges, ist  der  der  Schuldner.  Selbst  angenommen ,  dafs  ein 
Staat  alle  seine  Schulden  augenblicklich  tilgen  wollte ,  so 
ist  es  doch  die  Sache  der  Regierung,  die  hiezu  erforderli- 
chen Geldmittel  von  den  Steuerpflichtigen,  als  von  einer 
Geäammtheit,  herbeizuschaffen. 


1)  S.  deiion  principles  of  politicai  econonij,  Chap.  17« 
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Wenn  sich  hiernach  gegen  «Ue  die  Pläne ,  die  man  ^nr 
Tilgung  der  Staatsschulden  bisher  vorgesehlagen  oder  be- 
folgt hat,  entweder  von  Selten  ihrer  Taoglichkeit  oder  Zu- 
länglichkeit  für  diesen  Zweck ,  oder  aber  von  Seiten  des 
Rechtes  mehr  oder  .weniger  einwenden  I&fst,  so  ist  dodi 
noch  ein  Mittel  übrig,  dorch  weldies  die  Staatsschulden 
zwar  nicht  getilgt,  jedoch  bedeutend  herabgesetzt  werden 
können,  —  das  Sinken  des  Werthes  des  Geldes. 
-*-  In  den  letztverflossenen  fünfzig  Jahren  ist  der  Wertb 
des  Geldes  fast  nnunterbroehen  im  Abnehmen  gewesen  oder 
ist  das  Geld  fast  ununterbrochen  wohlfeiler  geworden.  Hierzu 
haben  unter  anderem  die  Staatsschulden  selbst  das  Ihrige 
beigetragen.  Mit  derselben  Summe  Geldes,  mit  welcher 
man  im  Jahre  1790  tausend  Malter  Frucht  einkaufen  konnte, 
kann  man  jetzt  nur  noch  die  Hälfte  oder  ein  Dritttheil  die^ 
ser  Malter  Frucht  bezahlen.  Es  sind  also  idle  Staatsanle- 
hne,, da  sie  in  Geld  aufgenommen  und  wiedar  zu  bezahlen 
sind ,  schon  jetzt  in  demselben  Yerfaältnisse  gesunken ,  in 
welchem  das  Geld,  gegen  die  Zeit  ihrer  Aufnahme  wohlfei- 
ler geworden  ist*  Angenommen  aber,  daTs  das  Geld  so, 
wie  bisher,  fortdauernd  im  Werthe  lallen  wird, —  und  es 
sind  triftige  Gründe  für  diese  Annahme  vorhanden^  — <•  so 
*wird  also  eine  Zeit  ^kommen,  zu  wdicher  der  Drude  der 
Staatsschulden  in  demselben  Verhältnisse  weniger  fQhlbar 
seyn  wird.  FVeillch  ist  die  Frage  noch  immer  die,  ob  nieht 
die  Regierungen  alsdann  im  Borgen  deato  fleifsigur  seyn 
werden. 


IM 


ANHANG. 

Vofi  dem  Zusammenhange , 

in  welchem 

die  Staatstcirfhschaft  nüt  der  Staatsver^ainmg  und  nrit 
der  Staatsverwaltung  überhmtpt  steht. 

IßiG  Menschen  bedürfen  einander.  Darom  sind  sie  zu  Ge« 
Seilschaften,  zu  Staaten  vereinigt. 

So  gewifs  aaeh  unter  den  verschiedenen  Bedfirfnissen^ 
welche  die  Menschen  an  einander  ketten  und  fesseln ,  der 
innigste  Zusammenhang  und  das  Yerhältnifs  der  Wechsel* 
Wirkung  eintritt ,  und  obwohl  bald  das  eine  bald  das  findere 
das  dringendere  seyn  kann ,  keines  aber  gänzlich  fehlen 
darf,  wenn  ein  in  der  Erfahrung  gegebener  Staat  der  Idee 
des  Staates  einigermafsen  entsprechen  soll ,  so  möchte  es 
doch ,  nach  dem  Zeugnisse  der  Geschichte ,  vorzugsweise 
das  Bedurfnifs  seyn,  gemeinschaftlich  zu  erwerben  und 
das  Erworbene  gemeinschaftlich  zu  vertheidigen ,  was  über 
die  Verfassfing  eines  Staates  und  über  die  ge- 
sammte  Verwaltung  desselben  entschiede. 

Schon  der  gröfsereoder  geringere  innere  Zu- 
sammenhang des  Staats  Vereines,  schon  der  Grad 
von  Festigkeit,  welchen  der  Bau  eines  Staates  überhaupt 
hat,  beruht  auf  dem  Einflüsse,  welchen  das  Bedurfnifs  ge- 
meinschaftlicher Arbeit  auf  die  Staaten  weit  hat  -—  Solange 
im  Staate  Alles  auf  dem  persönlichen  Interesse  der  Einzel- 
nen beruht,  oder  so  lange  wenigstens  gemeinschaftlicher 
Erwerb  nur  in  so  fern  in  Betrachtung  kommt ,  als  er  sich 
auf  gemeinschaftliche  Jagden  oder  Fischereien  beschränkt, 

Xncharia,  ttvm  /Staate.  VII*  'S 


wo 

so  lange  fehlt  es  dem  Staate  an  einer  ständigen  nnd  blei- 
benden Grandlage  seiner  Einheit/  Laone  oder  Zufall  kann 
in  einem  jeden  Augenblicke  sein  Daseyn  gefährden.  Erst 
dann  gelangt  der  Staat  zu  einer  gröfseren  inneren  Festig- 
keit, erst  dann  verwandelt  sich  der  Stammes- 
verein in  einen  selbststfindigen  Staatsver- 
ein, wenn  die  einzelnen  Bürger  als  Individuen  einan- 
der bedürfen.  Warum  sind  z«  B.  die  heutigen  Europäischen 
Staaten  so  verschieden  von  denen ,  die  uns  Tacitus  schil- 
dert? Weil  die  Deutschen  auf  eine  andere  Weise  jetzt, 
als  ehemalsy  für  ihren  Erwerb  sorgen ,  —  weil  die  Völker- 
schaften, die  jetzt  Deutschland  bewohnen ,  als  Erwerbsge- 
sellschaften beträchtet  werden  können. 

Auf  derselben  Ursache  beruht  vorzugsweise  die  Ver- 
schiedenheit der Staatsverfasuno^en.  —  Je  nach- 
dem bei  einem  Volke  Gemeinschaft  der  Güter  oder  das 
Sondereigent h um  die  Regel  ist,  je  nachdem  die  eine  oder 
die  andere  Regel  durch  Ausnahmen  mehr  oder  weniger 
beschränkt  ist ,  je  nachdem  der  Tauschveikehr  unmittelbar 
oder  mittelbar  (d.  i.  durch  Qeld}  betrieben  wird,  je  nach- 
dem die  verschiedenen  Arten  der  Arbeit  von  demselben  oder 
von  verschiedenen  Arbeitern  verrichtet  werden  n.  s.w., 
wird  auch  die  Verfassung  im  Allgemeinen  eines  verschiede- 
nen Charakters  seyn,  die  Regierung  eine  eigenthnmliche 
Politik  befolgen.  —  So  ist  z.  B.  das  Sondereigenthum  an 
Grund  und  Boden  überall  ein  Princip  der  StabiKtät,  das 
Eigenthum  an  beweglichem  Gute ,  insbesondere  am  Gelde, 
ein  Princip  der  Veränderlichkeit  und  Beweglichkeit.  *)  Da- 
von kann  man  sich  am  besten  durch  die  Geschichte  der 
Staaten  Deutschen  Ursprunges  überzeugen.  In  der  geschicht- 
lichen Urzeit  dieser  Staaten  Uebergewicht,  ja  fast  Allein- 
herrschaft des  Grondeigenthumes ;  eine  Verfassung,  welche 
viele  Jahrhunderte  lang  auf  liegenschaftlichem  Reiohthnme 


1)  Verg^l;  meine  Abbandlungon  aus  dem  Gebiete  der  Staatowirth- 
Hchaftslebrc.  Die  erste  Abhandlung,  lieber  die  demokratische 
Tendenz  der  faeotigen  Enropäischen  Staatswirthsrhaftulehr«. 
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b^tnlAe*  Der  Umprm^  der  Städte ,  Kampf  des  (Bi^di^iebi- 
tbmnes  gegen  den  Reichtham  in  Grand  und  Boden.  Eiidiiek 
in  mehreren  Europäischen  Staaten  entschiedenes  Uebelrge<r 
wicht  der  ^steren  Art  des  Reiefatfaiimes.  Zur.  Erhaltung 
und  YeroitefaraRg  des  Geidreichthumes  tragen  namentlieii 
aneh  die  Staatsanlehne  bei.  Wenn  dagegen  so  viele  andere 
Stämme  nnd  Völkerschaften  indem  Zustande  beharren^  in 
weichem  sie  ursprünglich  in  der  Gi^schicbte  auftreten ,  so 
dürfte  dteHatiptursuche  davon  die  seyn,  dafs  diese  Stämme 
nnd  Völkerschaften  durch  die  örtlichen  Verhfätiiisse  ihres 
Wohnlandes  an  eine  gewisse  Lebensart  fstst  unäbä»derlich 
gebunden  sind.  —  So  leicht  es  übrigeiis  ist,  diesen  Zusam-* 
menbang  zwischen  dem  ökonomischen  und  dem  politischeil 
Zustande  eines  Volkes  imGrofsenniachznweisen,  so  schwer 
ist  es  doch  oft^ihn  in  einzelnen  Fällen  und  Beziehungen 
%n  entdecken.  Wörde  wohl  Napoleon  ein  so  entschie- 
dener Feind  Von  Staiatsanlehnen  gewesen  seyn  j  wenn  er 
die  Vortbeile  gekannt  hätte,  welche  sie  ihm  und  seiner 
Dynastie  gewähren  fconntai  ? 

Alles  dieses  kann  man  kaum  besser  erläutern  und  be«* 
stäiigea^  als  indem  ntan  den  Einiufs  ni.Ec\Vägung  zieht^ 
welchen  daB  StaatsobereigeHthum  auf  die  Afesubong  der 
übrigen  Hoheitsrechie  hat 

So  steht  vor  allen  anderen  die  Kriegsverfassung 
des  Staates  mit  den  Lasten  5  die  das  Volk  zu  tragen  hat, 
in  einem  unmitt^elbaren  Zusammenhange.  Denn  Geld  und 
Gut  ist  der  Nerv  des  Krieges.  Am  auiTallendsten  zeigt  sich 
vielleicht  dieser  Zusammenhang  in  der  Geschichte  Deutsch- 
lands. Eine  jede  wesentUcbe  Veränderung  in  der  Kriegs*- 
Verfassung  war  auch  in  diesem  Lande  von  einer  Umgestal- 
tung der  Abgabenverfassung  begleitet.  ')  Und  wenn  auch 
die  Kriegsverfassung  entschiedener  auf  das  Steuersystem, 


■^^«•»^«-•■»aAp 


3f)  ft.  H,  Lang  hat  in  seiner  Geechichte  der  Deuts<^!ien  Stctterver- 
fasiung  diesen  Zosamuienhang  der  Kriegs-  und  d^r  Ab^abenTer- 
fttisiiiig  ifli  £inselncn  nacbgeirioseii.  -->  Auch  im  Rdmischeii 
Reishewardeysl«  unter  den  Kaisern  ein  stebendes  Heer  aufge- 
•lelMl  #itrde^  die  VieesMna  heroditulan  eiagfeHührt;. 


«l8  dieses  aitf  Jene,  v^irkt,  so  wird  deeh  eine  Umgestaltiin^ 
der  arsteren  nicht  selten  auch  dnrch  eine  Neaerong  in  der 
letzteren  verbreitet  oder  gehemmt 

Eben  so  hangt  der  Stand  der  Bevölkerung  in 
mehr  als  einer  Beziehung  von  den  Abgaben  ab,  weiche  aaf 
dem  Volke  lasten.  '3  Indem  z«  B.  durch  die  Zollsysteme 
fast  aller  Europäischen  Staaten  die  Fabrikation  vor  der 
Produktion  —  oder  die  Stadtwirthschaft  vor  der  Landwirth- 
schaft  — •  begünstigt  wird ,  führen  diese  Staaten  nicht  nur 
der  Fabrikation  weit  mehr  Hunde  zu,  als  die  Fabrikation 
sonst  beschäftigt  haben  würde ,  sondern  es  rufen  auch  diese 
Staaten  Menschen  in's  Leben,  welche,  von  kdrperschwachen 
Eltern  erzeugt,  schon  im  Kindesalter  zu  Fabrikarbeiten  an- 
gehalten, den  Launen  des  Geschmackes  und  den  Wechsel- 
falien der  Veriiesserungen  im  Fabrikwesen  fortdauernd 
ausgesetzt,  ihr  Daseyn  nur  kummerlich  fristen.  '3  Anders 
sind  die  Gesetze  zu  beurtheilen,  welche,  mit  gewissen  Be- 
schränkungen der  persönlichen  Freiheit,  nur  die  Hemmnisse 
der  Zunahme  der  Bevölkerung  besoaders  in  einem  Staate 
aufheben,  der  noch  keineswegs  an  dem  Uebel  der  Uebervöl- 
kerung  leidet ,  z.  B.  also  der  russische  kaiserliche  Ukas, 
durch  welchen  in  dem  laufenden  Jahre  (^184S3  den  Grund- 
herren verstattet  worden  ist,  ihre  Leibeigenen  freizulassen.  *3 


1)  Uoffmann,  Aber  die  BeTöUcerung  des  Prenfatuhen  Staate«. 
Berlin  18<i4.  The  principle  of  popalation.  By  Archibald 
Alisoit.     Lond.  1842. 

2)  In  Frankreich  hat  nian  die  BeobacbiiiDg  gemacht,,  dafe  io  den 
Beparteinenti,  in  welchen  die  Fabrikation  vorherrschend  ist, 
mehr  Mädchen  als  Knaben  geboren  werden,  in  den  Departements 
aber,  welche  sich  happteäehlich  mit  der  Landwirtbschaft  beschäf- 
tigen, das  entgegengesetzte  Verbältnifs  unter  den  Gehörnen   ein- 

.  tritt,  —  Die  Gesetze ,  welche  s.  B.  in  Grofsbritannien  und  in 
Frankreich  die  Zahl  der  Stunden  bestimmen ,  während  welcher 
die  Kinder  in  den  Fabriken  beschäftigt  werden  dürfen,  können 
zwar  etwas  für  die  Gesundheit  dieses  Theiles  der  Bevölkernng, 
aber  nicht  alles,  thun. 

3)  Unermerslich  sind  die  Folgen,  die  diesen  Uebel  für  Rufsland's 
Maeht  mit  der  Zeit  haben  wird  !  Der  Ukas  hat  äbrigeus  nar  das 
altere  Reeht  den  RnMiacban  Reiches  wieder  herg«ateUt 
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Das  Recht,  «Dienste,  '3  und  dasReeht,  Ab^abea  in 
Geld  dem  Volke  anfsoerlegen ,  sind  an  sich  nur  versehie^ 
dene  Bestehnngen  oder  Anwendungen  desselben  Rechtes« 
Oleich  wohl  tritt  unter  ihnen  in  der  Erfiihrnng.  der.  wesent* 
liehe  Unterschied  ein ,  dafs  Zwangsdienste  die*  persönliche 
Freiheit  unmittelbar,  Steuern  aber  nur  mittelbar  d.  i.  nur  in  ^ 
so  Tern  diese  Freiheit .  beschränken ,  als  der  Mensch ,  um 
Geld  und  Gut  zu  erwerben ,  f  in  der  RegeQ  arbeiten  murs. 
Gerade  dieser  Unterschied  aber  ist  für  den  Grad ,  in  wel- 
chem diese  Lasten  das  Volk  drücken,  von  entschiedener 
Wichtigkeit.  Abgaben  in  Geld  stell^i  es  dem  Einselneo 
wenigstens  aidieim,  wann  er  arbeiten,  oder  auf  welche 
Art  der  Arbeit  er  seine  Krfifte  verwenden  wilL  Daher 
giebt  es  keinen  gröfseren  Fortschritt,  welchen  die  Staaten 
in  dem  Interesse  der  persönlichen  Freiheit  machen  können, 
als  den,  dafs  sie  an  die  Stelle  der  persönlichen  Dienstlets« 
tungen  in  der  Folge  Abgaben  an  Geld  setzen.  Zwar  kön« 
nen  nicht  leicht  auch  Kriegsdienste*,  als  Zwangsdienste^ 
den  Untc^rthanen  gegen  Abgaben  in  Geld  erlassen  werden« 
(]In  Grofsbritannien  wird  zwar  das  Landheer  durch  frei-, 
wiUige  Werbung  ergänzt.  Aber  zur  Bemannung  der  Flotte 
wird  fortdauernd  —  besonders  in  Kriegszeiten —  von  dem 
Pressen  der  Matrosen  G  ebrauch  gemacht.}  Jedoch  kann  die 
Last,  welche  Kriegsdienste  dem  Volke  aufbürden,  durch  die 
Besoldung  der  Kriegsmannschaft  wenigstens  gemildert 
werden. 

Auch  auf  die  Sittlichkeit  der  Nation  haben  die 
Steuern  einen  mehr  oder  weniger  entscheidenden Kinflufe.  *3 
So  kann- z.B.  durch  sogenannte  Luxussteuern  einem  Auf- 


1)  Unter  diesem  Rechte  Ut  hier  anch  das  Recht,  Abgaben  in  Na- 
taralien  tu  fordern,  begriffen.  Abgaben  in  Nataralien  sind 
mehr  dem  Grade  als  der  Art  der  Arbeit  nach  Ton  einander  ver- 
schieden. 

2)  Chalmers,  on  politieal  economy,  in  connezion  vitli  the  moral 
State  and  moral  prospects  of  aociety.  Glasgow  1S3Z.  Arnd, 
die  nationalen  Grundlagen  und  sittlichen  Forderungen  der  Earo- 
päischeo  Kaltar.    Staltgart  1835. 
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wmmäe^  wddber  die  OeMlsifte  der  EinxelneB  dkersteigen 
wirde,  80  knn  derek  Steuern,  welehe  a«f  das  Branntwem* 
iMTcaneA  gele^  werden ,  dem  mimMsigen  GeMsse  dieses 
.gefitolichett  Gelriiikes,  wmügstens  in  einem  gewissen 
OnimYWgebeagt  werden.  ^)  Noch  wichtiger  ist  es  viel- 
leicht  fir  die  Moralitst  einer  Nation ,  dafs  in  den  Steuern 
nidit '  selbst  die  Aufforderung  oder  die  Verleitung,  sie  zu 
nmgebm,  enthahen  ist.  Der  Eigennutz  ist  erfinderiscii. 
Insbesondere  hat  das  fimschwärzen  der  Waaren  setneo 
eigenen  IReis,  da  es  tfadls  ein  Sieg  der  Klugheit,  theils  mit 
üeiafar  verlnuMen  ist.  Aber  mit  ünlbaten,  die  zu  entechid- 
digen  sind^  fangt  mm  an,  um  mit  grefseren  zu  endigen. 

Endlich,  in  einem  vidleicht  noch  unmittelbareren  imd 
•Hgemeineren  Zusammenhange  steht  das  Besteuenings- 
qrstem  mi$  der  Kultur  der  Nation.  Der  eine  Theil, 
die  fiegiermng,  will,  spviel  als  möglich,  von  dem  Volke 
ethaltenr  Die  andc^  Partei,  die  der  Steaerptf  ichtigen,  sucht, 
um  die  Last,  so  wenig  als  mS^ch,  zu  fühlen ,  ihr  Einkom- 
men mtf  alie  Art  und  Weise  zu  vermehren.  Der  Ejgennnte 
aher- scküfit  den  Verstaiii  am  meinen. 

Man  wimi  daher  kein  Volk,  in  der  Vergangenheit  oder 
in  ^ev'Öegenwartnaehweiseu  können,  welches,  ohne  m^tr 
oder  vtemgtt  bedeutende  Abgaben  in  Geld  zu  entrichten, 
dciiBOth'  auf  der  Bahn  der  Kultur  bedeutende  Fortschritte 
gmaefat  hätte.  Nur  die  Steuern  sind  verwerflich,  welche 
entweder  die  Geldkräfte  der  Nation  übersteigen,  oder  doren 
DrudiL  aul  der  Art,  wie  sie  unter  die  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen vertheik  sind,  oder  auf  der  Art  der  Erhebung  beraht. 


1)  Doch  ut  et  bemerk cniwcrth,  dafs  Salz  and  hitsige  Getränke  za 
den  aUgemeinstcn  Bedürfnissen  des  Menschen  geboren.  Sollten 
daher  nicht  die  s.  g.  Mafsigkeitsgcsellschaften  va  veit 
gehen,  wenn  sie  den  Gebrauch  hitziger  Getränke  gänzlich  unter- 
Mgen?  fiin  Ani  in  Nordamerika  wiU  die  Beobachtung  gemacht 
haben,  dafs  gewisse  Krankheiten,  welche  die  Branntweintrioker 
nicht  treffen,  die  Folgen  von  jener  Enthaltsamkeit  sind. 


MM 
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NACHWORT. 

jbindUch  wftren  wir  am  Zidle  d^  Bahn^  aaf  wekher  wir 

in  diesem  Buche  ciDber^eschritten  sind.  So  iriele  Aiissicii«^ 
ten  und  Ansichten  haben  sich  uns  auf  dieser  Balin  erSff^ 
net,  dafs  es  nicht  unzweckmftrsi^  seyn  wird^  einige  der 
vornehmsten  hier  nochmals  heraussoheben  und  in  Betrach^^ 
tnng  zu  ziehen. 

Das  Thema  der  Staatslehre  ist  die  Menschheit 
überhaupt  und  dann  das  Verfafiltnifs  der  Anfsenwelt  zn 
dem  Seyn  und  zu  den  Schicksalen  unseres  Geschleehtefir. 

Da  sind  aber  alle  die  Räthsel  zu  Idsen^  welche  dieses 
Thema  dem  menschliehen  Geiste  anfgiebt.  —  Woheir  ist 
unser  Gesdilecht?  Seine  Geschichte  hat  keinen  Anfang, 
wenn  wir  anders  nicht  Mythen  und  Sagen  als  gesebich(M 
liehe  Zeugnisse  gelten  lassen  wollen.  Ist  es  an  einem 
Orte  der  Erde  ans  dem  Zusammenwirken  d^  einst  raieh^ 
tiger  waltenden  Natnrkräfte  hervorgegangen?  ist  es  die 
Nachkommenschaft  eines  eineigen  Elternpaares?  od^  ist 
es,  wie  die  Thiere  und  die  Pflanzen,  *-*  sey  es  gleichzei- 
tig oder  zu  jverschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen 
Orten  der  Erde  —  entstanden?  oder  ist  das  heutige  Men- 
schengeschlecht, worauf  so  manche  Denkmale  hinzudeuten 
Mhftinen,  nur  ein  Bruchstück  untergegangener  Oeschlech-* 
ter?  Ferner:  Nach  welchem  Ziele  strebt  die  Menschheit? 
und  wird  sie  zu  diesem  Ziele  d^einst  gelangen?  Wollen 
wir  aufrichtig  und  unparteiisch  seyn,  so  müssen  wir  ant«* 
werten :  Wir  wissen  das  nicht  Die  allein  sichere  Grund- 
lage, auf  welche  die  Geschichte  der  Menschheit  gebaut 
werden  kann,  ist  die  Geschichte  der  Nationen.  Fast  über- 
all aber  finden  wir  die  Nationen  unter  einander  geworfen, 
zerstückelt.  Oder  wäre  vielleicht  der  Plan  der  Natur  der, 
den  Nationen,  indem  sie  dieselben  unter  einander  mischt^ 
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ihre  Vorzüge  gegenseitig  mitzotbeilen  und  sie  so,  unbe- 
schadet ihrer  Verschiedenheit,  (]denn  die  Natur  liebtMan- 
nigfaltigkeit !  3  l'ür  eine  allgemeine  Bildung  empfänglieh 
zu  machen  ?  In  der  Geschichte  der  Menschheit  darf  man 
nicht  nach  Jahrhunderten,  sondern  nur  nach  Jahrtausenden 
rechnen« 

Vergeblieh  würde  man  sich  an  die  Philosophie  um 
eine  Auskunft  über  diese  lUtthsel  wenden.  -^  Was  ist  denn 
die  Philosophie?  Sie  ist  Mens  eben  werk,  sie  ist  das 
Denksystem  des  Menschen.  Wer  steht  uns  dafür,  dafs 
nicht  den  Bewohnern  anderer  Weltkörper  eine  andere  Of- 
fenbarung des  Weltalls  geworden  ist?  Kann  man  sich  bei 
denen  Raths  erholen,  welche  selbst  des  llathes  bedürfen? 
Es  giebteine  einzige  Philosophie,  die,  welche  unser  Denk- 
vermögen zergliedert.  Eine  jede  andere  Philosophie  ist 
ein  Traum  oder  ein  Gedicht!  Aber  kann  uns  diese  Philo- 
sophie über  jene  Räthsel  Aufscblufs  geben  ? 

Gleichwohl  fordert  das  Leben  (^diePraxis^  gebieterisch 
die  Lösung  jener  Räthsel  oder  die  Beantwortung  der 
Fraige:  Von  welcher  Ansicht  soll  der  Mensch  bei  seinen 
Handlungen  ausgehen?  Hiebei  kommt  es  nicht  darauf  an, 
was  an  sich ,  sondern  darauf,  was  beziehungsweise  das 
Richtigere  oder  das  Bessere  oder  das  Sicherere  ist? 

Zur  Beantwurtung  dieser  Frage  bieten  sich  »wei 
Wege  dar. 

Entweder  ist  der  Mensch  nur  ein  Thier;  zwar  das 
edlere ;  aber  dennoch  nur  ein  Thier.  (^Merkwürdig,  dafs  wir 
seinen  Vorzug  nur  durch  einen  Begriff  bestimmen  können, 
der  auf  die  sittliche  Freiheit  des  Menschen  hindeutet  IJ  Homo 
a  caeteris  animantibqs  non  genere,  sed  specie  tantum  differt. 
—  Zwar  scheinen  die  Menschen  eine  andere  und  höhere 
Gattung  von  Geschöpfen  zu  seyn ,  wenn  man  die  Wunder 
erwägt,  welche  die  Idee  der  Gottheit  in  der  Menschheit  ge- 
wirkt hat.  Aber  sind  die  Menschen  allgemein  zur  Erkennt- 
nifs  oder  auch  nur  zur  Ahndung  dieser  Idee  gelangt?  Kann 
man  das  Bewufstseyn  dieser  Idee  nicht  auch  als  eine  blofse 
Steigerung  der  thierischen  Vollkommenheit  des  Menschen 


betrachten?  — -  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dafs  diese  Ansicht, 
die  man  von  der  Natur  des  Menschen  haben  kann,  sehr  ge- 
wichtige Grande,  für  sich  hat.  Die  Menschengattung  theilt 
sich,  wie  die  verschiedenen  Gattungen  der  Thiere,  in  Arten 
und  Unterarten,  —  in  Rassen  und  Nationen,  —  ein.  Die 
untersten  Menschenrassen  grenzen  unmittelbar  an  das  Thier. 
([So  hat  man  in  Ostindien  eine  Nation  entdeckt,  die  Nester- 
weise —  in  Bäumen  —  wohnt.3  Dann  giebt  es  ein  stetiges 
Aufsteigen  zu  den  höheren  und  zu  den  am  höchsten  stehen- 
den Nationen.  Wie  die  Thiere  einander  bekämpfen^  tödten, 
so  die  Menschen.  Die  Mifsgeburten ,  die  Tollen  und  Ver- 
rückten, die  Menschen,  die  nur  geboren  werden,  um  zu 
sterben,  vollenden  die  Aehnlichkeit.  Ebenso  sind  die  Men- 
sehen  denselben  Unfällen  unterworfen,  wie  die  Thiere. 
Hatte  der  Mensch  eine  andere  und  höhere  Bestimmung ,  alsf 
das  Thier,  —  könnte  wohl  dasselbe  Erdbeben,  oder  dieselbe 
Seuche  Tausende  dahinraffen?  Menschen  und  Thiere  dem- 
selben Schicksale  Pr^s  geben  ?  Ist  nicht  schon  das  allmäh- 
lige  Fprtschre^n  der  Menschheit  oder  das  einzelner  Nationen 
mit  einer  anderen  Ansicht  von  der  Menschengattung  un- 
vereinbar ? 

Oder  der  Mensch  unterscheidet  sich  von  dem  Thiere 
picht  blos  der  Art,  sondern  auch  der  Gattung  nach.  Er  ist 
ein  sittlich  freies  Weseni  Obwohl  ein  Thier  wie  an- 
dere Thiere,  obwohl  denselben  Naturgesetzen  und  Schick- 
salen unterworfen ,  wie  diese ,  ist  er  doch  zugleich  Burger 
in  einer  höheren  und  übersinnlichen  Welt  Die  Herrschaft 
jder  Naturgesetze  erstreckt  sich  über  das  Seyn,  nicht  über 
das  Handeln  der  Menschen.  —  Auch  diese  Ansicht  läfst  sich 
auf  sehr  triftige  Grunde  und  Auktoritäten  stützen.  Wie 
liefse  sich  sonst  die  strafende  Stimme  des  Gewissens  er- 
klären ?  Wie  sonst  die  so  allgemeine  Verbreitung  der  Idee 
der  Gottheit?  Und  —  vielleicht  der  überzeugendste,  auf 
jeden  Fall  der  fafelichste  Grund!  —  wie  würden  sonst 
die  gröfsten  und  besten  Männer  aller  Zeiten 
und  Völker  mit  so  unerschütterlicher  Festig- 
keit an  die  Unsterblichkeit  der  Seelegeglaubt, 

Za  Charta,  vom  Staate.  Vit  13 


ja  wohl  di^seai  GUaken  nelhBt  ihr  Leb^n  bvib 

lEtf  rtnd  dies«  beidea  Ansidlrteft ,  M  wte  ihren  flhrnd* 
llg^A,  «0  aaeb  ilit«ii  FVdg^n  nadi^  wesentUch  ?mi  «blander 
veiBchteden.  -^  üfacih  der  «rsteren  ÄMidit  eind  die  Pflieh- 
tea  des  Menscben  nur  Maiditie  der  IQogbeit^  6ind  ine  deaaettea 
AusaabnieB,  wie  diese,  anterwinfen.  Nach  der  imderea  An-* 
aicbt  stehen  die  Hlichten  ie&  Menscfaen  nnab&ideriieh  üM, 
•iad  sie  in  dieser  Beziebmi^  das  gerade  Oegentheil  van  den 
Maxiaien  der  Kindheit.  ~  Naeb  j^en^er  Ansicht  kann  ond 
bM  nicbt  eine  jede  Nation^  was  iliren  Glaaben,  ibre  Kidtw 
«nd  ihre  CiviUsatien  betrifft ,  dasselbe  «eyn,  was  die  smdere 
Nüien  ist.  D  i^  s  e  Ansieht  stellt  di^egen  «in  Ideal  nuaiscli-- 
Keber  VoHknnuaenbeit  auf,  welcher  sich  alte  INaUenen  ntft 
der  Zeit  nihem  sollen.  Sie*  erSÜhet  hier  die  AasSieht  aaf 
ein  Ziel,  das ,  wenn  es  anders  den  Wtmd^tea  erreiebbar  ist, 
(woran  nach  dein  Zen^^se  der  Gesdiiehle  wohl  gezwei^ 
feit  werden  dArf,3  in  einer  unendlichen  Feme  Ke^t  — Nach 
j«n  er  Ansieht  ist'  der  ^aaft  nur  das  Werk*  des  Jhislikhtes 
oder  der  Kaust;  nach  dieser  Ansieht  ist  er,  weni^tdns 
seinem  Sparrwerke  nach,  ein  Gebäude,  das  nach  4&lneni  aU-^ 
graiein  ^^Ui^en  Plaine  anfEnfiihren  ist.  —  Anders  ist  die 
gesunnite  Staatengescbiebte  nach  der  ersteren ,  anders  ist 
sie  nach  der  anderen  Anskhi  darssusteHen  n*  Bs  w« 

Diese  Yersehiedenheit  der  Ansiditen  geht  ans  der  Oe« 
schichte  auf  das  Bestimmteste  hervor.  Dit  YAHcer  halbefi 
mtk  Ton  jeher  nnd  überall  eatweder  za  dem  «aaen  <^dtsr  tm 
dem  anderen  oder  anch  theilweise  aa  dem  einen,  tbeflweise 
£v  dem  'anderen  ^steme  bekannt  Ehen  na  iBt  te  disaer 
Verschiedenheit  der  Systeme  4er  Ursprung  des  Kampfes  im 
Sueben,  von  weletem  das  Foitsehreiten  ^r  Nationen  du  der 
Kultur  und  Civilisation  abhängt,  so  mannigfaltig  auch  ifie 
Gestalten  sind ,  in  weldien  dies^  Kampf  ni  der  Geschichte 
verkommt  (Zur  Eriiuterung  berufe  ich  mich  auf  die  Fälle, 
inwelohen  «^  in  Europa — dieser  Kampf  am  augenfiill^gSten 
gekämpft  wurde,  —  auf  den  Kampf  nwischen  dem  ClttisteB- 
thume  und  dem  Heidenthume,  —  zwischen  den  Germanisdiea 
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und  den  R^ischen2kstil»4en,  —  «wischen  Aet  geisWehth 
und  der  weltUchen  Gewalt,  ^  jfcwfochen  demPiiste^nffilttnift 
und  dem  KtiAfeliausmai^,  —  und,  in  Bnderön  Tag^eu^  siechen 
den  Grandsätzen  der  fran£öi»i9eheA  Revolütito  ithd  d^m 
{»oätisoHeil  Systeme  der  Tergnngeiilvdt.}  Atieh  ^er  Mittel- 
snstaiAd,  in  welchem  sieh  Völker,  ftbg^eseiien  Ton  veriHb^r- 
gekenden  Krankbeiten,  fart  in  einer  jeden  Perir>de  der  'Ge* 
s^ehte  befanden ,  —  dafe  sie  weder  das  Aeofeer^te  fik  der 
Kneehtsdmft  so  erdaMen  tiatten,  nadi  M  dem  AeifSf^lett 
in  der  Freiheit  gelangen  konnten,  -^  itiütanfdiesdbeOrsaehe 
eoritdcsafilliren. 

Es  fcit  in  das  Ermessen  des  Menseheit  gestellt  Wdfd^ 
welebeii  t^  beMen  Systemen  er  befolgen  will.  Denn  4(k 
beide  Systeme,  wesentlich  von  einander  verscbieden^  €16 
höchsten  sind^  welche  «ber  dieWatnr  und  fHierilie  BesHm** 
mong  des  Menschen  aufgestellt  werden  können,  «o  ist#edet 
für  das  eine  nochfär  das  andere  ein  Beweis  mögfidi.  {Vit 
W«Ui  anter  denselben  ist  vielleicht  der  h^hste  Akt  der 
menscMicbeft  MächtvotFkemmenheit.)  Sey  es  aoeh,  ^afi^  mr 
da«  eine  Sycitem  Se  BrfMirttng  zur  Crnindlage  hat ,  ttes  andere 
System  aber  aaf  dem  Gebiete  der  sehalTenden  Biiibfidangs«« 
kruft  —  ga«E  dder  zum  Theile  —  raht,  ist  nicht  uiiter  dem 
ViHrniöge*  des  menschlichen  Geistes  die  schsiTende  Einbil«' 
dangskraft  das  Höchste  ? 

Da  kann  nnr  das  Gewissen  «nd  der  Gedanke  entlmAieiden  • 
Der  BfenscAisoHsichao  hochstellen,  als  er  sieh  st^enkaiin. 


Man  kann  die  Staatsgescbichte  auf  eine  doppelte 
Weise  behandeln. 

Entweder  i»o,  dafl^  man  die  Begebenheiten  auf  all-^ 
gemeine  Ursachen  znrfickitihrt,  oder  so,  dafs  man  sie 
ans  der  Denkart  und  aus  dem  Charakter  der 
Individuen  ableitet,  welche  in  dieser  Gesdhichte  als 
handelnde  Personen  auftreten.  Die  besseren  Geschieht« 
Schreiber  der  Griechen  und  ftömer  haben  inuner  die  erstere 
Methode  befolgt;  den  letzteren?  Weg   haben  mehr. bis  auf 
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die  oedesten  Zeiten ;  die!  Geschichtschreiber  der  beiitigen 
Europäischen:  TöUcer  eingeschlagen.  {^Doch  machten  eihr-. 
^ne  SehrifteteHer,  z.  B.  wie  Macchiavelli,^ schon  irühzei- 
üg  eine  Ansnahme  von  dieser  RegeL^ 

Die  erstere  Methode  steht. mjt  der  Apsicht  in  einem 
wesentlichen  Zusammenhange,  l^ach  welcher  die  Menschen- 
gattung, wie  ane  jede  Thiergattung^  ejner  ufifijb$nderliehen 
auf  den  ewigen  Gesetzen  der  Natur  heruhenden  QTothweB- 
digkeit  unterworfen  ist,  die  letztere* beruhtauf  dem  Grund- 
sätze der  Willensfreiheit  des  Menschen.  * 

Jene  sucht  die  Begebenheiten  nur  als  Variationen 
desselben  Thema's  darzustellen;  diese  hebt  tiberall  das 
Besondere  heraus ,  oder  sucht  doch,  wenn  sie  auch  die  Ver- 
wandtschaft unter  den  Begebenheiten  keineswegs  läi^net^ 
in  der  Individualität  der  handelnden  Personen  die  Ursachen 
auf,  aus  welchen  diese  Uebereinstimmu^g  unter  den  Bege- 
benheiten zu  erklären  ist. 

Befolgt  man  die  letztere  Methode ,  so  herrscht  'in  der 
Geschichte  Leben  und  Mannigfaltigkeit  {und  ein  Geist,  der 
den  Menschen  menschlich  anspricht  und  anzieht.  Nach  der 
ersteren  Methode  laufen  die  Begebenheiten ,  wie  ein  Uhr- 
werk, ab.  —  Diese  Methode  hat  sogar  etwas  Schauerli- 
ches. Denn  kann  sie  einen  anderen  Buhepunkt  finden ,  als 
den,  dafs  sie  Alles  auf  die  Gesetze  der  Materie  zurückfuhrt? 
Wie  ?  wenn  dereinst  noch  die  Quellen  der  Lebenskraft  und 
die  Mittel,  die  Materie  künstlich  zu  bele)»en,  entdeckt  würden  ? 

Dennoch  ist  sowohl  die  eine  als  die  andere  Methode  der 
Behandlung  der  Staatengeschichte  zu  versuchen.  Sie  wer- 
den ohnehin,  —  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  —  für  immer 
die  Menschheit  in  zwei  Hälften  spalten.  Wer  sich  an  üe 
letzten  Gründe  aller  Erscheinungen  wagt,  darf  vor  keinem 
Resultate  zurückbeben,  das  ihm  seine  Untersuchungen  Uefern 
können.  Ein  Anderes  sind  Meinungen,  ein  Anderes  ist  die 
Ueberzeugung ,  die  den  Menschen  bei  seinen  Handlungen 
bestimmt.    Nur  im  Glauben  ist  Wahrheit ! 
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